PROKLA 149 Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft 


WESTFÄLISCHES DAMPFBOOT 


PROKLA-Redaktion 
Editorial & Zu den besonderen 
Produktionsbedingungen dieses Heftes 


Susanne Heeg, Marit Rosol 
Neoliberale Stadtpolitik im globalen Kontext 


Eric Töpfer, Volker Eick, Jens Sambale 
Business Improvement Districts 


Henrik Lebuhn 


Sozialräumliche Konflikte in der unternehmerischen 
Stadt. Eine Berliner Fallstudie 


Claudia Liebelt 


Die „Schwarze Stadt” in Tel Aviv 


M. Bernt, M. Daniljuk, A. Holm 
Partizipative Stadtentwicklung in den Barrios 
von Caracas 


Britta Grell 
Immigrant Rights Campaigns 


Martin Kronauer 
Revolte in den Banlieues 


Robert, Brenner 
Warum Irak? Die Politik von Bush Il 


Andreas Fisahn, Regina Viotto 
Verschiebungen im 
Verfassungskompromiss 


Jahresinhaltsverzeichnis 


490 PROKLA-Redaktion 


möglichkeiten ausgebaut werden (wie gerade im Moment durch das Gesetz zur Vor- 
ratsdatenspeicherung), wird die PROKLA das Heft 3/2008 dem Thema „Politik mit 
der inneren Unsicherheit“ widmen. 


In eigener Sache 


Die PROKLA wird von der „Vereinigung zur Kritik der politischen Ökonomie e.V.“ 
herausgegeben. Auf ihrer jährlichen Mitgliederversammlung wählt die Vereinigung die 
Redaktion der PROKLA und diskutiert die inhaltlichen Schwerpunkt des nächsten 
Jahres. Ohne die finanzielle Unterstützung der Vereinigung könnte die PROKLA als 
eine von jeder Institution oder Partei unabhängige linke wissenschaftliche Zeitschrift 
nicht existieren. Weitere UnterstützerInnen, die dem Verein beitreten wollen, sind 
herzlich willkommen. Die PROKLA wird von den Vereinsmitgliedern nicht nur finan- 
ziell, sondern auch inhaltlich gefördert. Um die Unterstützung der Redaktionsarbeit 
intensiver und kontinuierlicher zu gestalten, wurde bei der diesjährigen Mitgliederver- 
sammlung, die am 13. Oktober in Berlin stattgefunden hat, erstmals ein Redaktions- 
beirat gewählt. Ihm gehören, Jürgen Hoffmann, Margit Mayer, Klaus Müller, Urs 
Müller-Plantenberg, Christoph Scherrer, Rudi Schmidt, Günter Thien, Gudrun Traut- 
wein-Kalms und Bodo Zeuner an. 


PROKLA 150 (März 2008): Umkämpfte Arbeit 


Im zunehmend globalisierten Kapitalismus brechen auch in den Metropolen neue 
Konflikte in und um die Erwerbsarbeit auf. Sie machen sich fest an der immer wei- 
tergehenden Intensivierung der Arbeit, an veränderten Formen der Ausbeutung der 
Arbeitskraft, an widerspruchsvollen Anforderungen an mehr Eigenverantwortung 
verbunden mit verschärften direkten und indirekten Kontrollen, an wachsender 
Unsicherheit von Beschäftigung und am ungeschützten Charakter von Beschäfti- 
gungsverhältnissen. Diese Interessenkonflikte und die Formen, in denen sie ausge- 
tragen werden, sollen im Zentrum dieses Heftes stehen. Dabei wird es insbesondere 
um die neuen Auseinandersetzungen um Arbeitszeit gehen, um die arbeitspoliti- 
schen Auswirkungen der Restrukturierung globaler Produktionsnetzwerke und um 
indirekte Steuerungsformen, die an der Subjektivität der Beschäftigten ansetzt. 


PROKLA 151 (Juni 2008): Geselischaftstheorie nach Marx ] 
und Foucault 


Nachdem in den 1960er und 70er Jahren kritische Gesellschaftstheorien vor allem 
ım Anschluss an Marx formuliert wurden, ist in den 1980er und 90er Jahren Fou- 
cault zu einem entscheidenden Stichwortgeber geworden. Dabei blieb das Verhält- 
nis von Marx und Foucault allerdings recht unklar: Foucault, der sich selbst kei- 
neswegs als Marxist verstand, knüpfte in wichtigen Feldern an Marx an, wurde in 
der Debatte aber auch immer wieder gegen Marx in Stellung gebracht. Ob die 
Formation der „Diskurse“ gegen die „Materialität“ der gesellschaftlichen Verhält- 
nisse stehen oder deren Bestandteil sei, blieb genauso unklar wie das Verhältnis der 
Foucaultschen „Mikrophysik der Macht“ zum Marxschen Begriff von Herrschaft 
und Ausbeutung. Allerdings soll es in diesem Heft nicht um werksgeschichtliche 
Aufarbeitungen gehen, vielmehr soll untersucht werden, auf welche Weise heute, 
im Anschluss an Marx und/oder Foucault gesellschaftliche Herrschaftsverhältnisse 
analysiert und der Widerstand dagegen konzipiert werden kann. 


Susanne Heeg, Marit Rosol 


Neoliberale Stadtpolitik im globalen Kontext. 
Ein Überblick 


Einleitung 


Die Frage, ob städtische Politik im Zuge der grundlegenden gesellschaftlichen 
Transformationsprozesse jeglichen Handlungsspielraum verloren habe oder 
aber im Gegenteil eine Aufwertung stattgefunden habe, beschäftigt die Stadt- 
forschungsliteratur seit über zwei Jahrzehnten (vgl. exemplarisch Heeg 1998; 
Peck/Tickell 1992; 1994; Krätke/Schmoll 1987; Mayer 1991; Ronneberger/ 
Schmid 1995). Empirisch lassen sich einerseits die Überantwortung neuer 
Aufgaben, die Etablierung einer neuen Position als direkte Verhandlungspart- 
nerin mit transnationalen Unternehmen, die Einbeziehung neuer Akteure und 
allgemein die gestiegene Flexibilität lokaler Regierungen feststellen. Anderer- 
seits sind jedoch vor allem finanzielle Beschränkungen und die Verabschie- 
dung von vielen vormals staatlich-kommunalen Aufgaben, sowohl im sozialen 
Bereich als auch in der räumlichen Planung zu konstatieren. Roland Roth fol- 
gert daraus, dass sich gerade die lokale Ebene zu einem zentralen Experimen- 
tierfeld für neue post-fordistische Regulationsweisen herausbildete (Roth 1998: 
107fE.). 

Es existieren schr unterschiedlichen Einschätzungen hinsichtlich der Hand- 
lungsspielräume für progressive Politiken auf lokaler Ebene. Einige AutorIn- 
nen schließen die Möglichkeit sozial progressiver Projekte und Allianzen auf 
städtischer Ebene im Zuge der gesellschaftlichen Transformationsprozesse zu- 
mindest nicht aus (u.a. Mayer 1994a: 327). Anderen AutorInnen zufolge ver- 
engen jedoch die neoliberale Umstrukturierung städtischer Politiken sowie das 
down-scaling nationaler Verantwortlichkeiten und Kompetenzen den Spiel- 
raum für sozial innovative urbane Konstellationen extrem (so Peck/Tickell 
1994: 299,307). Während Peck und Tickell also folgerten, dass aufgrund der 
neoliberalen Globalisierung jedweder Optimismus hinsichtlich erweiterter 
Handlungsspielräume in die Irre führe (Peck/Tickell 1994: 281), stellte Mayer 
zunächst einmal fest, dass „die neuen, „deregulierten“ Bedingungen lokaler Po- 
litik weder ruinöser noch emanzipatorischer sind als die durch wohlfahrts- 
und zentralstaatliche Imperative gesetzten, sondern anders“ (Mayer 1990: 
191£). Sie plädierte konsequenterweise für konkrete empirische Untersuchun- 
gen spezifischer lokaler Konstellationen. 
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Dies ist auch das Anliegen der in diesem Heft versammelten empirischen Beı- 
träge. Im vorliegenden Beitrag geht es hingegen darum, generelle Tendenzen 
neoliberaler Stadtentwicklung im globalen Norden wie Süden überblicksartig 
vorzustellen, um eine Einordnung lokaler Studien zu ermöglichen. Dazu wer- 
den wir im Folgenden zunächst wichtige Erkenntnisse kritischer Stadtfor- 
schung - die v.a. ım und für den globalen Norden herausgearbeitet wurden - 
vorstellen. Anschließend fassen wir wichtige Prozesse und Phänomene der 
Stadtentwicklung im Süden zusammen. Im abschließenden Fazit geht es um 
die selektive Herausarbeitung von Ähnlichkeiten, Unterschieden und Zusam- 
menhängen von Stadtentwicklung im Norden wie im Süden. Dabei geben wir 
gleich zu bedenken, dass ein solcher Vergleich notwendigerweise mit Verkür- 
zungen und Homogenisierungen sehr unterschiedlicher nationaler und lokaler 
Gegebenheiten sowie konstruierten Binaritäten einher geht. Hinzu kommt, 
dass wir in unserer Auswahl von Entwicklungen notwendig selektiv vorgehen 
müssen, da Stadtentwicklung im Norden und Süden ein zu umfangreiches 
Themenfeld ıst, um es vollständig zu bearbeiten. Letztlich geht es bei all dem 
um die Frage, was die Verschiebung neoliberaler Strategien und struktureller 
Entwicklungen heute für kritische Stadtforschung und emanzipatorische Praxis 
im globalen. Kontext bedeutet. 


1. Neoliberalisierung von Stadtentwicklung 
Stand und Entwicklung der Debatte 


1.1 Die „unternehmerische Stadt” 


Seit den 1980er Jahren finden weitreichende Veränderungen sowohl der sozio- 
ökonomischen Strukturen von Städten als auch innerhalb des Städtesystems 
statt. Hintergrund dessen sind zurückgegangene Möglichkeiten des National- 
staates, weiterhin auf fordistisch-keynesianische Art und Weise redistributiv für 
Arbeitsplätze, Wohlstandsteigerung und einen gewissen sozialen Ausgleich zu 
sorgen. Eine Kombination von Prozessen neoliberaler Globalisierung und ei- 
ner Reorganisation des Nationalstaates trug dazu bei, mehr und mehr Ent- 
scheidungskompetenzen auf subnationale und supranationale Ebenen zu ver- 
lagern (Brenner 2004a). Veränderungen auf der urbanen Ebene werden dabei 
als Übergang zur „unternehmerischen Stadt“ diskutiert (Harvey 1989). Der 
Begriff der „unternehmerischen Stadt“ wurde geprägt als Ausdruck des grund- 
legenden Wandels von lokalen Politikformen, Problemdefinitionen und Auf 
gabenwahrnehmungen durch den lokalen Staat. 

Politisch werden dabei Argumentationsmuster angewendet, wonach Städte - 
begründet mit der notwendigen Anpassung an die Globalisierung - einem ver- 
schärften Standortwettbewerb und Städtekonkurrenz ausgesetzt sind und dar- 
auf mit einer Aufwertung und einem Ausbau der städtischen Potenziale reagie- 
ren müssten. Im Rahmen einer neuen Arbeitsteilung der verschiedenen staat- 


lich-räumlichen Ebenen sollen die Kommunen und Regionen selbst stärker 
Wirtschaftswachstum fördern und steuern. Mayer nennt dies einen Wandel 
von der bloßen Verwaltung zum unternehmerischen Management, zur aktiven 
Initiierung von Unternehmensansiedlung und neuen Kooperationsformen. 
Denn - auch wenn je nach nationalstaatlicher Tradition sehr unterschiedlich 
im Detail - den Kommunen oblag im Fordismus vor allem die Ausführung 
und Verwaltung nationalstaatlicher Politik auf lokaler Ebene (vgl. u.a. Heeg 
1998; Brenner 2004b; Wollmann 2006). Kommunale Politik konzentrierte sich 
dabei insbesondere auf sozialstaatliche und infrastrukturelle Maßnahmen 
(Stadterweiterung, Wohnungsbau, Flächensanierung, Ausbau von Verkehrswe- 
gen und Wohnfolgeeinrichtungen). Ein zentrales Ziel unternehmerischer 
Stadtpolitik besteht demgegenüber im Versuch, private Kapitalakkumulation 
durch die Verbesserung von harten und weichen Standortfaktoren zu stimulie- 
ren (vgl. auch Hall/Hubbard 1998). Um in der beschriebenen Konkurrenzsi- 
tuation das Profil des Standortes zu schärfen, werden Differenzen betont, 
Imagepolitiken betrieben, werden „natur- oder kulturräumliche Eigenschaften 
des jeweiligen Ortes betont oder sogar produziert.“ (Mayer 1990: 195, 200fF.). 

Die Konkurrenz, die inzwischen zwischen Städten herrscht, hat nach David 
Harvey (1989) mehrere Dimensionen. Konkurriert wird um: die Position als 
Produktionsort in der internationalen Arbeitsteilung, die Position als Kon- 
sumzentrum, (finanzielle, administrative und informationelle) Kontroll- und 
Befehlsfunktionen sowie nationalstaatliche Fördermittel, die nur noch selektiv 
verteilt und nicht mehr breit gestreut werden. 

Diese veränderte Sichtweise sowie die veränderten materiellen Gegebenheiten 
führten zu mehrfachen Neuorientierungen lokaler Stadtpolitik, die im Folgen- 
den kurz umrissen werden sollen. 


Von government zu governance 

Die genannten Maßnahmen und Formen von Stadtpolitik zeichnen sich zu- 
nächst durch neue Vorstellungen der Steuerung und des Regierens aus. Wäh- 
rend in der Nachkriegszeit korporatistische Verhandlungsformen der politi- 
schen Interessenvermittlung überwogen, die stark auf der Trennung zwischen 
Markt und Staat aufbauten, so dominieren inzwischen die Aushandlungen 
zwischen privaten, semi-öffentlichen und öffentlichen Akteuren. Diese Aus- 
handlungen werden vermittelt durch Netzwerke, Kooperationen und den Auf 
bau von Partnerschaften zwischen wichtigen privaten und öffentlichen Akteu- 
ren. Es etablieren sich also öffentlich-private Kooperationen, die zwar nicht 
völlig neu sind, aber seit den späten 1980er Jahren eine neue Dimension er- 
reicht haben (Mayer 1994b). Mit dem (begrifflichen und materiellen) Wandel 
von government zu governance soll also ausgedrückt werden, dass nicht die 
traditionelle hierarchisch-anordnende Form des Regierens allein durch den 
Staat im engeren Sinne im Vordergrund steht, sondern eine neue Form im 
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Sinne eines pluralistischen, horizontalen und netzwerkförmigen Steuerungs- 
modus und Politikstils (Martin et al. 2003: 115f.). Governance beinhaltet also 
vor allem Veränderungen auf der polity-Ebene, d.h. der Ebene der Institutio- 
nen und AkteurInnen, gleichzeitig jedoch auch Veränderungen der politics, 
d.h. der Politikformen. Insgesamt verweist der Begriff governance auf die Ab- 
schwächung staatszentrierter Politikmuster, eine institutionelle Öffnung für 
nicht-staatliche und nicht-gewählte AkteurInnen (vom privaten Investor bis zu 
gemeinnützigen Stadtteilorganisationen) sowie eine zunehmende Unschärfe 
des Politischen und der entscheidenden AkteurInnen (Roth 1998: 111). Kenn- 
zeichnend für diese Form von governance als einer vermeintlich partnerschaft- 
lichen Zusammenarbeit von Regierungen, Zivilgesellschaft und Wirtschaft ist, 
dass machtpolitische Ungleichgewichte ausgeblendet werden. 


Privatisierung und Kommodifizierung 

Privatisierungs- und Kommodifizierungstendenzen zeigen sich vor allem in 
rentablen Bereichen des kollektiven Konsums, die vormals öffentliche Aufga- 
ben waren (vgl. u.a. Rügemer 2006; Krüger/Ugarte Chacön 2006), wie u.a. 
Wohnungsbau, öffentlicher Nahverkehr sowie Gas- und Wasserversorgung, 
Abfallwirtschaft, aber auch Schwimmbäder und öffentliche Grünflächen 
(Mayer 1994b: 442). Im Bereich des kollektiven Konsums sank nicht nur der 
Anteil der kommunalen Ausgaben massiv, auch die Erbringung dieser Dienst- 
leistungen wird zunehmend privaten AkteurInnen (von gewinnorientiert bis 
gemeinnützig) überlassen, dabei oft weiterhin reguliert und kontrolliert durch 
die Kommune. Bei Neuplanungen geschieht dies oft in Form von Public- 
Private-Partnership bzw. ım Rahmen städtebaulicher Verträge, welche den In- 
vestorInnen einen Teil der Erstellung der notwendigen Infrastruktur auferlegen 
- je nach Rahmen und Verhandlungsgeschick zu mehr oder weniger günstigen 
Bedingungen für die Kommune. 

Gleichzeitig existieren auch in der unternehmerischen Stadt weiterhin massive 
lokalstaatliche Interventionen, u.a. durch ein quantitativ ausgeweitetes kom- 
munales Ausgabevolumen für wirtschaftsfördernde Maßnahmen. Offensicht- 
lich ist also eine staatliche Umverteilungspolitik „von unten nach oben“ eine 
zentrale Begleiterscheinung der „unternehmerischen Stadt“ (Heeg 1998: 16ff.). 
Während die Ansiedlung von Unternehmen sowie die Bildung von Wohnei- 
gentum weiterhin hoch subventioniert bleibt, finden gleichzeitig bei sozialpo- 
litischen Maßnahmen und Einrichtungen massive Kürzungen statt. 


Festivalisierung von Stadtpolitik 

In den letzten zwei Jahrzehnten lässt sich in einer Vielzahl von Städten der 
Versuch erkennen, über medial aufbereitete Großereignisse (z.B. Expo, Olym- 
piade) und Großprojekte (Waterfront- sowie weitere Revitalisierungsprojekte) 
auf die jeweilige Stadt aufmerksam zu machen (Häußermann/Siebel 1993). 


Ziel ist in der Regel, durch die Konzentration der Ressourcen, die Mobilisie- 
rung regionaler/städtischer Kräfte und dte Umsetzung neuer administrativer 
Arbeitsweisen und Strukturen an Bekanntheit zu gewinnen, potenzielle Inves- 
toren anzuziehen und öffentliche Gelder einzuwerben (Selle 1993). Charakte- 
ristisch ist die Organisation der Veranstaltung durch öffentlich-private Ent- 
wicklungsgesellschaften, welche die Umsetzung durch eine Hand garantieren 
sollen. Im Unterschied zu früheren Großprojekten z.B. im sozialen Woh- 
nungsbau weisen die heutigen Großprojekte kaum noch eine Orientierung an 
einer langfristigen Verbesserung der Lebensverhältnisse für die „breite Masse“ 
auf. Hinzu kommt, dass diese quasi-privaten Organisationen öffentlicher Kri- 
tik nur schwer zugänglich sind. 


Territoriale Kontrollstrategien 

Mit dem Übergang zum „Unternehmen Stadt“ wird auch eine Solidarität ad- 
ministrativen Typs abgelöst, die von der Stadt als paternalistischer Vertei- 
lungsagentur ausgeführt wurde. Inzwischen dominieren Versuche zum Umbau 
des städtischen Raums zu urbanen Dienstleistungsmetropolen mit kontrollier- 
ten Erlebnis- und Konsumräumen. Im Zuge dessen wird Stadt zunehmend zu 
einem umkämpften Terrain (Spacelab 1997), in dem um die Herstellung und 
Kontrolle hochwertiger Konsumtionsräume gestritten wird. Territoriale Kon- 
trollstrategien beziehen sich dabei vor allem auf die innenstadtnahen Räume, 
die die Visitenkarten der Stadt darstellen sollen. Im Zuge dessen haben sich in 
vielen Großstädten Allianzen aus Geschäftsleuten und städtischer Verwaltung 
etabliert, die die Überwachung innenstadtnaher Räume und die Selektion ihrer 
NutzerInnen übernehmen (vgl. dazu auch den Beitrag von Töpfer/Eick/Sam- 
bale in diesem Heft). Verschiedene Submilieus, für welche gerade die Innen- 
städte wichtige Aufenthalts-, Anlaufs- und Reproduktionsräume darstellen, 
sind zunehmend Maßnahmen zur Vertreibung ausgesetzt, da sie nicht mit 
Vorstellungen einer aufgewerteten Einkaufs-, Erholungs- und Bürozone zu- 
sammen passen. Eick konstatiert bei dieser Entwicklung eine zunehmende 
Abgabe staatlicher Ordnungs- und Kontrollbefugnisse an einen Mix von staat- 
lich-privaten Akteuren mit unklaren rechtlichen Zuständigkeiten (Eick 1998). 
Diese Form der Kontrolle sichert Räume und reguliert Situationen, indem 
sichtbare Erscheinungsformen städtischer Armut und damit Irritationen für 
KonsumentlInnen ausgeschlossen werden. 


Wandel von der MieterInnen- zur EigentümerInnenstadt 

Ein wichtiger Bestandteil einer „unternehmerischen Stadtpolitik“ ist der Ver- 
such, die besitzende Mittelschicht und hochqualifizierte Bevölkerungsgruppen 
in den Städten zu halten. Zugleich soll der Standort durch einen qualitativ 
hochwertigen Wohnungsbestand für internationale Fachkräfte, und damit für 
Unternehmen attraktiv werden. Wohnungspolitik beinhaltet in diesem Zu- 
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sammenhang immer weniger Maßnahmen des sozialen Wohnungsbaus und 
seiner Bewirtschaftung, sondern einer Förderung des Erwerbs von Eigentum, 
indem Baugrundstücke - häufig unter Marktwert - an Selbstnutzer abgegeben 
werden, steuerliche Nachlässe (durch den Nationalstaat) gewährt werden und 
durch direkte finanzielle Förderung. Häufig geht dies - unter selektivem Rück- 
guff auf die Stadtgeschichte - mit einer Stilisierung eines neuen Stadtbürger- 
tums einher. Zugrunde liegt die Behauptung, dass durch den privaten Besitz 
eine erhöhte Verantwortung für die Umgebung sicher gestellt werden kann. 


1.2 Neuere Strategien eines „weichen Neoliberalismus”: 
Die Aufwertung des Quartiers, die Erfindung lokaler 
Gemeinschaften und die Vereinnahmung von Protest 


Flankiert werden diese unternehmerischen Stadtentwicklungsstrategien seit 
Mitte der 1990er Jahre mit Programmen, die den subkommunalen Raum zur 
Bekämpfung von Armut und sozialer Exklusion aktivieren wollen (vgl. aus- 
führlicher dazu Mayer 2003a: 267ff.; Künkel 2004; Lanz 2000; Defilippis et al. 
2006; Imrie/Raco 2003). Unternehmerische Strategien werden also nunmehr 
ergänzt um selektive sozial-integrative Programme auf Quartiersebene. Dieses 
kann als weiteres „down-scaling“ von staatlichen Aufgaben und Verantwor- 
tungsbereichen betrachtet werden. Dabei werden auch ehemals eher mit Pro- 
testbewegungen in Verbindung gebrachte Elemente wie Selbsthilfe, neue Le- 
bensformen, neue soziale Dienste des Dritten Sektors sowie eine kulturelle al- 
ternative „Szene“ und allgemein freiwilliges Engagement von unternehmerisch 
orientierten Stadtverwaltungen aufgegriffen und als „endogene Potenziale“ für 
das Standortmarketing und das Outsourcing vormals städtisch-staatlicher Auf- 
gaben genutzt (Roth 1990: 216). Dabei spielt auch Empowerment im Sinne 
von Selbst-Aktivierung der Betroffenen eine große Rolle (Mayer 2003a: 269). 
Somit ist die marktwirtschaftliche Ausrichtung der Politik einerseits und die 
gleichzeitige Anrufung der Zivilgesellschaft und lokaler Gemeinschaften, der 
Aufwertung von Drittem Sektor und ehrenamtlichem Engagement andererseits 
keinesfalls ein Widerspruch. Auf lokaler Ebene wird nicht nur unternehmeri- 
scher Geist gefördert, sondern gleichzeitig sollen kompensatorisch neue For- 
men sozialen Zusammenhalts gefunden und praktiziert werden. Letzteres steht 
im Mittelpunkt der Debatte um das ‚Sozialkapital’, welche sich überwiegend 
auf Robert Putnam bezieht und dabei die Bourdieusche Variante, welche ‚so- 
ziales Kapital’ als gesellschaftlich ungleich verteilte Ressource von Individuen 
begreift, in der Regel ausklammert (dazu kritisch u.a. Mayer 2003b; Roth 
2003; Evers 2002). 

Der Bezug auf lokale oder Überzeugungs-Gemeinschaften wird intensiv im 
Rahmen der auf Foucault zurückgehenden governementality studies als neue 
Form des Regierens diskutiert (vgl. u.a. Lemke 2002; Evers 2002). Der briti- 


sche Soziologe Rose identifiziert „eine neue Politik der Führung, welche Bür- 
gerlnnen als moralische Subjekte verantwortlicher Gemeinschaften zu rekon- 
struieren versucht“ (Rose 2000a: 1395). Damit soll eine Selbst-Regierung er- 
reicht werden gemäß einer moralischen Definition von angemessenem indivı- 
duellem und gemeinschaftlichem Verhalten. Diese neue Strategie des Regie- 
rens, welche Rose „governing through community“ nennt, kombiniert die po- 
litische Rationalität eines neoliberalen Ethos von Selbst-Verantwortung mit 
dem neokommunitaristischem Ideal von aktıver Bürgerschaft und Gemeinsinn 
(Rose 2000b: 85f.). 

Aktuell heißt dies: auch wenn Erkenntnisse und Analysen zur „unternehmeri- 
schen Stadt“ weiterhin in hohem Maße gültig sind, so sind seitdem doch neu- 
ere Entwicklungen zu konstatieren. Es haben sich sowohl neoliberale Strate- 
gien verstärkt, verlagert, abgeschwächt, neu- oder weiterentwickelt als auch der 
Fokus der Debatte verschoben. 

Ob es aufgrund dieser Tendenzen weiterhin gerechtfertigt ist, allein von der 
‚unternehmerischen Stadt’ zu sprechen, ist umstritten. Brenner (2004b) z.B. 
geht davon aus, dass sich nach den rein unternehmerischen Strategien der 
1980er Jahre seit Beginn der 1990er Jahre qualitativ veränderte Strategien auf 
lokaler Ebene zur Bewältigung der Fordismuskrise herausgebildet hätten. Auch 
andere AutorInnen sehen die kommunalen Strategien der 1990er Jahre bereits 
weniger als Reaktion auf die externe Krise der 1970er Jahre, sondern zumin- 
dest auch als Antwort auf innere Widersprüche und Krisentendenzen des neo- 
liberalen Projektes selbst, weshalb sie von einem „rolling out neoliberalism“ 
sprechen (Peck/Tickell 2002: 12). 


2. Stadtentwicklung und Städtepolitik des Südens: Streiflichter 


Es stellt sich die Frage, inwieweit Städte des Südens und des Nordens gleı- 
chermaßen von den genannten neoliberalen Strategien der Stadtentwicklung 
geprägt sind und inwiefern strukturelle Unterschiede bestehen. Ein Argument 
für ähnliche Entwicklungen ist, das in Städten des Nordens wie des Südens 
übergeordnete strukturelle Entwicklungen wie die Integration der Finanzmärk- 
te, die Beseitigung nationaler Handelshemmnisse, die Erweiterung des Hand- 
lungsraums transnationaler Unternehmen, die Deregulierung und Privatisie- 
rung wohlfahrtsstaatlicher Leistungen etc. wirken. Viele Städte sind in der Fol- 
ge von ähnlichen Konsequenzen geprägt: Zunahme der sozialen Ungleichher- 
ten, Fragmentierung des städtischen Raums, Segmentierung der Stadtökono- 
mie, Umverteilung von Unten nach Oben etc. Doch, obwohl in den Arbeiten 
von Taylor (2004) und Sassen (2000) inzwischen einige Städte des Südens auf 
der Weltkarte des globalen Wachstums und der World Cities aufgetaucht sind, 
wäre es falsch davon auszugehen, dass eine Angleichung an den Westen und 
eine globale Homogenisierung der städtischen Entwicklungspfade stattfinden 
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würde (vgl. Robinson 2002). Gegen diese Homogenisierungsannahme spricht, 
dass Städte des Südens und Nordens weiterhin von unterschiedlichen Aus- 
gangsbedingungen geprägt sind, die zum Teil den prekären staatlichen und 
wirtschaftlichen Strukturen infolge nachwirkender kolonialer Traditionen ge- 
schuldet sind. 

In dieser schwierigen Landschaft zwischen Verschwinden, Vergessen, Ausdiffe- 
renzieren und Homogenisieren von Städten des Südens im Vergleich zu denen 
des Nordens möchten wir im Folgenden wichtige Kennzeichen der Stadtent- 
wicklung im Süden vorstellen. 


2.1 Die Schuldenkrise, Strukturanpassungsmaßnahmen und ihre Folgen 


Offensichtlich betrafen staatliche Restrukturierungen und insbesondere ein 
Rescaling of Statehood in der Form einer Abgabe von Regelungskompetenz 
vom Nationalstaat an subnationale Ebenen eine Vielzahl von Ländern - un- 
abhängig vom Umstand, ob es sich um sogenannte Industrieländer oder Ent- 
wicklungsländer handelt. Während jedoch - wie Jessop (1997), Brenner 
(2004a) und andere betonen - der staatliche Umbau im Norden sich aus der 
Diskussion von Globalisierungsanforderungen und einem politischen Kräfte- 
verhältnis innerhalb der jeweiligen Länder ergibt, so ist dieser Umbau im Sü- 
den noch auf weitere Bedingungen zurückzuführen und nimmt andere For- 
men an. 

Für den Süden wird ein Abbau bzw. eine Zerstörung staatlicher Kapazitäten 
vor allem infolge von Strukturanpassungsprogrammen konstatiert (vgl. u.a. 
Böge 2004; Davis 2004). Als Antwort auf die - wesentlich durch Reagans 
Hochzinspolitik verursachte - Schuldenkrise der 1980er Jahre wurde von glo- 
bal tätigen Finanzorganisationen wie insbesondere dem Internationale Welt- 
währungsfonds (IWF) und der Weltbank Hilfen gewährt, die mit rigiden Auf- 
lagen einher gingen. Diese Bedingungen für Hilfen und Schuldenerlass spiegel- 
ten neoliberale Grundüberzeugungen und wirtschaftliche Interessen der nörd- 
lichen Geldgeber von IWF und Weltbank (sowie später WTO) wider. Ziele der 
Auflagen waren - ohne Rücksicht auf die spezifische Situation eines Landes - 
wirtschaftliche Deregulierung und Öffnung der Märkte, die sich in Maßnah- 
men wie Abwertung der nationalen Währungen, Privatisierung öffentlicher 
Unternehmen/Infrastruktur, Beseitigung von Importkontrollen und Abbau 
von Preisregulationen bzw. Subventionen im Bereich von Grundnahrungsmit- 


1 Zugleich gibt es Studien, die eine Erosion von Staatlichkeit in südlichen Ländern auf interne 
Faktoren zurückführen. Unter anderem wird auf schwach ausgeprägte Staatsbildungsprozesse als 
Folge des Kolonialismus und/oder auf die Folgen von Diktaturen und Bürgerkriegen verwie- 
sen. Wie Bodo Schulze (2007: 16) bemerkt, sind eine Vielzahl der Studien singuläre Länder- 
studien, die nur selten in vergleichenden Studien zusammengeführt werden und nur einen 
geringen theoretischen Gehalt aufweisen. Zudem setzten viele Arbeiten liberale Demokratien 
der OECD-Welt als ideologischen Fixpunkt, wodurch Analysen häufig „biased“ wären. 


teln und ihrer Produktion sowie Downsizing des öffentlichen Sektors durch- 
setzen.” Diese Maßnahmen bedeuteten einen direkten Durchgriff auf staatliche 
Organisation und gesellschaftliches Leben. 

Die Folgen waren erhöhte Armut und Ungleichheit, die sich vor allem in den 
Städten konzentrierten und dort zu einer Vervielfachung der lokalen Problem- 
lagen führten. Die Kürzung öffentlicher Ausgaben schlugen sich in einem 
Rückgang der öffentlich Beschäftigten, der Investitionen in städtische Infra- 
strukturen (Gesundheit, Wasser, Bildung etc.), der Agrarsubventionen sowie 
einem Abbau der Unterstützung importsubstituierender Industrien und Priva- 
tisierung nationaler Schlüsselindustrien nieder (Packer 2006; Davis 2004). Für 
den Fall Brasilien zeigt Lanz (2004) z.B., wie das Land im Zuge von Struktur- 
anpassungsprogrammen deindustrialisiert, dessen öffentliches Eigentum ge- 
plündert und sozialpolitische Funktionen des Staates zerstört worden waren. 
Brasilien sei in der Konsequenz durch eine verarmte Mittelklasse und soziale 
Polarisierungen geprägt. Es besteht eine breite Übereinkunft in der Diagnose 
der damit einhergehenden Probleme: Zunahme von Arbeitslosigkeit, Bedeu- 
tungsverlusts formaler Beschäftigungsverhältnisse, Landflucht und damit ein- 
hergehende Ausbreitung von informellen Ökonomien und Siedlungen (UN- 
Habitat 2003: 6; Sabir 1995). 

Inzwischen geht man davon aus, dass die Slumbevölkerung in den am wenigs- 
ten entwickelten Ländern rund 78% der städtischen Bevölkerung ausmacht; 
weltweit trifft dies auf 30% der städtischen Bevölkerung zu (UN-Habitat 2003: 
2£.). In Nigeria erstreckt sich ein Band von Slums mit 70 Mio. Einwohnerln- 
nen von Lagos als der am schnellsten wachsenden Stadt der Welt bis Ibadan 
(UN-Habitat 2003: 50; Packer 2006). Gleichzeitig hat die Arbeit im informel- 
len Sektor deutlich ım Vergleich zum formellen Sektor gewonnen. In Latein- 
amerika sollen inzwischen 57% der Arbeitskräfte im informellen Sektor arbei- 
ten (Economist, 21.3.1998). Der UN-Habitat-Bericht konstatiert, dass 33 bis 
40% der Arbeitskräfte in Asien, 60 bis 75% ın Zentralamerika und 60% in Af- 
rika im informellen Sektor arbeiten (UN-Habitat 2003: 104). Dahinter verber- 
gen sich neben einem Rückgang von formellen Arbeitsverhältnissen die Zu- 
nahme der Unsicherheit in Beschäftigungs-, Einkommens- und weiteren sozia- 
len Verhältnissen. 


2.2 Prozesse und Phänomene von Stadtentwicklung im Süden 


Aus all dem resultieren soziale Polarisierungen und räumliche Fragmentierun- 
gen, die besonders in den folgenden eng miteinander verknüpften Bereichen 
deutlich werden. 


2 Erstmals wurden neoliberale Strategie während der chilenischen Militärdiktatur nach dem 
Putsch von 1973 (mit Unterstützung von Mitarbeitern Milton Friedmans) in der Praxis 
durchgesetzt, bevor sie in den Norden (v.a. USA und UK) re-importiert wurden. 
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Privatisierung von Sicherheit und die Entstehung 

kleinräumiger Gewaltordnungen 

Als ein Ergebnis staatlicher Restrukturierungen ist eine Veränderung ım Be- 
reich von Sicherheit festzustellen (Böge 2004: 2). In vielen Ländern lassen sich 
neue Formen der Sicherheitsorganisation auf subnationaler Ebene erkennen. 
An Stelle eines vertikal organisierten staatlichen Gewaltmonopols, das ın ei- 
nem abgegrenzten nationalen Territorium wirkt, setzen sich mehr oder minder 
konkurrierende Einrichtungen der Gewaltanwendung und -kontrolle durch. 
Diese neu entstehenden Formen sind Ergebnis wie Motor des Zerfalls staatli- 
cher Ordnung. Zum Teil stellen neue Gruppen bestehende staatliche Gewalt- 
ordnungen infrage; zum Teil wachsen neue Machthaber im Vakuum staatli- 
chen Rückzugs heran und unterminieren damit das staatliche Gewaltmonopol 
weiter; zum Teil - wie Lopes de Souza (2004) im Falle von brasilianischen 
Städten argumentiert - gibt es territoriale Pakte zwischen staatlichen und pri- 
vaten Sicherheitsorganisationen. Dadurch wird Sicherheit „ın vielen Weltregi- 
onen ein teils öffentliches, teils privates, stets wertvolles Gut, das von unter- 
schiedlichen (staatlichen, gemeinschaftlichen und privaten) Akteuren gleich- 
zeitig produziert und vernichtet wird“ (Basedau 2005: 12). 

Die Macht entsprechender Akteure kann mehrere Ursprünge haben: sie kann 
auf bestimmten Traditionen sowie auf lokaler Identitätspolitik beruhen, sie 
kann gewaltförmig bzw. politisch erkämpft und sie kann von der Bevölkerung 
zugeteilt worden sein. Unabhängig davon, über welche Macht Akteure verfü- 
gen, resultiert diese aus dem Entstehen eines Marktes, auf dem Sicherheit zum 
nachgefragten und knappen Gut wird. Häufig bilden sich in den Städten als 
Reaktion auf Unsicherheitssituationen ın abgrenzbaren Territorien neue Ge- 
waltoligopole heraus. Damit einher gehen Versuche der (Re-)Monopolisierung 
von Gewalt durch mikroterritoriale Machthaber, die neue Gewalt hervorbrin- 
gen. Eine Folge sind permanent umkämpfte kleinräumige Gewaltordnungen, 
die zu einer weiteren Fragmentierung des städtischen Raums führen. 

Packer (2006) sowie MclIlwaine/Moser (2001) argumentieren, dass die Garantie 
von Sicherheit bzw. das Ahnden von Vergehen zu einem Geschäft wird, das 
von der territorialen Segmentation lebt. Das „Mikroterritorium“ bietet die 
Möglichkeit, einerseits über Androhung bzw. Anwendung von Gewalt sich 
partikulare Vorteile zu verschaffen; andererseits versuchen die mikroterritoria- 
len Machthaber durch karitative Tätigkeiten und Identitätspolitiken Zustim- 
mung bzw. loyales Verhalten der Bevölkerung zu erzielen. Die geschaffene 
Ordnung/Unordnung hat also zwei Seiten: Zum einen stellen die mikroterri- 
torialen Machthaber Ordnungsfaktoren, Identitätsstifter und Arbeitgeber dar. 
Gleichzeitig üben sie eine Form der Tyranneı und Kontrolle über die lokale 
Bevölkerung aus, wodurch Lebensmöglichkeiten eingeschränkt werden. 


Gewaltökonomien 

Untersuchungen in Jakarta (Schulze 2007), in Lagos (Packer 2006), in Rio de 
Janeiro (Lopes de Souza 2004) und in verschiedenen Städten in Kolumbien 
und Guatemala (Mcllwaine/Moser 2001) belegen das Entstehen von mikroter- 
ritorialen Sicherheits- und Unsicherheitsstrategien aufgrund eines Macht- und 
Legitimitätsvakuums - hervorgerufen durch einen Rückzug des Staates. In die- 
sem Zusammenhang hat eine Vielzahl von Studien die Etablierung von neuen 
Gewaltökonomien zum Thema. In Gebieten mit wenigen Erwerbsmöglichkei- 
ten eröffnet die Mitgliedschaft in Gangs bzw. Banden den Zugang zu attrakti- 
ven Verdienstmöglichkeiten. Zu beachten ist dabei, dass die illegalen Tätigkei- 
ten in Gebieten, die nicht mehr oder kaum noch der staatlichen Kontrolle un- 
terliegen, in vielfacher Weise mit der „legalen“ Stadt verbunden sind. Lopez de 
Souza (2004) weist darauf hin, dass die Konsumenten der Drogen (die in den 
Favelas versteckt und von dort ausgehend verteilt werden) überwiegend in Ge- 
bieten der Mittel- und Oberschicht sitzen würden. Schulze (2007: 78ff.) zeigt, 
dass Schutzgelderpressungen in bestimmten Gebieten mit der Duldung von 
Politikern möglich werden. 


Gated communities 

Ungeachtet der Unterschiede zwischen den Funktionsweisen und Ausrichtun- 
gen der jeweiligen Gewaltökonomien, verweisen die Analysen darauf, dass die 
Territorialisierung der Slums eine Voraussetzung in der „Unordnung“ auf ge- 
samtstädtischer Ebene hat. Ähnlich wie Lopez de Souza (2004) betont auch 
Lanz (2004) in Bezug auf Brasilien, dass Entstaatlichung von Sicherheit und 
Verarmung der Bevölkerung eine massive Fragmentierung des städtischen 
Raums mit räumlichen Pendants wie gated communities der Vermögenden auf 
der einen Seite und Ghettos der Armen und Ausgegrenzten auf der anderen 
Seite begünstigt hat. Dies wird in einer Vielzahl von Veröffentlichungen mit 
Verweis auf die rasante Zunahme von gated communities belegt (Glasze et al. 
2006, Themenhefte GeoJournal 1-2/2006, Trialog 2/2006 und Environment 
and Planning B 3/2003 zu diesem Thema). Dabei handelt es sich bei dem 
Thema um eine „Neuerung“, die im Norden, genauer, in US-amerikanischen 
Städten, ihren Anfang genommen hat. 

Längst ist diese Wohn- und Bauform aber in Städten des globalen Südens an- 
gekommen und findet aufgrund der o.g. (Un-JSicherheitskonstellationen be- 
sondere Verbreitung (Grant 2005; Plöger 2006). Während bis in die 1930er 
Jahre in vielen Städten gated communities eine Wohnform der gehobenen 
Mittel- und Oberschicht darstellte, setzten sie sich ab den 1980er Jahren auch 
in Wohngebieten der unteren Mittelschicht durch. Die abgeschlossenen 
Nachbarschaften können als eine Strategie der Wiederherstellung sozialräumli- 
cher Grenzen und des Gefühls räumlicher Kontrolle interpretiert werden 
(Plöger 2006: 372). Inwieweit dies gelingt, hängt unter anderem von der fınan- 
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ziellen Zahlungsfähigkeit und -bereitschaft der BewohnerInnen in ihnen ab. 
Die gated communities unterscheiden sich dahingehend, ob sie über Wach- 
personal und/oder Hausmeister verfügen, ob das Viertel bzw. die Nachbar- 
schaft umzäunt bzw. mit einem Gitter versehen ist, ob es Freizeitanlagen und 
eine interne Bewohnervertretung gibt. 

Diese Tendenzen werden von zwei unterschiedlichen Akteursgruppen vorange- 
trieben: von Nachbarschaftsvereinigungen mit kleinräumigen Interessen 
(Plöger 2006: 373) und von Projektentwicklern und Bauunternehmen, die die- 
ses Geschäftsfeld für sich nutzen (Coy 2006). Dass diese Akteursgruppen ein 
großes Gewicht erhalten können, hängt wiederum mit einem Macht- und Re- 
gulierungsvakuum des Staates zusammen. In der Folge lassen sich in vielen 
Städten des globalen Südens - eher jedoch ın Lateinamerika und Asien als in 
Afrika - Entwicklungen ausmachen, dass zum einen bestehende Viertel nach- 
träglich „sicherheitsaufgerüstet“ und „befestigt“ werden und zum anderen 
neue Viertel entstehen, die Sicherheit, Gitter, Exklusivität und Abgrenzung 
von Anfang an in ihr Verkaufs- und Vertriebskonzept integrieren. 

Insgesamt bedeutet dies eine Zerfaserung des städtischen Gefüges und eine 
zunehmende Unsicherheit in solchen Gebieten, die sich privatwirtschaftliche 
Formen der Sicherheitsgewährleistung nicht leisten können. 


Ersatzökonomien 

Als Reaktion auf eine Prekarisierung und zunehmende Unsicherheit setzen 
sich Widerstands- und Bewältigungsstrategien in den am stärksten marginali- 
sıerten Vierteln durch. Lanz (2004) berichtet für brasilianische Großstädte von 
Ersatzökonomien und der Durchsetzung von Formen der Gegenkultur. Er ver- 
steht Ersatzökonomien als alternative Kreisläufe zu kapitalistischen Wirtschafts- 
formen. Sie stellen kollektive Widerstandsformen gegen eine Verelendung ın 
den Slums dar, um mittels paralleler Kreisläufe der Produktion, des Konsums 
und der Verteilung von Gütern die soziale Reproduktion zu sichern. 

Damit handelt es sich Lanz (2004: 11) zufolge nicht „nur“ um lokale Überle- 
bensgemeinschaften - auch wenn sie als solche möglicherweise begonnen ha- 
ben -, sondern um den Willen, neue Lebensräume und -möglichkeiten zu 
schaffen. Zum Teil werden diese als außerhalb der kapitalistischen Verwer- 
tungszusammenhänge konzeptionalisiert (vgl. den Bericht zu Gesundheits- 
und Bildungsprojekten von Draguricevich 2004) und zum Teil werden sie als 
selbstorganisierte, kollektive Einheiten innerhalb kapitalistischer Austauschre- 
lationen verstanden (vgl. Bericht zu besetzten Fabriken von Zibechi 2004). 
Beispiele wie das Kollektiv der Abfallsammler in Buenos Aires (Cördoba/ Lö- 
pez 2004) oder der Initiativen von Frauen, die in Rio de Janeiros größter Fave- 
la Textilien herstellen und überregional bzw. international verkaufen (Rohlf 
2007) zeigen, dass dıe Vorstellung von lokal begrenzten Produktions- und 
Handelsnetzen nicht mehr zutreffen. Vielmehr handelt es sich um urbane Be- 
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wegungen, die sich trotz oder wegen prekärer Bedingungen neue Möglichkei- 
ten in einer Bewegung des Protests und der Selbstorganisation erschließen. 
Damit stellt sich abschließend die Frage nach der Bedeutung von sozialen 
Bewegungen für die Produktion, Reproduktion und Veränderung von Städten 
im Süden. 


2.3 Soziale Bewegungen und Widerstand 


Sozialen Bewegungen werden - insbesondere in Lateinamerika - hohe Erwar- 
tungen und Hoffnungen entgegengebracht, da sie oft als Widerstandspol zu 
den Diktaturen entstanden sind. Sie wurden als eine Organisationsform „von 
Unten“ angesehen, die das Potenzial zur basisdemokratischen Reform der Staa- 
ten beinhalten würde. Häufig wurden sie in Forschung und Politik mythisch 
überhöht und als Gegengewicht zur institutionalisierten, bürokratisierten 
Struktur des Staates gesehen (Salman 2001: 118). In dem Maße, in dem soziale 
Bewegungen in Politik und Regierungsverantwortung eingebunden wurden, 
wuchsen Zweifel ob ihrer revolutionären Kraft. Es wurde darauf hingewiesen, 
dass die Integration von sozialen Bewegungen ın Staatshandeln damit einher- 
gingen, dass sie in Abhängigkeit zu etablierten politischen Apparaten gerieten; 
dass Botschafter sozialer Bewegungen ihr Vorsprungswissen zum Vorteilsge- 
winn gegenüber den Mitgliedern ausnutzen, und dass ein „Entpolitisierungs- 
Mechanismus“ greifen würde (Salman 2001: 123). Auf der anderen Seite über- 
nehmen soziale Bewegungen mit ihren Tätigkeiten in Bereichen des sozialen 
Wohnungsbaus oder ım Gesundheits-, Kultur- und Sozialsektor etc. Aufgaben 
der staatlichen Apparate und stabilisieren damit eine prekäre Situation, lösen 
diese jedoch nicht (vgl. z.B. für den Wohnungsbau in Uruguay Rosol 2001). 
Soziale Bewegungen sınd damit billige Produzenten von Dienstleistungen, die 
der Staat nicht (mehr) erbringen kann oder will. Da sie zudem überwiegend 
mikroterritorial wirksam sind, sind sie ein weiterer Baustein einer städtischen 
Fragmentierung. Jene sozialen Bewegungen, die gut organisiert sind, können 
möglicherweise mehr für ihre Mitglieder bzw. für ihr Viertel bewirken; demge- 
genüber mangelt es Vierteln bzw. Bevölkerungsgruppen ohne Interessenvertre- 
tung zum Teil an den grundlegendsten Einrichtungen. 

Dass soziale Bewegungen überhaupt an der Politikgestaltung beteiligt wurden, 
hängt nicht nur mit dem hohen Ansehen ob ihrer Widerstandsrolle während 
der Diktaturen zusammen, sondern auch mit Vorgaben von UN-Programmen. 
In den 1990er Jahren kamen UN-Strategien zum Tragen, die finanzielle Unter- 
stützung an die Beteiligung sozialer Bewegungen in Form von NGOs koppel- 
te. Diese Aufwertung von NGOs in den 1990er Jahren (vgl. u.a. Brand et al. 
2001) geht mit einer good oder global governance als dem normativen Leit- 
bild von Politik und Regierungsführung einher. Governance wird in diesem 
Zusammenhang von der UN, Weltbank und weiterer global wie national und 
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subnational tätiger Institutionen die Kapazität zu effizienter Problemlösung 
und Steuerung, Demokratisierung und Restrukturierung von Staatlichkeit zu- 
gesprochen (vgl. insgesamt zum Konzept Brand et al. 2000). Beteiligung und 
Kooperation werden als Bedingungen für effektives Regieren in den Mittel- 
punkt gerückt, ungleiche Machtverhältnisse hingegen ausgeblendet. 

Dies alles bedeutet jedoch nicht, dass soziale Bewegungen zwangsläufig zu 
NGOs mutieren oder kooptiert werden oder aber nur im Rahmen einer Über- 
lebensökonomie eine Bedeutung haben. Lanz (2004) teilt nicht die pessimisti- 
sche Einschätzung, dass soziale Bewegungen per se systemstabilisierend wir- 
ken. Bewegungen wie die vorher angesprochenen sich in Kollektiven organisie- 
renden Müllsammler oder Gesundheitskollektive weisen darauf hin, dass sie 
trotz prekärer sozioökonomischer Situationen eine Dynamik selbstorganisier- 
ten Arbeitens entwickeln, die sich widerspenstig und quer zu kapitalistischen 
Verwertungszusammenhängen stellen und damit politische Bedeutung erlan- 
gen können. 


3. Fazit 
3.1 Vergleich Nord-Süd 


Es lässt sich festhalten, dass sowohl im Norden wie im Süden neoliberale Polı- 
tikstrategien dominieren. In deren Anwendung und in den Folgen lassen sich 
sowohl Gemeinsamkeiten als auch Unterschiede zwischen Nord und Süd fest- 
stellen, von denen wir abschließend kurz einige anreißen wollen. 

Sowohl im Norden wie im Süden hat governance als politisches Konzept an 
Bedeutung gewonnen. Während im Fordismus - die im Norden und einigen 
Ländern des Südens lange Zeit dominante Regulationsweise - lokale, nationale 
und internationale Politik vor allem auf formelle, gesetzlich legitimierte staat- 
liche AkteurInnen bzw. Regierungen basierte (government), spielen seit Beginn 
der 1990er Jahre andere AkteurInnen wie (Transnationale) Unternehmen und 
Nichtregierungsorganisationen (NGOs), eine zunehmend wichtige Rolle (go- 
vernance). Offensichtlich ersetzen die neuen AkteurInnen jedoch keinesfalls 
komplett formelle Institutionen. Weitere Gemeinsamkeiten finden sıch in der 
veränderten Rolle zivilgesellschaftlicher Akteure und sozialer Bewegungen, de- 
ren Potenzial als billige Ressource zur Erbringung von städtischen Dienstleis- 
tungen sowohl im Norden wie im Süden erkannt wurde. Der neokommunita- 
ristich und neoliberal geprägte Diskurs um good governance, um Empower- 
ment, Verantwortung in der community, Sozialkapital und soziale Kohäsion 
ist dabei im Norden wie im Süden präsent und schlägt sich in konkreten Pro- 
grammen wie Quartiersmanagement - im Norden - oder Mikrokreditförde- 
rung - im Süden - nieder (vgl. u.a. Mayer/Ranking 2002). 

Ebenso finden sich auch ım Norden zunehmend Formen informeller und Er- 
satzökonomien. Einige davon (z.B. das Flaschensammeln oder das Autoschei- 
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benputzen an roten Ampeln) können als direkte Importe aus dem Süden in- 
terpretiert werden. Nicht umsonst wird zunehmend auch von der „Dritten“ 
oder „Vierten“ Welt in der „Ersten“ Welt gesprochen und umgekehrt. Auch 
Prozesse von Gentrification, ein Zusammenspiel staatlicher und privater Ak- 
teure in territorialen Kontrollstrategien und Verdrängung einerseits sowie Ver- 
slumung auf der anderen Seite kennzeichnen Stadtentwicklung sowohl im 
Norden wie im Süden, wenngleich in unterschiedlichem Ausmaß (vgl. u.a. 
Smith 2002). Und nicht zuletzt finden weiterhin Privatisierungen von Infra- 
strukturen wie Gas, Wasser, Post und Telekommunikation etc., von Bildung 
und Gesundheit als auch staatlich-kommunaler Wohnungsbestände statt - im 
Norden wie im Süden. 

Offensichtlich gibt es dennoch bedeutsame Unterschiede. Neoliberale Pro- 
gramme z.B. in der Form von Strukturanpassungsprogrammen bedeuteten ein 
„Hineinregieren“ in Länder des Südens, einen externen Zwang, dem gefolgt 
wurde, um Hilfen und Schuldenerlass zu erreichen. Zusammen mit dem ge- 
zielten Abbau staatlicher Kompetenzen durch Privatisierung öffentlicher 
Dienstleistungen führt dies auf städtischer Ebene zu sozialen und räumlichen 
Fragmentierungsprozessen. Demgegenüber wurden neoliberale Umbauprozesse 
im Norden überwiegend aus den jeweiligen Ländern heraus gestaltet. Zwar 
sind auch Städte im Norden von einer stärkeren sozialen Polarisierung ge- 
prägt, aber im Unterschied zu Städten des Südens bestehen weiterhin - wenn 
auch im stetigen Abbau begriffen und brüchiger werdend - soziale Sicherungs- 
systeme und eine Garantie von Sicherheit durch staatliche Organisationen. 


3.2 Schlussfolgerungen für kritische Stadtforschung 
und emanzipatorische Praxis im globalen Kontext 


Ansatzpunkt und Stoßrichtung kritischer Stadtforschung und emanzipatori- 
scher Praxis sind in diesem immer unübersichtlicher und widersprüchlicher er- 
scheinenden Terrain neoliberaler und neokommunitaristischer Strategien zu- 
nehmend unklar. Es gilt heute, sich nicht nur gegen „klassische“ neoliberale 
Strategien wie Privatisierung, Kommodifizierung, Liberalisierung und (Stand- 
ort)wettbewerb zur Wehr zu setzen, sondern v.a. auch die „weichen“ Strategien 
in ihrer Komplexität zu erfassen. Dazu zählt die Übernahme einstmals mit 
progressiven Inhalten verbundener Begriffe wie Empowerment und Selbsthilfe, 
die Instrumentalisierung persönlicher Loyalitätsbeziehungen und Verantwor- 
tungsübernahme, die Aufwertung der lokalen Ebene, die Vereinnahmung von 
Selbsthilfebewegungen zur Erbringung einstmals staatlicher Dienstleistungen. 
Dabei geht es auch um die Vermeidung einer local trap (Purcell 2006) bzw. 
der Verdinglichung bzw. Überhöhung jedweder anderen Maßstabsebene. Keine 
geographisch-politische Maßstabsebene ist besonders prädestiniert oder aber 
besonders ungeeignet für emanzipatorische Kämpfe. Letztlich können eman- 
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zipatorische Veränderungen nur durch solidarisches Handeln auf verschiede- 
nen Maßstabsebenen bewirkt werden. 

Denn Ziel kann nicht sein, sich nicht mehr zu engagieren, keine Verantwor- 
tung zu übernehmen (vgl. auch DeFilippis et al. 2006). Für die politische Pra- 
xis heißt dies auch, voneinander zu lernen. Dabei kann insbesondere der 
Norden von den unkonventionellen Widerstandsformen des Südens lernen - 
von der erfolgreichen Verhinderung der Privatisierung von Wasser und Gas in 
Bolivien bis zur Gestalt des mexikanischen „Super Barrio“ zur Verhinderung 
von Gentrificatton und Verdrängung. 

In Bezug auf vergleichende Forschungen zu Entwicklungen im globalen Süden 
wie Norden gilt es, zugleich weder künstliche Binarıtäten noch verkürzte Ho- 
mogenisierung aufrechtzuerhalten bzw. zu produzieren. Es muss der Blick auf 
die spezifischen Besonderheiten der neoliberalen Entwicklung in verschiede- 
nen Städten gelenkt und damit die Pfadabhängigkeit neoliberaler Strategien 
herausgearbeitet werden. Während zu Beginn der Forschungen zur Neolibera- 
lisierung von Stadtpolitik die scheinbar universelle Ausbreitung neoliberaler 
Tendenzen konstatiert wurde, wenden sich die Forschungen in den letzten 
Jahren wieder stärker deren jeweils spezifischen Einbettungen zu. So werden 
sowohl das Gedächtnis räumlich verankerter Institutionen und Organisationen 
als auch die lokal spezifische Geschichte sozialer Kämpfe wieder stärker in den 
Blick genommen (Herod/Aguiar 2006). Neoliberale Strategien bleiben davon 
nicht unbeeinflusst. Laut Brenner und Theodore gilt es entsprechend, „[to] 
explore path-dependent, contextually specific interactions between inherited 
regulatory landscapes and emergent neoliberal, market-oriented restructuring 
projects (...)“ (Brenner/Theodore 2002: 349). Es gilt, den Blick für spezifische 
lokale und nationale Kontexte und Differenzen in den Zentren und Periphe- 
rien zu schärfen und gleichzeitig strukturelle Gemeinsamkeiten herauszuarbei- 
ten. 
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Business Improvement Districts — neues In- 
strument für Containment und Ausgrenzung? 
Erfahrungen aus Nordamerika und Großbritannien 


„Als die Städte dreckig und unordentlich wurden, flohen die Kunden in die 
Shopping Malls der Vorstädte. Dort mussten sie sich nicht darum sorgen, aus- 
geraubt zu werden oder in Urinpfützen zu treten. Business Improvement 
Districts verkörpern die Rückkehr zu traditionellen Werten hinsichtlich öffent- 
licher Räume. Sie verstehen, dass einfache Dinge, wie die Sorge um Sauberkeit 
und Sicherheit der Bürgersteige, enorme Bedeutung für die urbane Lebensqua- 
lität haben. Eine Stadt, die den Willen verloren hat, vermeintliche Bagatellde- 
likte wie Müll und Graffiti zu bekämpfen, lädt damit den weiteren Verfall der 
Ordnung ein. [...] Vielleicht kommt der Tag, an dem Business Improvement 
Disctricts nicht länger notwendig sind. Zur Zeit aber stellen sie im Gegensatz 
zum sklerotischen Ost-Berlin der Stadtverwaltungen das vitale und dynamische 
West-Berlin dar.“ (MacDonald 1996) 


Im Wettstreit urbaner Regulierungskunst, von der Heather MacDonald vom 
neoliberalen Manhattan Institute hier schreibt, hat sich in der deutschen 
Hauptstadt der vermeintlich „dynamische“ Westen bisher nicht gegen den e- 
benso vermeintlich „sklerotischen“ Osten durchsetzen können: Im Jahr 2005 
scheiterte die Berliner CDU mit einer Gesetzesinitiative zur Einführung von 
Business Improvement Districts (BIDs) an der rot-roten Mehrheit. Anders 
hingegen in Hamburg, Hessen, Bremen und Schleswig-Holstein, wo seit 2005 
entsprechende Gesetze in Kraft und erste Projekte angelaufen sind (DIHK 
2007). Mit den Initiativen dieser Länder und der flankierenden Änderung des 
Baugesetzbuches' durch die Große Koalition ist nun auch die Bundesrepublik 
von einer Entwicklung erfasst worden, die MacDonald (2006) unbescheiden 
als „eine der wichtigsten Entwicklungen lokalen Regierens während der letzten 
zwei Dekaden“ deklariert. 

Wie die Gesetze und diversen (Pilot)Projekte illustrieren, gelten BIDs mittler- 
weile auch hierzulande vielen Handelskammern, Stadtverwaltungen und Regie- 


1 Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Erleichterung von Planungsvorhaben für die Innenent- 
wicklung der Städte am 01.01.2007 wurde u.a. das Baugesetzbuch um 8171f ergänzt, in dem 
es heißt: „Nach Maßgabe des Landesrechts können unbeschadet sonstiger Maßnahmen [...| 
Gebiete festgelegt werden, in denen in privater Verantwortung standortbezogene Maßnah- 
men durchgeführt werden.“ 


PROKLA. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft, Heft 149, 37. ]g., 2007, Nr. 4, 511-528 
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rungen als probates Mittel zur Aufwertung innerstädtischer Quartiere oder, so 
Teile von Bündnis 90/Die Grünen, als unterstützenswertes Beispiel einer „Zi- 
vilgesellschaft in Aktion“.” Vertreter der Bürgerrechtsbewegung sehen in ihnen 
hingegen „ein verfassungsrechtlich bedenkliches Instrument“ der Teilprivatisie- 
rung von Städten (Schreiber/Eick 2005), und kirchliche wie Obdachlosengrup- 
pen fürchten BIDs als nächsten Schritt zur weiteren „Vertreibung“ von „Rand- 
gruppen“.’ Zum besseren Verständnis der selektiven Segmentierung des öffent- 
lichen Raums durch BIDs sollen im Folgenden ihre Entwicklung und Funktı- 
on nachgezeichnet werden, um anschließend anhand empirischen Materials aus 
Nordamerika und Großbritannien die Folgen für das Polizieren städtischer Be- 
völkerungen aufzuzeigen und die Perspektiven für Deutschland zu diskutieren. 


„Bitte ein BID!"* _ Hege und Aufzucht 


BIDs lassen sich als Public-Private Partnerships charakterisieren, in denen Ge- 
schäftsinhaber oder Grundstückseigner in einem räumlich begrenzten, meist 
innerstädtischen Bereich dafür votieren, einen kollektiven finanziellen Beitrag 
für den Unterhalt, die Entwicklung und die Vermarktung ihres Viertels zu leıs- 
ten. Briffault (1999: 368) definiert sie als 


„territoriale Untereinheit einer Stadt, in der Eigentümer oder Geschäftsleute eine Extra-Steuer 
zahlen. Dieses Geld steht als quartiersbezogene Steuer für Verbesserungen des Quartiers, für Ser- 
viceleistungen und die administrativen Kosten des BID zur Verfügung. Die Dienstleistungen stel- 
len Ergänzungen zum städtischen Angebot dar. Die meisten BIDs konzentrieren sich auf traditi- 
onelle Aufgaben wie Müllsammeln, Pflege des Straßenbilds und Sicherheitsstreifen.“ 

Die Schaffung eines BIDs bedeutet in der Regel: umfangreiche Konsultatio- 
nen, Mobilisterung lokaler Unterstützung, daran anschließend Wahlen zu sei- 
ner formellen Einrichtung, schließlich Bestätigung durch die Stadt. Einem po- 
sitiven Votum folgt - wenn nicht bereits im Vorfeld etabliert - die Institutio- 
nalisierung von Managementstrukturen mit Vertretern der lokalen Wirtschaft 
oder des Immobilienkapitals, der Stadtverwaltung und anderen an der Ent- 
wicklung des Quartiers Interessierten. Aufgabe des Managements ist die Um- 
setzung von Maßnahmen, die bereits programmatische Grundlage der Wahlen 
waren oder anschließend entwickelt werden. Dabei handelt es sich in der Re- 
gel um Mafßnahmen zur Aufwertung oder Pflege der baulichen Infrastruktur 
(z.B. Neugestaltung der Gehwege, regelmäßige Reinigung), um Aktionen zum 


2 So die damalige Stadtentwicklungspolitische Sprecherin der Berliner Partei Bündnis 90/Die 
Grünen auf dem Kommunalpolitischen Seminar „Strategien für lebendige Bezirkszentren. 
Förderung eines vielfältigen Einzelhandels“ am 4. November 2005 in Berlin. 

3 In diese Richtung gehen zahlreiche Äußerungen angesichts bereits bestehender Erfahrungen 
in der Innenstadt von Hamburg; vgl. Schneider (2007). 

4 So die Forderung der CIMA GmbH, die durch die Vorbereitung des Internationalen Exper- 
tenhearings für die Bundesvereinigung City- und Stadtmarketing im März 2003 in Hamburg 
einen wichtigen Anteil am Transfer der Idee BID nach Deutschland hatte (CIMAdirekt, 
Supplement „Business Improvement Districts“, 1/2003: 4). 
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Standortmarketing (z.B. Einkaufsführer, Events, die notorische Weihnachtsbe- 
leuchtung) und nicht zuletzt um Kontrollmaßnahmen, die unerwünschtes 
Verhalten wie Falschparken, informellem Straßenhandel, Obdachlosigkeit oder 
Bettelei sanktionieren (Ward 2007: 665). Zudem sind BIDs häufig um eine 
Abstimmung und Harmonisierung des Angebotes bemüht, nehmen direkt oder 
indirekt Einfluss auf die Mischung an Geschäften oder deren Öffnungszeiten 
(Wehrheim 2002: 155). In den meisten Fällen schließen sie einen Vertrag mit 
der Stadtverwaltung ab, in dem sie sich auf die Erbringung von Infrastruktur- 
maßnahmen und Dienstleistungen verpflichten. Deren Erfüllung wird in re- 
gelmäßigen Abständen anhand mehr oder weniger harter „performance indica- 
tors“ (Hoyt/Gopal-Agge 2007: 952), wie die Zahl eingesammelter Plastiktüten 
oder das durch Passantenbefragungen ermittelte Sicherheitsempfinden, über- 
prüft. Zugleich kaufen sie sich mit dieser Selbstverpflichtung mehr Kontroll- 
rechte über den urbanen Raum ein. 

Im Detail sieht die Ausgestaltung des Modells BID recht unterschiedlich aus. 
So firmiert es je nach Ort z.B. als Business, Special oder Urban Improvement 
Area oder District, Business Revitalization Zone, oder im deutschen Sprachraum 
als Immobilien- und Standortgemeinschaft oder Partnerschaft zur Attraktivie- 
rung von City-, Dienstleistungs- und Tourismusbereichen. Entscheidender als die 
Namensgebung jedoch ist die institutionelle Ausgestaltung: Konfliktpotenzial 
birgt regelmäßig der verbindliche finanzielle Beitrag, den alle betroffenen Un- 
ternehmer oder Grundstückseigentümer eines Gebietes zu leisten haben, wenn 
sich dort eine Mehrheit für dıe Einrichtung des BIDs ausgesprochen hat. Die- 
ses „Angebot zum Zwang“ (DSSW 2001) im Rahmen des Pflichtregimes wird 
damit begründet, dass nur so dem „Trittbrettfahrer-Phänomen“, also Mitnah- 
meeffekten, beizukommen sei: wer von der Entwicklung eines Quartiers profi- 
tiere, müsse auch finanziell beteiligt sein. Deutliche Variationen finden sich 
entsprechend zu den Abgaberegelungen,’ zur Höhe des zu entrichtenden O- 
bolus’, zum wahlentscheidenden Quorum, wie die Stimmen gewichtet werden, 
wer die Aufsicht über die BIDs führt, wie nicht-beitragspflichtige Anwohner 
repräsentiert werden etc. Dabei bedarf der Eingriff in die Freiheit der Wirt- 
schaftssubjekte der Rechtfertigung durch ein „öffentliches“ Interesse und ent- 
sprechender gesetzlicher Flankierung. Obwohl BIDs durch diese Gesetze im 
Sinne einer Projektlogik auf meistens drei bis fünf Jahre befristet sind, notie- 
ren Hoyt und Gopal-Agge (2007: 949), dass sie nicht einfach wieder ver- 
schwinden, sondern sich regelmäßig durch „standardisierte Ermächtigungspro- 
zesse“ erneuern. 


5 „In den USA und Kanada werden die Grundeigentümer zur Zahlung der Sonderabgabe he- 
rangezogen, in Neuseeland hingegen kommen die Gewerbetreibenden für die Kosten des 
BID auf. In Australien wird diese Frage in den verschieden Provinzen unterschiedlich be- 
antwortet, in Südafrika ist grundsätzlich beides möglich. BIDs in Großbritannien finanzieren 
sich nur durch die Besteuerung von Gewerbetreibenden.“ (Heiß 2006: 36) 
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Obwohl die Idee zu BIDs ursprünglich in Kanada entwickelt wurde, waren es 
die USA, oder genauer „die Erfahrungen einer Handvoll von BIDs in New 
York und Philadelphia“, die als Erfolgsgeschichte und Blaupause dafür sorg- 
ten, dass Business Improvement Districts mittlerweile zum Modell für „down- 
town governance“ mit globaler Reichweite geworden sind (Ward 2007: 662). 
Obgleich der erste US-amerikanische BID bereits 1975 in New Orleans ge- 
gründet wurde, breiteten sie sich erst in den 1990er Jahren flächendeckend 
aus. Zwei Drittel der mittlerweile mehr als 1.000 US-amerikanischen BIDs 
wurden nach 1990 gegründet (Mitchell 1999). Die Gründe für diesen Erfolg 
nordamerikanischer BIDs sind, glaubt man der Literatur (Mitchell 1999; Ward 
2007), vielfältig. Stokes (2002: 9) betont insbesondere fünf Ursachen für ihre 
rapide Verbreitung: die Aufwertung der Innenstadt erfordere mehr Schutz; 
steigende Sichtbarkeit von Obdachlosen; Zunahme von Public-Private Part- 
nerships, die Touristen anlocken wollen; unzureichende Koordination zwi- 
schen staatlicher Polizei und privaten Sicherheitsdiensten „zum Wohle der 
Mittelklasse und Besucher“; fiskalpolitische Engpässe. 

In politökonomischer Hinsicht lassen sich Business Improvement Districts als 
Ergebnis innerstädtischer Niedergangsprozesse in Folge von Suburbanisierung 
und der als Mallization beschriebenen Transformation des Einzelhandels so- 
wie als Reaktion darauf interpretieren. Diese Reaktionen sind eingebettet ın 
den Umbau der jeweiligen Nationalstaaten, in denen Städten mehr Verantwor- 
tung übertragen wird (Devolution). Kürzungen öffentlicher Mittel des Natio- 
nalstaats und ein Rückgang des kommunalen Steueraufkommens in Folge von 
Deindustrialisierungsprozessen führen zu reduzierten Ressourcen auf der loka- 
len Ebene. Das Fehlen öffentlicher Mittel wiederum schränkt die Möglichkei- 
ten der (lokalen) Geschäftswelt ein, subventioniert ıhre Profitrealisierungschan- 
cen zu optimieren. Die Entwicklung von BIDs wird im US-amerikanischen 
Kontext entsprechend als Reaktion auf zurückgehende nationalstaatliche und 
kommunale Interventionen in den urbanen (innerstädtischen) Raum diskutiert 
(für viele: Mallet 1994). Diese Reaktion muss zugleich in Zusammenhang mit 
globaler, interregionaler und innerstädtischer Standortkonkurrenz gesehen 
werden. Allerdings zielt diese Antwort nicht auf die Herstellung eines Gleich- 
gewichts. Vielmehr geht es, wie Ward (2007: 667) bemerkt, um die Institutio- 
nalisierung urbaner Fragmentierung: 


„Die Herausbildung von Business Improvement Districts stellt die Aufteilung einer Stadt oder 
Metropole in einzelne, regierbare Räume dar. Diese ‚Mikro-Räume’ [...] fördern den inter-urbanen 
Wettbewerb, da ein Business Improvement District mit dem anderen um die Wertschöpfung und 
den Anteil an der räumlichen Verteilung des Konsums konkurriert. Anders als herkömmliche 
Formen der Aufteilung von Ressourcen zwischen Orten und Städten und zwischen Städten und 
Regionen basiert das Modell ‚Business Improvement Districts’ auf bestehenden Ungleichheiten 
und zersplittert damit im Ergebnis die urbane Sphäre in konkurrierende Einheiten.“ 


Zudem gilt das neue Modell kleinteiligen urbanen Regierens seinen Befürwor- 
tern als flexibler Mechanismus zur Durchsetzung ihrer (Geschäfts)Interessen, 
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da demokratische Entscheidungsprozesse und bürokratisches Regelwerk um- 
gangen werden können: Weder gilt in BIDs Verwaltungsrecht, noch die Lohn- 
und Arbeitsstandards öffentlicher Verwaltungen. BIDs haben mit solchen Lo- 
giken nichts ım Sinn und nichts gemein (MacDonald 1996). Damit entspricht 
das BID-Modell der betriebswirtschaftlichen Logik der „unternehmerischen 
Stadt“ (Duckworth et al. 1987), wobei sich Stadtverwaltungen, kurz gefasst, 
inzwischen eher als Manager eines Wirtschaftsstandortes denn als Verwalter 
eines Gemeinwesens verstehen (Heinelt/Mayer 1997). Entsprechend kommt 
Parenti (1999: 96) zu dem Urteil, BIDs „haben alle Macht und Privilegien von 
Staaten, sind aber frei von jedweder Verantwortung und Begrenzung demokra- 
tischen Regierens.“ 

Welche Auswirkungen die Bewirtschaftung städtischer öffentlicher Räume 
durch marktförmige BID-Regime für Teile der lokalen Bevölkerung hat, wird 
im Folgenden anhand von Erfahrungen aus Nordamerika und Großbritannien 
gezeigt. Bewusst dokumentieren die Fallbeispiele Zustände jenseits des auch in 
der deutschen Literatur hinreichend beschriebenen „Modells“ New York 
(Roost 2000; Glasze 2001; Wehrheim 2002), um zu fragen, ob New York tat- 
sächlich als der Referenzpunkt für eine generelle Kritik an BIDs dienen kann. 


Toronto: Polizei auf Zuruf des Einzelhandels‘ 


Das derzeit abgefeimteste Sicherheitsregime hat sich in Kanada etabliert. Auch 
wenn man berücksichtigt, dass die Stadt- und Regionalplanung in Nordamerni- 
ka nicht ausdrücklich eine staatliche Aufgabe ist und dort kein einheitliches 
nationales Recht wie in Deutschland besteht, das - zumindest den Buchstaben 
nach - den Nationalstaat zur Schaffung gleichwertiger Lebensbedingungen 
verpflichtet, kündigt die dortige Kombination aus Pflichtregime (BIDs) und 
para-staatlichem Sicherheitsregime (Rent-a-cops und Polizei) doch eine überaus 
bedrohliche Entwicklung an. Privatwirtschaft und Kommunen übernehmen 
die zentrale Rolle in der Stadtentwicklung und bei der Sicherheitsproduktion. 

Kanada, wie erwähnt der Vorreiter ın Sachen BIDs, hat knapp vier Jahrzehnte 
nach Gründung des ersten seiner Art 347 BIDs (Hoyt/Gopal-Agge 2007: 947), 
die unter verschiedenen Namen firmieren. Zwei Drittel befinden sich in der 
bevölkerungsreichsten Provinz Ontario, wo sie Business Improvement Areas 
(BIAs) genannt werden. Wie Rigakos (2007) anschaulich für Toronto mit sei- 
nen 60 BIAs’ zeigt, forcieren die BIAs nicht nur die Kommodifizierung des 
urbanen Raums, sondern auch die Kommodifizierung von Polizeiarbeit. Im 
zentralen Quartier Torontos besteht seit der Gründung der dortigen Down- 


6 Polizeiarbeit auf „Zuruf des Einzelhandels“ kannte auch Berlin; hier war es der AG City e.V. 
am Kurfürstendamm gelungen, eine Spezialeinheit der Polizei für ihre Profitinteressen zu 
mobilisieren (vgl. Eick 1995). 

7  http://www.toronto-bia.com/bias/fag.php#question5 [18.09.2007]. 
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town Yonge BIA (DYBIA) im Jahr 2001 eine enge Zusammenarbeit zwischen 
dieser Vereinigung mit ihren etwa 2.000 Geschäftsleuten und Grundstückeig- 
nern und der Polizei. Während bisher aber Informationsaustausch das Stich- 
wort war, sind seit Mai 2006 unter dem Label „community-based policing“ 20 
Polizisten im Auftrag der DYBIA unterwegs.’ 


„Das erste Mal in der Geschichte Kanadas führt staatliche Polizei im Auftrag der Privatwirtschaft 
Patrouillen im öffentlichen Raum durch, berücksichtigt Kundenwünsche und liefert dann auch 
noch Arbeitsberichte ab, damit sie bezahlt wird.“ (Rigakos 2007: 51) 

So entstehen im innerstädtischen Raum, mit Lauria (1997) gesprochen, lokale 
urbane Regime, die von privatwirtschaftlich geführten Wachstumskoalitionen 
getragen werden. Offensichtlich wird anhand der DYBIA Torontos aber auch, 
dass kein Anlass besteht, sich lediglich mit der Teilprivatisierung öffentlicher 
Räume und bisher staatlicher Aufgaben auseinanderzusetzen, vielmehr lässt 
sich der Prozess beobachten, dass durch das marktwirtschaftliche Bearbeiten 
des öffentlichen Raums die Polizei nun gezwungen wird, Aufgaben zu über- 
nehmen, 


„die im Grunde als Aufgaben privater Sicherheitsdienste gelten könnten: Patrouillieren, Kontakt- 
aufnahme, Verhinderung geschäftlicher Einbußen und das Verscheuchen unerwünschter Perso- 
nen, die Kunden stören könnten. Ein weiteres Beispiel für die zunehmende Kommodifizierung 
von Polizeiarbeit durch BIAs ist der Sachverhalt, dass die von den Geschäftsleuten bezahlten Po- 
lizisten, die in Downtown Yonge patrouillieren, nun so genannte Patrol Activity Sheets (PAS) bei 
ihrem privaten Vorgesetzten einreichen müssen.“ (Rigakos 2007: 50, Hervorh. im Orig.) 

Der dortigen BIA ist es also zuzuschreiben, dass aus den staatlichen Hütern 
des Gemeinwesens gemeine Wesen des Standorts DYBIA geworden sind, die 
sich zudem in direkter finanzieller Abhängigkeit von den dortigen Geschäfts- 


leuten befinden. 


Winnipeg: Repression und Instrumentalisierung städtischer Armut 


Die kanadische Provinz Manitoba führte die dort Business Improvement Zo- 
nes (BIZs) genannten BIDs 1987 mit der Ergänzung des City of Winnipeg Act 
in ihrer Hauptstadt ein. Mit knapp 620.000 Einwohnern (2004) ist Winnipeg 
mit 16 BIZs ausgestattet. Ihr Konzept orientiert sich, so die Verwaltung für 
Stadtplanung und -entwicklung, an der Erfolgsgeschichte von Shopping Malls: 
„Geschäfte können so die direkte Kontrolle über Aussehen und Image ihres 
Quartiers ausüben“. 

Zu den jüngsten Ergebnissen dieser Form von Raumkontrolle gehört die 
Outreach Patrol der 1989 gegründeten Downtown Winnipeg BIZ, Winnipegs 
ältester BIZ. Finanziert durch den kanadischen Bundesstaat, die Provinz Ma- 
nitoba und die Kommune bilden Stadtpolizei und BIZ seit Oktober 2006 


8  http;//www.downtownyonge.com/index.asp?navid=11 [17.09.2007]. 
9  _Winnipeg Planning, Property and Development Department: Business Improvement Zones. 
Unter: http://www.winnipeg.ca/PPD/biz_overview.stm [18.09.2007]. 


Business Improvement Districts 517. 


Wachleute aus, deren Aufgabe insbesondere die Kontrolle von „berauschten 
und störenden Personen“ ist. Die Verwaltung versicherte zum Auftakt des Pro- 
jektes zwar, der Fokus der Kontrolle liege auf der Vermittlung dieser „at-risk 
individuals“ an soziale Dienste. Liest man jedoch im Jahresbericht der Winni- 
peg Downtown BIZ (2006) nach, wird eine andere Rationalität deutlich: „Si- 
cherheit steht für uns ganz oben - und zwar für die genannten [at-risk indivi- 
duals] und für diejenigen, die hier leben, arbeiten und das Zentrum von Win- 
nipeg besuchen“.'” Ausgestattet sind die zehn Special Constables der Outreach 
Patrol mit Sondervollmachten, die bisher der Polizei vorbehalten waren: Sie 
dürfen berauschte Personen in ein innerstädtisches Ausnüchterungszentrum 
verfrachten oder „Störenfriede“ so lange festhalten, bis die Polizei eintrifft." 
Das Outreach Program stellt den vorläufigen Höhepunkt einer in Public- 
Private Partnership betriebenen Politik gegen Arme dar, an deren Formulie- 
rung und Durchsetzung die Downtown Winnipeg BIZ gemeinsam mit be- 
nachbarten innerstädtischen Improvement Zones zentralen Anteil hatte. Diese 
hatten wiederholt in Umfragen festgestellt, dass die große Mehrheit ihrer Mit- 
glieder Bettler auf den Straßen für geschäftsschädigend hält (Carter et al. 
2007a: 22ff). Entsprechend formuliert die Downtown Winnipeg BIZ in ihrem 
Leitbild als erste Priorität, die Sicherheit in der Innenstadt durch Werbung für 
das Quartier und durch das gezielte Vorgehen gegen Bettler und „Störenfrie- 
de“ zu erreichen (Downtown Winnipeg BIZ 2007: 3). In das entsprechende 
Sicherheitsprogramm investierte die BIZ mehr als 450.000 kanadische Dollar 
(2005), fast ein Drittel des Budgets (Downtown Winnipeg BIZ 2006: 21). 
Bereits 1995, dem Jahr als die schwarz-rot uniformierten Downtown Watch 
Ambassadors der BIZ erstmals auf Streife gingen,” verabschiedete die Stadt eı- 
ne Gemeindeverordnung, die das Betteln an bestimmten Orten und zu be- 
stimmten Tageszeiten unter Strafe stellte.'* Zwar wurde die Verordnung ım 
Jahr 2000 nach einer erfolgreichen Public Interest-Klage der National Anti- 
Poverty Organization durch eine Regelung ersetzt, die ausschließlich „aggres- 
sives“ Betteln sanktionieren sollte. Auf Betreiben der innerstädtischen Impro- 
vement Districts feierte dıe Verordnung aber 2005 ihre Wiederauferstehung, 
nunmehr jegliches Betteln kriminalisierend, das sich an eine „captive audien- 
ce“ richtet.” Als „Gefangene“ ihrer innerstädtischen Vergnügungssucht gelten 


10 Winnipeg Partnership Agreement (2006): New Outreach Patrol to Hit Winnipeg Downtown 
Streets. Unter: http://www.winnipegpartnership.mb.ca/pdf/20060808b.pdf [20.09.2007]. 

11 Winnipeg BIZ 'constables' now dealing with downtown drunks. Unter: http://www.cbc.ca/ 
canada/manitoba/story/2007/05/03/biz-patrols.html [20.09.2007]. 

12 Die 2006 anlaufenden Outreach Patrols sind zusätzlich mit jährlich 478.000 kanadischen 
Dollar subventioniert,. Unter: http://www.downtownwinnipegbiz.com/inc/app/winnipegbiz/ 
data/CommunityOutreachPatrol.pdf [21.09.2007]. 

13 http://www.downtownwinnipegbiz.com/index/downtown_watch [20.09.2007]. 

14 The City of Winnipeg By-Law No. 6555/95 to Regulate and Contro! Panhandling. 

15 The City of Winnipeg Obstructive Solicitation By-Law No. 7700/2000, ergänzt im Sommer 
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dabei Nutzer von Geldautomaten, des öffentlichen Nahverkehrs oder des in- 
nerstädtischen Netzes überdachter Walkways, aber auch Menschen, die im 
Außenbereich von Straßencafes sitzen. 

Die Durchsetzung des Bettelverbotes gehört seither zu den Kernaufgaben der 
20 festangestellten und mehr als 100 „freiwilligen“ Botschafter der Downtown 
BIZ in der Innenstadt. Ausgestattet mit direktem Funkkontakt zur Stadtpolizei 
patrouillieren sie als deren „Augen und Ohren“. Entsprechend berichten Be- 
troffene, ıhre Situation habe sich deutlich verschlechtert, und es sei noch 
schwieriger und zeitaufwändiger geworden, ihre grundlegenden Bedürfnisse mit 
dem erbettelten Einkommen zu stillen (Carter et al. 2007b: 58). 

Flankiert wird die Repression durch pseudo-philantropische Angebote, die ım 
Kern auf die Abschreckung und Instrumentalisierung der Armen zielen: Seıt 
das Outreach Team der Downtown BIZ herausgefunden haben will, dass „sie- 
ben von zehn Bettlern“ das erbettelte Geld für Drogen und Alkohol ausgeben, 
startete sie im Rahmen ihres Change for the Better-Programms eine diffamie- 
rende Plakatkampagne unter der Überschrift „Please Feed My Addiction“, um, 
wie es hieß, die Öffentlichkeit aufzuklären.” Parallel dazu revitalisierte sie mit 
Unterstützung von Stadtverwaltung, Provinzbehörden und Wirtschaftsverbän- 
den sowie sechs willigen Wohlfahrtsorganisationen eine alte Idee der lokalen 
Union Gospel Mission: Im ganzen Gebiet der BIZ wurden mehrere hundert 
Spendenboxen aufgestellt, in die gewissensgeplagte Urbaniten Geld einwerfen 
können, um im Gegenzug einen Blue Key für Bettler zu erhalten. Während 
das Bargeld den sechs Wohlfahrtsorganisationen zukommt, sollen Bettler die 
Blue Keys dort für ein warmes Essen eintauschen können. Nicht nur, dass das 
paternalistische Programm die Bedürftigen entmündigt, diese berichten zu- 
dem, dass sie die Leistungen in fünf der sechs Organisationen auch ohne 
„Plastikwährung“ kostenlos erhalten hätten. Lediglich die Heilsarmee besteht 
auf die Blue Keys, akzeptiert diese aber nur einmalig. „Dumm“ und „nutzlos“ 
lautet daher das Urteil der Bettler zum Wert der gutmenschlich daherkom- 
menden BIZ-Initiative (zit. n. Carter et al. 2007b: 25), der es tatsächlich auch 
nicht um deren Wohl, sondern um deren „Abschreckung“ geht, wie ein BIZ- 
Jahresbericht unverblümt formuliert (Downtown Winnipeg BIZ 2006: 15). 
Einer ähnlich zynischen Logik folgen Projekte wie Mission: Off the Street" 
oder die Aboriginal Ambassadors.”” Wie ın den anderen Freiwilligenprogram- 


2005 durch By-Law No. 128/2005. Die Downtown Winnipeg BIZ (2006: 17) feiert die Er- 
gänzung in ihrem Jahresbericht als Ergebnis intensiver Lobbyarbeit. 

16  http://www.downtownwinnipegbiz.com/index/downtown_watch [20.09.2007], vgl. auch das 
Jobprofil für Ambassadors unter http;//www.downtownwinnipegbiz.com/inc/app/winnipegbiz/ 
data/DWJob_Description.pdf [21.09.2007]. 

17 Change for the Better Fact Sheet. Unter: http://www.downtownwinnipegbiz.com/inc/app/ 
winnipegbiz/data/CFTB_factsheet.pdf [21.09.2007]. 

18 http://www.downtownwinnipegbiz.com/index/MOST [21.09.2007]. 

19  http://www.downtownwinnipegbiz.com/index/lawenforcement [21.09.2007]. 
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men der Downtown Watch Ambassadors, werden hier gezielt Obdachlose und 
benachteiligte Minderheiten mit dem Versprechen angesprochen, sich durch 
schlecht oder unbezahlte Praktika bei BIZ-Diensten für eine Festanstellung 
oder gar den Polizeidienst zu qualifizieren. In der Summe konnte sich der 
Downtown BIZ so allein im Jahr 2005 etwa 8.000 Stunden kostenlos geleiste- 
ter Arbeit sichern (Downtown Winnipeg BIZ 2006: 15). Angesichts der Zahl 
von gegenwärtig nur 30 festangestellten Downtown Watch Ambassadors ist 
die Aussicht der sich selbst Ausbeutenden auf eine bezahlte Perspektive im 
Dienst einer „sauberen“ Innenstadt allerdings denkbar gering. Wo sich die 
Armen nicht aus Winnipegs Innenstadt vertreiben lassen, macht die BIZ sie 
also zu billigen Handlangern ihrer Interessen. Eine ähnliche Strategie verfol- 
gen auch die BIDs in Downtown Los Angeles. 


Los Angeles-Skid Row: Zwischen Bunker und BID 


Los Angeles hat gegenwärtig 30 sich im Stadtzentrum konzentrierende BIDs 
(Brooks 2006: 36), das zugleich Heimat oder doch zumindest Aufenthaltsort 
von im Tagesdurchschnitt immerhin 15.000 Obdachlosen (Eick 2007: 273) ist 
die dort einer auch offiziell Policy of Containment genannten Könziitraden 
in wenigen Straßenzügen unterworfen sind (vgl. zur Geschichte Sambale 
2007). Dieses lokale Regime der räumlichen Fixierung wird einerseits durch 
die Polizei durchgesetzt, andererseits aber durch ein dichtes, wenngleich unzu- 
reichendes Netz von Nonprofits und religiösen Gruppen. In dem Maße, wie 
das Quartier für Gewerbe- und Wohnnutzer interessant (gemacht) wird 
kommt es zu intensivierten Nutzungskonflikten, denn nun bedeutet Straßen. 
reinigung, dass Obdachlose und ihre Habe von der Straße zu entfernen sınd. 
Das Los Angeles Police Department (LAPD) löste diese Aufgabe bisher mit 
Wasserwerfern und Schlagstöcken, die BIDs bedienten sich zunächst und zu- 
sätzlich dafür erst ausschließlich kommerzieller Sicherheitsdienste, deren Bru- 
talität derjenigen der Polizei nicht nachsteht. Doch damit wurden Bilder gene- 
niert, die weder den Interessen der Gentrifier, noch denen der BIDs dienlich 
sind. So kam die Stunde der Nonprofits, gemeinnütziger Organisationen, die 
sich dem Containment-Regime andienten und SOS”-Dienstleistungen Andi 
ten. Einer der Nonprofits - und ein solcher soll hier zur Charakterisierung 
nicht-staatlicher Intervention im halböffentlichen oder teilprivatisierten Raum 
herangezogen werden - ist Chrysalis. 

Chrysalis betreibt zwei kommerzielle Einrichtungen, die ihre Dienste in 
Downtown Los Angeles, Santa Monica, Garden Grove und Pacific Palisades 
anbieten: Labor Connection, eine Zeitarbeitsfirma (seit 1991), und Street 
Works, eine Straßen- und Gebäudereinigungsfirma (seit 1993). Die Organisati- 


20 SOS steht für Sicherheit, Ordnung, Sauberkeit. 
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on selbst wurde 1984 als Reaktion auf die Zunahme von Wohnungslosen in 
Downtown Los Angeles gegründet. Der demographische Wandel der Obdach- 
losenbevölkerung von alten arbeitsunfähigen Alkoholıkern hin zu beschäfti- 
gungsfähigen, jüngeren Männern (und Frauen) mit Drogenkarrieren führte 
Mitte der 1980er Jahre zu einem Wandel der Organisationsziele: Die Herstel- 
lung einer unabhängigen Lebensführung durch Arbeitsaufnahme und nicht 
mehr die helfende Pflege steht seitdem im Zentrum der Arbeit. Bestehende 
Kontakte zur Privatwirtschaft und Politik wurden intensiviert und vertraglich 
fixiert - so auch mit den Business Improvement Districts. Seit 2002 reinigt 
Street Works über 100 Blöcke in Downtown Los Angeles und Santa Monica 
und bietet auch einzelnen Hausbesitzern Graffiti- und Müllentfernung an; die 
Geschäfte berichten von Umsatzsteigerung bis zu 60 Prozent und sinkenden 
Kriminalitätsraten zwischen fünf und neun Prozent (vgl. für diese Beschrei- 
bung und zum Folgenden Sambale 2003; Brooks 2006; Eick 2007). 

Attraktiv für die Vertragspartner ist Chrysalis, weil Downtown Los Angeles 
nicht nur ein Zentrum gewerblicher Aktivitäten und Standort tausender Büro- 
arbeitsplätze ist, sondern auch Ort der dichtesten Konzentration Obdachloser 
in den USA, mit denen sich Chrysalis auf Grund seiner Geschichte gut aus- 
kennt. StreetWorks setzt nicht auf kommerzielle Sicherheitsdienste, und die 
BIDs bezahlen nicht, wie in Toronto, das LAPD, sondern Street Works be 
schäftigt (ehemalige) Obdachlose, die die derzeit Obdachlosen auffordern, die 
Straße für die Dauer der Säuberung zu räumen und verschafft den Auftragge- 
bern so nicht allein saubere Straßen, sondern auch gute Presse - Reinigungs- 
und Sicherheitsfunktion werden so von den Chrysalis-Mitarbeitern vermischt, 
denn es geht darum, die Obdachlosen zumindest vorübergehend - und für 
immerhin 175.000 US-Dollar pro Jahr (Los Angeles Downtown News, 
18.05.2001) - von der Straße zu bekommen. 

Einerseits liegt der Polizei und ihren Auftraggebern wenig an gewalttätigen 
Auseinandersetzungen, jedenfalls dann nicht, wenn für die Obdachlosen und 
die Geschäftswelt nachfolgend keine langfristige Lösung in Sicht ist. Anderer- 
seits machen sich private und staatliche Auftraggeber die spezifischen lokalen 
Kenntnisse der Örtlichkeiten und Klientel von Chrysalis zunutze. 

Beim Einsatz von Nonprofits in BIDs handelt es sich um eine Art des Soft 
Policing, bei dem es sich um die Reduzierung von Konflikten bei simultaner 
Durchsetzung von profitmaximierenden Normen der Geschäftswelt handelt. 
Gleichzeitig verweisen Untersuchungen aus den USA auf das rigide Vorgehen 
kommerzieller Sicherheitsdienste insbesondere gegen Obdachlose, z.T. ın di 
rekter Koordination mit der Polizei und zur Durchsetzung des BID-Konzeptes 
(McArdle/Erzen 2001; Wehrheim 2002: 1471), wobei für alle sicherheitspoliti- 
schen Konstellationen unterstrafrechtliche und prä-ordnungsrechtliche Verhal- 
tensregulationen in Anschlag gebracht werden. Bevor wir uns aber der Bun- 
desrepublik zuwenden, soll ein kurzer Streifzug durch Liverpool, die kom- 
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mende Europäische Kulturhauptstadt (2008), zeigen, welche Folgen eines der 
ersten BID-Pilotprojekte diesseits des Atlantik dort gezeitigt hat. 


Liverpool - und das Ende der sozialen Stadt 


Ebenso wie ın der Bundesrepublik ist die Einführung von BIDs in Großbri- 
tannien ein vergleichsweise junges Phänomen. Der Local Government Act von 
2003 ermöglichte die Schaffung von BIDs in England und Wales. Schottland 
folgte mit entsprechender Gesetzgebung im April 2007. Im Rahmen der so 
genannten Circle Initiative wurden die ersten 22 Pilotprojekte installiert, allen 
voran der BID in Kingston upon Thames im November 2004 (Ward 2007). 
Inzwischen gibt es BIDs in 42 britischen Städten, weitere 13 sind nach Anga- 
ben des National BIDs Advisory Service in Planung.”' Obwohl aus Nordame- 
rıka importiert, stehen die BIDs in Großbritannien in unmittelbarer Tradition 
des Town Centre Management (TCM),” einer Bewegung, die Mitte der 1980er 
Jahre von großen Einzelhandelsketten wie Marks & Spencer als Antwort auf 
die schwindenden Umsätze innerstädtischer Standorte initiiert wurde. Wie 
Reeves (1998) zeigt, zielten bereits die TOM-Partnerschaften von Privatwirt- 
schaft und Lokalverwaltung, die es heute in mehr als 500 britischen Städten 
gibt, auf eine „Instrumentalisierung“ des innerstädtischen öffentlichen Raums 
für kommerzielle Interessen und deren Vorstellungen von Sozialität und Äs- 
thetik. Entsprechend erwies sich TOM als Vehikel für die Institutionalisierung 
neuer Normen und Kontrollmechanismen, zu denen lokale Verordnungen ge- 
gen öffentlichen Alkoholkonsum, „aggressives“ Betteln oder Straßenmusik ge- 
hören. In diesem Kontext entwickelten sich eine symbiotische Beziehung zwi- 
schen Town Centre Management und Videoüberwachung (Closed-circuit Te- 
levision - CCTV). Seit 1994 massiv durch die britische Zentralregierung ge- 
fördert, war die Einrichtung von CCTV-Netzwerken zur Überwachung von 
Stadtzentren der entscheidende Katalysator für die Institutionalisierung und 
den Ausbau von Public-Private Partnerships zum hybriden Management von 
Innenstadtbereichen. Rechtsverbindlich wurde der partnerschaftliche Ansatz 
zur Formulierung urbaner Sicherheitsstrategien mit dem Crime and Disorder 
Act von 1998. Zudem stärkte das neue Gesetz mit der Einführung der Antr- 
Social Behaviour Orders (ASBOs) - noch einmal verschärft durch den Antı- 
Social Behavior Act von 2003° - die lokalen Bemühungen ım Vorgehen gegen 


21 http://www.ukbids.org/BIDS/index.php [10.09.2007]. 

22 Die Association of Town Centre Management „leitete die von der Regierung unterstützten 
nationalen BID-Pilotprojekte, mit denen das Modell in England und Wales eingeführt wur- 
de“ und ist Gründer und Finanzier des National BIDs Advisory Service; vgl. 
http;//www.ukbids.org/index.php !10.09.2007]. 

23 Seitdem kann die Polizei mutmaßliche Schwerpunkte von „anti-sozialem Verhalten“ zu De- 
signated areas erklären. Dort kann sie, sobald sich dort zwei oder mehr Personen versam- 
meln, diese unter Androhung der Festnahme zum Verlassen des Platzes auffordern. 
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missliebiges Verhalten (Töpfer 2007). Es sind diese Traditionen, an die die Bu- 
siness Improvement Districts in Großbritannien nun nahtlos anknüpfen, wie 
das Beispiel Liverpool illustriert. 

Nach einem gescheiterten Anlauf im März 2005 wurde der Liverpool City 
Central BID im Oktober des gleichen Jahres mit knapper Mehrheit durch das 
Votum der lokalen Geschäftswelt für eine Laufzeit von zunächst drei Jahren 
bestätigt.” Das 21 Hektar große Gebiet zählt 500 beitragspflichtige Mitglieder 
und wird von den Betreibern auf einen Wert von einer Milliarde Pfund taxiert 
(Liverpool BID 2005: 14). Verwaltet wird es von der Liverpool BID Company 
Ltd., einer Trägergesellschaft mit einem Jahresbudget von ca. einer Million 
Pfund, in deren Vorstand lediglich drei Repräsentanten des öffentlichen Sek- 
tors 16 Vertretern der Privatwirtschaft gegenübersitzen.”” Ihre Mission lautet, 
bis 2008 eine „sichere, saubere, attraktive und gut beworbene“ Innenstadt zu 
garantieren. Kurz gesagt, wird das Gebiet auf das Programm Europäische Kul- 
turhauptstadt zugeschnitten, um die höchstmöglichen Gewinne zu erwirtschaf- 
ten. Zugleich wird es fit gemacht für die Konkurrenz, die durch „Liverpool 
One“ erwächst, ein gewaltiges Entwicklungsprojekt der Grosvenor Group,” 
das im gleichen Jahr in nächster Nachbarschaft fertig gestellt wird. Ihre Missi- 
on versteht die BID Company als Beitrag zur Etablierung Liverpools - im 
Fußballsprech - als „premier European city“ (ebd.: 2). 

Gegründet wurde der City Central BID im November 2003 zunächst als Pı- 
lotprojekt, das durch die Northwest Development Agency, eine öffentliche 
Körperschaft zur Regionalentwicklung unter Führung der Privatwirtschaft, frei- 
willige Beiträge lokaler Geschäftsleute und durch den Stadtrat finanziert wur- 
de, um die Vorzüge des Modells zu demonstrieren (Liverpool BID Company 
Ltd. 2005: 16). Bereits während dieser Pilotphase wurden die wesentlichen E- 
lemente einer komplexen Sicherheitsarchitektur installiert und durch das so- 
genannten Baseline Agreement” zwischen BID Company, Stadtrat, Merseyside 
Police und Handelskammer als zukünftige „Grundausstattung“ des geplanten 
BID vereinbart: Darin verpflichtet sich die Stadt, auch weiterhin die Kosten 
für die Gold Zone Police Officers zu übernehmen, eine 13-köpfige Sonderein- 
heit der Merseyside Police, die seit dem Jahr 2000 in der gesamten Innenstadt 
patrouilliert, um u.a. gegen Diebe, „aggressives“ Betteln und informellen Stra- 
ßenhandel vorzugehen oder kommunale Verordnungen gegen Skateboarding 
oder das „störende“ Verteilen von Flyern und Flugblättern durchzusetzen.” 


24  http://www.ukbids.org/BIDS/info.php?refnum=34 [10.09.2007]. 

25 http://www.citycentralbid.com/liverpooi/liverpool-bid-company.asp [11.09.2007]. 

26 Mit „Liverpool One“, auch bekannt als „Paradise Project“, schafft die Entwicklungsgesellschaft 
Grosvenor auf 17 Hektar privatisiertem innerstädtischem Areal für 920 Millionen Pfund ein 
künstliches Stadtzentrum, das Shopping, Entertainment und Luxuswohnen verbinden soll. 

27 Das Baseline Agreement im Überblick: http://www.citycentralbid.com/city/baseline- 
agreements.html [11.09.2007]. 

23  http://www.liverpoolfisst.org.uk/jargon?apage=C [12.09.2007]. 
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Zusätzlich unterhält sie seit Oktober 2003 mit Fördergeldern der Zentralregie- 
rung einen lokalen Ordnungsdienst mit 14 Street Crime Wardens, die im BID 
und jenseits seiner Grenzen unterwegs sind, um als „Botschafter“ der Stadt Li- 
verpool kommunales Ordnungsrecht durchzusetzen, „Umweltverbrechen“ wie 
Plakatieren oder Graffiti zu melden und der Polizei als „professionelle Zeu- 
gen“ bei der Verhängung von Anti-Social Behaviour Orders zur Seite zu ste- 
hen.” Im Dienste der BID Company unterwegs sind Mitarbeiter des BID O- 
perations Team, das Beschwerden von Geschäftsleuten und Unregelmäßigkei- 
ten jeder Art melden soll. So knüpften die beteiligten Agenturen bereits im 
Vorfeld der BID-Wahl von 2005 ein engmaschiges Netz sozialer Kontrolle, in 
der das Operation Team und die Street Crime Wardens als „Augen und Oh- 
ren“ der Gold Zone-Polizisten agieren, wenn sie nicht sogar gemeinsam pat- 
rouillieren oder gezielte Aktionen gegen Diebe, Bettler, Obdachlose, Straßen- 
händler oder Schulschwänzer durchführen. 

Ergänzt wird die personelle durch eine technische Komponente: Ein Radio 
Alert Network verbindet die beteiligten Einzelhändler - und ihre privaten Si- 
cherheitsdienste - per Funk untereinander und stellt einen direkten Draht 
zum Kontrollraum des von Stadtverwaltung und Polizei gemeinsam betriebe- 
nen Videoüberwachungssystems City Watch her, das mit 214 Überwachungs- 
kameras zu den größten und modernsten Netzwerken in Großbritannien ge- 
hört. Für BID-Mitglieder ist der Service kostenlos, und es war wohl insbeson- 
dere dieses Angebot, das sich im zweiten Anlauf zur Abstimmung über das 
BID letztlich als wahlentscheidend erwies. Betrieben wird das Funknetz von 
Business Crime Direct, einer Abteilung der Handelskammer, zu der die Mer- 
seyside Police im Rahmen der vereinbarten Partnerschaft einen Verbindungs- 
beamten abgestellt hat. Entsprechend lautet das üppig subventionierte Sicher- 
heitsversprechen des Business-Plans, mit dem die BID Company 2005 die 
Wahlen gewann, man werde „unmittelbare und unschätzbare Unterstützung 
anbieten können” (Liverpool BID Company Ltd. 2005: 2f.). 

Inzwischen wird überlegt, nach dem Vorbild einer Londoner Initiative ein Shop- 
watch Scheme umzusetzen, bei dem Verkäufer als Shopwatch Special Con- 
stables „freiwillig“ während ihrer Arbeitszeit auf Streife gehen, um „zusätzliche 
Augen und Ohren für die reguläre Polizei“ zu stellen.” Eine weitere seltsame 
Innovation des BID in Liverpool sind falkenähnliche Roboter, kurz ROBOPs, 
die durch ihre „Auswilderung“ an strategischen Plätzen die Tauben aus der 
Innenstadt vertreiben sollen (Liverpool Daily Post, 13.06.2007). Die Anti- 
Tauben-Drohne ist ab £ 1.850 zu haben. 

Da nicht nur Tauben zu den Vertriebenen der „Renaissance“ Liverpools gehören, 


29 http;//www.liverpool.gov.uk/policing_and_public_safety/citysafe/ 
tackling_crime_and_disorder/citywatch/street_crime_wardens/index.asp | 12.09.2007]. 
30 httpy//www.citycentralbid.com/news/shwNewsDetail.asp?id=210 [12.09.2007]. 
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sondern auch die Verlierer und „Störenfriede“ der Konsumgesellschaft, für die 
nicht länger Platz ist in der kommodifizierten Innenstadt, interpretiert Roy Cole- 
man Liverpool als „post-soziale Stadt“. In ihr, so Coleman, machen sich „markt- 
förmige Institutionen“ den Begriff Partnerschaft zunutze und zielen mit ihm 
darauf ab, den „Machterhalt des Kapitals“ sicherzustellen (Coleman 2007: 145). 
Wie notwendig die Analyse auch und gerade der subnationalen, lokalen Ebene 
in komparativer Weise ist, zeigt sich insbesondere an der Entwicklung in Li- 
verpool, denn hier handelt es sich nicht allein um den Prozess einer (Teil)Pri- 
vatisierung. Vielmehr muss der dortige Prozess angesichts des engmaschigen 
Netzwerkes und der sich überschneidenden Interessen staatlicher und privat- 
wirtschaftlicher Akteure als Konstituierung neoliberaler Staatlichkeit auf loka- 
ler Ebene verstanden werden (Coleman 2004), deren Kulmination vorerst die 
Gründung des City Central BIDs darstellt. Der Prozess ist aber längst nicht 
abgeschlossen: Schon planen die urbanen Eliten mit dem Arts and Recreation 
(ARC) BID in direkter Nachbarschaft Liverpools ihren nächsten BID (Liver- 
pool Daily Post, 07.03.2007). 


Fazit und Ausblick: BIDs in Deutschland 


Für die Beispiele aus Nordamerika und Großbritannien lässt sich zusammen- 
fassend sagen, BIDs entfalten - auch jenseits der in der sozialwissenschaftli- 
chen Literatur beschriebenen New Yorker Erfahrungen - immer ausgrenzende 
Wirkungen. Vertreibungsstrategien werden - rechtlich abgesichert durch Ge- 
meindesatzungen und polizeirechtliche Raumverbote - durch ein hybrides 
Netzwerk aus Rent-a-Cops ım Dienst einzelner Händler, BID Ambassadors, 
kommunalen Ordnungsdiensten und diversen Polizeieinheiten und Anti- 
Tauben-Drohnen arbeitsteilig exekutiert. Während die kommerziellen Dienste 
und die kommunalen Wachen in der Regel als „Augen und Ohren“ der Poli- 
zei agieren, nimmt diese den hoheitlichen Zugriff vor. Dass es daneben häufig 
auch informell zu Machtanmaßung und illegaler Gewaltanwendung kommer- 
zieller Sicherheitsdienste kommt, ist hinreichend dokumentiert, letztlich aber 
nur Indikator für den Charakter der institutionalisierten Sicherheitsregime in 
und um BIDs. Mit der wachsenden Bedeutung von Business Improvement 
Districts wächst auch ihr Einfluss auf die Gestaltung städtischer Sicherheitspo- 
litik und entsprechend auf die raumstrategischen Prioritäten staatlicher Polizei. 
Gleichzeitig entziehen sich diese Praktiken in den unübersichtlichen Netzwer- 
ken öffentlich-privater Entscheidungsfindung weitgehend demokratischer Kon- 
trolle mit der Folge, dass - ähnlich wie die Installierung von BIDs einem äu- 
ßerst beschränkten Verständnis von „öffentlichem“ Interesse entspricht - sich 
eine neue exklusive Version von „öffentlichem“ Raum in den Zentren der 
Städte und darüber hinaus institutionalisiert. Für die Betroffenen heißt das in 
der Regel Vertreibung, kann (selten) territoriale Kompromisse umfassen oder 


das Gegenteil bedeuten: das Beispiel Los Angeles jedenfalls zeigt die Con- 
taınment-Variante. 

Aber in Deutschland? In der bundesdeutschen Praxis können wir bislang zwei 
unterschiedliche Herangehensweisen an das Thema BID identifizieren: ein auf 
Freiwilligkeit beruhendes Modell, das Pilotprojekte auslobt und mit mehr o- 
der weniger starker Anschubfinanzierung die Entwicklung von Standortge- 
meinschaften fördert. Der Unterschied zum zweiten, dem legislativen Modell 
liegt darin, dass die Finanzierung durch die Eigentümer nicht erzwungen wer- 
den kann. Gleichwohl verstehen sich auch die Eigentümergemeinschaften in 
den diversen auf Freiwilligkeit basierenden Pilotprojekten häufig als „BID to 
come“ (DSSW 2007, DIHK 2007). Es dürfte also weniger die Frage sein, ob 
sich das legislative Modell hierzulande durchsetzt, sondern in welchem Zeit- 
raum dies geschehen wird. 

Einen Vorgeschmack liefert die Entwicklung in Hamburg. Dort befinden sich 
mittlerweile fünf BIDs in den Bezirken Bergedorf, Mitte, Wandsbek, Harburg 
und Altona im Aufbau. Der finanzkräftigste unter ihnen ist der BID der 1.200 
Meter langen Nobelmeile Neuer Wall in Mitte. Die Gemeinschaft der 55 Eigen- 
tümer verfügt bis 2010 über ein Budget von etwa sechs Millionen Euro. 2,3 Mil- 
lionen Euro wurden im Vorfeld der Fußballweltmeisterschaft in die Neugestal- 
tung des Straßenraums investiert (Neuer Wall Hamburg 2005: 20). Seitdem 
liegt der Schwerpunkt der Ausgaben auf Dienstleistungen wie der Säuberung der 
Gehwege und der Kontrolle der „ordnungsgemäßen Nutzung der Park- und 
Lieferzonen“.’' Letzteres bedeutet in der Praxis, dass die Mitarbeiter des BID 
Facility Management - beraten vom zuständigen Polizeirevier - massenhaft 
Falschparker bei der Polizei anzeigen, um, wie ein Sprecher mitteilte, auf „Voll- 
zugsdefizite“ aufmerksam zu machen. (Hamburger Abendblatt, 27.06.2006). 
Dass die Mitarbeiter von Hamburgs BIDs als „Augen und Ohren“ der Polizei 
nicht allein mit der Verfolgung von Falschparkern beschäftigt sein werden, 
legt die Episode um ein innerstädtisches Bettelverbot nahe, die Hamburg an- 
lässlich der WM 2006 erlebte. Nachdem Innensenator Hartmuth Wrocklage 
1996 mit entsprechenden Plänen gescheitert war, unternahmen City-Kaufleute 
im Dezember 2005 einen neuen Vorstoß („Die Innenstadt ist doch keine So- 
zialstation“) und erklärten insbesondere angesichts der Präsenz von als „ver- 
krüppelt“ und „bandenmäßig organisiert“ beschriebenen Bettlern aus Bulga- 
rien „dringenden Handlungsbedarf“ (Hamburger Abendblatt, 29.12.2005). Der 
derzeitige Innensenator Udo Nagel (2005) sekundierte prompt, scheiterte aber 
mit seinem Vorhaben an einer Mehrheit in Senat und Bürgerschaft (Hambur- 
ger Abendblatt, 11.04.2006). Einen Ausweg wussten der Bezirk Mitte und des- 
sen Ordnungsamt, die, banden- und gewerbsmäßig organisierte Bettelei unter- 
stellend, den Bulgaren im Mai 2006, pünktlich zur WM, das Wegerecht ent- 


31 http://www.bid-neuerwall.de/cms/34.html [24.09.2007]. 
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zogen. Hocherfreut von der Eigeninitiative des Bezirks zeigte sich angesichts 
der „Handlungsunfähigkeit“ des Senats die lokale Handelskammer (Hambur- 
ger Abendblatt, 17.05.2006). Zwar waren die Befürworter der innerstädtischen 
Vertreibungspolitik stets bemüht zu betonen, dass ein räumlich begrenzter 
Bettelbann an Hilfsangebote gekoppelt sein müsse, doch erinnern manche der 
in diesem Rahmen entwickelten Initiativen an Winnipegs Politik der Abschre- 
ckung: Bereits im Februar 2002 wurden im Rahmen der Aktion „Ein Dach für 
Obdachlose“ in Geschäften und Banken der Innenstadt Spendendosen aufge- 
stellt, um „hiltsbereiten Bürgern eine Alternative zu direkten Spenden anzubie- 
ten“ (Behörde für Soziales und Familie Hamburg 2003). Realisiert wurde die 
Aktion im Rahmen des Runden Tisches St. Jacobi auf Vorschlag des City 
Management Hamburgs, eines Zusammenschlusses von 450 Unternehmen, 
der die Attraktivität der Innenstadt steigern will.” BIDs to come? Zumindest 
in St. Pauli haben Geschäftsleute mit Unterstützung der Stadtentwicklungsbe- 
hörde, des Bezirksamts Mitte und der Handelskammer entsprechende Pläne 
angekündigt (Hamburger Abendblatt, 12.09.2007). 

Man darf also begründet bezweifeln, dass etwa die Behauptung der Hambur- 
ger Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt (2006: 49), 


„(die Partnerschaft zwischen bid und Stadt ändert nichts an den Pflichten der Stadt oder der 
Stellen und Institutionen, die hoheitliche Aufgaben der Stadt wahrnehmen. Hoheitliche Aufga- 
ben werden im Zusammenhang mit einem bid nicht an Private übertragen. Auch wenn das bid 
Servicepersonal für einen erhöhten Sicherheits- und Sauberkeitsstandard sorgt, bleiben alle Maß- 
nahmen der Sicherheit und Ordnung in den Händen der Stadt“, 

das eigentliche Problem wirklich erfasst. Vielmehr lassen sich auch hierzulande 
Prozesse schleichender Kommodifizierung staatlicher Aufgaben erkennen, die 
mit dem Verlust demokratischer Aufsicht und Kontrolle einhergehen (kön- 
nen), wenn und insoweit die (raumstrategischen) Prioritäten polizeilichen 
Handelns weitaus deutlicher von den Interessen des Kapitals und seiner Hand- 
langer geprägt werden, als dies in der jüngeren Vergangenheit der Fall war. Es 
ist also nicht alleın heiße Luft, die uns aus dem Angelsächsischen anweht, 
vielmehr bilden BIDs einen neuen, (sub)lokalen Kontroll- und Regulations- 
modus ın den metropolitanen Innenstädten. Sie sind trotz ihrer Marktrheto- 
rik keine staatsfernen Veranstaltungen, sondern Ausdruck und Ausfluss des re- 
vanchistischen Lokalstaats. 
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Henrik Lebuhn 


Sozialräumliche Konflikte in der 
unternehmerischen Stadt 
Eine Berliner Fallstudie über städtische Bewegungspolitik 
unter den Bedingungen von New Public Management 


Der Begriff der “unternehmerischen Stadt’ gehört mittlerweile zum festen Be- 
standteil der kritischen Stadtforschung. Das Ende der 1980er Jahre von David 
Harvey geprägte Konzept beschreibt die radikale Redefintion des städtischen 
Raums nach ökonomischen Kriterien. (Harvey 1989) Unter den Bedingungen 
der Krise des Sozialstaates, zunehmender Kapitalmobilität und verschärfter 
Weltmarktkonkurrenz unterwerfen sich Städte immer stärker einer betriebs- 
wirtschaftlichen Logik. Sie werden zu Marktakteuren, die um Kapitalinvestiti- 
onen, Arbeitsplätze und Steuergelder konkurrieren (siehe etwa Clarke/Gaile 
1998: 55-88; Jessop 1997, Mayer 1995). Stadtpolitik, so Neil Brenner und Su- 
sanne Heeg, wird seit Mitte der 1980er Jahre immer stärker von Themen der 
wirtschaftlichen Entwicklung, industriellen Wachstums und struktureller 
Wettbewerbsfähigkeit dominiert (Brenner/Heeg 1999: 104). 

Dass Städte immer mehr wie Unternehmen geführt werden, betrifft nicht nur 
ihre ‘externe’ Ausrichtung auf Wettbewerb und Wachstum. Auch die ‘interne’ 
Reorganisation der lokalen Verwaltungen nach betriebswirtschaftlichen Efizienz- 
kriterien stellt ein Kernstück der Transformation zur “unternehmerischen Stadt’ 
dar. Die Einführung von Gobalhaushalten, Kosten- und Leistungsrechnungen 
und Controlling-Mafßnahmen auf der kommunalen Ebene erzeugt bei stadtpo- 
litischen EntscheidungsträgerInnen und in den lokalen Ämtern und Behörden 
eine neue Handlungsrationalität und ökonomisiert die öffentlichen Institutio- 
nen in bislang ungekanntem Ausmaß. Weltweit werden diese Reformen des öf- 
fentlichen Sektors unter dem Label New Public Management implementiert. 
Im Folgenden werden Funktionsweise und Wirkung von New Public Mana- 
gement (NPM) dargestellt und sein Einfluss auf politische Mikrokonflikte um 
den öffentlichen Stadtraum diskutiert. Wenn unternehmerische Stadtpolitik 
samt ihren ausschließenden und polarisierenden Konsequenzen soziale Wider- 
stände provoziert (Mayer 2000) - d.h. individuelle und subversive Alltagspra- 
xen, progressive soziale Bewegungen, aber auch konservative Not-in-my- 
Backyard-Mobilisierungen -, dann gilt es zu fragen, wie das politische Terrain 
beschaffen ist, auf dem diese sozialräumlichen Konflikte ausgetragen werden. 
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Weltmarktkonkurrenz unterwerfen sich Städte immer stärker einer betriebs- 
wirtschaftlichen Logik. Sie werden zu Marktakteuren, die um Kapitalinvestiti- 
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eine neue Handlungsrationalität und ökonomisiert die öffentlichen Institutio- 
nen in bislang ungekanntem Ausmaß. Weltweit werden diese Reformen des öf- 
fentlichen Sektors unter dem Label New Public Management implementiert. 
Im Folgenden werden Funktionsweise und Wirkung von New Public Mana- 
gement (NPM) dargestellt und sein Einfluss auf politische Mikrokonflikte um 
den öffentlichen Stadtraum diskutiert. Wenn unternehmerische Stadtpolitik 
samt ihren ausschließenden und polarisierenden Konsequenzen soziale Wider- 
stände provoziert (Mayer 2000) - d.h. individuelle und subversive Alltagspra- 
xen, progressive soziale Bewegungen, aber auch konservative Not-in-my- 
Backyard-Mobilisierungen -, dann gilt es zu fragen, wie das politische Terrain 
beschaffen ist, auf dem diese sozialräumlichen Konflikte ausgetragen werden. 
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Vor diesem Hintergrund werde ich argumentieren, dass NPM-Techniken nicht 
einfach nur eine an Sparzwängen orientierte Verwaltungsmodernisierung dar- 
stellen. Vielmehr müssen sie als eine Machttechnik verstanden werden, durch 
welche gerade die außerparlamentarischen Widerstände gegen die in-Wert- 
Setzung des städtischen Raums strukturell geschwächt werden. Hinter schein- 
bar neutralen Begriffen wie ‘Modernisierung’, ‘Dezentralisierung’ und ‘Entbü- 
rokratisierung’ verbirgt sich der zutiefst politische Charakter von NPM- 
Techniken. Durch sie werden wirkmächtige ökonomische Handlungsrationalı- 
täten implementiert. Zentrale Fragen lokaler Politik werden der öffentlichen 
Aushandlung dadurch tendenziell entzogen und statt dessen in bürokratische 
Entscheidungsverfahren überführt. 

Im folgenden stelle ich zunächst die Grundprinzipien des NPM dar. Im An- 
schluss illustriere ich ihre Wirk- und Funktionsweise am Beispiel Berlins, wo 
die kommunalen Verwaltungen seit 1996 massıv (konter-)reformiert wurden. 
Der Konflikt um ein Soziales Zentrum, der von 2001 bis 2005 zwischen au- 
ßerparlamentarischen Basisgruppen aus dem Umfeld des Berliner Sozialforums 
einerseits und VertreterInnen des Bezirksamtes Friedrichshain-Kreuzberg und 
der Berliner Landesregierung andererseits ausgetragen wurde, dient als Fallbei- 
spiel, um die Konsequenzen von NPM-Reformer auf sozialräumliche Mikro- 
konflikte aufzuzeigen." 


New Public Management 


Der Begriff ‘New Public Management” bezeichnet, um es auf eine griffige 
Formel zu bringen, die Neuausrichtung von Verwaltungstätigkeiten gemäß be- 
triebswirtschaftlicher Effizienzkriterien. Als Reaktion auf die Finanzierungskri- 
se des Wohlfahrtsstaates wurde das Konzept des NPM ab Mitte der 1980er 
Jahre weltweit entwickelt und implementiert; Vorreiterrollen hatten die Nieder- 
lande, Großbritannien, die USA, Australien, Kanada, Neuseeland und Skandi- 
navien. Seitdem spielen NPM-Reformen eine zentrale Rolle beim neoliberalen 
Ab- und Umbau sozialstaatlicher Funktionen und bei der Privatisierung öf- 
fentlicher Räume und Güter. Während die Verschiebung der Prioritäten bei 
der Investition öffentlicher Mittel hin zu wettbewerbs- und standortpoliti- 
schen Maßnahmen eine Ökonomisierung von Stadtpolitik auf der Policy- 
Ebene darstellt - also unternehmerische Stadtpolitik im engeren Sinne - zielen 
NPM-Reformen auf eine Ökonomisierung der öffentlichen Institutionen selbst 
ab, wirken also auf der Polity-Ebene. Was die konkrete Funktionsweise der Re- 
formen angeht, lassen sich generell fünf Bereiche unterscheiden (einen guten 
Überblick gibt Jäggi 1996): 


1 Die hier zitierten Interviews habe ich im Rahmen der Feldforschung für meine Dissertation 
über stadträumliche Privatisierungskonflikte in Berlin und Los Angeles erhoben (Lebuhn 2008). 
2 Inder deutschsprachigen Debatte wird oft auch von ‚Neuen Steuerungsmodellen’ gesprochen. 
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e Wirkungsorientierung: Die politischen EntscheidungsträgerInnen 
steuern die Tätigkeit der Verwaltung nicht mehr mittels detaillierter 
Vorgaben hinsichtlich der finanziellen und personellen Ressourcen 
(Input), sondern durch die Vorgabe der zu erreichenden Leistungen 
(Output) und der gewünschten Wirkungen (Outcome). 

e  Globalbudgets: Die zuständige politische Instanz stellt ein Gesamt- 
budget zur Verfügung, mit dem die Verwaltung oder einzelne Verwal- 
tungsabteilungen die vorgegebenen Aufgaben so effizient wie mög- 
lich erfüllen müssen. Im Unterschied zur traditionellen Budgetierung 
enthält das Globalbudget keine zweckgebundene Zuweisung von 
Einzelposten sondern eine Kontraktsumme, über welche die Verwal- 
tung selbstständig verfügen kann. 

©  Leistungsmessung: Die Leistungen der Verwaltung wird nach soge- 
nannten ‘Produkten’ definiert und die Ergebnisse in monetären Grö- 
ßen messbar gemacht. Mit der Definition und Bereitstellung von 
Produkten wird den Nutzerlnnen öffentlicher Leistungen darüber 
hinaus ein Status als KundInnen zugewiesen, die die betreffenden 
Produkte ‘konsumieren’. 

e Wettbewerb: Qualität und Effizienz der Tätigkeit soll außerdem 
durch die Einführung von Marktelementen, also durch den Leistungs- 
vergleich zwischen verschiedenen Verwaltungseinheiten und/oder 
Privatunternehmen erreicht werden. Alternativ dazu können auch 
Benchmarks formuliert werden. 

®e Controlling: Interne und/oder externe Gremien oder Unternehmen 
überprüfen regelmäßig die Leistungen der Verwaltung und ihre Wir- 
kungen nach betriebswirtschaftlichen Kriterien und schlagen, wenn 
nötig, Verbesserungen vor. 


Die Ziele der NPM-Reformen sind also eine Rationalisierung und Ökonomi- 
sierung Öffentlicher Tätigkeiten, Beschränkung des öffentlichen Sektors auf 
Kernkompetenzen, Einsparung der Mittel für öffentliche Aufgaben, Personal- 
kürzung, etc. Die Stadt wird ‘intern’ nach dem Vorbild eines privaten Unter- 
nehmens organisiert. Zwar dürfte es sich mittlerweile auch unter den Vertrete- 
ıInnen des NPM-Ansatzes herumgesprochen haben, dass privatwirtschaftliche 
Modelle nicht unmittelbar auf den öffentlichen Sektor übertragbar sind - und 
zwar unabhängig davon, ob dies überhaupt wünschenswert ist oder nicht.’ 
Darüber hinaus scheinen NPM-Reformen selten die versprochenen Ergebnisse 
von Haushaltskonsolidierung und Verbesserung der öffentlichen Dienste zu 


3 Siehe etwa die kritischen Ergebnisse des umfangreichen Forschungsprojekts „Zehn Jahre 
Neues Steuerungsmodell: Evaluation lokaler Verwaltungsmodernisierung“, das an der Uni- 
versität Konstanz in Kooperation mit den Universitäten HU Berlin, Potsdam und Marburg 
durchgeführt wurde (Bogumil, et al. 2006; Kuhlmann 2006). 
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erbringen. Doch tut dies der Popularität des Ansatzes keinen Abbruch. Kein 
Wunder; denn NPM-Techniken sind, wie wir sehen werden, viel mehr als nur 
der Versuch einer fiskalpolitischen Krisenlösung. 


Verwaltungsreformen in Berlin 


In Berlin setzten die Vorbereitungen zur Einführung von NPM-Techniken 
Mitte der 1980er Jahre ein.’ „Ausgehend von den Ergebnissen einer Enquete- 
Kommission zur Neuordnung der Finanzstruktur ım Land Berlin aus dem 
Jahr 1984 wurde vom Land Berlin ein Gutachten in Auftrag gegeben, mit dem 
entsprechende Modelle zur Neuordnung erarbeitet werden sollten.“ (Fischer 
1999: 3£.). Neben der Einführung einer Kosten- und Leistungsrechnung (KLR) 
wurden die Budgetierung und das betriebswirtschaftliche Controlling der 
Haushalte der Senats- und der Bezirksverwaltungen vorgeschlagen - also alle 
zentralen Elemente des NPM-Ansatzes. „Hauptziele im Gesamtprojekt sind 
eine Erhöhung der Wirtschaftlichkeit des Verwaltungshandelns und eine 
Schärfung des Kostenbewußtseins,“ so die Senatsverwaltung Berlin in einer Re- 
formkonzeption aus dem Jahr 1995 (Senatsverwaltung 1995: 3). 

Nach einer ersten Phase der Erarbeitung konkreter Modelle, begann die Um- 
strukturierung der öffentlichen Verwaltungen ab 1994/1995 unter dem Etikett 
der ‘Verwaltungsmodernisierung’. Die Berliner Verwaltungen stellten erstmals 
systematisch Betriebswirte ein. Diese sollten die Implementierung der KLR 
und die betriebswirtschaftliche Controlling-Funktion in den Verwaltungen über- 
nehmen. Auf Grundlage der KLR wurde dann die bis dahin übliche kameralis- 
tische Finanzmittelzuweisung - das heißt die zweckgebundene Zuweisung der 
Haushaltsmittel auf der Grundlage von Erfahrungswerten - sukzessive durch 
die Zuweisung einer Globalsumme ersetzt. Eine zentrale Rolle spielte dabei die 
Definition von etwa 1500 ‘Produkten’, die eine ‘output und ‘outcome- 
orientierte” Steuerung der Verwaltung ermöglichen soll (Senatsverwaltung 
1995: 7). Dr. Margrit Köhler, Leiterin des Steuerungsdienstes im Bezirksamt 
Friedrichshain-Kreuzberg, erklärt im Interview die Funktionsweise der KLR 
und der Budgetbemessung auf Ebene der Bezirksverwaltungen: 


„1994/1995 wurde damit angefangen, dass für die Bezirke Produkte definiert wurden. (...) Ein 
Produkt ist zum Beispiel, was ich an kulturellen Leistungen im Bezirk anbiete. Kulturberatung 
zum Beispiel. (...) Da muss ja jetzt entschieden werden, wieviel Geld stecken wir in dieses Pro- 
dukt und mit Hilfe der Kostenrechnung werden jetzt die Kosten für dieses Produkt erfasst. (...) 
Wenn ich für ein Produkt arbeite, dann erfasse ich die Zeit, die ich dafür aufbringe. Und zwar 
prozentual. Also ich habe heute einen halben Tag für das Produkt xy gearbeitet. Dann wird das 
notiert. Und das erfolgt sozusagen über einen Monat, dass jede Kraft eigentlich notiert, für wel- 
che Produkte sie innerhalb eines Monats gearbeitet hat. Und am Monatsende steht dann fest: 10 
Prozent für dieses Produkt, 15 Prozent für jenes. Und dann gibt es auch noch sogenannte NPT - 
das ist eine nicht-produktbezogene Tätigkeit. (...} Oder wenn ein Mitarbeiter nur ein einziges 


4 Einen guten Überblick über die Implementierung und die Funktionsweise der NPM- 
Reformen in Berlin bieten: Senatsverwaltung Berlin (1995), (2004). 
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Produkt bearbeitet, dann kommt die gesamte Zeit, auch die nicht-produktbezogene Tätigkeit, (...) 
die Krankheitszeit und die Urlaubszeit kommt auf das Produkt. Das Produkt muss das mit tra- 
gen. Weil ja wie in einem Unternehmen... da müssen ja auch alle Kosten auf die Produkte der 
Unternehmen kommen, und über den Preis auf dem Markt wird dann das Geld wieder hereinge- 
holt. Und so ist das bei uns auch.“ 

In regelmäßigen zeitlichen Abständen legen alle Bezirke ihre Kosten- und Leis- 
tungsrechnungen dem Land vor. Nun kann die wirtschaftliche Effizienz der 
Bezirke im direkten Vergleich abgelesen werden: Für jedes Produkt (und jeden 
Bezirk) wird dargestellt, wie hoch die realen Kosten waren, um das Produkt 
über einen bestimmten Zeitraum für jeweils 1000 EinwohnerInnen bereit zu 
stellen. 

Zur Errechnung der vom Land an die Bezirke vergebenen Haushalte wird für 
jedes Produkt ein Ranking erstellt: Der Bezirk, der seinen ‘KundInnen’ - also 
den Bürgern und Bürgerinnen, die die betreffende öffentliche Leistung in An- 
spruch nehmen - das Produkt am günstigsten anbieten konnte, nimmt den 
obersten Rang ein; der Bezirk, der am teuersten produziert hat, den letzten. 
Nun werden die mittleren beiden Ränge addiert, bei zwölf Bezirken in Berlin 
also der sechste und siebte Rang, und durch zwei geteilt. Die so errechnete 
Summe wird als ‘Median’ bezeichnet. Der Median gilt als Richtwert für die 
‘angemessenen’ Kosten zur Bereitstellung des jeweiligen Produkts und stellt 
die Grundlage für die Errechnung und Zuweisung der Globalhaushalte an die 
Bezirke dar. Über ihre Haushalte wiederum können die Bezirke dann selbst- 
ständig verfügen. Cornelia Reinauer, Bezirksbürgermeisterin von Friedrichs- 
hain-Kreuzberg (PDS), erklärt im Interview: 


„Die Bezirke haben ja jetzt tatsächlich die Kosten- und Leistungsrechnung. Also das heißt seit 
zehn Jahre bilden wir jetzt ab: Was kosten zum Beispiel unsere Gebäude in der Unterhaltung. 
Und wir kriegen ja jetzt Gelder danach zugewiesen. Wie teuer sind wir mit unserem Personal, 
und und und... da ist ein Riesendruck entwickelt worden. (...) Wir können jetzt tatsächlich mit 
einem unheimlichen bürokratischen Aufwand über zehn Jahre sagen, was das jetzt in unter- 
schiedlichen Bezirken kostet. Und dann gibt es einen sogenannten Median. Und wenn Sie da 
drunter oder drüber liegen, dann ist klar: Wenn Sie drunter liegen, dann wirtschaften Sie gut. 
Dann gehen Sie mit ihren Ressourcen gut um. Und wenn Sie drüber liegen, dann müssen Sie gu- 
cken, woran liegt’s? Liegt’s am Personal, liegt’s an den Gebäuden?“® 


Die KLR soll jedoch nicht nur eine in monetären Größen ausgedrückte Ver- 
gleichbarkeit der Leistungen der Bezirke untereinander ermöglichen, sondern 
wirkt auch als das zentrale Instrument für die finanzielle Maßregelung der Be- 
zirke durch das Land Berlin: Hat ein Bezirk in einer Produktgruppe ‘unnötige’ 
Verluste erwirtschaftet, dann werden diese Kosten ‘zur Strafe von seinem 
Budget abgezogen. Dies betrifft zum Beispiel kalkulatorische Zinsen und Un- 
terhaltungskosten für nicht genutzte öffentliche Grundstücke und Gebäude, 


5  Projektinterview mit Dr. Margrit Köhler, Leiterin des Steuerungsdienstes im Bezirksamt 
Friedrichshain-Kreuzberg, 8. Oktober 2004. 

6  Projektinterview mit Cornelia Reinauer (PDS), Bezirksbürgermeisterin Friedrichshain- 
Kreuzberg, 22. September 2004. 
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sogenannte *budgetunwirksame Kosten’. Im Fall der kalkulatorischen Zinsen 
für ein Grundstück etwa wird veranschlagt, dass das im Grundstück festgelegte 
Vermögen potentiell einen bestimmten Zins erwirtschaften könnte.” Wenn das 
Gelände ungenutzt bleibt, geht diese (potentielle) Einnahme verloren. Die 
betreffende Summe geht als Kostenpunkt in die KLR ein und wird bei der 
Budgetvergabe vom errechneten Haushalt abgezogen. Der Bezirk wird also für 
sein “ineffizientes Wirtschaften’ durch Mittelkürzung bestraft. Als Ausweg 
bleibt die schnelle Veräußerung ungenutzter öffentlicher Räume über den Lie- 
genschaftsfonds.® Dr. Margit Köhler erklärt im Interview: 


„Das ist der Ausgangspunkt für die Budgetierung, für die Zuweisung. (...) Wenn ich sehr viele 
Gebäude habe, habe ich auch schr viele budgetunwirksame Kosten. Und dadurch werde ich ge- 
drückt, mich auf möglichst engem Raum zu bewegen. (...) Der Bezirk wird damit praktisch ge- 
zwungen, dass er überflüssige Gebäude abgibt. Ansonsten habe ich Budgetverluste. Das ist also 
eine ganz wichtige Position.“” 

Hier wird deutlich, dass die neuen NPM-Techniken eine starke fiskalpolitische 
Handlungsrationalität erzeugen, durch die ungenutzte öffentliche Liegenschaf- 
ten einem unmittelbaren Privatisierungsdruck unterworfen werden. Und das 
hat, wie ich am Berliner Beispiel zeigen werde, weitreichende Folgen für die 
sozialräumlichen Konflikte, die in der unternehmerischen Stadt zwischen pri- 
vatwirtschaftlichen Akteuren, VertreterInnen des lokalen Staates und städti- 
schen sozialen Bewegungen ausgetragen werden. 


Der Konflikt um ein Soziales Zentrum in Berlin 


Mit der Besetzung eines leer stehenden Gebäudes im Besitz der Dienstleis- 
tungsgewerkschaft Verdi begann im November 2001 der vierjährige Konflikt 
um ein Soziales Zentrum ın Berlin. In hohem Maße, so meine These, wurde 
dieser durch die oben dargestellten NPM-Reformen der Berliner Verwaltungen 
strukturiert - und zwar zu Ungunsten der außerparlamentarischen Forderung 
nach einem Sozialen Zentrum. 

Im Mittelpunkt des Konflikts stand auf der einen Seite die „Initiative für ein 
Soziales Zentrum“, die sich ab 2001 im Umfeld des Berliner Sozialforums'® 
gründete und organisierte (zum Berliner Sozialforuım siehe Bahn/Haberlan 
2004; felS 2004). Mit ihrem Netzwerk- und Kampagnencharakter brachte sie 
(post-Jautonome Gruppen, ehemalige HausbesetzerInnen, Einzelpersonen und 
Initiativen aus dem Spektrum der globalisierungskritischen Bewegung sowie - 


7 Der Begriff kalkulatorische Zinsen entstammt der Betriebswirtschaftslehre, bzw. dem Rech- 
nungswesen. Vereinfacht gesagt handelt es sich dabei um Zinsen, die erzielt worden wären, 
wenn Kapital - statt es im Unternehmen zu investieren - auf dem Kapitalmarkt angelegt wor- 
den wäre. 

8 Siehe http://www.liegenschaftsfonds-berlin.de/ (Zugriff am 25. Juli 2005) 

9  Projektinterview mit Dr. Margrit Köhler, Leiterin des Steuerungsdienstes im Bezirksamt 
Friedrichshain-Kreuzberg, 8. Oktober 2004. 

10 Siehe http://www.sozialforum-berlin.de (Zugriff am 30.4. 2007) 
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zumindest dem Anspruch nach - auch migrantische und Erwerbsloseninitiati- 
ven zusammen. Um der inhaltlichen Annäherung und Kooperation dieser 
Gruppen eine räumliche Infrastruktur und Verankerung zu geben, forderte die 
Initiative von der Stadt Berlin einen öffentlichen Raum für Stadtteilarbeit, so- 
ziale Projekte und Basisgruppen.'' Dabei stellte die Initiative von Anfang an 
klar, dass sie nur einen ‘politischen Preis’ (die Betriebskosten) zu zahlen bereit 
war, nicht aber den Marktpreis einer öffentlichen Liegenschaft. 

Da die Initiative vor allem im Stadtteil Friedrichshain-Kreuzberg organisiert 
war und hier auch Aussichten auf die Nutzung leer stehender öffentlicher 
Räume zu bestehen schienen, richtete sich ıhre Forderung an VertreterInnen 
des Bezirksamtes Friedrichshain-Kreuzberg bzw. an VertreterInnen des Landes 
Berlin, insoweit diese politische Ebene mit betroffen war. Die zentrale Prota- 
gonistin auf der Seite der Stadt war dem entsprechend die zuständige Bezirks- 
bürgermeisterin Cornelia Reinauer (PDS): Gemeinsam mit ihren Stadträten 
verhandelte sie mit der Initiative, musste die unterschiedlichen Einschätzun- 
gen der politischen und wirtschaftlichen Situation vor Ort abwägen, konfligie- 
rende Interessen austarieren, stand im öffentlichen Rampenlicht und hatte den 
Ausgang des Konflikts politisch zu verantworten. 

Angesichts der Tatsache, dass zu Beginn der Kampagne im Liegenschaftsfonds 
der Stadt Berlin mehrere tausend ungenutzte Immobilien auf ihre Privatisie- 
rung warteten, schien die Forderung der Initiative trotz der Spar- und Kür- 
zungspolitik zunächst nicht völlig unrealistisch. Geeignete Häuser für ein So- 
zıales Zentrum gab es mehr als genug - das war keine Frage. Doch die Be- 
zirksbürgermeisterin Cornelia Reinauer und die zuständigen PolitikerInnen auf 
Kommunalebene und auf Landesebene sahen das anders. Ebenso die Berliner 
Polizei, die im Laufe des Konflikts mehrfach intervenierte und den öffentli- 
chen Leerstand gegen politische Besetzungen der Initiative verteidigte. Zwar 
konnte die Initiative für ein Soziales Zentrum nach der Besetzung des Verdi- 
Gebäudes im Herbst 2001 noch mit zwei weiteren spektakulären Besetzungen 
leer stehender öffentlicher Gebäude auf sich aufmerksam machen: am 9. Ok- 
tober 2003 im Stadtteil Kreuzberg’, sowie am 3. April 2004 in der Oranien- 
burger Straßße im Stadtteil Berlin-Mitte.'” Im Herbst 2003 konnte die Initiative 
gar eine mehrmonatige Verhandlung mit VertreterInnen der Bezirksregierung” 


11 Indymedia (2002): Soziales Zentrum Berlin, Nachruf, 7. Juni 2002, http://www.stressfaktor. 
squat.net/2002/berlin_10.htmi (Zugriff am 28.11. 2006). 

12 Indymedia (2003): Besetzung für ein Soziales Zentrum Berlin, 9.10. 2003, 
http://germany.indymedia.org/2003/10/63139.shtm! (Zugriff am 28.11. 2006); sowie taz, 13. 
Oktober 2003, $. 21 und Neues Deutschland, 11. Oktober 2003. 

13 Online-Bericht des RBB:  http://www.rbb-online.de/_/nachrichten/politik/beitrag_jsp/ 
key=news317772.html (Zugriff am 5.9. 2004) 

14 Der Begriff ‚Bezirksregierung? fasst hier mehrere Organe zusammen: die Bezirksverordneten- 
versammlung (BVV) ist vom Bezirksamt (BA) zu unterscheiden. Letzteres setzte sich aus der 
Bezirksbürgermeisterin und fünf Stadträtinnen und Stadträten zusammen. Darüber hinaus 


536 Henrik Lebuhn 


Friedrichshain-Kreuzberg erwirken.'” Doch am Ende zeigten sich die verant- 
wortlichen LokalpolitikerInnen kompromisslos. Immer wieder betonte die Be- 
zirksbürgermeisterin Cornelia Reinauer, dass ihr vor allem wegen der ange- 
spannten Finanzsituation des Landes Berlin die Hände gebunden seien. So 
sehr sie auch wolle - die öffentlichen Räume des Bezirks seien einfach nicht 
“zum Nulltarif? zu haben. Leer stehende Immobilien dürften, so die Vorgabe 
des Berliner Senats, nur zu Marktpreisen vermietet werden und würden an- 
dernfalls durch den Berliner Liegenschaftsfonds privatisiert. Zusätzlich zu dem 
Konflikt über die Finanzierung des Sozialen Zentrums schien es vor allem sei- 
tens des Berliner Innensenators Ehrhart Körting (SPD) auch politische Vorbe- 
halte gegenüber den linksradikalen Gruppen im Umfeld der Initiative zu geben, 
was die Verhandlungen zusätzlich erschwerte (taz-Interview, 13. 10. 2003, S. 21). 
Nachdem im Herbst 2004 die mehrmonatige Verhandlung um eine leer ste- 
hende Kindertagesstätte im Stadtteil Kreuzberg ohne Ergebnis endete (Berliner 
Zeitung, 3. 9. 2004, S. 28), verlief der Konflikt im Laufe des Jahres 2005 mehr 
oder weniger im Sande. Viele an der Initiative beteiligten Gruppen fanden in- 
dividuelle (Not-)Lösungen für ihren Raumbedarf. Mit der Besetzung des ‘Haus 
Bethanien’ (Kreuzberg) durch das polizeilich geräumte Wohn- und Stadtteil- 
projekt in der Yorkstraße (Kreuzberg/Schöneberg, http://www.yorck59.net), 
sowie durch das studentische Projekt einer ‘Offenen Uni’ an der Humboldt- 
Universität (httpy//www.offeneuni.tk) wurde die Idee eines großen Sozialen 
Zentrums unabhängig von der Initiative zumindest in Teilen realisiert. Doch 
das zentrale Anliegen der Initiative für ein Soziales Zentrum - die räumliche 
und infrastrukturelle Zusammenführung einer Vielzahl jüngerer linker Basıs- 
gruppen in einer öffentlichen Liegenschaft - wurde nicht verwirklicht. Im Fol- 
genden diskutiere ich zwei zentrale Wirkweisen bzw. Konsequenzen der Berlı- 
ner NPM-Reformen, durch die der Konflikt um das Soziale Zentrum erheblich 
strukturiert wurde. 


Privatisierungsdruck durch New Public Management 


Im Konflikt um das Soziale Zentrum in Berlin äußerten viele AktivistInnen, 
dass das finanzpolitische Argument der LokalpolitikerInnen, es gäbe kein Geld 
für ein Soziales Zentrum, vorgeschoben sei. Als ‘Beweis’ dafür wurde ange- 
führt, dass Berlin ja ständig Gelder in städtische Projekte investiere. Dieses Ar- 
gument ist nicht falsch, aber genauso wenig ist es richtig. Denn unternehmeri- 
sche Stadtpolitik heißt gerade nicht, dass es überhaupt keine öffentlichen Mit- 


verfügt der Bezirk über eine eigene Verwaltung. Auf der Landesebene waren vor allem der 
Innensenator Ehrhart Körting (SPD), sowie die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung von 
dem Konflikt betroffen. 

15 taz, 3. November 2003, S. 21; Der Tagesspiegel, 13. Dezember 2003; ausführlicher: Sozialfo- 
rum Berlin (2004): Chronologische Übersicht zu den Verhandlungsschritten - Juli 2003 bis 
Januar 2004, http;//www.sozialforum-berlin.de (Zugriff: 14.10. 2004) 
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tel mehr gäbe. Doch der fiskalpolitische Druck bewirkt, dass die vorhandenen 
Gelder unter der Maßgabe der Rentabilität in spezifische Projekte kanalisiert 
werden. Öffentliche Ausgaben werden darauf befragt, ob sie im Hinblick auf 
die Herstellung eines günstigen Investitionsklimas und die Schaffung öffentli- 
cher Revenuen 'sinnvoll’ sind, ob ‘sie sich lohnen’. NPM-Techniken spielen 
eine wichtige Rolle dabei, diese Handlungsrationalität bis auf die Ebene 
kommunaler Mikropolitik durchzusetzen. 

So erhielt der Berliner Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg mit der Einführung des 
Globalhaushaltes zunächst einmal ein hohes Maß an Autonomie. Die Politi- 
kerlnnen und VerwaltungsmitarbeiterInnen des Bezirks können nun selbst- 
ständig entscheiden, wieviel Mittel für welche Maßnahmen aufgewendet wer- 
den sollen. Doch agieren sie dabei unter den Bedingungen einer permanenten 
Mittelverknappung. „Die Gesamtsumme für die Bezirke wird von Jahr zu Jahr 
gekürzt. Sie wissen ja wie die finanzielle Situation des Landes Berlin ist,“ wie 
Dr. Margit Köhler im Interview feststellt. Anstatt jedoch gegen den rigiden 
Sparkurs des Senats zu protestieren, macht sich der Bezirk die Sparpolitik zu 
eigen. Denn Autonomie in der Haushaltsplanung heißt auch, mit dem 'eige- 
nen Budget’ effizient und sparsam zu wirtschaften. In der Wahrnehmung des 
Bezirks kommen die Sparauflagen zwar ‘von oben’, müssen aber auf Grund 
der autonomen Haushaltsführung selbstverantwortlich konkretisiert und 
durchgeführt werden. Die Verknappung der Haushalte auf Landesebene gibt 
sich dabei den Schein von wissenschaftlicher Neutralität und logischer Strin- 
genz. Denn die Höhe der Haushalte wird über die Feststellung eines Medians 
mathematisch errechnet. Mit diesem Verfahren wird zugleich sichergestellt, 
dass die Globalhaushalte der Bezirke kontinuierlich verknappt werden - eine 
Dilemma-Situation, die sich die MitarbeiterInnen in den Bezirksregierungen 
und kommunalen Verwaltungen offenbar überhaupt nicht bewusst machen: 
Haushaltet ein Bezirk schlecht und liegt mit seinen Ausgaben über dem er- 
rechneten Median, so werden ihm budgetunwirksame Kosten vom Haushalt 
abgezogen. Hat er dagegen ‘gut gewirtschaftet’ und bleibt bei der Bereitstel- 
lung der ‘Produkte’ unter dem Median, trägt der Bezirk dazu bei, dass der er- 
rechnete Mittelwert zur Finanzierung der Produkte und der Bezirk sinkt und 
in der Folge die Haushalte aller Bezirke verknappt werden. 

Die mit einem unglaublichen bürokratischen Aufwand durchgeführte akribi- 
sche Eıfassung der Arbeitszeiten und Personalkosten, die zur Bereitstellung der 
einzelnen Produkte aufgewendet werden, erzeugt bei den politischen Ent- 
scheidungsträgerInnen und bei den VerwaltungsmitarbeiterInnen einen grund- 
legenden Bewusstseinswandel. Die an monetären Größen gemessene Rationali- 
tät und Effizienz von Verwaltungshandeln wird in das Alltagsbewusstsein der 
MitarbeiterInnen eingelassen. Dr. Margit Köhler, die in Friedrichshain- 
Kreuzberg die Implementierung der KLR verantwortlich geleitet hat, berichtet 
im Interview, dass es 
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„schon eine Riesenumstellung (war), als wir mit der Kostenrechnung angefangen haben und dann 
jeder die Arbeitszeit erfassen und aufschreiben musste. Und dann auch alle Kosten, die anfallen, 
nach Möglichkeit Produkten zuzuordnen. Das hat schon ein großes Umdenken und erstmal 
auch große Unruhe verursacht. Inzwischen ist das völlig normal. (...) Es haben eben wirklich 
auch Veränderungen in den Denkprozessen und im ganzen Bewusstsein stattgefunden. “!° 

Bei Michel Foucault wird genau dieser Effekt im Rahmen seiner Studien zur 
“Gouvernementalität’ als eine Einlassung von Kontroll- und Herrschaftsme- 
chanısmen in die Subjekte selbst beschrieben (siehe: Bröckling, et al. 2000; 
Foucault 2000; Foucault 1994). Gerade weil die Kontrolle nicht von außen, 
sondern als Selbstkontrolle durch die MitarbeiterInnen eingerichtet ist, wird 
die Unterwerfung der eigenen Tätigkeit unter betriebswirtschaftliche Kriterien 
nicht mehr als Fremdbestimmung, sondern als eigenverantwortliches und qua- 
si-natürliches Handeln wahrgenommen. 

Der fiskalpolitische Druck hat vor allem für nicht-kommerzielle Projekte er- 
hebliche Konsequenzen. Denn was sich ‘nicht rechnet’ wird tendenziell ausge- 
schlossen oder bei der Vergabe öffentlicher Räume zumindest benachteiligt. 
Dies ist nicht etwa Gegenstand öffentlicher und politischer Aushandlung, 
sondern ergibt sich logisch aus den durch die NPM-Techniken erzeugten fi- 
nanzpolitischen Handlungsrationalitäten. Wenn etwa der Unterhalt und die 
kalkulatorischen Zinsen für ungenutzte öffentliche Gebäude dem Bezirk vom 
Haushalt abgezogen werden und dieser in der Folge sein Raumkontingent auf 
ein Minimum verknappt, stehen schon allein deswegen zahlenmäßig weniger 
öffentliche Räume zur Verfügung. Für die noch vorhandenen öffentlichen Lie- 
genschaften wird der Zugang eng an betriebswirtschaftliche Kriterien geknüpft: 
Kann der Nutzer oder die Nutzerin die Unterhaltskosten aufbringen? Ist er 
oder sie finanziell in der Lage, auch den vom Bezirk zu erwirtschaftenden 
Mietzins aufzubringen? 

So setzen sich über scheinbar neutrale ökonomische Kriterien, die zunächst 
einmal alle potentiellen NutzerInnen betreffen, indirekt auch politische Präfe- 
renzen durch, die gerade linke und kritische Stadtteilprojekte strukturell 
benachteiligen. Denn ‘Marktfähigkeit’ ist in der Regel mit einem Minimum an 
politischem Konformismus verbunden. Projekte, die nicht-kommerziell operie- 
ren oder sich der kapitalistischen Verwertungslogik gar ausdrücklich entziehen 
wollen, ‘verkaufen sich’ eben weniger gut - oder gar nicht - und stehen beı 
einer an NPM-Kriterien gebundene Nutzung öffentlicher Ressourcen dann 
entsprechend schlecht da. 

Im Fall des Konflikts um ein Soziales Zentrum in Berlin konnte sich die Be- 
zirkverwaltung Friedrichshain-Kreuzberg auf der Grundlage der mit den NPM- 
Reformen implementierten Kriterien und Verfahren gegen die Vergabe öffent- 
licher Räume an Stadtteilgruppen und Basisinitiativen entscheiden, ohne dies 


16 Projektinterview mit Dr. Margrit Köhler, Leiterin des Steuerungsdienstes im Bezirksamt 
Friedrichshain-Kreuzberg, 8. Oktober 2004. 
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explizit politisch begründen zu müssen. Streng genommen ergab sich die Ent- 
scheidung gegen ein Soziales Zentrum automatisch bei der Befolgung der 
durch die NPM-Techniken vermittelten Logik. Polemisch gesagt, lässt sich die 
Entscheidung über die Vergabe eines öffentlichen Raums am Median errech- 
nen. Dass die ökonomische Entscheidung in der Tat eine zutiefst politische 
Entscheidung ist, mag vielen Beteiligten vielleicht gar nicht bewusst sein. 
NPM ist also nicht so sehr eine Verwaltungsform oder Sparmethode, sondern 
vielmehr eine Machttechnik. NPM hat darüber hinaus einen hoch ideologi- 
schen Charakter, denn es spiegelt Neutralität, Sachzwänge und wissenschaftli- 
che Stringenz vor, wo tatsächlich zutiefst politische und kontingente Ent- 
scheidungsprozesse in Interessen- und Klassenkonflikten ablaufen. 


Politische Konkurrenzen in der unternehmerischen Stadt 


Die Initiative für ein Soziales Zentrum setzte sich überwiegend aus Basisgrup- 
pen zusammen, sich auf einer lokalen Ebene außerparlamentarisch bzw. au- 
ßerhalb formaler Politikstrukturen engagieren, dabei in der Wahl ihrer Ar- 
beitsbereiche jedoch politische Themen von überregionaler Bedeutung bear- 
beiten: Sozialpolitik, Kulturpolitik, Privatisierung öffentlicher Güter, Bil- 
dungspolitik, Rassismus und Fremdenfeindlichkeit, u.a.m. Nachdem die Initia- 
tive 2001 zunächst vor allem von Gruppen und Personen aus dem Spektrum 
der globalisierungskritischen Bewegung initiiert worden war, schlossen sich ihr 
später auch Gruppen wie “Anders Arbeiten’ und die ‘Piqueteros’ (benannt 
nach den argentinischen Arbeiterlnnenprotesten) an. Im Zuge des aktuellen 
Umbaus des Sozialstaats und insbesondere der Hartz TV-Proteste schien es ei- 
ne gegenseitige Annäherung zu geben: Viele sozialpolitisch engagierte Grup- 
pen, die sich ab 2003 gegen die Politik der Schröder-Regierung formierten, 
hatten offensichtlich wenig Berührungsängste mit einer radikalen Gesellschafts- 
kritik. Umgekehrt orientierten sich auch linksradikale und autonome Gruppen 
verstärkt an den jüngsten Sozialprotesten. Aktionsgruppen wie ‘die Überflüssi- 
gen’ (http://www.ueberfluessig.tk) oder “Berlin Umsonst’ (http;//www.berlin- 
umsonst.tk), die ım Umfeld des Sozialforums und der Initiative für eın Sozia- 
les Zentrum entstanden und bundesweit für Aufmerksamkeit und Nachah- 
mung sorgten, traten einerseits mit autonomen Politikformen wie Besetzungen 
und öffentlichkeitswirksamen Störaktionen in Erscheinung, agierten dabei aber 
andererseits auf ‘klassisch’ sozialpolitischen Politikfeldern. 

Neben der unmittelbaren Durchsetzung des Sozialen Zentrums - und der 
räumlichen und infrastrukturellen Verankerung der beteiligten Gruppen - ver- 
folgte die Initiative mit der Forderung nach einem Sozialen Zentrum noch ein 
zweites Ziel: die Politisierung und Mobilisierung anderer lokaler Gruppen ge- 
gen die Kürzungs- und Privatisierungspolitik des Berliner Senats. Der neolibe- 
rale Privatisierungskonsens ın den Berliner Bezirken und auf Landesebene legte 
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eine außerparlamentarische Strategie nahe, die auch Mittel des zivilen Unge- 
horsams und kontrollierten Regelbruchs einschloss. Eine ‘Politik der ersten 
Person’ sollte andere Gruppen und Initiativen ermutigen, die eigenen Bedürf- 
nisse als legitime politische Forderungen in die Öffentlichkeit zu tragen. Wenn 
viele von der Berliner Spar- und Kürzungspolitik betroffene Akteure dem Bei- 
spiel der Initiative folgen und öffentliche Mittel und Räume ‘umsonst’ oder 
zu einem ‘politischen Preis’ für sich reklamieren, dann könnte dies einen „Auf- 
stand des Gebrauchswerts gegen den Tauschwert“ (Agnoli 1995: 55) ın Gang 
setzen, so die Hoffnung." Bernhard Feder, Mitglied der Initiative, im Interview: 


Denn „wenn jetzt einfach welche daherkommen und ein Haus bekommen, dann besteht natür- 
lich die Gefahr - und von uns ist das ja auch sehr wohl gewollt - dass diese sozialen Projekte 
beim Senat auflaufen und sagen: Wieso wir nicht auch?! Wir wollen auch Räumlichkeiten!” Und 
dann haben sie (der Bezirk und der Senat; H.L.) ein großes Problem.“ 


Seitens des Bezirks und des Landes wurde die Initiative für ein Soziales Zent- 
rum dem entsprechend von Beginn an nicht nur als haushaltspolitisches Prob- 
lem sondern auch als (sozial-Jpolitische Bedrohung wahrgenommen. Dafür 
spricht nicht zuletzt, dass die Initiative auch dann noch ‘leer ausging’ als der 
Berliner Senat im November 2004 - zumindest formal - die Möglichkeit einer 
eingeschränkten Zwischennutzung leer stehender Gebäude eröffnete.” Die 
PDS-Politikerin Cornelia Reinauer reagierte geradezu allergisch auf die wider- 
ständischen Strategien der Initiative, die sich nicht auf Verhandlungen am 
Runden Tisch beschränkten: 


„Die haben also einfach widerrechtlich ein Haus in Besitz genommen. Und das ist ja auch wirk- 
lich schwierig. Nicht umsonst haben wir ja auch ordnungspolitische Regeln. Also wenn dann 
jetzt das jeder so macht. Das glauben sie jawohl nicht, wie andere Träger und Vereine darauf ge- 
achtet haben, wie wir diesen Konflikt lösen. Die auch alle bei uns stehen und sagen: (...) ‘Und 
wir? Wir müssen jetzt auch nur mal ein bisschen strafrechtlich was machen und Euch unter 
Druck setzen, und dann kriegen wir schon alles?’ Und das habe ich natürlich den Leuten im So- 
zialforum auch gesagt. Wo ich mich dann auch geärgert habe. Wo ich gesagt habe: ‘Liebe Leute, 
ihr definiert Euch als links. Aber da kann ich zwar eure Interessenlage schen, aber wir müssen na- 
türlich auch im gesamtbezirklichen Interesse gucken. Da gibt es auch noch viele gute Projekte, 
die das auch wollen.“ (Hervorhebung H.L.) 


17 Tatsächlich fand dieser Politikansatz auch Nachahmer, die jeder emanzipatorischen Hoff- 
nung Hohn sprechen: Im Berliner Ost-Bezirk Treptow bemühte sich Ende 2004 ein Bündnis 
von Nazi-Gruppen um einen Raum für ein ‚freies Jugendzentrum’. Dafür gingen sie auf die 
Straße und besuchten den Bezirksbürgermeister in seiner Bürgersprechstunde (Berliner Zei- 
tung, 15. 7. 2004 und 30. 11. 2004). 

18 Projektinterview mit Bernhard Feder, felS und Initiative für ein Soziales Zentrum, 1. Juni 2004. 

19 Am 23. November 2004 verfügte der Berliner Senat auf Vorlage von Finanzsenator Thilo 
Sarrazin, dass leerstehende landeseigene Gebäude unter Beachtung bestimmter Auflagen für 
eine Zwischennutzung zu Betriebs- und Unterhaltskosten freigegeben werden können. Be- 
gründet wurde auch diese Maßnahme rein finanzpolitisch: Der Senat erhofft sich eine „Ent- 
lastung des Haushalts von Unterhaltskosten für leerstehende Gebäude“ (Senatsverwaltung für 
Finanzen, Presseerklärung vom 23. 11. 2004: Zwischennutzung leerstehender Gebäude). 

20 Projektinterriew mit Cornelia Reinauer (PDS), Bezirksbürgermeisterin Friedrichshain- 
Kreuzberg, 22. September 2004. 
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Die Bezirksbürgermeisterin reduziert hier die sozialen Forderungen der Initta- 
tive auf die in ihnen zum Ausdruck kommenden Partikularinteressen und 
spricht ihnen mit Verweis auf ein nicht näher erläutertes Allgemeininteresse 
jede Berechtigung ab. Die implizite Prämisse dieses Arguments ist, dass die 
haushaltspolitischen Restriktionen, die das Land Berlin dem Bezirk auferlegt, 
akzeptiert werden und die daraus folgenden Konsequenzen - Sparen, Kürzen, 
Privatisieren - als Handlungsrahmen angenommen werden. So (und nur so) 
wird die Unterwerfung unter eine neoliberale Stadtpolitik zur Verwirklichung 
eines ‘gesamtbezirklichen Interesses’. Gemäß der Devise: ‘Wir müssen alle den 
Gürtel enger schnallen’ wird die rigide Spar- und Privatisierungspolitik der 
Stadt gegen das Projekt eines Sozialen Zentrums in Anschlag gebracht. 

Zwar ist diese Form der “Imaginierung eines Allgemeinwohl’ - bzw. der Klas- 
sencharakter des kapitalistischen Allgemeinwohls - ein generelles ‘Problem’ 
parlamentarischer Politik, wie Johannes Agnoli bereits 1968 ın Die Transfor- 
mation der Demokratie feststellte: 


„Die politische Partei des Verfassungsstaates - dort, wo sie sich am vollsten ausgebildet hat - 
wirkt in letzter Instanz als Klassenorgan der Konservativen, weil sie keine Klassen mehr zu ken- 
nen vorgibt, sondern nur noch ‘Menschen’, keine gesellschaftlich bezogene Idee, sondern nur 
‘Sachen’. In ihr herrschen beim Entscheidungsprozeß nicht der Drang und der Druck existenter 
Bevölkerungsgruppen, sondern der ‘Sachzwang’.“ (Agnoli 1968: 34) 

Unter den Bedingungen von NPM wird diese Form der Vermachtung des po- 
litisches Feldes perfektioniert. Im Konflikt um das Soziale Zentrum etwa kön- 
nen sich die Bürgermeisterin Reinauer und ihre Verwaltung auf (selbstgemach- 
te) Sachzwänge zurückziehen. Die politischen Entscheidungen der öffentli- 
chen FunktionsträgerInnen sind längst in scheinbar unpolitische Verwaltungs- 
und Haushaltsverfahren aufgelöst. Wer sich, wie die Initiative für ein Soziales 
Zentrum, gegen diese Politik sträubt, öffentliche Güter und Räume einfordert 
oder sie sich gar eigeninitiativ aneignet, wird als egoistischer und unsolidari- 
scher Vertreter von Partikularinteressen diffamiert und gegen die anderen Be- 
troffenen der Berliner Kürzungs- und Umverteilungspolitik ausgespielt. 

Dabei wäre die Vergabe eines öffentlichen Raumes an die Initiative für ein So- 
zıales Zentrum für sich genommen sicher kein unlösbares finanzpolitisches 
Problem. Doch der von der Inıtiative ausdrücklich angestrebte Dominoeffekt 
- andere Anti-Privatisierungsproteste sollten gestärkt und die Bezirksverwal- 
tung dadurch unter Druck gesetzt werden - stellte eine durchaus reale Bedro- 
hung dar. In diesem Sinne ging es in dem Konflikt um ein Soziales Zentrum 
(natürlich) nicht nur um eine öffentliche Liegenschaft bzw. um eine Budget- 
frage, sondern auch um die politischen Kräfteverhältnisse in der Stadt. 

Vor diesem Hintergrund ist es interessant, dass sich gerade progressive Lokal- 
politikerInnen mit der Initiative für ein Soziales Zentrum entsolidarisierten. 
Hier kommt das Moment der politischen Konkurrenz zwischen parlamentari- 
schen und außerparlamentarischen Akteuren voll zum Zug. Denn eine außer- 
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parlamentarische Opposition links der PDS, die durch ein Soziales Zentrum 
infrastruktüurell gestützt worden wäre, hätte den Druck auf die parlamentari- 
sche Linke in Friedrichshain-Kreuzberg deutlich erhöht. Dies gilt um so mehr, 
da die PDS in Berlin auch auf Landesebene in Regierungsverantwortung stand 
und gemeinsam mit der SPD eine rigorose Spar- und Kürzungspolitik betrieb, 
die von vielen lokalen Organisationen, Einzelpersonen und Finrichtungen hef- 
tig kritisiert wurde. Die Vergabe von Räumen und Infrastruktur an Gruppen 
wie Attac, die Initiative Berliner Bankenskandal oder das Berliner Sozialforum 
hätte eine Aufwertung der außerparlamentarischen Opposition impliziert und 
auf lokaler Ebene den politischen Konflikt zwischen den linken Parteien veı- 
stärkt. Denn zeitgleich zu den Verhandlungen um ein Soziales Zentrum tauch- 
te mit der Gründung der ‘Wahlalternative Arbeit & soziale Gerechtigkeit’ 
(WASG) eine parteipolitische Konkurrenz in der politischen Arena auf, die 
sich in Berlin links’ der PDS positionierte. In der Gründungsphase der Berli- 
ner WASG im Jahr 2004 war die enge Zusammenarbeit zwischen PDS und 
WASG bei der Bundestagswahl im September 2005 und der Zusammenschluss 
als Linkspartei’ noch nicht abzusehen. Für die PDS stellte die WASG zu die- 
sem Zeitpunkt daher eine Konkurrenz dar, deren Stärke und Zukunft noch 
kaum abzuschätzen war. Da in der WASG Berlin auch Einzelpersonen aus der 
Initiative für ein Soziales Zentrum engagiert waren, musste die lokale Stärkung 
der Initiative von der PDS zu diesem Zeitpunkt als Aufwertung einer Konkur- 
renzpartei interpretiert werden. 

Wo enge fiskalpolitische Entscheidungsspielräume und starke ökonomische 
Handlungsrationalitäten das stadtpolitische Feld abstecken, erscheinen städtı- 
sche soziale Bewegungen also eher als Bedrohung und Konkurrenz denn als 
Verbündete der parlamentarischen Linken. Dies gilt vor allem, wenn sich die 
außerparlamentarischen Gruppen - wie im Fall des Konflikts um das Soziale 
Zentrum - nicht kooptieren und in die formalpolitische Arena integrieren las- 
sen, sondern sich ein hohes Maß an Autonomie und Militanz bewahren. 
(siehe auch Mayer 1998) Auch hier gilt, dass die Dynamik der politischen 
Konkurrenz und Exklusion nicht nur in der unternehmerischen Stadt zu beo- 
bachten ist, sondern ein grundsätzliches Merkmal parlamentarischer Demo- 
kratie darstellt. Doch unter den Bedingungen der Ökonomisierung des lokalen 
Staates wırd diese Tendenz erheblich verschärft. So lösen sich auch die letzten 
lokalen Bündnisse zwischen progressiven Parlamentariern und außerparlamen- 
tarischen Linken in unliebsame Konkurrenzen auf. 


Schlussbemerkungen 


In den aktuellen Debatten um ‘die unternehmerische Stadt” wird oftmals dar- 
auf hingewiesen, dass sich die stadtpolitische Arena in den vergangenen Jahren 
tendenziell für nicht-staatliche Akteure geöffnet habe. Stadtteilgruppen, 
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Nonprofit-Organisationen und Consulting-Firmen werden in Form von Pub- 
lic-Private Partnership aktiv in lokale Planungsprozesse und in die Bereitstel- 
lung sozialer Dienstleistungen eingebunden (Mayer 1994; 1999). Die hier un- 
tersuchte Berliner Fallstudie, in der sich ein tiefer Konflikt zwischen parlamen- 
tarischen und außerparlamentarischen Akteuren beobachten lässt, widerspricht 
dem nicht. Am Beispiel des Sozialen Zentrums wird vielmehr deutlich, dass 
das politische Feld, auf dem die neuen Partnerschaften geschlossen werden, 
eng abgesteckt ist. Die neuen Partizipationschancen gehen mit einem massi- 
ven ‘realpolitischen’ Anpassungsdruck auf den ‘Dritten Sektor’ einher. NPM- 
Techniken spielen in diesem Zusammenhang eine wichtige Rolle, denn durch 
sie wird der Verhandlungstahmen bestimmt, innerhalb dessen die Akteure der 
neuen Urban Governance Regime agieren. Für Stadtteilgruppen und Basisini- 
tiativen, die sich den haushaltspolitischen ‘non-decisions’ nicht fügen, ist da- 
gegen wenig Platz am ‘Runden Tisch’. 

In Berlin hat NPM eine besondere Not. Denn hier ist die Ökonomisierung 
des Städtischen zu einem erheblichen Teil das Ergebnis des sogenannten Ber- 
liner Bankenskandals, der als eine riesige Wette auf den Aufschwung-Öst, auf 
die Global-City Werdung Berlins und auf steigende Boden- und Immobilien- 
preise interpretiert werden kann. Während man auf den in den 1990er Jahren 
erhofften Berliner Boom vergeblich wartete (Krätke/Borst 2000), nutzten die 
politischen und ökonomischen Eliten der Stadt das Geflecht von Politik und 
Staatsbank (Berliner Bankgesellschaft) erfolgreich, um öffentliche Mittel in 
Milliardenhöhe in private Vermögen zu verwandeln (Ugarte-Chacon 2004; 
Ugarte-Chacön 2006). Die nach dem Rücktritt der verantwortlichen CDU- 
Landesregierung im Jahr 2001 neu gewählte SPD-PDS Koalition tat nichts, um 
die Konsequenzen des Bankenskandals zu mildern. Stattdessen produzierte sie 
einen für die verantwortlichen Akteure bislang folgenlosen parlamentarischen 
Untersuchungsbericht von 900 Seiten Umfang (Untersuchungsausschuss 2006). 
Vom Berliner Bankenskandal führt eine direkte Verbindung zur Einrichtung 
des sogenannten Liegenschaftsfonds, über den seit 2001 alle ungenutzten öf- 
fentlichen Immobilien privatisiert werden, sowie zu den strikten Sparauflagen 
des Landes und der Bezirke. Die unternehmerische Stadtpolitik Berlins, die 
sich in NPM-Reformen, in der Kürzung sozialer Leistungen und der Privatisie- 
rung und in-Wert-Setzung Öffentlicher Räume und Güter manifestiert, erlaubt 
es dem Land Berlin trotz der angespannten Haushaltslage die Risikoabschir- 
mung der Bankenfonds zu übernehmen und das groß angelegte Umverte:- 
lungsprojekt auf Jahrzehnte institutionell absichern. Vor diesem Hintergrund 
ist es an Zynismus kaum noch zu überbieten, wenn eine alternative Stadtpoli- 
tik ‘von unten’, die sich dem Berliner Sparkonzert verweigert, als illegitimes 
Partikularinteresse aus dem politischen Feld gedrängt wird. 

Wenn die hier diskutierte Vermachtung der stadtpolitischen Arena durch NPM 
über den Berliner Fall hinaus verallgemeinerbar ist und als Merkmal der neo- 
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liberal ‘modernisierten’ Stadt gelten kann, dann ergeben sich daraus schwer- 
wiegende Konsequenzen für soziale Bewegungen und städtische Privatisie- 
rungskämpfe in der Zukunft: Die zentrale Rolle lokaler Verwaltungen im polı- 
tischen Prozess gilt als herausragendes Merkmal der ‘europäischen Stadt’ und 
insbesondere des bundesdeutschen Städtewesens (siehe etwa Siebel 2004). 
Doch während die städtischen Verwaltungen bislang eher als “ausgleichendes 
Moment’ zwischen den unterschiedlichen lokalpolischen Akteuren und als ei- 
ne Art Vertretung gesamtstädtischer Interessen’ gesehen wurden, legt die Ber- 
liner Fallstudie eine andere Deutung nahe. Eine neoliberal konfigurierte Büro- 
kratie schließt Privatisierungspolitik 'hermetisch’ ab; sie gibt sich tendenziell 
unpolitisch, interessen- und subjektlos. Sie konstruiert einen Privatisierungs- 
zwang und vertieft die bestehenden Konkurrenzen zwischen der außerparla- 
mentarischen Linken und progressiven Parlamentariern. So wird der neolibera- 
le Umbau der Stadt gegen jede Form von Kritik, Protest und Diskussion im- 
munisiert und gegen die Interventionen außerparlamentarischer Akteure und 
progressiver LokalpolitikerInnen abgedichtet. 
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19,90 € (D), 20,50 € (A), 
34,70 SFr 

ISBN 978-3-86649-000-0 
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rechte. 2008. 322 S. Kt. 
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ISBN 978-3-86649-128-1 


Jan Wehrheim 

Die überwachte Stadt — 
Sicherheit, Segregation 
und Ausgrenzung 

2., völlig überarbeitete 
und aktualisierte Auflage 
2006. 251 S. Kt. 

28,00 € (D), 28,80 € (A), 
47,40 SFr 

ISBN 978-3-938094-47-1 
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Anita Engels 

Petra Pansegrau 

Von der Hypothese 
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Der anthropogene 
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dien. 2., leicht veränderte 
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Deutschland 
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turen. 2007. 360 S. Kt. 
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50,50 SFr 
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Surveillance Studies 
Perspektiven eines 
Forschungsfeldes 

2007. 182 S. Kt. 

19,90 € (D), 20,50 € (A), 
34,70 SFr 

ISBN 978-3-86649-059-8 
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Claudia Liebelt 


Die Aneignung der „Schwarzen Stadt“ 
Illegalisierung, Transnationalität und migrantische 
Kämpfe im kosmopolitischen Raum Tel Avivs' 


Wer heute an einem Samstagabend oder einem Sonntag - dem einzigen freien 
Tag migrantischer Hausarbeiterinnen - durch das Einkaufszentrum von Tel 
Avivs zentralem Busbahnhof schlendert, der mag sich in einem anderen Teil 
der Welt wähnen: Aus den mit philippinischen Nationalflaggen geschmückten 
Läden klingt Musik in Tagalog (der vorherrschenden Sprache der Philippinen), 
in der lokalen Poststelle wartet eine lange Schlange südostasiatischer Kunden 
darauf, Geld an Familien „nachhause“ zu überweisen und Grüppchen philip- 
pinischer oder nepalesischer Frauen halten Picknick, singen Karaoke, tauschen 
sich über ihre israelischen Arbeitgeber aus oder planen gemeinsam ihre nächs- 
te Tour durchs „Heilige Land“. Die zunehmende Integration von Städten in 
eine globale Ökonomie, so hat Saskia Sassen (1996, 2000) eindringlich be- 
schrieben, geht mit einer höheren Nachfrage sowohl nach hoch qualifizierten 
Arbeitskräften als auch nach Billiglohnkräften einher, die den so genannten 
„3D-Sektor“ (nach dem englischen dirty, dangerous, difficult) besetzen. Dem- 
nach werden soziale Polarisierungsprozesse und eine neue globale Arbeitstei- 
lung besonders in urbanen Räumen unmittelbar sicht- und spürbar. An der 
Küste des östlichen Mittelmeers gelegen, weist Israels größter Stadtraum Tel 
Aviv starke Anzeichen für die von Sassen analysierten Weltstadtformationen 
auf (Kemp/Raijman 2004). Folglich kamen seit den 1980er Jahren Hundert- 
tausende ArbeitsmigrantInnen aus aller Welt nach Tel Avıv, um sich im in- 
formellen städtischen Arbeitsmarkt als HausarbeiterInnen und PflegerInnen in 
(wohlhabenden) Privathaushalten, als BauarbeiterInnen im boomenden Bau- 
sektor oder als Köche und Tellerwäscher in der Gastronomie zu behaupten. 

In vielen Bereichen ersetzten sie palästinensische Arbeitskräfte, die im Zuge 
der israelischen Besetzung des Gazastreifens und des Westjordanlandes 1967 
in den unteren Sektor des stark ethnisch segregierten Arbeitsmarktes des Lan- 
des gedrängt worden waren (Semyonov/Lewin-Epstein 1987). Als in Folge der 


1 Dieser Artikel beruht auf meiner insgesamt 15-monatigen Feldforschung in Israel und den 
Philippinen (2003-5), deren Ergebnisse in Form einer Doktorarbeit (Cating for the “Holy 
Land”. Transnational Filipina Domestic Workers in the Israeli Migration Regime, Institut für 
Ethnologie, Halle) voraussichtlich Anfang 2008 veröffentlicht werden. 
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ersten Intifada und palästinensischer Selbstmordattentate PalästinenserInnen 
ohne israelische Staatsbürgerschaft zunehmend als Sicherheitsrisiko betrachtet 
und sie zudem aufgrund von immer weiter reichenden Abriegelungen der pa- 
lästinensischen Gebiete nach 1993 „unzuverlässige“ ArbeiterInnen wurden, gab 
die Regierung dem Druck von Arbeitgeberverbänden nach, so genannte „Fremd- 
arbeiter“ zu importieren (Bartram 1998). Ähnlich dem west-europäischen Gast- 
arbeiterregime der 1960er und 1970er Jahre wurden nun Zehntausende billiger 
KontraktarbeiterInnen, vor allem aus Rumänien, Thailand, China, Sri Lanka 
und den Philippinen rekrutiert (Rosenhek 1999). Während Israel als jüdischer 
Staat jüdische Einwanderung (Hebräisch aliyah, wörtl. „Aufstieg“) massiv för- 
dert, ist „Migration“ (hagira) terminologisch, politisch und rechtlich nicht vor- 
gesehen. Als „Fremdarbeiter“ (ovdim zarim) wurden die neuen nicht-jüdischen 
MigrantInnen sowohl in ihrer Fremdheit als auch in ihrem funktionalen Sta- 
tus als ArbeiterInnen festgeschrieben. Wie andernorts auch machte jedoch die 
„Autonomie der Migration“ (Mezzadra 2007; Transit Migration Forschungs- 
gruppe 2007) der staatlichen Migrationspolitik einen Strich durch die Rech- 
nung: Nicht-rekrutierte MigrantInnen kamen und blieben, KontraktarbeiterIn- 
nen blieben illegalisiert über die Dauer ihres Arbeitsvertrages hinaus im Lande, 
gründeten Familien, verließen die von ihren ArbeitgeberInnen vorgesehenen 
Unterkünfte um selbst Wohnungen anzumieten, organisierten und eigneten 
sich kollektiv Räume wie das eingangs beschriebene Einkaufszentrum an. Nir- 
gends in Israel wurde die Tatsache, dass Israel längst ein de facto Einwande- 
rungsland jenseits des jüdischen „Rückkehrrechts“ geworden ist, deutlicher als 
im urbanen Raum Tel Avivs. Hier beheimateten sich MigrantInnen in einem 
eher unheim(at)lichen Raum, im Süden der Stadt. Denn sozialräumliche Seg- 
regationsprozesse, so wird im Folgenden deutlich werden, sind in Tel Avıv 
nicht erst seit der „rätselhaften Ankunft“ (BojadZijev et al. 2003) der Arbeits- 
migrantInnen vorhanden. Nach einer Beschreibung von Segregations- und In- 
korporationsprozessen von MigrantInnen in Tel Aviv werden in diesem Artı- 
kel migrantische Praktiken zwischen Aneignung, Ausschluss und Transnatio- 
nalisierung im urbanen Raum ethnographisch beschrieben. Ähnlich wie ande- 
re Städte des südlichen und östlichen Mittelmeerraums, so wird argumentiert, 
entwickelte sich Tel Aviv in den letzten Jahren zu einer mediterranen Grenz- 
stadt („border city“, Ribas-Mateos 2005) bzw. - zumindest für philippinische 
KontraktarbeiterInnen - zu einer Art städtischem Vorposten, einer „gateway 
city“ (Short et al. 2000), auf dem Weg zu den - wie ArbeitsmigrantInnen diese 
oft nennen - „grüneren Weideflächen“ Westeuropas und Nordamerikas. 


Tel Aviv, die Weiße und die Schwarze Stadt am Meer 


Tel Aviv ist seit seiner Gründung zu Beginn des zwanzigsten Jahrhunderts 
zweigeteilt: Dem bürgerlichen, vornehmlich von europäischen Einwanderern 
(„aschkenasim“) geprägten wohlhabenden Norden steht der proletarische Sü- 
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den gegenüber, der zu weiten Teilen aus dem palästinensischen Yaffo’ und den 
Notunterkünften und Zeltstädten für jüdische Shoah-Überlebende und Im- 
migranten aus arabischen Ländern („misrahim“) hervorgegangen ist. In seiner 
inspirierenden und reich illustrierten Stadtgeschichte kennzeichnet der israeli- 
sche Kulturkritiker und Architekturhistoriker Sharon Rotbard (2005) den in 
zwei Teile zerfallenden urbanen Raum als die „Weiße Stadt“ und die „Schwar- 
ze Stadt“ (Ir Levana, Ir Shchora, so der Buchtitel). Die „Weiße Stadt“ erhebt 
den Anspruch auf eine gesamtstädtische Repräsentation und basiert auf dem 
dominanten Gründungsmythos von Tel Aviv, nach dessen Diktion die Ge- 
schichte der Stadt in Dessau begann. Aus Dessau flüchteten die Bauhaus- 
Studenten und späteren Architekten von Tel Aviv in den Dreißigern vor dem 
nationalsozialistischen Regime nach Israel und erbauten, so der Mythos, eine 
weiße Stadt im internationalen Stil auf leeren Sanddünen am Meer. Dieses 
Image erfuhr mit der Aufnahme der „Weißen Bauhaus Stadt Tel Avıv“ auf die 
Liste des UNESCO-Weltkulturerbes? internationale Legitimation und wird mit 
der Werbung von Tel Avivs Bürgermeister Ron Huldai für die Ernennung der 
„Weißen Stadt am Meer“ zur europäischen Kulturhauptstadt 2009 (rechtzeitig 
zur 100-Jahrfeier der Stadt; vgl. Schmitz 2007) weiter Verbreitung finden. 

Demgegenüber zeigt Rotbard, dass sich das hegemoniale Narrativ über Tel 
Aviv fast ausschließlich auf den nördlichen Teil der Stadt bezieht. Der auf 
teils aufgekauften, teils enteigneten und zerstörten palästinensischen Obsthai- 
nen und Dörfern erbaute Süden, entstanden aus den Notunterkünften und 
Behelfsbehausungen der Armen und orientalischen (im Volksmund schwarzen) 
jüdischen Einwanderer, hat „keinen Raum in Tel Avivs Geschichtsschreibung“ 
(Rotbard 2005: 35, eigene Übersetzung). Wie Rotbard zeigt, resultierten nicht 
zuletzt rassistisch aufgeladene Stereotype und Diskriminierung, die den Süden 
der Stadt als bedrohlich für den rationalen, säkularen und modernen Charak- 
ter der Weißen Stadt erscheinen ließen, in einer Festschreibung der urbanen 
Segregation, was mit hohen Armuts- und Kriminalitätsraten sowie einer Ver- 
nachlässigung der Infrastruktur einher ging. In diesen segregierten städtischen 
Raum zogen spätestens seit den 1990er Jahren, nicht zuletzt aufgrund zahlrei- 
cher leer stehender und vergleichsweise billiger Mietwohnungen, die meisten 
der im wohlhabenden Großraum Tel Aviv beschäftigten nicht-jüdischen 
MigrantInnen - und sei es, wie im Falle philippinischer Pflegerinnen, die unter 
der Woche als so genannte live-ins bei ihren ArbeitgeberInnen wohnen, ledig- 
lich für ein kurzes Wochenende fern der Arbeit. Während der Anteil nicht- 
jüdischer MigrantInnen an der gesamten Stadtbevölkerung 2003 zwischen ca. 


2 Die einst bedeutende palästinensische Hafenstadt ist heute Teil der Stadtverwaltung von Tel 
Aviv (formal „Stadtverwaltung Tel Aviv - Yaffo“; im Folgenden passe ich mich der umgangs- 
sprachlichen Verkürzung an) und hat sich - dank der sanierten, orientalistisch inszenierten 
Altstadt - zu einer Art Vorort mit touristischem Mehrwert entwickelt (Levine 2005). 

3 Vgl. die Website der UNESCO, http://whe.unesco.org/en/list/1096. 
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8 und 17 Prozent lag,' machten MigrantInnen in einigen südlichen Vierteln 
wie Neve Sha’anan, wo das eingangs beschriebene Einkaufszentrum gelegen 
ist, bis zu 70 Prozent der Wohnbevölkerung aus (Schnell 1999; Reily 2003). 
Wie andernorts war der Prozess einer Konzentrierung von „Fremden“ in der 
Stadt auch in Tel Aviv nicht unumstritten. Insbesondere bei religiösen und 
konservativen Politikern verkörpern die zahlreichen Kirchen, die überwiegend 
christliche ArbeitsmigrantInnen in Süd-Tel Aviv eröffneten, eine „christliche 
Invasion“ der ersten jüdischen Stadt der Welt, wie in diesem Kontext gern be- 
tont wird. Ebenso wurden die mehrheitlich illegalisierten MigrantInnen Tel 
Avıvs nach dem 11. September und dem Beginn der zweiten Intifada im Ok- 
tober 2001 zunehmend als Sicherheitsrisiko gehandelt. Die rassistisch aufgela- 
dene Debatte um den Austausch von 300.000 arbeitslosen Israelis gegen die 
auf 300.000 geschätzten MigrantInnen führte im Herbst 2002 schließlich zur 
Aufnahme einer groß angelegten Abschiebekampagne (Bassok 2003). Im Ge- 
gensatz zu diesen weit reichenden Ausschlusspraktiken auf nationalstaatlicher 
Ebene entwickelte die Stadt Tel Aviv jedoch ein Integrationsregime, das dem 
staatlichen in vielerlei Hinsicht entgegengesetzt zu sein schien (Alexander 
2007, Kemp/Raijman 2004, Rosenhek 2000). 

So wurden die „Fremdarbeiter“ Mitte der 1990er in den zahlreichen Zeitungs- 
artikeln über die schlechte Wohnsituation, rassistische Diskriminierung und 
Ausbeutung von MigrantInnen der engagierten Journalistin und damaligen 
Redakteurin des Tel Aviver Stadtmagazins Halr („Die Stadt“), Einat Fishbain, 
zu „Arbeitsmigranten“ oder den „neuen Tel Avivern“ (Hebräisch, „HaTel Avi- 
vim HaChadashim“). Diese Vokabularverschiebung hat mittlerweile sogar 
Eingang in die amtlichen Texte der Stadtverwaltung gefunden. Darüber hinaus 
sind die neuen Bewohner Tel Avivs zum beliebten Gegenstand der zumeist in 
Tel Aviv ansässigen israelischen Kulturproduktion geworden. Die dramati- 
schen Lebensgeschichten, alltägliche Ausbeutung, und die Träume von einem 
besseren Leben der „Fremdarbeiter“ lieferten in den vergangenen Jahren den 
Stoff für Dutzende israelischer Filme, Romane, Magisterarbeiten und Kunst- 
werke.” Ferner haben sich im südlichen Tel Aviv mehrere israelische NGOs 
gebildet, die sich - unterstützt von Hunderten AktivistInnen - für die Rechte 


4 2003 verfügte Tel Aviv über eine städtische Bevölkerung von 359.000 Personen. 2,54 Millio- 
nen Personen leben im Großraum Tel Aviv (Alexander 2003: 68). Zu aktuelleren Zahlen vgl. 
Alexander (2007: 91, FN 13). 

5 Zu den erfolgreichsten Filmen gehören u.a.: die Dokumentation Bubot Niyar, über eine phi- 
lippinische transgender-Tanzgruppe in Tel Aviv (Paper Dolls, von Tomer Heymann, Israel/ 
Schweiz 2005), Eize Makom Nifla (What a Great Place, von Eyal Halfon, Israel 2004), und 
Masa’ot shel James Ba’Aretz HaKodesh (James’s Journey to Jerusalem, von Ra’anan Ale- 
xandrowicz, Israel 2003). Momentan laufen zwei Spielfilme zur Thematik in israelischen Ki- 
nos: Mesusot, über eine philippinische Pflegerin und zwei andere Frauen, deren Wege sich 
in Tel Aviv kreuzen (von Shira Geffen und Etgar Keret, Israel 2007) und Noodle, über einen 
chinesischen Jungen, dessen Mutter aus Israel abgeschoben wurde (von Ayelet Menahemi, 
Israel 2007). 
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von MigrantInnen stark machen, unter anderem die offene Klinik für illegali- 
sierte MigrantInnen der Ärzte für Menschenrechte, das unabhängige workers’ 
centre von Kav LaOved (Workers’ Hotline) und das Anti-Abschiebungsnetz- 
werk der Hotline for Migrant Workers.‘ Ebenso organisierten sich Migrantln- 
nen in Tel Aviv in eigenen Organisationen, u.a. in der Afrıcan Workers’ Uni- 
on, in einer Gewerkschaft philippinischer ArbeiterInnen (UPIMA), in Kirchen- 
gemeinschaften, die oftmals die Rolle von sozialen Zentren übernehmen, und 
in Zeitschriften wie der Manila Tel Aviv und der Beijing Tel Aviv, die einen 
maßgeblichen Beitrag zur Verbreitung von Arbeitsrechten, wichtigen Telefon- 
nummern und der Koordination von Kundgebungen und anderen Veranstal- 
tungen leisten. 

Nicht zuletzt durch den Druck von unten sah sich die Stadtverwaltung ge- 
zwungen, in Tel Aviv lebende MigrantInnen in ihre Planungen mit einzube- 
ziehen. Nach und nach begannen städtische Kindergärten und Krankenhäuser 
ihre Leistungen auch auf die illegalisierten Bewohner auszudehnen. Vornehm- 
lich aus einer Besorgnis um den zunehmenden „Verfall“ der mehrheitlich von 
MigrantInnen bewohnten südlichen Stadtviertel entwickelte Zeev Friedman, 
der religiöse Direktor des städtischen Sozialamts im Juni 1996 ein Komitee, 
das sich dem „Problem Fremdarbeiter“ in der Stadt annehmen sollte (Alexan- 
der 2003: 132f.). 1999 übernahm der neu gewählte Bürgermeister Tel Avivs, 
Ron Huldai, die Empfehlungen des Komitees und eröffnete im Juli desselben 
Jahres ein städtisches Sozialzentrtum namens MESILA (Abkürzung von „Zent- 
rum der Fürsorge und Information für die Fremdarbeiter-Gemeinschaften von 
Tel Avıv-Yaffo“) in Neve Sha’anan mit den folgenden Worten: 


„until such Ja national migration] policy is formulated, the municipality of Tel-Aviv-Yaffo must 
assume responsibility for the estimated 60,000 foreign workers in the city (...). The men and 
women here came to Israel alone with the aim of making a living. (...) If we continue to turn a 
blind eye, these problems will only increase and a deterioration of the situation may endanger us 
all. (...) This is our responsibility as a municipality that cares for its residents. This is our obliga- 
tion as human beings confronted with human misery.“” 

Von einer „menschenrechtlichen“ Position aus gelangte die Tel Aviver Stadt- 
verwaltung somit zu einer de-facto- Anerkennung der permanenten Präsenz 
von (illegalisierten) MigrantInnen in der Stadt. So wenden sich die Programme 
von MESILA insbesondere an illegalisierte MigrantInnen, und einzelne städti- 
sche Akteure setzen sich aktiv für eine Legalisierung aller im Land lebender 
MigrantInnen ein. Längst haben Huldai und andere Stadtpolitiker das kosmo- 
politische Potenzial der „neuen Tel Aviver“, welches das Image von Tel Aviv 
als toleranter Metropole zu stärken schien, erkannt. Zum kosmopolitischen 
Flair von Tel Aviv gehören nun eben auch die christlichen Pfingstkirchen, 
philippinischen Karaokebars und westafrikanischen Schönheitssalons. 


6 Vgl. www.kavlaoved.org.il, www.hotline.org.il und www.phr.org.il 
7  Zitiert nach einem englisch-sprachigem Flyer, der nach MESILA’s Eröffnung verteilt wurde. 
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Ähnlich wie in anderen Großstädten steht das Tel Aviver Inkorporationsre- 
gime von MigrantInnen damit in scheinbar scharfem Kontrast zum national- 
staatlichen Migrationsregime, das auf einem weit reichenden Ausschluss be- 
ruht (Alexander 2003, 2007, Kemp/Raijman 2004). Dennoch darf angenom- 
men werden, dass die laxe Stadtpolitik in Bezug auf die Aneignung städtischer 
Räume durch (illegalisierte) MigrantInnen auch aus der Tatsache resultiert, 
dass der angeeignete Raum Teil des aus dem „weißen“ Tel Aviv sozialräumlich 
ausgeschlossenen „schwarzen“ Tel Avivs ist. Weiterhin - so zeigte nicht zuletzt 
die 2002 aufgenommene groß angelegte Abschiebekampagne, der innerhalb 
weniger Monate Zehntausende der so genannten Neu-Tel Aviverlnnen zum 
Opfer fielen - sind dem städtischen Inkorporationsregime klare Grenzen ge- 
setzt. So blieb es integraler Bestandteil eines vornehmlich auf ökonomischen 
Interessen basierenden Migrationsregimes, innerhalb dessen nicht-jüdische 
BewohnerInnen aus dem globalen Süden vor allem Israels billige und aus- 
tauschbare Arbeitskräfte sind, diejenigen, die die dreckige Arbeit verrichten. 


Migrantinnen im urbanen Raum zwischen Aneignung, 
Ausschluss und Transnationalisierung 


Inmitten des von Rotbard als „Schwarzer Stadt“ analysierten Süd-Tel Avivs 
liegt das mehrheitlich von (illegalisierten) ArbeitsmigrantInnen bewohnte Vier- 
tel Neve Sha’anan. Insbesondere an Wochenenden, wenn die bei ihren Arbeit- 
geberInnen untergebrachten HausarbeiterInnen nach Neve Sha’anan kommen, 
gleicht dieser Stadtteil einer asiatischen bzw. afrikanischen Metropole, mit in- 
formellen Straßenhändlern, die philippinische Waren, internationale Telefon- 
karten oder gebrannte DVDs nigerianischer Spielfilme verkaufen, der Geruch 
gerösteten Schweinefleischs und die aus zahlreichen Pfingstkirchen klingenden 
Gesänge ın der Luft. Für viele philippinische HausarbeiterInnen, die meist von 
einem Angestellten ihrer Rekrutierungsagentur am Flughafen abgeholt und in 
eine mit anderen MigrantInnen geteilte Mietwohnung im Viertel gebracht 
werden, ist Neve Sha’anan der erste Ort, den sie in Israel außerhalb des Flug- 
hafens betreten. Die Ähnlichkeit Neveh Sha’anans mit philippinischen Ar- 
mutsvierteln, barrios, ist dabei für viele erschreckend. So erzählte Marina, eine 
philippinische Hausarbeiterin, in einem Interview über ihre Ankunft in Israel: 


„| remember my first day in Israel - when I came from the airport, I was in a taxi - and I’ve 
been in Japan already, so I was expecting also that Israel was like Japan. Because it’s abroad! 
That’s what you are expecting: it’s nice, it’s clean - and when they send you photos, they send 
you pictures from all the beautiful places - so when I came from the airport and came here, I 
thought: Is not so beautiful. I thought Israel was a very developed country“ (Interview mit Ma- 
rına, 13. August 2005) 


Obwohl Neveh Sha’anan dem Bild, das (philippinische) MigrantInnen sich 
von Israel gemacht hatten - modern, sauber und „entwickelt“ - augenschein- 
lich nicht entspricht, nehmen die im ganzen Land beschäftigten Hausarbeite- 


rInnen enorme Kosten und viel Zeit in Kauf, um hier am Wochenende 
Freunde zu treffen und Zuflucht zu einem in Interviews als „eigenem Raum“ 
beschriebenen Stadtviertel zu suchen. So gibt es innerhalb des eingangs be- 
schriebenen Einkaufszentrums einen im Volksmund Manila Avenue benann- 
ten Seitenarm, der in vielen Aspekten den von philippinischen Hausarbeite- 
rinnen „kolonialisierten“ Orten in Singapur (Yeoh/Huang 1998), den von der 
feministischen Soziologin Rhazel Salazar Parreüas (2001) als „pockets of 
gathering“ beschriebenen Treffpunkten von Filipinas in Rom und der um- 
kämpften „Belagerung“ des Hongkonger Geschäftszentrums durch philippini- 
sche HausarbeiterInnen (Constable 1997: 539f.) gleicht: ein auf engen sozialen 
Beziehungen aufbauender nominell öffentlicher Raum, der dennoch jenseits 
der öffentlichen Sichtbarkeit angesiedelt, politisch und rechtlich prekär ist. 
Die oben zitierte Marina beispielsweise, eine ehemalige Radiomoderatorin, de- 
ren Status als allein erziehende Mutter sie trotz ihrer Zugehörigkeit zur phi- 
lippinischen Mittelschicht zwang, sich in Israel als Hausarbeiterin zu verdin- 
gen, ist innerhalb des Busbahnhof-Einkaufszentrums eine bekannte Persön- 
lichkeit geworden: Als Teil des Netzwerkes des im Busbahnhof publizierten 
Manila Tel Aviv Magazins schreibt sie Artikel, moderiert regelmäßig stattfin- 
dende philippinische Schönheitswettbewerbe und tritt bei Veranstaltungen 
philippinischer Organisationen als Sängerin auf. Nach ihrem anfänglichen 
„Schock“ über die Schäbigkeit Neveh Sha’anans und des Busbahnhofs be- 
trachtete sie diesen Raum kurz nach ihrer Ankunft 2005 nichtsdestotrotz als 
ihre „Heimat“ in Israel. Wenn Marina am Samstagnachmittag von ihrem Ar- 
beitgeber im Norden Tel Avıvs mit dem Bus in der Te/ Aviv Mall ankommt, 
geht sie oft nur kurz in ihre Wochenendwohnung direkt neben dem Einkaufs- 
zentrum, um sich umzuziehen. Den Samstag Abend verbringt sıe gemeinsam 
mit ihren Freundinnen am Busbahnhof, mit dem als philippinischen Volks- 
sport benannten „malling“ - als wäre die Te/ Aviv Mall eine der eleganten 
Einkaufszentren ihrer Heimatstadt, so Marina. 

Auch wenn viele migrantische InterviewpartnerInnen von Neve Sha’anan als 
einem Stück Heimat in der Fremde erzählen, ist das Viertel gleichzeitig ein 
unheim(at)licher Ort. So war die Gegend um den zentralen Busbahnhof her- 
um in den vergangenen Jahren so stark wie kaum ein anderes Tel Aviver Vier- 
tel von palästinensischen Selbstmordattentaten betroffen, bei denen auch zahl- 
reiche MigrantInnen starben.° Fernerhin wurde Neve Sha’anan zu einer Topo- 
graphie der Angst für MigrantInnen, spätestens nachdem die 2002 gegründete 
Migrationspolizei, zuständig für die Verhaftung und Abschiebung „Ilegaler“ 


8  Selbstmordattentate fanden in Neve Sha’anan am 6. Januar, am 25. Januar und dem 17. Juli 
2002 statt. Besonders tiefe Spuren im Viertel hinterließ der so genannte Doppel-Anschlag 
der Fatah al Aqsa Märtyrerbrigaden am 5. Januar 2003, bei dem 23 Personen getötet und 
weit über Hundert verletzt wurden. In jüngerer Vergangenheit gingen am 19. Januar und am 
17. April 2006 Bomben in Neveh Sha’anan hoch. 
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aus Israel, im August 2003 mit „Operation Housecleaning“ begann. Operati- 
on Housecleaning ist die zynische Bezeichnung einer gegen mehrheitlich in 
Neve Sha’anan lebende illegalisierte HausarbeiterInnen gerichteten Kampagne 
(Leibovich-Dar 2003), die innerhalb von weniger als zwei Jahren zur Abschie- 
bung von 100.000 Personen aus Israel führte.” Fast täglich machten im Herbst/ 
Winter 2003/2004 Geschichten von Großrazzien migrantischer Wohngemein- 
schaften, Diskotheken und des Busbahnhofs die Runde (Neah/Nessim 2004, 
Neah et al. 2004). Mehrmals riegelte die Migrationspolizei an Wochenenden 
die Haupteinkaufsstraße Neve Sha’anans ab und brachte alle gefassten Migran- 
tInnen mit unklarem Aufenthaltsstatus mithilfe von wartenden Reisebussen in 
Untersuchungshaft. So genannte community leader wie Gewerkschaftsführer, 
Pastoren oder Journalisten, wurden gezielt verhaftet (Wurgaft 2003), was zu 
einer Auflösung vieler Organisationsstrukturen in Neve Sha’anan führte. 

In dieser Situation entschlossen sich viele Menschen ohne gesicherten Auf 
enthaltsstatus, Israel zu verlassen. So tauchten auf den Brachen, den Parkplät- 
zen und den Hinterhöfen des Viertels immer mehr Schiffscontainer auf, die 
größere Gruppen von MigrantInnen meist gemeinsam anmieteten, um ihre 
Habe „zurück“ auf die Philippinen oder nach Westafrika zu verfrachten. Auf 
diese Weise transnationalisierte sich das Leben vieler in Neve Sha’anan: Men- 
schen, die seit langem in Tel Aviv lebten, nahmen Kontakt zu Familienmit- 
gliedern zuhause bzw. in Europa oder Nordamerika auf, um ihre Rückkehr 
oder neue Migrationsrouten zu planen. Kirchengemeinschaften, die sich in Tel 
Aviv gegründet hatten, entstanden in Rom, London oder Toronto neu. Im 
Zuge der intensivierten Migrationsbewegungen waren Familien oder Freundes- 
kreise in höherem Maße als zuvor auf zahlreiche Nationalstaaten verteilt. Für 
die Zurückbleibenden - insbesondere die Illegalisierten, die der Kommandeur 
der Tel Aviver Migrationspolizei Eli Barak in einem Interview den harten Kern 
der „Verwurzelten und Gerissenen“ nannte! - gestaltete sich das Alltagsleben 
in Neve Sha’anan zunehmend schwierig. 

Als Beispiel hierfür sei die Geschichte von Norma und George erzählt. Norma 
kam 1990 aus Manila nach Israel, fünf Jahre nachdem ihre Mutter als eine der 
ersten Filipinas ins „Heilige Land“ migriert war. Wie für viele weibliche 
Migrantinnen bedeutete das ins Ausland gehen auch für Norma nicht nur die 
Flucht aus schwierigen ökonomischen Verhältnissen, sondern ebenso aus einer 
problematischen familiären Situation. In ihrem Fall war dies das Loskommen 
von dem Vater ihres zehnjährigen Sohnes, der über Jahre hinweg versprochen 


Vgl. die offizielle Website der Migrationspolizei http:/ /www.hagira.gov.il/ImmigrationCMS/ 

10 Wörtlich bezeichnete er die Illegalisierten, die seine Truppe auch nach anderthalb Jahren 
„Operation Housecleaning“ nicht zu fassen vermochte, im Januar 2005 als „the hardcore - 
rooted here and very savvy. They know our modus operandi and have begun to live alone 
or to share an apartment with Israelis, and they change flats often. ... Much of our work is 
directed by intelligence tips now“ (zitiert nach Friedman 2005). 
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hatte, seine Frau für Norma zu verlassen, dies aber nie tat. Kurze Zeit nach- 
dem Norma begonnen hatte, in Israel als Pflegerin eines behinderten Mäd- 
chens zu arbeiten, verliebte sie sich in George, den sie in ihrer katholischen 
Kirchengemeinde kennen gelernt hatte. George war wenige Jahre zuvor aus 
Ghana über Ägyptens „grüne Grenze“ nach Israel gereist und arbeitete als Putz- 
kraft in verschiedenen Haushalten. Die beiden heirateten, bezogen ın Neve 
Sha’anan eine gemeinsame Wohnung und zogen zwei Kinder groß. Als ich 
Norma Anfang 2005 kennen lernte, hatte die Familie zwei anstrengende Jahre 
hinter sich. Immer wieder waren George und Norma von der Migrationspoli- 
zei verhaftet worden, und immer wieder hatten sie es mit Hilfe von Anwälten, 
des Anti-Abschiebungsnetzwerkes und der Ärzte für Menschenrechte geschafft, 
ihre Abschiebung zu verhindern. Zunächst verhinderten sie diese mit Berufung 
auf internationales Recht," später erwirkten sie einen Abschiebestopp aufgrund 
der Diabetes-Erkrankung ihres 16-jährigen Sohnes und mit dem Verweis dar- 
auf, dass eine israelische Kommission das Aufenthaltsrecht von im Lande gebo- 
renen Kindern und ihrer Familien prüfe. Dennoch wurden Norma und George 
auf ihrem Weg zur Arbeit, zur Schule ihrer Kinder oder zum Supermarkt im- 
mer wieder verhaftet und fast wöchentlich verbrachten sie bis zur Prüfung ih- 
rer „Papiere“ lange Stunden in Polizeifahrzeugen und auf Polizeistationen. 
Normas Mutter Maria, die ebenfalls als legale Pflegerin nach Israel gekommen 
und durch die restriktive Gesetzgebung illegalisiert worden war, hatte beschlos- 
sen, versteckt in Neve Sha’anan zu bleiben. Im Gegensatz zu den zumindest 
nominell „Unabschiebbaren“ wie Norma und George, verließ Maria wie viele 
„abschiebbare“ MigrantInnen 2005 ihre Wohnung nicht einmal mehr, um den 
Müll herunter zu bringen, aus Angst vor patrouillierenden Polizeibeamten im 
Viertel. Aufgrund der herunter gelassenen Rollläden wirkte ihre Wohnung von 
außen unbewohnt. Als weitere Schutzmaßnahme wussten nur wenige Freunde und 
Familienmitglieder von Marias fortgesetztem Aufenthalt in Neve Sha’anan. Ih- 
ren Lebensunterhalt verdiente sie, indem sie tagsüber etwa zehn Kinder betreu- 
te, deren Mütter - ausschließlich illegalisierte philippinische Hausarbeiterln- 
nen - aufgrund ihrer Arbeitszeiten auf eine längere Betreuung als sie der städ- 
tische Kindergarten bot, angewiesen waren. Trotz ihrer extrem schwierigen Le- 
benssituation stand für Maria ein Bleiben außer Frage. Seit Jahrzehnten war 
Tel Aviv, ihre katholische Kirchengemeinde und die Migranten-community in 
Neve Sha’anan zu ihrem Lebensmittelpunkt geworden. Außer Norma hatten 
auch ihre anderen Kinder die Philippinen verlassen, um ihren Lebensunterhalt 
im Ausland zu verdienen. Ihren Aufenthalt im „Heiligen Land“ sah die religi- 
öse Frau als eine göttliche Prüfung und Mission an. Norma selbst hingegen 
beschrieb ihr eigenes Bleiben in Israel in einem Interview als ambivalent: 


ll Demnach dürfen minderjährige Kinder weder abgeschoben, noch durch Abschiebung ihrer 
Eltern beraubt werden (Hammer 1999). 
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„Sometimes I tell the children: We have to go away, they don’t like us [here in Israel]. But then 
when I start,to pack the things, they start to cry. It is like in a movie here. I’m putting the things 
[into the suitcase] and they are taking them out. But I don’t even know where to go. This is my 
home now. I even was in the Knesset [Israeli parliament]. We went all of us, and they promise us 
so much... [pauses] I feel like a Jewish people already, I don’t feel a difference. And if they catch 
me and put me in prison, I will take my children with me and they will have to feed us, to give 
the insulin [to my son]... I will not return. I feel like it is my own country. I know all the cor- 
ners.“ (Interview mit Norma, 16. Juni 2005) 

Im Gegensatz zu den meisten Freunden der Familie, die Israel verlassen hatten 
oder abgeschoben worden waren, hatten Norma, George und ihre Kinder 
nicht zuletzt aus dem Grund heraus, dass sie sich ein gemeinsames Leben we- 
der in Ghana noch auf den Philippinen vorstellen konnten, beschlossen zu 
kämpfen. Unterstützt von israelischen AktivistInnen hatten sie ihre Geschichte 
im Parlament vorgetragen. Gemeinsam mit anderen gemischten Paaren illegali- 
sierter ArbeitsmigrantInnen hatten sie eine Petition auf ein Bleiberecht gestellt. 
In ihrer knapp bemessenen Freizeit gab Norma Interviews, sprach auf Podien 
und organisierte Veranstaltungen zum Thema. Als eine Gruppe philippinischer 
Arbeiterlnnen in einer medial groß angekündigten Freiwilligen-Aktion zum 
jüdischen Pessahfest den Tel Avıver Busbahnhof aufräumte und nach mehre- 
ren verheerenden Selbstmordattentaten im Viertel eine Schulwand zum Ge- 
denken an die Opfer bemalte,'” war sie dabei. Wie die meisten Kinder illegalı- 
sierter MigrantInnen in Neve Sha’anan besuchten Normas Sohn und Tochter 
die auf dem demokratischen Schulsystem aufbauende Rogozin High. Als erste 
‘zweite’ Generation Illegalisierter entwickelten sich viele der Rogozin-Schüler 
nach 2003 zu selbstbewussten AktivistInnen gegen Abschiebungen und für ei- 
ne Legalisierung aller in Israel geborener Kinder (Dor 2004, Melbior 2005). 
Nicht zuletzt aufgrund ihrer Demonstrationen, Petitionen und Lobbyarbeit 
setzte 2005 im israelischen Parlament eine erhitzte Debatte über die Grenzen 
israelischer Staatsbürgerschaft ein. Im Juni desselben Jahres beschloss ein aus 
mehreren Ministerien gebildetes Komitee schließlich die Amnestie einiger ım 
Lande lebender Familien (Ha’aretz Editorial 2005). Während Norma und ihre 
Familie zu den etwa 120 Familien gehörten, die im Rahmen der Amnestie ei- 
nen gesicherten Aufenthaltsstatus erhielten, wurden zahlreiche andere Famili- 
en, die die umfangreichen Kriterien der Amnestie nıcht erfüllten, abgeschoben 
(Bergman 2005). Vor dem Hintergrund staatlicher Ausgrenzung und migrantı- 
scher Kämpfe wurde Tel Aviv, so möchte ich im Folgenden argumentieren, 
eine mediterrane Grenzstadt und - vor allem für Filipinos - ein Sprungbrett 
Richtung „Westen“. 


12 Vgl. Pressemitteilung des philippinischen Außenministerrums vom 17. Mai 2006 unter 
http://www.dfa.gov.ph/news/pr/pr2006/may/photo/ph307.htm (letzter Zugriff am 30. Au- 
gust 2007). Mit dem Aufräumen des Busbahnhofs vor Pessah knüpfen Filipinos bewusst an 
jüdische Traditionen an, insofern als dass ein gründlicher „Frühjahrsputz“ integraler Be- 
standteil des jüdischen Pessahfestes ist. 


Von der „Grünen Weidefläche” zum Sprungbrett nach Europa: 
Tel Aviv als mediterrane Grenzstadt 


Der Literatur zu globalen Städten („global cities“, vgl. Sassen 2000) ist es zu 
verdanken, die Positionierung von Großstädten in umfassendere ökonomı- 
sche, politische und kulturelle Machtzusammenhänge und deren Bedeutung 
für globale Migrationsströme thematisiert zu haben. In den letzten Jahren je- 
doch mehrte sich die Kritik am Begriff der „globalen Stadt“. Zum einen ver- 
schleiere der Begriff, dass Städte geringerer Größenordnung nicht weniger stark 
in transnationale, globale bzw. kapitalistische Machtzusammenhänge einge- 
bunden sind (vgl. Glick-Schiller et al. 2006, Short et al. 2000). Zum anderen, 
so möchte ich argumentieren, sagt der Begriff der „globalen Stadt“ nur wenig 
über die sowohl praktizierten als auch erträumten Migrationsrouten von Men- 
schen auf der Suche nach dem schöneren Leben aus. Dies sei im Folgenden 
am Beispiel von Tel Aviv verdeutlicht. 

Bis zur Aufnahme massenhafter Abschiebungen galt Israel als ideales Migrati- 
onsziel vieler ArbeitsmigrantInnen. Relativ hohe Löhne gepaart mit einem ho- 
hen Bedarf an Arbeitskräften nach der Herausdrängung palästinensischer Ar- 
beiterInnen aus dem Arbeitsmarkt, einem vergleichsweise großen „touristi- 
schen Schlupfloch“ und, bis 2002, einer relativen Irrelevanz von Illegalität für 
das Alltagsleben, machten Israel und insbesondere die mediterrane Küsten- 
stadt Tel Aviv zu einem attraktiven Ort für viele nicht-jüdische AsiatInnen, 
WestafrikanerInnen, LateinamerikanerInnen und Osteuropäerlnnen, die Arbeit 
im Niedriglohnsektor der Stadt fanden. Der Status von Israel als „Heiligem 
Land“ war ein weiterer wichtiger Faktor für die überwiegend christlichen 
MigrantInnen. Spätestens seit der Verschärfung des israelischen Migrationsre- 
gimes stellt Tel Aviv jedoch insbesondere für Filipinos vor allem ein Sprung- 
brett hin zu - so die gern benutzte Bezeichnung - „grüneren Weideflächen“, 
das heißt nach Westeuropa oder Nordamerika, dar. So entstanden in der Stadt 
in den vergangenen Jahren Dutzende Rekrutierungsagenturen, die (philippint- 
sche) Hausarbeiterinnen für Italien, ausgebildete Krankenschwestern für 
Großbritannien und Pflegerinnen für Kanada anheuern. 

Der Sprung gen „Westen“ hat seinen Preis: Filipinos, die bereits für einen Ar- 
beitsvertrag in Israel 3-5.000 US Dollar illegaler Vermittlungsgebühren an Rek- 
rutierungsagenturen zahlten, sind bereit, bis zu 8.000 US Dollar für einen sol- 
chen Vertrag in Kanada auszugeben. Dabei variieren die inoffiziellen, jedoch 
relativ standardisierten Preise je nach Aufenthaltsort der BewerberInnen, ıhrem 
rechtlichen Status am Aufenthaltsort, und der Attraktivität des Zielortes. Ein 
„direkter“ Schritt von den Philippinen in ein EU-Land bzw. nach Kanada oder 
die USA - die absoluten Spitzenreiter in Filipinos’ globaler Hierarchie der be- 
gehrten Zielländer - ist nicht zuletzt aufgrund der immensen Kosten für die mei- 
sten unerreichbar. Bereits Israel ist für viele Migrantinnen das zweite oder dritte 
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Zielland, typischerweise nach einem Aufenthalt als Fabrikarbeiterin ın Taiwan 
oder Hausarbeiterin in Hongkong, Singapur, den Golfstaaten oder Zypern. 
Meine ethnographische Forschung zeigte, dass Filipinos’ transnationale Migra- 
tionsrouten nach und durch Israel hindurch ein beträchtliches Wissen, eine 
sich manchmal über mehrere Generationen hinstreckende Lebensplanung, 
immense materielle Kosten, schmerzhafte Entscheidungen und viel kostbare 
Lebenszeit erfordern. Als „Kosmopoliten der Arbeiterklasse“ (Werbner 1999) 
transzendieren (philippinische) MigrantInnen die in der Literatur dominieren- 
de Unterscheidung zwischen hinterwäldlerischen und „armen“ Migranten und 
bourgeoisen Kosmopoliten. In einer auf Ungleichheiten basierenden kapitalis- 
tischen Weltwirtschaft sind sie Teil einer sozialen Bewegung auf der Suche 
nach umfassenderen sozialen, politischen und ökonomischen Rechten, welche 
eine Staatsbürgerschaft in Kanada oder im „Schengen-Land“ für sie verkörpert. 
Als Ort des Transit gliedert sich Tel Aviv so in die von Ribas-Mateos (2005) 
als „border cities“ beschriebenen Städte des mediterranen Raumes ein: territo- 
rial außerhalb der so genannten „Festung Europa“ des Schengener Abkom- 
mens - deren Grenzen sich in der Realität weitaus fluider ausnehmen als der 
Begriff der Festung dies impliziert (vgl. Forschungsgruppe Transit Migration 
2007) - gelegen, jedoch ein integraler Bestandteil eines globalen und des ex- 
pansiven europäischen Migrationsregimes. Fernerhin kann Tel Aviv auch als 
eine „gateway city“, als städtischer Vorposten im Sinne von Short et al. (2000) 
beschrieben werden, die den Begriff der „gateway city“ ım Unterschied zur 
„global city“ verwenden, um urbane Regime in ihrer differenzierten Machtpo- 
sition innerhalb einer globalisierten Welt analysieren zu können. Ein solches 
Verständnis von Städten, so denke ich, lenkt das Augenmerk auf die Analyse 
von konkreten Praktiken in urbanen Räumen, die in ihrer spezifischen geo- 
graphischen, machtpolitischen und sozialen Positionierung gesehen werden. 

In diesem Sinne ermöglicht die sozialanthropologische Analyse des lokalen 
und transnationalen Raums des südlichen Tel Avivs ein Verständnis von glo- 
balen Segregationsprozessen und die mit ihnen verbundenen Prozessen von 
Rassismus und sozialer Ungleichheit (Low 1999). Als mediterrane Grenzstadt 
zwischen globalem Süden und Norden ist Tel Aviv ein heterogener Raum, an 
dem sich globale sozialräumliche Spaltungsprozesse unmittelbar lokal ablesen 
lassen. So wurden nicht-jüdische ArbeitsmigrantInnen innerhalb des städti- 
schen Großraums in ein Viertel gedrängt, das als Teil des „schwarzen“ Tel A- 
vivs innerhalb der „Weißen Stadt“ analysiert wurde. 

Nichtsdestotrotz wurde das Viertel Neve Sha’anan insbesondere von philippi- 
nischen MigrantInnen ambivalent als ein Stück Heimat in der Fremde be- 
schrieben. In diesem sensuell als philippinisch empfundenen Raum, in dem 
Tausende von Filipinos, die unter der Woche im ganzen Land beschäftigt 
sind, für die Dauer ihrer kurzen Wochenenden Wohnungen anmieten, philip- 
pinisches Essen kochen, und im Busbahnhofs-Einkaufszentrum kulturellen 


Praktiken nachgehen, wird das tragische Moment ihrer Migration deutlich: 
statt, wie sie sich erhofft hatten, in einer glitzernden und modernen Metropo- 
le der westlichen Welt, finden sich MigrantInnen aus dem globalen Süden ın 
Neve Sha’anan in einem ausgegrenzten und von Armut gezeichneten städti- 
schen Raum wieder. Neben einer restriktiven israelischen Migrationspolitik 
und andauernden Abschiebungen „Illegaler“ ist es nicht zuletzt diese Enttäu- 
schung, die viele nach den „grüneren Weideflächen“ eines vermeintlich besse- 
ren Einwanderungslandes Ausschau halten lässt. 

Trotz der erzwungenen zeitlichen Begrenzung ihres Aufenthaltes haben nicht- 
jüdische MigrantInnen Tel Aviv in den letzten Jahren maßgeblich verändert. 
Wie Mark Gottdiener und Alexandros Lagopoulos dies in der Tradition mar- 
xistischer „Stadtsemiotik“ ausgedrückt haben, adaptieren sich Stadtbewohner 
nicht notgedrungen an ihre Umwelt, „rather, residents play a role in the pro- 
duction and use of the urban milieu through urban practices“ (1986: 7). 
Durch ihr bloßes Da-Sein, ihre Praktiken, Narrativen und Kämpfe haben sich 
MigrantInnen im urbanen Großraum der Küstenstadt Rechte angeeignet - auf 
den städtischen Raum im Süden der Stadt, durch die Proteste der „zweiten 
Generation“ jedoch auch weitergehend im Sinne eines Bleiberechts und der 
faktischen Änderung israelischer Staatsbürgerschaft. Zwar sollte das städtische 
Inkorporationsregime, mit dem Tel Aviv (illegalisierten) ArbeitsmigrantInnen 
begegnete, nicht überwertet werden. Als relativ offener Raum, der MigrantIn- 
nen in sein Image als kosmopolitische Küstenstadt integrierte, fungiert Tel A- 
viv jedoch als zentrale Plattform für die Organisierung von Alltag und der 
Durchsetzung von Ansprüchen, die aus dem jüdischen Staat längst ein de fac- 
to Einwanderungsland nicht-jüdischer ArbeitsmigrantInnen gemacht haben. 
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Informelle Urbanisierung, Selbstorganisation 
und „Sozialismus des 21. Jahrhunderts” 
Partizipative Stadtentwicklung in den Barrios von Caracas 


Informelle Urbanisierungsprozesse sind in den Metropolen des Südens ein 
zentrales Merkmal der Stadtentwicklung. Städte wie Lagos, Nairobi, Mumbai 
oder Caracas bestehen zu einem Großteil aus Slums, die durch mangelhafte 
Versorgung mit Basisdienstleistungen wie Wasser und Strom, Substandardwoh- 
nen, Überbelegung, ungesunde Lebensbedingungen und ungeklärte Besitzver- 
hältnisse gekennzeichnet sind. Weltweit betreffen solche Lebensumstände nach 
Schätzung von UN-Habitat 837 Mio. Menschen (UN-Habitat 2003: 13). Die 
globale Slumbewohnerschaft umfasst damit fast ein Achtel der gesamten Erd- 
bevölkerung, wobei ihr Anteıl im letzten Jahrzehnt, vor allem als Folge der 
neoliberalen Strukturanpassungsmaßnahmen der 1990er, noch rapide an- 
wuchs. Urbanisierung heißt in den meisten Entwicklungsländern daher vor al- 
lem Ausbreitung von Slums - global gesehen bewegen wir uns in Richtung ei- 
nes „Planeten der Slums“ (Davis 2007). 

Eine zentrale Stellung unter den vielen verschiedene Formen von Slums (vgl. 
UN-Habitat 2003: 80.) nehmen squatter settlements ein, in Selbsthilfe ohne 
Genehmigung des Eigentümers und in Widerspruch zu planungs- und bau- 
rechtlichen Bestimmungen erbaute städtische Wohnviertel. Obwohl „illegal“, 
umfassen diese Shantytowns, Barrios, Bidonvilles, Gecekondus und Favelas 
heutzutage oft beträchtliche Größenordnungen und stellen in verschiedenen 
Städten bereits den Großteil des gesamten Wohnungsangebotes dar. 

Die damit einhergehenden „informellen Urbanisierungsprozesse“ sind weder neu 
(vgl. Neuwirth 2006, Davis 2007) noch kann man sagen, dass sie bislang keine 
politische Aufmerksamkeit erfahren hätten. Der Umgang mit illegal errichte- 
ten Siedlungen steht im Gegenteil bereits seit den 1960ern regelmäßig auf der 
entwicklungspolitischen Agenda vieler internationaler Organisationen. Welt- 
bank und Vereinte Nationen haben seit Jahrzehnten Programme für squatter 
settlements ım Angebot. 

Allerdings hat sich dabei auch der Fokus internationaler Slumpolitik erheblich 
verändert: Kann die dominante Haltung gegenüber illegal errichteten Siedlun- 
gen noch in den 80er Jahren als Mischung aus Ignoranz und Ablehnung be- 
schrieben werden, gelten heute Enabling, Selbsthilfe und Partizipation als Best 
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Informelle Urbanisierung, Selbstorganisation 
und „Sozialismus des 21. Jahrhunderts” 
Partizipative Stadtentwicklung in den Barrios von Caracas 


Informelle Urbanisierungsprozesse sind in den Metropolen des Südens ein 
zentrales Merkmal der Stadtentwicklung. Städte wie Lagos, Nairobi, Mumbai 
oder Caracas bestehen zu einem Großteil aus Slums, die durch mangelhafte 
Versorgung mit Basisdienstleistungen wie Wasser und Strom, Substandardwoh- 
nen, Überbelegung, ungesunde Lebensbedingungen und ungeklärte Besitzver- 
hältnisse gekennzeichnet sind. Weltweit betreffen solche Lebensumstände nach 
Schätzung von UN-Habitat 837 Mio. Menschen (UN-Habitat 2003: 13). Die 
globale Slumbewohnerschaft umfasst damit fast ein Achtel der gesamten Erd- 
bevölkerung, wobei ihr Anteıl im letzten Jahrzehnt, vor allem als Folge der 
neoliberalen Strukturanpassungsmaßnahmen der 1990er, noch rapide an- 
wuchs. Urbanisierung heißt in den meisten Entwicklungsländern daher vor al- 
lem Ausbreitung von Slums - global gesehen bewegen wir uns in Richtung ei- 
nes „Planeten der Slums“ (Davis 2007). 

Eine zentrale Stellung unter den vielen verschiedene Formen von Slums (vgl. 
UN-Habitat 2003: 80.) nehmen squatter settlements ein, in Selbsthilfe ohne 
Genehmigung des Eigentümers und in Widerspruch zu planungs- und bau- 
rechtlichen Bestimmungen erbaute städtische Wohnviertel. Obwohl „illegal“, 
umfassen diese Shantytowns, Barrios, Bidonvilles, Gecekondus und Favelas 
heutzutage oft beträchtliche Größenordnungen und stellen in verschiedenen 
Städten bereits den Großteil des gesamten Wohnungsangebotes dar. 

Die damit einhergehenden „informellen Urbanisierungsprozesse“ sind weder neu 
(vgl. Neuwirth 2006, Davis 2007) noch kann man sagen, dass sie bislang keine 
politische Aufmerksamkeit erfahren hätten. Der Umgang mit illegal errichte- 
ten Siedlungen steht im Gegenteil bereits seit den 1960ern regelmäßig auf der 
entwicklungspolitischen Agenda vieler internationaler Organisationen. Welt- 
bank und Vereinte Nationen haben seit Jahrzehnten Programme für squatter 
settlements ım Angebot. 

Allerdings hat sich dabei auch der Fokus internationaler Slumpolitik erheblich 
verändert: Kann die dominante Haltung gegenüber illegal errichteten Siedlun- 
gen noch in den 80er Jahren als Mischung aus Ignoranz und Ablehnung be- 
schrieben werden, gelten heute Enabling, Selbsthilfe und Partizipation als Best 
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Practice (UN-Habitat 2003: 132). In der Anwendung dieser Rezepte tut sich je- 
doch ein interessanter Widerspruch auf. Denn obwohl participatory slum im- 
provement heute nahezu flächendeckend als Rezept zur Lösung der Wohnungs- 
krise verkauft und mit erheblichen nationalen und internationalen Fördermitteln 
unterstützt wird, wächst nicht nur die Slumbevölkerung weiterhin rasant an, 
sondern die oft in der Literatur besprochenen „beispielhaften“ Projekte konnten 
insgesamt bisher nur „on a limited scale or (as) demonstration projects*(ebd.) 
realisiert werden. Zwischen Anspruch und Wirklichkeit klafft also eine erhebliche 
Lücke. Der Grund für die begrenzte Wirksamkeit internationaler Projekte liegt 
dabei weniger in einem Mangel an Konzepten oder zur Verfügung stehenden 
Ressourcen, sonder eher in den globalen und lokalen Machtverhältnissen, die 
dazu tendieren, die Benachteiligung von Slumbewohnern zu verstärken und eine 
Aufwertung und Integration der Wohnorte diskriminierter Bevölkerungsteile zu 
verhindern. Probleme des Umgangs mit „informellen Siedlungen“ gehen deshalb 
weit über bauliche, infrastrukturelle und planerische Probleme hinaus und 
betreffen im Kern Fragen von sozialer Ungleichheit und Macht. Strategien für 
den Umgang mit der weltweit an Bedeutung gewinnenden informellen Urbani- 
sierung dürfen daher nicht bei technischen Lösungen stehen bleiben, sondern 
müssen auch die politische Seite des Slumwohnens adressieren. 

Vor diesem Hintergrund stellt die venezolanische Hauptstadt Caracas derzeit 
eines der interessantesten Experimente im Umgang mit Besetzersiedlungen 
dar. Denn zum Einen ist Caracas tatsächlich eine „Stadt der Barrios“ und da- 
mit ein nahezu paradigmatisches Beispiel für informelle Urbanisierungsprozes- 
se: Der Löwenanteil des Wohnungsbestandes wurde hier ohne Genehmigung 
errichtet und in Selbsthilfe erbaute Squattersiedlungen umschließen von über- 
all sichtbar die in einem Talkessel liegende Innenstadt und die wohlhabende- 
ren Wohnviertel. Zum Anderen finden derzeit in Caracas Veränderungen im 
Umgang mit diesen Siedlungen statt, die weltweit einmalig sind. Im Kontext 
eines „bolivarianischen“ sozialistischen Projektes (vgl. P.LS.O. 16 2004, Twi- 
ckel 2006, Azzelini 2006, Holm 2007) wird dabei die bis dahin marginalisierte 
Barriobevölkerung zum erstrangigen Adressaten nationaler Reformen gemacht. 
Diese beschränken sich nicht auf Sozialprogramme, sondern betreffen in zu- 
nehmendem Maße auch die Entscheidungsstrukturen der Stadtentwicklung. 
Das bestehende repräsentativ-hierarchische System der Stadtentwick- 
lungsplanung wird dabei sukzessive um basisdemokratische Elemente erwei- 
tert, die die überkommenen Strukturen ersetzen, ergänzen und verändern. Die 
Tragweite der aktuellen Veränderungen ist immens, denn sie zielen nicht nur 
auf ein „Mehr“ an Mitbestimmung und auf die Überwindung der die Metro- 
pole Caracas prägenden Benachteiligung der Barrios, sondern sie streben ein 
völlig neues System der kommunalen Politik an. 

Ziel dieses Artikels ist es, diese venezolanische Erfahrung für ein deutsches 
Publikum zugänglich zu machen. Dabei geht es uns zum Einen darum, einen 
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Einblick in die Realitäten der viel diskutierten bolivarianıschen „Revolution 
des 21. Jahrhunderts“ „on the ground“ zu geben und zu diskutieren, welche 
realen Veränderungen diese Umwälzungen für bis dato marginalisierte Bevöl- 
kerungsgruppen bereit halten. Zum Zweiten geht es uns darum, über die Aus- 
einandersetzung mit den venezolanischen Reformen die in der internationalen 
Slumdiskussion oft an den Rand gedrängte politische Seite des Umgangs mit 
informellen Urbanisierungsprozessen stärker in den Vordergrund zu rücken. 
Wir beschreiben hierfür zunächst Grundprobleme der Stadtentwicklung von 
Caracas, um so die Relevanz informeller Urbanisierungsprozesse in der vene- 
zolanischen Hauptstadt deutlich zu machen. Im Anschluss skizzieren wir 
Grundlinien der bolivarianischen Barriopolitik und erläutern anhand von zwei 
Beispielen im Detail, wie die aktuellen Neuerungen vor Ort aussehen. 


1. Caracas - Stadt der Barrios 


Die Stadtentwicklung von Caracas ist ein direktes Resultat des auf Ölexport 
basierenden venezolanischen Wirtschaftsmodells. Denn der Ölreichtum Vene- 
zuelas ermöglicht eine enorme Ölrente, die von den 1950er bis in die 1980er 
Jahren zu einer fordistisch-klientelistischen Variante nachholender Modernisie- 
rung führte und ein immenses Wachstum sowie eine rasante Modernisierung 
der Stadt bezahlbar machte. Im Zuge einer enormen Expansion staatlicher 
Ausgaben entstanden im Zentrum der Stadt ein modernes Verkehrssystem, ei- 
ne bemerkenswerte Infrastruktur und eine Vielzahl von ultramodernistischen 
Bauten. Die fordistische Modernisierung von Caracas erfasste allerdings nur 
das Zentrum der in einem Hochtal gelegenen Stadt. Parallel zu dieser Entwick- 
lung des Zentrums breitete sich Caracas ungesteuert und explosiv in alle Rich- 
tungen aus. Die mit dem Bauboom und der Neuausrichtung der Volkswirt- 
schaft auf eine rohstoffbasierte Rentenökonomie verbundene Nachfrage nach 
billigen und gering qualifizierten Arbeitskräften sowie die sich verschlechtern- 
de Situation auf dem Land führten zu einer gewaltige Zuwanderung in die 
Metropole. Da für die Zuwanderermassen trotz öffentlicher Wohnungsbau- 
programme nie auch nur annähernd ausreichend Wohnraum geschaffen wer- 
den konnte, entstanden bereits in den 1940er Jahren die ersten Barrios. Diese 
dehnten sich schnell aus und bedeckten in den folgenden Jahrzehnten fast alle 
bis dahin unbebauten Flächen. 

Da sowohl die Zuwanderung als auch die Bebauung weitgehend unkontrolliert 
erfolgten, wuchs die Bevölkerung der venezolanischen Hauptstadt so schnell, 
dass heute niemand genau weiß, wie viele Einwohner die Stadt hat. Sicher ist 
nur, dass Caracas sich innerhalb weniger Jahrzehnte von einer Kleinstadt zu 
einer Millionenmetropole entwickelte. Vallmitjana (1991) macht für das 
Wachstum der Stadt folgende Angaben: 1920 wohnten etwa 90.000 Einwoh- 
ner ın der Stadt Caracas, 1950 waren es schon fast 700.000, 1980 fast 3 Milli- 
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onen. Die aktuelle Einwohnerzahl des Ballungsraums wird zwischen 3,2 Mio. 

und über 9 Mio. geschätzt. 

Vor allem die später erbauten Barrios besiedelten dabei zunehmend die das 

Hochtal umgebenden Berghänge, und besetzten im Laufe der Jahre auch ero- 

sionsgefährdete Abhänge und überschwemmungsgefährdete Flussufer. Die 

Folge ist eine erhöhte Gefährdung der Bewohner durch Naturkatastrophen - 

wie der vom Dezember 1999, als starke Regenfälle zum Abrutschen ganzer 

Viertel und zum Tod von etwa 30.000 Menschen durch Lawinen führten. 

In Folge dieser städtebaulichen Geschichte ist Caracas, für jeden Besucher so- 

fort erkennbar, eine zweigeteilte Stadt. Das Ziegelsteinrot der Barrios, die sich 

in Zwischenräumen unmittelbar an das Zentrum anschließen und bis in aben- 
teuerliche Höhen an den Berghängen hochziehen, ist dabei die dominierende 

Farbe der Stadt. Entsprechend lebt die Mehrheit der Bevölkerung nicht im 

modernen Stadtzentrum, sondern in „informellen“, im Selbstbau errichteten 

Siedlungen. „Informalität“ ist damit das bestimmende Merkmal der Stadtent- 

wicklung und es wird geschätzt, dass heute 40 (Marcano 2000) bis 60 Prozent 

(Grava et al. 2001) des gesamten Wohnungsbestandes aus illegal errichteten 

Siedlungen bestehen. 

Die Entwicklung der Stadt erfolgte damit gemessen an europäischen Maßstä- 

ben „verkehrt herum“: Sie kann als „inverse Urbanisierung“ (Feireiss et al. 

2005) verstanden werden und folgt der Formel Besetzung - Konstruktion - 

Infrastruktur - Grundbucheintrag. Während in klassischen europäischen Städ- 

ten Besitzverhältnisse lange geklärt sind, bevor Straßen und Häuser gebaut 

werden und die ersten Bewohner einziehen, ist es in den Barrios von Caracas 
in der Regel genau andersherum. In der Folge fehlen in weiten Teilen der 

Stadt nicht nur typisch städtische Einrichtungen, wie Straßen, Friedhöfe oder 

Wasserleitungen, sondern auch die Besitzverhältnisse waren oft nicht geklärt 

und Grundstücksgrenzen oder Baustandards erfahren keinerlei Beachtung. 

Daraus resultiert eine ganze Reihe von Problemen, die hier nur stichwortartig 

skizziert werden können: 

- Die Wohngebiete sind oft nur über improvisierte Treppen erschlossen. 

- Die Straßenbeleuchtung fehlt in den meisten Fällen. 

- Meist verfügen die Stadtteile nur über eine mangelhafte, mitunter auch 
über gar keine, Anschlüsse an Trinkwassernetze, Kanalisation, Stromver- 
sorgung oder Telefon. 

- Wasser- und Stromversorgung werden durch „Anzapfen“ vorhandener Lei- 
tungen organisiert, was zu Ausfallzeiten, geringem Wasserdruck und Kurz- 
schlüssen führt. Die Abwasserableitung über Sammelkanäle führt zu hy- 
gienischen Problemen und verstärkt zusätzlich die Bodenerosion. 

- Gerade in jüngeren und ärmeren Barrios existieren oft keine befestigten 
Straßen, so dass die Erschließung durch die in Caracas meist als Ver- 
kehrsmittel benutzten Minibusse kompliziert ist. 


- Aufgrund der schlechten Erschließung ist die Müllentsorgung oft proble- 
matisch, weshalb an vielen Stellen „wilde“ Deponien zu finden sind; hier- 
aus resultieren Probleme mit Ungeziefer, Emissionen und Hygiene. 

- Die Ausstattung mit sozialer Infrastruktur, wie Schulen, Ärzten, Bibliothe- 
ken, Spielplätzen ist mangelhaft. 

Zu diesen physischen Mängeln kommen eine Vielzahl von legalen Benachtei- 

ligungen und eine kulturelle Stigmatisierung der Barrios durch die kulturell 

die venezolanische Öffentlichkeit prägenden Mittelschichten, welche die Bar- 
rios als No-go-areas, als Horte der Gewalt und des Verbrechens stigmatisieren. 

Aus Sicht der Polizei waren die Barrıos bis vor wenigen Jahren enemy territory 

(Perdomo & Bolivar 1998: 124) und es gibt eine Vielzahl von Beispielen für 

die krıminalisierende und diskriminierende Behandlung ihrer Bewohner. Diese 

Stigmatisierung schlägt sich auch in einer legalen Benachteiligung nieder: Das 

Eigentum auf die in Selbsthilfe errichteten Häuser konnte so über Jahrzehnte 

hinweg nicht formal legalisiert werden, der Verstoß gegen Baunormen verunmög- 

licht den Abschluss legaler Mietverhältnisse und das Nichtvorhandensein städti- 
scher Infrastrukturen macht in Zusammenwirken mit Verstößen gegen die offı- 
zielle Flächennutzungsplanung sogar den Abriss ganzer Stadtteile möglich. 

Zusammenfassend kann man also sagen, dass das Leben im Barrio durch eine 

ganze Reihe von manifesten Problemen gekennzeichnet ist. Obwohl die Barri- 

os Caracas mittlerweile dominieren, bedeutet, im Barrio zu wohnen, deshalb 
nach wie vor benachteiligt und von einer Vielzahl städtischer Versorgungsleis- 
tungen (Wasser, Strom, Müll, Verkehrswege) ausgeschlossen, rechtlich benach- 
teiligt und kulturell stigmatisiert zu sein. Fasst man diese umfassende, soziale, 
kulturelle und legale Aspekte vereinigende Marginalisierung der Barrios zu- 
sammen, kann die Stadt Caracas als eine Art „Zwei-Klassen-Stadt“ verstanden 
werden. Das moderne Ideal einer „republikanischen“, egalitären, geplanten 
und rationalen Stadt gilt dabei in Gänze nur für das Zentrum und die Gebiete 
der wohlhabenden Schichten, während die Barrios und damit die Mehrzahl 
der Bewohner von Caracas jahrzehntelang von der Teilhabe ausgeschlossen 
wurden. In der Realität entwickelte sich damit nicht nur eine jedem Besucher 
anhand von Straßeneindrücken sofort deutliche kulturelle und soziale Spal- 
tung der Stadt, sondern auch eine zunehmende disparate Auseinanderentwick- 
lung von De-Facto-Normen und politischer Repräsentation. Perez Perdomo 
und Bolivar sprechen in dieser Hinsicht von einem „legalen Pluralismus“, der 

Caracas kennzeichne und ın dem formale Gesetze durch „the law of the bar- 

rıo“ ergänzt würden. 


2. Von der Ignorierung über die Anerkennungen bis ... 


Dieses Auseinanderdriften von städtischen Realitäten und politischen Pro- 
grammen wurde in der venezolanischen Stadtentwicklung lange Zeıt einfach 
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ignoriert. Obwohl seit den 1980er Jahren die Mehrzahl der Caracehos in ille- 
gal errichteten Siedlungen lebte, wurde die Benachteiligung dieser Bewohner 
lange Zeit überhaupt nicht thematisiert. Barrıos galten, obwohl sie die Mehr- 
heit der Stadt ausmachen, als „Marginalsiedlungen“, als „informell“ oder als 
„Ranchos“ (in etwa „Hütten“) und wurden vor allem als Problem behandelt. 
Dass die „ungeplante“ Entwicklung von Caracas auch eine enorme Leistung 
der Selbstorganisation war, mit der städtische Probleme gelöst wurden, für die 
Staat und Markt keine Antwort hatten, wurde völlig negiert. 

Allen Realitäten zum Trotz wurde die Verbreitung informeller Siedlungen von 
Staatsapparat, Fachleuten und öffentlicher Meinung über lange Zeit einfach 
abgelehnt. Bis weit in die 60er Jahre bestand die einzige Politikform gegenüber 
den Barrios in der Räumung, wobei niedergerissene Siedlungen in der Regel 
innerhalb kurzer Zeit an anderer Stelle wieder aufgebaut wurden. Ignoranz war 
die bestimmende Haltung: die informell entstandenen Stadtteile, die mittler- 
weile Hunderttausende BewohnerInnen zählten, blieben politisch und admı- 
nistrativ unsichtbar. Sie wurden nicht in die städtische Infrastrukturplanung 
einbezogen, erhielten keine politische Vertretung und tauchten nicht einmal 
im Stadtplan auf. 

Nur langsam, und auch weil mit zunehmendem Wachstum der Barrio-Stadt 
die Wählerstimmen aus den Barrios bedeutsamer wurden, entwickelten sich in 
den 80er Jahren zaghafte Versuche, die Barrios als Realität anzuerkennen und 
nicht nur Abrisse sondern auch Sanierungen, Infrastrukturmaßnahmen und 
Wohnumfeldverbesserungen durchzuführen. Der Rahmen für diese Ansätze 
war dabei vor allem klientelistischer Natur: Infrastrukturleistungen wurden als 
Wahlgeschenke verteilt und eine „neutrale“ Haltung der Behörden gegenüber 
Neubesetzungen bedurfte guter Kontakte zu lokalen Autoritäten. Fortschritte 
in den Barrıos hingen dadurch zunehmend von der „Loyalität“ des jeweiligen 
Viertels gegenüber gerade Ton angebenden Politikern und Beamten ab. Die 
wachsende Bedeutung der Barriobevölkerung für die venezolanischen Klientel- 
systeme eröffnete damit zwar Möglichkeiten für eine Verbesserung der Wohn- 
verhältnisse und unterstützte auch die weitere Expansion der Barriostadt. Sie 
beschränkte aber gleichzeitig eine formale Integration der Barrios, in der eine 
Verbesserung der Wohnverhältnisse nicht mehr als „Geschenk“, sondern als 
„Recht“ verankert gewesen wäre. 

Legal anerkannt wurden die Barrios erst 1987 mit einem neuen Stadtplanungs- 
gesetz. Dieser Umschwung und die damit einhergehende Wende ist auf ver- 
schiedene Umstände zurückzuführen. 

In Folge der Ölkrise 1982 kam es in Venezuela zu drastischen Ausgaben- 
kürzungen und Sparmaßnahmen auf Kosten der Unterschichten. Hierdurch 
wurde nicht nur der zur Verteilung stehende Kuchen, und damit die Anreize 
für die Teilnahme an klientelistischen Strukturen verringert, sondern sukzessi- 
ve erodierte auch die Legitimität der regierenden politischen Parteien. Die 


Informelle Urbanisierung, Selbstorganisation und „Sozialismus des 21. Jahrunderts“ 567 


Folge war eine sinkende Relevanz der klientelistischer Verteilungsstrukturen 
und ein Aufstieg „informeller Entrepreneure“, die neue Landbesetzungen 
kommerziell organisierten und in bestehenden Barrios informelle Miet- und 
Bodenmärkte in Gang brachten (Perdomo/Bolivar 1998: 126). 

Hinzu kommt, dass die Beschäftigung mit der Barrio-Stadt in der Fachöftent- 
lichkeit der venezolanischen Stadtplaner und Architekten seit den 80er Jahren 
einen wachsenden Raum einnahm. Unter dem Slogan „Das Unsichtbare 
sichtbar machen“ wurden in den 80er Jahren an der Universidad Central de 
Venezuela (UCV) verschiedene Studien zu den Wohn- und Lebensbedingun- 
gen in den Barrios durchgeführt, die eine andere Wahrnehmung dieser Viertel 
eröffneten (vgl. Bolivar et al. 1994, FVP 1991, Vallmitjana 1991). 

Neben all diesen begünstigenden Faktoren ist aber vor allem das Entstehen 
und die Konsolidierung von sozialen Bewegungen von entscheidender Bedeu- 
tung, die in den 80er und 9er Jahren die Barriofrage zunehmend zum Politi- 
kum machten. Mit der Konsolidierung der Barrios als Nachbarschaften und 
einer Zuwendung linker Parteien zur Basisarbeit in den Armenvierteln kam es 
zur Herausbildung und Entwicklung von neuen sozialen Bewegungen, die aus 
den Barrios heraus agierten und die Situation in den Barrios zum Mittelpunkt 
ihrer politischen Aktionen machten. Oftmals spontan oder zur Lösung eines 
konkreten Problems gegründet, übernahmen Barriogruppen dabei Stück für 
Stück Verantwortung für einzelne Bereiche der Stadtteilorganisation. Von Kin- 
dergärten über Sportplätze bis hin zu Nachbarschaftszeitungen wurden etliche 
Aktivitäten damit nicht mehr vom Staat, sondern von den Nachbarschaftsor- 
ganisationen gewährleistet. Neben der eigenständigen Organisierung kam es 
dabei mit der Zeit auch zu einer zunehmenden Politisierung der Barriobewe- 
gungen. Konzentrierten sich Organisationsansätze und Aktivitäten in den Ar- 
menvierteln in den 70er und 80er Jahren oft vor allem auf kulturelle Projekte, 
rückten mit der Zeit auch Themen wie Wasserversorgung, der Zustand der 
Straßen und die juristische Absicherung der Siedlungen in den Vordergrund. 
Die bestehende Tradition von - oft eng mit den regierenden Parteien verfloch- 
tenen und in deren Klientelsysteme eingebundenen - Nachbarschaftsvereini- 
gungen erfuhr damit einen entscheidenden Umbruch. Die Verarmung weiter 
Teile der Bevölkerung in Folge der neoliberalen Austeritätspolitik sowie die 
nach dem Caracazo-Aufstand und diversen Korruptionsaffären auf dem Null- 
punkt angelangte Legitimation staatlicher Institutionen führten zu einem Auf 
schwung autonomer Initiativen, die in den 90er Jahren eine eigenständige po- 
litische und kulturelle Identität erlangten und sich zusehends ausweiteten und 
festigen konnten. Dabei kam es nicht nur zu einem politischen Bedeutungs- 
zuwachs der Nachbarschaftsvereine, sondern auch zu einer zunehmenden Ver- 
netzung, Konsolidierung und eigenständigen Organisierung über das Lokale 
hinaus, die den Grundstein für viele der heutigen Aktivitäten legte. 
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3. Barriopolitik auf bolivarianisch 


Mit der Wahl 1998 und den politischen Veränderungen in Venezuela verban- 
den viele Aktivistinnen und Aktivisten aus den Barrios die Hoffnung auf eine 
neue Stadtentwicklungspolitik. Dass die Regierung Chävez, anders als ihre 
Vorgängerinnen, hier tatsächlich neue Schritte einleitete, versteht sich trotz- 
dem nicht von selbst. Die darauf aufbauenden politischen Initiativen der Re- 
gierung folgten vielmehr - bei jeweils bedeutenden Unterschieden im Detail - 
einer Reihe von Gemeinsamkeiten, die ihnen ihre typische Prägung geben. 
Wesentlich ist für die neue Barrio-Politik, dass die Armenviertel eindeutig die 
politische Basıs der heutigen Regierung darstellen. Insbesondere in Krisensitu- 
ationen wie dem Putschversuch 2002 oder im Zusammenhang mit dem Ma- 
nagerstreik und der versuchten Stilllegung der Ölindustrie 2003 konnte sich 
die Regierung auf die Bevölkerung in den Barrios stützen, die von ihren 
Nachbarschaften in die Stadt hinunter kam und mit machtvollen Demonstra- 
tionen die Kräfteverhältnisse zugunsten der Regierung veränderte. Auch der 
Versuch, einen Streik der Transportunternehmen zu inszenieren, scheiterte im 
Februar 2006 letztlich an den neu gegründeten Transportkollektiven aus den 
Barrios, die umgehend den Transport in Caracas übernahmen. 

Zum Zweiten entspricht eine Unterstützung von Basisinitiativen dem ideolo- 
gischen Kern der bolivarianischen Politikvorstellung. Das Konzept einer die 
Republik Venezuela konstituierenden vierten Gewalt (Poder Ciudadano) ın 
Gestalt der direkten Demokratie wird nicht nur in ideologischen Programmen 
und Doktrinen verhandelt, sondern erhielt mit der im Dezember 1999 verab- 
schiedeten Verfassung den Status einer verbindlichen Grundlage staatlichen 
Handelns. Die Volksmacht wird dabei einerseits als den Staat kontrollierende, 
andererseits aber diesen durch ihre schöpferische Eigeninitiative erst konstitu- 
ierende Kraft verstanden. Die Verpflichtung des Staatsapparates ist es daher 
die Volksmacht zu stärken und Elemente der „partizipativen und protagonisti- 
schen Demokratie“ auszubauen. Entsprechende Passagen lassen sich in der 
Verfassung zuhauf finden; von besonderer Bedeutung sind hier die Festlegun- 
gen, dass die Macht im souveränen Volk wurzele (Art. 5), dass alle Bürger An- 
recht auf aktive Partizipation an allen öffentlichen Angelegenheiten haben 
(Art. 62) und dass „neue Subjekte der Dezentralisierung ... auf der Ebene von 
Kommunalbezirken, der Zivilgesellschaft, von Wohnvierteln und Nachbar- 
schaftsquartieren“ geschaffen werden sollen, an die sukzessive staatliche Kom- 
petenzen in der Ausarbeitung und Durchführung von öffentlichen Investitions- 
maßnahmen, Sozialprogrammen und öffentlichen Dienstleistungen zu über- 
tragen sind (Art. 184). 

Dieser Linie folgen auch die verschiedenen Misiones, die in vielen Punkten 
am bestehenden Verwaltungsapparat vorbei mit Unterstützung der Barriobe- 
völkerung implementiert wurden. Die auf Mitarbeit der Nachbarschaft basie- 
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rende Umsetzung von Programmen wie dem Barrio Adentro, die Gesund- 
heitskommitees (siehe Metzger 2007) oder die Runden Tische zur Wasserver- 
sorgung zeigten deutlich, dass bislang vom Staat (nicht) erbrachte Dienstleis- 
tungen oft besser von den Bewohnern organisiert werden können und dass 
dies auch zu einer höheren Akzeptanz von politischen Initiativen beiträgt. 

Im Ergebnis all dieser Entwicklungen wurde die Einbeziehung der Comunida- 
des zu einem zentralen Pfeiler der bolivarianischen Politik. Gemeinsamer 
Nenner der verschiedenen Initiativen ist dabei die Idee einer Stärkung der 
„partizipativen und protagonistischen Demokratie“: Die Bewohner der Ar- 
menviertel sollen nicht nur einfach über staatliche Vorhaben informiert wer- 
den und dazu Anregungen und oder Bedenken vortragen dürfen -, sondern 
Investitionspläne und Handlungsprioritäten sollen von den Comunidades er- 
arbeitet und können nur unter Beteiligung der Bewohner umgesetzt werden. 
Wie diese Vorstellungen in die Praxis umgesetzt werden, lässt sich gut an zwei 
Kernbereichen der neuen Barrio-Politik verdeutlichen, mit denen wir uns ın 
Caracas näher auseinandergesetzt haben. Hierbei handelt es sich um die städ- 
tische Bodenreform und den Aufbau von kommunalen Planungsräten. 


3.1 Regularisierung der Besitzverhältnisse: 
Comites de Tierras Urbanas (CTU) 


Die Notwendigkeit einer „städtischen Bodenreform“ ergibt sich direkt aus der 
Entstehungsgeschichte der Barrios: Da diese als Folge von Besetzungen ent- 
standen, verfügten die Bewohner in der Regel nicht über einen Eigentumstitel 
für die von ihnen erbauten Häuser. Sie können ihre Häuser deshalb nicht ver- 
kaufen, sie können keine Mietverträge abschließen und erhalten keine Kredite 
für die Instandsetzung oder den Ausbau ihrer Wohnungen. Eine Eigeninitiati- 
ve der Bewohner zur Verbesserung ihrer Wohnverhältnisse steht damit vor eı- 
nem entscheidenden Hemmnis, sodass die vorhandene Bereitschaft zur Selbst- 
hilfe nicht genutzt werden kann. 

Hinzu kommt auf Seiten des Staates das weitgehende Fehlen von Basısinfor- 
mationen, die für eine vernünftige Investitionsplanung notwendig wären. Wie 
viel Bewohner ungefähr in einem Barrio wohnen, wie viele Gebäude es gibt, ın 
welchem Zustand diese sind, wo ein Wasseranschluss vorhanden ist und wel- 
che Häuser aufgrund ihrer Lage von Hangrutschungen und Überschwemmun- 
gen bedroht sind - all das wissen nur die Bewohner der Nachbarschaften 
selbst. Die am 4. Februar 2002 mit dem Präsidialdekret 1666 ins Leben geru- 
fene städtische Bodenreform, nach der Bewohner von in Selbsthilfe errichteten 
und auf besetztem Land stehenden Gebäuden einen Eigentumstitel auf ihre 
Häuser erhalten können, ist vor diesem Hintergrund ein immenser Schritt, mit 
dem die Sanierung der Barrios vorangetrieben wird. 

Bemerkenswert ist dabei vor allem Umsetzung der Reform, denn die Vergabe 
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von Figentumstiteln erfolgte hier nicht als behördlicher Genehmigungsakt - 
man geht zum Amt, beantragt einen Titel und dieses erteilt bei Vorliegen be- 
stimmter Voraussetzungen die Erlaubnis -, sondern die Ausführung der Bo- 
denreform wurde in die Hände von „Städtischen Bodenkomitees“ (Comites de 
Tierras Urbanas) gelegt. Diese stellen in den Großstädten einen Zusammen- 
schluss von 100 bis 200 Haushalten eines Viertels dar, die ein Landkomitee 
mit sieben Mitgliedern wählen, das die technischen und behördlichen Schritte 
bis zur Ausstellung der Bodentitel unterstützt und begleitet. 

Flankiert wird der Prozess der Regularisierung durch eine Reihe weiterer Maß- 
nahmen: So werden zur Zeit Flächennutzungspläne festgelegt, die eine aus- 
schließliche Wohnnutzung für die jeweiligen Bereiche definieren und ein Ab- 
sorbieren der legalisierten Grundstücke durch den konventionellen Immobi- 
lienmarkt begrenzen sollen. In einigen Fällen kommt es auch zur Übertragung 
von kollektiven Eigentumstiteln, so dass die Trägerschaft der Immobilien an 
die jeweilige Nachbarschaft gebunden bleibt (Antilliano 2005). 

Auch der Aufgabenbereich der CTU beschränkt sich bei weitem nicht auf 
Landvermessung und die Organisation von Besitztiteln. Über diese Bereiche 
hinaus übernehmen die CTU viele weitere Aufgabenfelder. So gehört es zu 
den Aufgaben einer CTU, eine „Barrio-Charta“ zu entwerfen. Darin soll die 
Geschichte des jeweiligen Barrios aufgearbeitet und die Grundregeln der Ge- 
meinschaft festlegt werden. Meist geht damit eine Bestandsaufnahme im Vier- 
tel einher, bei der erstmals grundsätzliche Daten erhoben werden. Zusätzlich 
haben viele CTU angefangen, Unterausschüsse zu bilden, als Verhandlungs- 
partner von Versorgungsunternehmen für Wasser- und Elektrizität, Abwasser- 
und Abfallbeseitigung, die Organisation der kulturellen Aktivitäten, das Ma- 
nagement der Sicherheitsinteressen, die Entwicklung von Nachbarschaftspro- 
jekten und andere Ausgaben beschäftigen. 

Die CTU werden damit zu einer Art „Scharnier“, über das der Legalisierungs- 
prozess des Grundbesitzes an eine nachbarschaftliche Selbstorganisation ge- 
bunden wird. Hinzu kommt die Verkoppelung der Bodenreform mit einer 
Reihe von finanziellen Unterstützungen, die ebenfalls über die CTU ausge- 
reicht werden und an einen mit der Nachbarschaft erarbeiteten Entwicklungs- 
plan gebunden sind. Entsprechend wurde im Oktober 2005 ein 142,5 Millio- 
nen Dollar umfassender Fonds für Barrio-Projekte aufgelegt, dessen Gelder 
von den CTU’s direkt abgerufen werden konnten. 

Sowohl die bolivartanischen Medien als auch die der Opposition schätzen die 
Landreform als eine „stille Revolution“ ein, die nıcht nur die Lebensbedin- 
gungen der BarriobewohnerInnen deutlich verbessert, sondern auch eine e&- 
norme Mobilisierung in den Barrios hervorgerufen hat. 
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3.2 Kommunale Räte 


Eine weitere, seit 2006 zunehmend bedeutsame Neuerung der bolivarianischen 
Kommunalpolitik findet sich in den „Kommunalen Räten“ (Consejos Comu- 
nales), die inzwischen weit über die Barrıos hinaus an Bedeutung gewonnen 
haben und eine landesweite Struktur der nachbarschaftlichen Selbstverwaltung 
bilden. 

Für die Consejos Comunales gibt es politische und administrative Vorläufer, 
vor allem in den Consejos Locales de Planificaciön Publica (CLPP), die vor 
ein paar Jahren eingeführt wurden, um das in der Verfassung verankerte Betei- 
ligungsversprechen auf lokaler Eben umzusetzen. Sie standen in der Tradition 
der Bürgerhaushalte von Porto Alegre - scheiterten jedoch weitgehend „an 
unzureichenden Gesetzen und unwilligen Wahlbeamten auf der mittleren 
Verwaltungsebene“ (Wilpert 2005). Verwiesen wird von Experten auch darauf, 
dass die CLPP weiterhin auf ein „bürokratisches, repräsentatives und persona- 
lisiertes Gemeinwesen“ orientierten und damit die Beteiligung der Bewohner 
auf „Begleitung und Beratung“ beschränkte, während Entscheidungen und 
Genehmigungen weiterhin bei den Verwaltungen verblieben (Interview Borre- 
teran 2006). 

Dennoch wurden mit dem Aufbau der CLPP wichtige Grundprinzipien für 
eine stärkere Beteiligung der Bewohnerschaft an örtlichen Planungsprozessen 
entwickelt, die in den Strukturen der Kommunalen Räte aufgegriffen und wei- 
terentwickelt wurden. So war bereits im Gesetz für die CLPP festgeschrieben, 
das jeweils bis zu 20 Prozent des jeweiligen Haushaltes der organisierten Zivil- 
gesellschaft zur Verfügung stehen sollten. Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des Gesetzes waren das 1,2 Billionen Bolivar, umgerechnet rund eine halbe 
Milliarde Euro, die für Stadtentwicklungsmaßnahmen direkt von den lokalen 
CLPP abgerufen werden sollten. 

Die CLPP waren damit schon allein von der Summe des zur Verfügung ge- 
stellten Geldes, das nach geographische Schlüssel an die lokalen Entwick- 
lungsbanken verteilt wurde, eine gewichtige Institution, die neben dem beste- 
henden Verwaltungssystem eingerichtet wurde und von der Absicht her die 
Partizipation und den Protagonismus der Bewohner ermöglichen sollte. In der 
Praxis blockierten die vom alten Verwaltungsapparat durchsetzten Planungs- 
und Genehmigungsprozeduren jedoch den angestrebten basisdemokratischen 
Planungsprozess. In der Folge verloren die CLPP zunehmend an Bedeutung 
und wurden durch neue Strukturen ersetzt. 

Bereits ab 2004 schlossen sich in einigen Regionen die verschiedenen lokalen 
Komitees (s.0.) und Misiones zu regelmäßigen Vollversammlungen zusammen, 
die Unterausschüsse bildeten und dadurch von unten her eine neue Struktur 
der kommunalen Selbstverwaltung etablierten. Diesen Ansatz der Selbstorgani- 
sation begannen die Bundesregierung und die Stadtregierung von Caracas ab 
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2005 intensiv zu unterstützen; daraufhin entstanden fast überall in den Barrios 
von Caracas neue Strukturen der nachbarschaftlichen Interessensvertretung. 
Nach einem knappen Jahr überwiegend verdeckter Aufbauarbeit wurden 
schließlich im März 2006 die Consejos Comunales als neue Planungsstruktur 
vorgestellt und mit eigenen Finanzierungsressourcen ausgestattet. Zeitgleich 
mit dem ersten öffentlichen Auftritt der Consejo Comunales wurde auch ein 
neues Gesetz verabschiedet, das deren Befugnisse regelt. 

Damit wurde ein zweiter Anlauf unternommen, der die Bürgerbeteiligung auf 
eine stärker basisdemokratische Grundlage stellte. Ganz offensichtlich schlägt 
sich das ın Abstimmungsmodalitäten und Mehrheitsverhältnissen nieder: 
Während der 2004 installierte Planungsbeirat (Consejo Metropolitano de Pla- 
nificacion Publica) noch ein Verhältnis von 45 Regierungsmitarbeitern zu 25 
Sprechern von sozialen Organisationen hatte, wurde dieses jetzt zugunsten der 
Basisorganisationen umgedreht. Per präsidialer Dienstanweisung wurde die 
neue Zusammensetzung des Planungsbeirats mit einem Verhältnis von 60 Ver- 
treter/innen sozialer Bewegungen und 59 staatlichen Funktionären festgelegt. 
Damit wurde im Bereich der Stadtplanung den Anforderungen des Planungs- 
gesetzes von 2002 entsprochen und die Gründung von Consejos Comunales 
forciert. 

Zu den Aufgaben der Consejos Comunales heißt es in einer Informations- 
schrift des Ministeriums für Soziale Entwicklung und Volkspartizipation: „Der 
Consejo Comunal ist die am weitesten fortgeschrittene Organisation, die die 
Nachbarn einer bestimmten Comunidad (einer Nachbarschaft, etwa 200-400 
Haushalte, d.A.) bilden können, um die tatsächliche Ausführung der Volks- 
macht zu übernehmen, d.h. um die von der Comunidad getroffenen Ent- 
scheidungen in die Praxis umzusetzen. Fr ist die Grundinstanz der Planung, in 
der das Volk die öffentliche Politik formuliert, ausführt, kontrolliert und be- 
wertet.“ 

Der Consejo Communal kann damit als eine Art Stadtteilregierung begriffen 
werden, die zusätzlich zur bestehenden Exekutive eingerichtet wird. In der Re- 
gel basiert der Consejo personell auf bereits im Viertel vorhandenen Organisa- 
tionen und Initiativen wie den städtischen Landkomitees, den Gesundheits- 
komitees, kulturellen Gruppen, Runden Tischen zu Wasser- und Elektrizitäts- 
versorgung, Kooperativen, Volksmilizen, Wahlkampfgruppen etc. Nichtsdesto- 
trotz wird er nicht einfach als Zusammenfassung von Initiativen verstanden, 
sondern soll ein rechenschaftspflichtiges Ausführungsorgan der Comunidad 
sein. Die Rückbindung der in den Consejos verankerten Macht an die Be- 
wohner soll durch Bürgerversammlungen sichergestellt werden, deren Ent- 
scheidungen für die Consejos bindend sind. 

Die Funktionen und Aufgabenbereiche der Consejos werden dabei im Gesetz 
nicht im Einzelnen trennscharf festgelegt. Konkret nennt das zuständige Mi- 
nisterrum eine ganze Reihe von Zielen: 
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„1. Die in der Comunidad vorhandenen Basisorganisationen verbinden und die Bildung neuer 
Organisationen anstoßen, wo es notwendig ist. 

2. Einen einheitlichen Arbeitsplan ausarbeiten und seine Ergebnisse auswerten, um die Probleme 
anzugehen, die die Comunidad mit ihren eigenen Mittel lösen kann. 

a) Die materiellen und menschlichen Ressourcen analysieren, die die eigene Comunidad besitzt. 
b) Die Unterstützung der Nachbarschaft gewinnen, um die Probleme der Comunidad zu lösen. 
c) Die Ausarbeitung von Projekten vorantreiben, um die wesentlichen Probleme zu lösen, die 
nicht in der Reichweite des Consej0 Comunal liegen.“ 


Folgende Punkte betreffen den partizipativen Haushalt oder andere Finanzin- 
stitutionen: 


„d) Mit einem Sprecher an der Ausarbeitung des partizipativen Haushaltes teilnehmen. 

e) Die Vorschläge der Organisationen der Comunidad zusammenstellen, bearbeiten und Prioritä- 
ten setzen. 

3. Soziale Kontrolle bei allen Aktivitäten ausüben, die sich in der Comunidad entwickeln, seien 
sie staatlicher, gemeinschaftlicher oder privater Art (Verpflegung, Bildung, Gesundheit, Kultur, 
Sport, Infrastruktur, Kooperativen, Missionen, usw.). 

4. Die Gründung von Kooperativen und die Ausarbeitung von Projekten endogener Entwicklung 
vorantreiben. 

5. Die Mobilisierung der Comunidad zur Verteidigung ihrer Projekte vorantreiben. 

6. Die kollektiven Interessen durch die Ausführung der Aufträge der BürgerInnenversammlung 
verteidigen. 

7. Zur ganzheitlichen (integralen) politischen und kulturellen Entwicklung der Mitglieder der 
Comunidad beitragen. 

8. Die freiwillige soziale Arbeit in jeder einzelnen der Arbeitskommissionen organisieren. 

9. Die Ordnung herstellen und gegen die Kriminalität und die Korruption kämpfen. Sprecherin- 
nen und Sprecher benennen, damit der Rat in den höheren Beteiligungsinstanzen präsent ist.“ 
Inhaltlich sind die Consejos Comunales damit als komplette Kommunalver- 
waltungen ausgestattet. Entscheidend ist jedoch, dass dieses Aufgabenspekt- 
rum nicht nur auf dem Papier steht, sondern auch finanziell eine Basis hat. 
Die Stadtteilräte können als eine Arbeitsgruppe Bancos Comunales bilden 
und die Finanzmittel der von ihnen anvisierten Projekte selbst verwalten. Die 
Summen, um die es sich dabei handelt sind beträchtlich, denn über die Ban- 
cos Comunales werden nicht nur die Fördermittel des Fondo Nacional verge- 
ben, in dem verschiedene bereits vorhandene Fördertöpfe zusammengefasst 
wurden, sondern zusätzlich sollen demnächst die kompletten Steuereinnah- 
men der neu eingeführten Rohölsteuer für Abbautätigkeiten im Orinocobe- 
cken den Consejo Comunales zugute kommen, ebenso wie ein Teil der Erlöse 
aus den EPS (Empresas de Producciön Social). Bereits bei seiner Gründung 
war der Fondo Nacional de los Consejos Comunales mit 2 Billionen Bolivar 
(ca. 660 Mill. Euro) ausgestattet (Agencia Bolivariana de Noticias ABN, 
09.04.2006). Alleine für die 2500 Wohnungsbauprojckte, die im Laufe des Jah- 
res 2006 von den Consejos Comunales entwickelt worden waren, standen für 
2007 590 Mrd. Bolivar (ca. 200 Mill. Euro) bereit (Agencia Bolivarıana de 
Noticias ABN, 15.02.2007). Für das kommende Jahr 2008 sind insgesamt 11 
Billionen Bolıvar (ca. 3,7 Mrd. Euro) für die Komunalen Räte eingeplant 
(Prensa Presidencial / MinCI, 14.09.2007). 


Auf der Grundlage dieser Rahmenbedingungen ist es im letzten Jahr geradezu 
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zu einem Boom in der Einnchtung von Consejos Comunales gekommen. Bis 
August 2006 hatten sich landesweit 14.655 Consejos Comunales gemeldet, von 
denen die Mehrzahl vor der Verabschiedung des Gesetzes über die Consejos 
Comunales gegründet worden war (ABN, 17.08.06). Im September 2007 waren 
mehr als 30.000 Consejos Comunales gegründet (Prensa Presidencial / MinC], 
14.09.2007). Damit haben sich innerhalb von nur drei Jahren in etwa drei Viertel 
der venezolanischen Gemeinden entsprechende Selbstverwaltungsorgane gebildet, 
die parallel zum vorhandenen Staatsapparat arbeiten, teilweise dessen Aufgaben 
übernehmen und direkt von der Bevölkerung kontrolliert werden können. 
Obgleich es damit unzweifelhaft wenigstens institutionell zu einer Demokrati- 
sierung der Stadtentwicklung kommt, die weit über das, was wir aus europäi- 
schen Demokratien kennen, hinausgeht, ist auch dieser Prozess nicht wider- 
spruchsfrei. Auch die neuen Partizipationsstrukturen leiden häufig an der für 
Venezuela (und weite Teile Lateinamerikas) typischen Kultur von Korruption, 
Bestechlichkeit und Klientelismus. Immer wieder werden Fälle von Übervortei- 
lung oder unsauberen Abrechnungen - auch und gerade im Umfeld von 
Wohnungsbauprogrammen, Missiones und Kooperativen - öffentlich. Um 
dem gegenzusteuern, wurde von der Präsidialkommission die Contraloria So- 
cial als verbindlicher Unterausschuss aller Consejos Comunales etabliert. Die- 
se hat das Recht die Akten und die Buchführung der benachbarten Consejos, 
der staatlichen Verwaltungen, beteiligter Kooperativen und teilweise sogar pri- 
vaten Unternehmen einzusehen. Damit wurde ein System der horizontalen 
und vertikalen sozialen Kontrolle eingeführt, das einen partizipativen Ansatz 
zur Korruptionsbekämpfung verfolgt und eng mit den Alternativ- und Nach- 
barschaftsmedien verbunden ist. 

Probleme, die eher in Zukunft an Bedeutung gewinnen werden, lassen sich in 
der horizontalen Koordination verschiedener Consejos Comunales und in der 
Abstimmung zwischen basisdemokratischen Verfahren und hierarchisch- 
bürokratischen Entscheidungsmodi in den Verwaltungen finden. Hier ist auf 
Seiten der Aktivisten bislang die Vorstellung vorherrschend, dass diese Fragen 
schrittweise in einer Art syndikalistischem Verfahren durch Zusammenschluss 
mehrerer Kommunalräte zu Bezirksräten, die sich dann wieder zu stadtweiten 
Räten zusammenschließen, gelöst werden sollten. Entsprechend wurden in 
jüngster Zeit Consejos Parroquiales (Bezirksräte) konstituiert. 

Ungelöst ist in vielen Punkten auch die Frage, welche „öffentliche Gewalt“ - 
Kommunaler Rat, Verwaltung oder Präsident - bei Konflikten dıe Entscher- 
dungshoheit behält. Bislang wird das eher fallweise gelöst, was zu einem un- 
überschaubaren Frontverlauf zwischen Basismobilisierung und Bürokratie 
führt. Dass es spätestens mit zunehmender Konsolidierung von Consejos auf 
übergeordneten Entscheidungsebenen auch dringender wird, Formen der Ver- 
schmelzung von administrativ-bürokratischen und basisdemokratischen Ent- 
scheidungsmodi zu finden, liegt auf der Hand. 


Die derzeitige Regierungspolitik stärkt ın dieser Frage die Consejos Comuna- 
les. Von zentraler Bedeutung für die zukünftige Stellung der Stadtteilräte dürf- 
te dabei die gegenwärtig diskutierte Verfassungsreform werden, die bislang auf 
eine weitere Stärkung der Rätestrukturen gegenüber den traditionellen Verwal- 
tungen zielt. In der Neufassung von Artikel 184 der Verfassung soll der 
Kommunalrat als „Subjekt der Übertragung, der Dekonzentration“ definiert 
werden, „damit der Bundesstaat, die Landes-, Regional- und Lokalregierungen 
diesen Gebilden der staatsbürgerlichen Partizipation Kompetenzen, Dienstleis- 
tungen, Ämter und Mittel übergeben, um die Kommunale Regierung herzu- 
stellen.“ Minister David Veläsquez beschrieb die damit einhergehenden Inten- 
tionen der venezolanischen Regierung bei der Vorstellung des Entwurfes zur 
Verfassungsreform wie folgt: 


„Unsere Überlegung ist, dass wir auf diese Weise zu kommunalen Regierungen und einem kommu- 
nalen Parlamentarismus gelangen, zu einem großen Gewicht der Gemeinden in der Entscheidungs- 
findung und in diesen Institutionen, von denen wir meinen, dass ihre Zeit schon abgelaufen ist, die 
überwunden werden und die den Zugang der Consejos Comunales erlauben sollten.“ (Presseerklä- 
rung Velasquez, Ministerio del Poder Popular para la Participaciön y Protecciön Social, 11.09.2007). 


4. Selbstorganisation und Staat in der Slumentwicklung 


Analysıert man die Entwicklung der Barrios von Caracas, wird schnell deut- 
lich, dass ein Rekurs auf den Staat als maßgebliche Planungs- und Stadtent- 
wicklungsinstanz nicht sehr weit führt. Die Entstehung und Entwicklung in- 
formeller Siedlungen ist vielmehr Ergebnis einer „unvollständigen Moderne“, 
in der Stadtentwicklung nicht durch das Zusammenwirken von Märkten und 
Staatstätigkeit geplant, sondern durch einen Mix aus Marginalisierung der Un- 
terschichten, Klientelsystemen und Selbsthilfe vorangetrieben wurde. Die Mı- 
schung aus Staatsversagen, Desinteresse der herrschenden Eliten und aktiver 
Diskriminierung ist nicht nur Grund für das Entstehen der Barrios, sondern 
hat jahrzehntelang die bestehenden Formen der Benachteiligung der Barrio- 
bewohner zementiert. Schlechte Wohnverhältnisse, soziale und politische Dis- 
kriminierung stehen deshalb in Venezuela in einem engen Wechselverhältnis. 
Ein solcher Zusammenhang ist im globalen Maßstab nicht außergewöhnlich. 
Auch die vorhandenen Ansätze reguläre Besitzverhältnissen herzustellen und 
der Versuch, Bewohner stärker in die Gestaltung ihrer Viertel einzubeziehen, 
sind international nicht gerade einzigartig. Was die aktuelle Politik gegenüber 
informellen Siedlungen in Venezuela aber vom Gros ihrer internationalen 
Pendants unterscheidet, ist ihre politische Einbindung ın das Konzept einer 
Transformation von Staatlichkeit hin zu einer „partizipativen und protagonis- 
tischen Demokratie“. Vor diesem Hintergrund findet eine echte Machtver- 
schiebung hin zu den Bewohnerinnen und Bewohnern statt, in der Beteiligung 
nicht mehr nur eine von oben definierte Spielwiese darstellt, sondern tatsäch- 
lich zu einer Veränderung von Kräfteverhältnissen führt. 
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Gleichzeitig sind viele Fragen ungeklärt - welchen Weg die weitere Entwick- 
lung der „partizipativen und protagonistischen Demokratie“ nimmt, ist noch 
weitgehend offen. Dabei werden in Zukunft sowohl externe als auch interne 
Faktoren eine Rolle spielen. Die Finanzierung der neuen Politik ist so nach 
wie vor von einer hohen Ölrente abhängig (vgl. Lange/Ullrich 2007), so dass 
ein Absinken des Ölpreises auf dem Weltmarkt voraussichtlich zu erheblichen 
Schwierigkeiten führen würde. Hinzu kommt die für europäische Beobachter 
oft nur schwer zu durchschauende Gleichzeitigkeit von De- und Rezenttralisie- 
rungstendenzen innerhalb des venezolanischen politischen Systems, bei der 
die Übertragung von Entscheidungsmacht nach unten mit einer Ausweitung 
von präsidialen Sondervollmachten einhergeht. Obwohl der Präsident diese 
Vollmachten bisher sehr deutlich für eine Politik zugunsten der Unterklassen 
genutzt hat, ist hier ein nicht unproblematisches Spannungsverhältnis vorpro- 
grammiert, das in Zukunft an Bedeutung gewinnen könnte. 

Ein Unsicherheitsfaktor ist auch die Ungleichzeitigkeit von Organısationspro- 
zessen in verschiedenen Stadtteilen und die Vervielfachung von für ein Prob- 
lem zuständigen Institutionen. Beide Entwicklungen führen zu einer Vielzahl 
von „Frontverläufen“, in denen sich nicht nur Basisinitiativen und alte Büro- 
kratien gegenüberstehen, sondern auch politische Instrumentalisierung, lokale 
und institutionelle Partikularinteressen, Klientel- und Patronagesysteme eine 
Rolle spielen. Die sich daraus ergebenden Konstellationen sind von außen 
kaum zu durchschauen und entsprechend schwer ist es, die Zukunft des vene- 
zolanischen Experiments vorauszusagen. 

Trotz aller Unsicherheit über die weitere Entwicklung bleibt die venezolanı- 
sche Slumpolitik jedoch eine wichtige Lektion für den weltweiten Umgang 
mit informellen Urbanisierungsprozessen. Auf den Punkt gebracht, lautet ihre 
Kernaussage: eine Integration marginalisierter Wohnsiedlungen kann nur dann 
erfolgreich sein, wenn sie die Strukturen der Marginalisierung durchbricht und 
die Bewohner aktiv durch eine Übertragung von Entscheidungsmacht unter- 
stützt. 
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dern auch die politischen Kräfteverhältnisse in den Vereinigten Staaten insge- 
samt nach links zu verschieben (Chacön/Davis 2006; Kwoba 2006). Dabei 
richten sich die Hoffnungen vorwiegend auf solche Bundesstaaten und urba- 
nen Regionen, die gegenwärtig von weitreichenden sozialen, ökonomischen, 
aber vor allem demographischen Umbrüchen zugunsten von ehemaligen eth- 
nischen Minderheiten betroffen sind. 


Urbane Transformationen im Zeichen der Migration 


Mit etwa 15 Millionen neuen Migranten erlebten die Vereinigten Staaten in 
den 1990er Jahren - gemessen an absoluten Zahlen - den bisherigen Höhe- 
punkt ihrer Einwanderungsgeschichte (Fix/Passel 2001: 1). Nach Angaben der 
Zensusbehörde stellen die heute über 37 Millionen Immigranten in den USA 
die am schnellsten wachsende, mobilste, jüngste und urbanste Bevölkerungs- 
gruppe mit der höchsten Erwerbsquote dar (Pew Hispanic Center 2006). Sie 
trugen maßgeblich dazu bei, dass die Zahl der US-Bewohner mit hispanischer, 
afroamerikanischer oder asiatischer Herkunft im Laufe des Jahres 2006 zum 
ersten Mal die Hundert-Millionen-Marke überschritt. Dies bedeutet, dass sie 
unterdessen ein Drittel der Gesamtbevölkerung ausmachen und (nicht- 
hispanische) Weiße in zehn Prozent aller Landkreise und in etwa der Hälfte 
der größten US-Metropolen nunmehr - zumindest in numerischer Hinsicht - 
die Minderheit bilden (Saine 2007). 

Der Beginn gegenwärtiger transnationaler Zuwanderung’, welche vor allem die 
städtische Landschaft in den USA nachhaltig verändert und vielerorts den 
klassischen Schwarz-Weiß-Konflikt überlagert hat, wird in der Migrationsfor- 
schung auf Mitte der 1960er Jahre datiert. Der Immigration and Naturalızatı- 
on Services Act, der 1965 im Kongress unter dem Einfluss der Bürgerrechts- 
bewegung verabschiedet wurde, erleichterte die Einwanderung für Menschen 
aus der so genannten Dritten Welt, vor allem aus asiatischen Ländern, die zu- 
vor strikten, auf rassistischen Kriterien basierenden Quotenregelungen unterla- 
gen. Gleichzeitig erschwerte die Bundesregierung die legale Einreise für Ar- 
beitsmigranten aus Mexiko und dem lateinamerikanischen Raum, wodurch in 
den folgenden Jahrzehnten - trotz einer fortschreitenden Militarisierung des 
Grenzregimes - der Anteil der unautorisierten Zuwanderung deutlich zu- 
nahm.’ Das Bemerkenswerte an dieser neuen Immigration, die sich bis vor 


2 Ich benutze den Begriff „transnationale Zuwanderung“ hier vor allem in Abgrenzung zur in 
den USA stark ausgeprägten Binnenmigration. Inwieweit es für die meisten der heutigen 
Migranten zutrifft, dass sie über nationalstaatliche Grenzen hinweg mehrere Orte und Identi- 
täten auf Dauer miteinander verbinden und daher in ihren sozialen Beziehungen und Prak- 
tiken neue Formen“ transnationaler Gemeinschaften und Räume“ zum Ausdruck kommen, 
wie in Teilen der Literatur behauptet, ist m.E. noch nicht ausreichend erforscht. 

3 Bezogen auf die Gruppe aller in den USA lebenden Immigranten wird der Prozentsatz der 
„undocumented“ gegenwärtig auf 30 Prozent, davon 78 Prozent aus Mexiko, geschätzt (Pas- 
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kurzem noch auf die wichtigsten „Metro Areas“ konzentrierte, ist, dass sie just 
zu einem Zeitpunkt einsetzte, als die meisten Industriestädte im Norden und 
Westen der USA eine Phase massiven Niedergangs, fiskalischer Krisen und 
ökonomischer Restrukturierungen durchliefen, gefolgt von der Flucht der wei- 
ßen und afroamerikanischen Mittelschichten aufs Land oder in die suburba- 
nen Wohngebiete. Ohne den Zuzug transnationaler Migranten in die oftmals 
aufgegebenen Innenstadtquartiere hätten etliche urbane Regionen nicht nur 
wesentlich stärker an Bevölkerung eingebüßt (Berube 2001). Viele hätten sich 
ohne ihre Arbeitskraft und vielfältigen unternehmerischen Aktivitäten auch 
nicht in dem bekannten Umfang kulturell und wirtschaftlich regenerieren 
können - sei es als moderne Dienstleistungs- und Handelsmetropolen, attrak- 
tive Touristenziele oder auch nur als Zentren von diversen Sweatshop- 
Industrien (vgl. Sassen 1998; Waldinger 2001). Zu den urbanen Ballungsräu- 
men, in denen der Anteil ethnischer oder nationaler Minoritäten an der Ge- 
samtbevölkerung inzwischen dem der (nicht-hispanischen) Weißen entspricht 
oder diesen sogar noch übertrifft, zählen neben den traditionellen „gateway ci- 
ties“ für Migranten wie New York, Los Angeles, Miami oder San Francisco 
mittlerweile auch zahlreiche Boomtowns im Süden bzw. Südwesten des Hin- 
terlands, darunter Dallas, Houston, Atlanta sowie Phoenix. 

Lebten Anfang der 1980er Jahre noch über 40 Prozent aller im Ausland Gebo- 
renen in New York und Los Angeles (Waldinger 1989: 213), so lässt sich in 
den letzten beiden Jahrzehnten eine deutlich ausdifferenziertere geographische 
Verteilung erkennen, die nun auch vermehrt die suburbanen Gebiete und 
kleinere Städte erfasst. Die Liste der zehn „top hypergrowth destinations“ für 
hispanische Migranten führen inzwischen in der nationalen Städtehierarchie 
bislang vollkommen unbedeutende Kommunen wie Raleigh-Durham, Charlot- 
te und Greensboro in North Carolina an, gefolgt von Las Vegas oder Salt La- 
ke City (Singer 2004: 5). Insgesamt sind transnationale Zuwanderer, die seit 
Mitte der 1990er Jahren vor allem aus Ländern wie Mexiko, El Salvador, der 
Dominikanischen Republik, den Philippinen, China, Vietnam oder Indien stam- 
men, sowie ihre in den USA geborenen Kinder für schätzungsweise 40 Prozent 
des gesamten und 75 bis 80 Prozent des städtischen Bevölkerungswachstums 
zwischen 1990 und 2005 verantwortlich (Card 2007: 2). Wesentlich mehr 
Menschen als noch vor zwanzig Jahren leben heute ın den Vereinigten Staaten 
in urbanen und suburbanen Nachbarschaften, die nicht länger von einer ein- 
zelnen ethnischen Gruppe dominiert werden. 


sel 2006: ı). Es wird davon ausgegangen, dass sich ihre Zahl seit Mitte der 1990er Jahre - 
auch als Konsequenz von NAFTA - mehr als verdoppelt hat und sich inzwischen jedes Jahr 
etwa 500.000 bis 800.000 Personen ohne Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis in den USA nie- 
derlassen (ebd.). 
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Bevölkerungsanteıl von Immigranten und Minderheiten 
ın den größten „Metropolitan Areas“ 


Bevölkerung i ı Anteil von Immi- Anteil von 
(Angaben in granten der zwei- |Minderheiten** 


Millionen ten Generation” 
63,7% 


Chicago 
Dallas 
13,3 % 
12,2 % 
8.0 % 
9,3% 
15,7% 
16,1 % 14,0 % 
0,7% 
an Diego 


Quelle: Card, Davis 2007: How Immigration Affects U.S. Cities, Annex: Tabelle 1 
*Zur zweiten Generation werden Personen gezählt, die in den USA geboren und aufgewachsen 
sind, aber von denen mindestens ein Elternteil im Ausland geboren ist. 

""Als Minderheiten gelten „non-whites and Hispanics of any race“. 


Diese demographischen Verschiebungen, welche der Autor Richard Rodriguez 
unter dem Begriff „the browning of America“ zusammengefasst hat, sind für 
die kommunalpolitischen Auseinandersetzungen um die Verteilung von 
Macht und Ressourcen nicht ohne Folgen geblieben. Obwohl zum Beispiel 
Latinos bundesweit derzeit nur etwa elf Prozent der wahlberechtigten Bevölke- 
rung ausmachen, haben sie das Potenzial, in näherer Zukunft auch außerhalb 
der Epizentren der Migration zu einem immer wichtigeren Teil städtischer po- 
litischer Koalitionen zu werden, deren Interessen von der Politik stärker be- 
rücksichtigt werden müssen. Bundesweit hat sich die Zahl von Latinos und 
Latinas in wichtigen kommunalen Ämtern von 987 in 1984 auf 1.624 in 2006, 
das heißt um 64 Prozent, erhöht (Barreto 2007: 439). Eine aktuelle Studie 
geht davon aus, dass bei verstärkten Einbürgerungs- und entsprechenden Re- 
gistrierungsbemühungen Immigranten und deren in den USA geborenen Kin- 
der bereits bei den nächsten Präsıdentschaftswahlen 2008 12,4 Millionen zu- 
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sätzliche Wähler aufbieten könnten (Illinois Coalition for Immigrant and Re- 
fugee Rights 2006: 3). Vor allem Anhänger der Demokratischen Partei und de- 
ren Kandidaten erhoffen sich von den derzeit in allen größeren Städten ange- 
laufenen „Citizenship Drives“ einen entsprechenden Stimmen- und Machtzu- 
wachs. 


Politische Reaktionen zwischen Repression und Sanctuary Zones 


Gleichzeitig nehmen Berichte über Konflikte auf der lokalen Ebene zu. In eı- 
ner Umfrage des Pew Hispanic Research Institute klagen Migranten hispani- 
scher Herkunft - unabhängig von ihrem legalen Status - über zunehmende 
Diskriminierungen ım Alltag (Suro/Escobar 2006). Während in Washington 
noch über die zukünftige Ausgestaltung des nationalen Einwanderungs- und 
Grenzregimes verhandelt wird’, hat die derzeitige US-Regierung den Druck auf 
die urbanen Flüchtlings- und Immigranten-Communities mit verstärkten Raz- 
zien und Deportationen bereits deutlich erhöht. Bürgerrechtsgruppen zufolge 
haben diese nach den Massenprotesten im Frühjahr 2006 eine neue Qualität 
erreicht und sollen der gezielten Einschüchterung dienen (Immigrant Solidari- 
ty Network 2007). Die Medien melden, dass sich in einigen Bundesstaaten die 
Zahl der Verhaftungen von „undocumented workers“ seitdem mehr als ver- 
doppelt hat (Associated Press, 5.7.2007). Obwohl die Bush-Administration 
dies bestreitet, soll es im Rahmen der „Operation Endgame“ des Heimat- 
schutzministeriums Pläne geben, bis 2012 die größtmögliche Zahl von sich il- 
legal in den USA aufhaltenden Personen aufzuspüren und zu deportieren (Vo- 
gel 2007). 

Aber nicht nur die Bundesbehörden haben ihre Gangart gegenüber Arbeits- 
migranten ohne Papiere erheblich verschärft. In zahlreichen Städten ım tradı- 
tionell stärker nativistischen Süden und Südwesten des Landes sowie ın sol- 
chen Regionen, die erst vor kurzem zum Ziel von verstärkter Zuwanderung 
wurden, werden die neuen Bewohner hispanischer oder asiatischer Herkunft 
von vielen Lokalpolitikern für Probleme wie ein marodes öffentliches Schul- 
system, Kostenexplosionen im Gesundheitswesen, Verdrängungseffekte auf 
dem Arbeitsmarkt oder eine steigende Wohnungsknappheit verantwortlich 
gemacht (Singer 2007). Auch das vermehrte Auftreten von Tagelöhnern im öf- 


4 Zu den aktuellen Gesetzesentwürfen sowie den politischen Positionen zur Einwanderungspo- 
litik in den USA gibt Ostendorf (2007) einen hervorragenden Überblick. 

5 Nach Angaben der für inländische Kontrollen zuständigen Behörde US Immigration and 
Customs Enforcement (ICE) wurden im Jahr 2006 186.600 Menschen des Landes verwiesen; 
im Sommer 2007 warteten etwa 28.000 Menschen in Internierungslagern des ICE auf ihre 
Abschiebung, deren Aufnahmekapazitäten - in Antizipation strikterer Gesetze - auf 60.000 
Plätze aufgestockt werden sollen (Lee 2007). Human Rights Watch (2007) gibt an, dass die 
meisten Deportationen von Ausländern von der Behörde mit Verstößen gegen Einreisebe- 
stimmungen und Verurteilungen wegen Drogendelikten und Diebstahl begründet werden. 
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fentlichen Raum - ihre Anzahl wird bundesweit auf knapp 120.000 geschätzt 
(Valenzuela u.a. 2006: ı) - hat in vielen Städten und suburbanen Regionen 
nicht nur zu erheblichen Aufregungen, sondern bereits auch zu Übergriffen 
durch Polizei und sich zu Ordnungskräften aufschwingenden Bürgerinitiativen 
geführt (Hobbins 2007). Ein Ergebnis dieser Mobilisierungen von rechter Seite 
besteht darin, dass in etwa 90 Städten und Gemeinden in den USA in den 
letzten Jahren verschiedene Gesetze und Verordnungen zur „Sicherung der Le- 
bensqualität“ verabschiedet werden konnten, deren Absicht es ist, eine frem- 
denfeindliche Stimmung zu schüren (Favro 2007). Hausbesitzer müssen von 
nun an mit Geldbußen rechnen, wenn sie an Menschen ohne Papiere vermie- 
ten; lokalen Unternehmen, die „undocumented“ beschäftigen, droht der Li- 
zenzentzug; in zahlreichen städtischen Einrichtungen wurden „English-only- 
Regelungen“ durchgesetzt und die lokalen Polizeien dazu autorisiert, den Auf- 
enthaltsstatus von verdächtigen Personen zu überprüfen und eng mit den na- 
tionalen Sicherheits- und Einwanderungsbehörden zu kooperieren. Demge- 
genüber stehen 125 Kommunen, die sich inzwischen zu so genannten „Sanc- 
tuary Zones“ für Menschen ohne Papiere erklärt haben, darunter auch Groß- 
städte wie Chicago, Detroit, Los Angeles, San Francisco, Santa Fe, Baltimore, 
New York, Houston, Austin, Tuscon, Phoenix, Seattle und selbst der Sitz der 
Bundesregierung Washington D.C. (vgl. http://www.ojjpac.org/sanctuary.asp). 
Hier haben die Stadtversammlungen ihren Polizeikräften und öffentlichen 
Diensten explizit verboten, den zentralstaatlichen Behörden bei der Durchset- 
zung von Einwanderungs- und Aufenthaltsbestimmungen direkte Amtshilfe zu 
leisten (Favro 2007). In einigen von ihnen ist es Migranten - unabhängig von 
ihrem legalen Status - in den letzten Jahren sogar ermöglicht worden, an 
kommunalen Wahlen teilzunehmen. Städte wie New Haven in Connecticut 
oder Austin in Texas haben sich dafür entschieden, eigene lokale Personalaus- 
weise auszugeben oder Dokumente wie die mexikanischen Matriculas Consu- 
lares° anzuerkennen, damit alle Einwanderer möglichst ungestört am öffentli- 
chen Leben teilhaben können, ihre Kinder zur Schule anmelden, Führerschei- 
ne erwerben, Bankkonten eröffnen, Bibliotheken benutzen oder andere Dinge 
erledigen können, für die sie einen Identifikationsnachweis brauchen (vgl. Var- 
sanyı 2006). 


Soziale Bewegungen und Bündnisse für Immigrant Rights 


Grob geschätzt bilden 600, meist kleinere Community-, Menschen- und Bür- 
gerrechtsorganisationen mit ihren Projekten wie Zentren für Arbeitsmigranten, 
Bildungseinrichtungen oder Rechtshilfestellen in etwa 100 Städten den Kern 


6 Hierbei handelt es sich um spezielle Personalausweise, die seit 2001 von der mexikanischen 
Bundesregierung für alle in den USA lebenden mexikanischen Staatsbürger ausgestellt wer- 
den (vgl. Varsanyı 2006). 
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eines lose miteinander verbundenen Netzwerkes, das als das gegenwärtige Im- 
migrant Rights Movement in den USA bezeichnet werden kann (Choy 2004; 
Moody 2006). Während die Massenproteste im Frühjahr 2006 und 2007 eine 
unmittelbare Reaktion auf angekündigte Gesetzesverschärfungen waren’, geht 
ein Großteil der lokalen Bündnisse auf seit den 1990er Jahren wiederbelebte 
Verbindungen zwischen Teilen der Arbeiterbewegung und Organisationsfor- 
men zurück, deren Bezugspunkt solidarische Beziehungen in Gemeinwesen 
sind, die entweder durch ethnische, religiöse, familiäre Bindungen oder eine 
räumliche Nähe bzw. einer Kombination aus diesen Faktoren zusammengehal- 
ten werden. 

Zu ihren zentralen Anliegen gehören das Recht von Migranten auf Familien- 
zusammenführung, die Erleichterung der Einbürgerung, eine weitreichende 
Amnestierung für „Illegale“ sowie die Stärkung von Arbeitsrechten und der 
gleichberechtigte Zugang zum Bildungssystem (Chacön 2006). Zudem wird 
den lokalen ethnischen Medien sowie den so genannten Hometown Associa- 
tions von Einwanderern aus Latein- und Südamerika eine zunehmend wichti- 
gere Rolle bei der Mobilisierung und Politisierung der großstädtischen hispa- 
nischen Communties zugesprochen. Konzentrierten sich die meisten dieser 
„Heimatverbände“ bis vor kurzem noch auf die Förderung der wirtschaftli- 
chen und sozialen Entwicklung ihrer meist ländlichen Herkunftsgemeinden, 
die sie mit umfangreichen Rücküberweisungen und philantrophischen Aktivi- 
täten unterstützen, arbeiten einige seit Mitte der 1990er Jahre verstärkt mit 
Bürgerrechtsorganisationen in den USA zusammen und unterstützen Legalısie- 
rungskampagnen.? Zentrale Bündnispartner im Kampf um Legalisierung sind 
darüber hinaus diverse Kirchengemeinden sowie die auf die wachsenden 
Dienstleistungsbranchen in den urbanen Arbeitsmärkten fokussierten Gewerk- 
schaften wie die Service Employees International Union (SEIU) oder die Ho- 
tel, Restaurant, and Garment Workers (UNITE HERE), deren Mitgliedschaft 
inzwischen mehrheitlich aus ethnischen Minderheiten und neuen Migranten, 
darunter überproportional viele Frauen, besteht.” Obwohl die Gewerkschaften 


7 Die meisten Beobachter sind sich einig, dass die Empörung über die so genannte Sennsen- 
brenner Bill - eine 2006 im Repräsentantenhaus verabschiedete Gesetzesinitiative, die vor- 
sieht, sowohl den „illegalen Aufenthalt“ als auch die Unterstützung von „Illegalen“ als Straf- 
tat zu behandeln - auschlaggebend für die hohe Beteiligung war (Chacön/Davis 2006). 

8 In der Forschungsliteratur zu Hometown Associations gibt es stark variierende Einschätzun- 
gen zu deren politischer Ausrichtung. Während einige Autoren sie als mehrheitlich konser- 
vative und patriarchisch strukturierte Eliteorganisationen beschreiben, die wenig Interesse an 
gesellschaftspolitischen Veränderungen in den USA haben, betonen andere ihren Wandel 
hin zu wichtigen transnational agierenden Akteuren, die demokratisch organisiert sind und 
neue Partizipationsmöglichkeiten in den großstädtischen Migranten-Communities der USA 
eröffnen (vgl. Fox 2006). 

9 Von den 1,8 Millionen Mitgliedern der SEIU, die hauptsächlich Beschäftigte im Reinigungs- 
und Sicherheitsgewerbe, im Pflege- und Gesundheitssektor sowie im öffentlichen Dienst ver- 
tritt, sind etwa zwei Drittel Migranten (Costantini 2006). 
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nicht die zentralen Initratoren der städtischen Großdemonstrationen waren, 
stellen sie - spätestens seitdem der Dachverband AFL-CIO seine ausgrenzende 
Position gegenüber Arbeitsmigranten ohne Papiere aufgegeben hat’” - mit ih- 
rer Infrastruktur, ihren Mitgliedern und ihren finanziellen Ressourcen eine 
wichtige Unterstützung für Immigrant-Rights-Campaigns dar (Moody 2006; 
Milkman 2006). Zudem haben bundesweit agierende sozialpolitische Organi- 
sationen wie ACORN, das Center for Community Change oder die Industrial 
Area Foundation, die sich auf Community Organizing in einkommensschwa- 
chen städtischen Nachbarschaften konzentrieren und über mehre Hundert 
Mitgliedsgruppen verfügen, sowie einige der progressiven Stiftungen ihre Res- 
sourcen für Kampagnen für Immigrant Rights in den letzten Jahren erheblich 
aufgestockt (Jonas/Tactaquın 2004). Sie sind neben den Gewerkschaften auch 
die wichtigsten Träger einer im Juni 2006 gegründeten Allianz, die sich „We 
Are America“ nennt und sich unter anderem vorgenommen hat, über verstärk- 
te Einbürgerungs- und Aufklärungskampagnen die Wahlbeteiligung unter 
Migranten deutlich zu erhöhen. 


Organisierungsansätze in Los Angeles und Chicago 


Während Los Angeles in den USA bei der gewerkschaftlichen Organisierung 
von neuen Migranten weiterhin eine unbestrittene Vorreiterrolle einnimmt 
(Milkman/Kye 2007), hat sich auch Chicago seit den 1990er Jahren zu einem 
Zentrum von immigrantenpolitischen Aktivitäten entwickelt (Olivo/Avila 
2007; Rıivera-Salgado u.a. 2005). Die im Ausland geborene Bevölkerung von 
Metro-Chicago wırd auf 1,4 Millionen geschätzt, wobei auch hier die größte 
Gruppe von Einwanderern inzwischen aus Mexiko stammt (582.000), gefolgt 
von Migranten aus Polen (137.000) und aus Indien (76.000) (Paral/Norkewicz 
2005: 3); in Los Angeles stellen Asiaten hinter Einwanderern aus Lateinameri- 
ka (2,5 Millionen) die zweitgrößte Immigranten-Community (1,2 Millionen 
Personen) (Los Angeles Almanac 2007). Beide Städte haben zudem einen rela- 
tiv hohen Anteil von Bewohnern, die über keinen gesicherten Aufenthaltssta- 
tus verfügen und vor allem im wachsenden informellen Sektor und in tempo- 
rären Arbeitsverhältnissen beschäftigt sind. Es wird geschätzt, dass allein in der 
Los Angeles Metropolitan Area über eine Million und im Großraum Chicago 
um die 400.000 unautorisierte Migranten leben (Fortuny u.a. 2007: vi). 

In den politischen Auseinandersetzungen um deren Legalisierung und sozialen 
Rechte gehört die Coalition for Humane Immigrant Rights of Los Angeles 
(CHIRLA) zu einem der interessantesten Akteure, weil sie einerseits einen 
multi-ethnischen Ansatz verfolgt - sie fungiert inzwischen als Dachorganısati- 


10 2000 beschloss der Executive Council des gewerkschaftlichen Dachverbands AFL-CIO, sich 
für die Legalisierung von „undocumented immigrants“ einzusetzen. 2002 startete die SEIU 
die bundesweite Kampagne „A Million Voices for Legalization“. 
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onen von über 120 lokalen Migranten- und Bürgerrechtsgruppen in Südkalı- 
fornien - und zum anderen seit etlichen Jahren auf verschiedenen Ebenen po- 
litisch tätig ist." Sie wurde wie viele andere vergleichbare städtische Organısa- 
tionen in den USA in Reaktion auf den 1986 verabschiedeten Immigration 
Reform and Control Act gegründet, als die Bundesregierung die letzte größere 
„Amnestierung“ von unautorisierten Migranten beschloss. Ursprüngliches Ziel 
von CHIRLA war es, möglichst viele Menschen bei der Beantragung einer 
Aufenthaltserlaubnis zu unterstützen und ihnen einen rechtlichen Beistand zu 
ermöglichen. Aber auch in der praktischen Unterstützung von arbeitsuchen- 
den Migranten ohne Papiere hat CHIRLA frühzeitig neue Wege beschritten. 
Die erste Anlaufstelle, das CHIRLA Day Labor Project, wurde bereits 1988 ins 
Leben gerufen und gilt als der erste Organisierungsversuch von modernen Ta- 


gelöhnern im US-amerikanischen städtischen Raum. Etwa fünf Jahre später 
folgte der Aufbau des CHIRLA Domestic Worker Project, das sich gezielt an 
Frauen richtet, die sich als Putzhilfen, „Nannies“ oder Pflegekräfte in Privat- 
haushalten verdingen. Ihre Zahl wird für den Großraum Los Angeles auf etwa 
250.000 mit einem monatlichen Durchschnittseinkommen von 800 US-Dollar 
geschätzt, darunter mehrheitlich Migrantinnen, deren Arbeitsverhältnisse behörd- 
lich nicht gemeldet sind. Auch beim Garment Worker Center (GWC), das 
2001 mit der Unterstützung von CHIRLA, der Korean Immigrant Workers 
Association und dem Asian Pacific American Legal Center gegründet wurde, 
sind Frauen asiatischer und hispanischer Herkunft die Hauptzielgruppe der 
Organisierungsbemühungen. Die Nonprofit-Organisation Sweatshop Watch 
(2005) geht davon aus, dass in Los Angeles County mindestens 140.000 Nähe- 
rinnen, darunter auch Kinder, in 4.500 oftmals nicht registrierten Kleinbetrie- 
ben durchschnittlich 50 bis 60 Stunden pro Woche tätig sind, zu Hungerlöh- 
nen von 3 bis 4 US-Dollar pro Stunde. Zielsetzung von GWC ist „to em- 
power garment workers in the Los Angeles area and work in solidarity with 
other low-wage immigrant workers and disenfranchised communities in the 
struggle for social, economic and environmental justice“ (zit. nach Benner u.a. 
2005: 28). Obwohl der größte messbare Erfolg des Zentrums nach eigenen 
Angaben darin besteht, über direkte Aktionen wie Streiks, Boykottkampagnen 
und gerichtliche Klagen ausstehende Lohnansprüche in der Höhe von 2,5 
Millionen US-Dollar durchgesetzt zu haben, versteht sich das GWC nicht als 
reines Unterstützungsnetzwerk für Niedriglohnarbeiterinnen. Sweatshop- 
Worker, welche die Ressourcen und die Dienste des Zentrums nutzen wollen, 
die von Gesundheitsleistungen, Kinderbetreuung, Sprachkursen bis kostenloser 
Rechtshilfe reichen, müssen sich die dazu verpflichten, einen Teil der Infra- 


11 Alle folgenden Angaben zu CHIRLA beruhen - wenn nicht anders angegeben - auf einem 
2002 im Rahmen eines DFG-Forschungsprojektes durchgeführten Interview mit einer Mitar- 
beiterin bzw. auf Angaben ihrer website (http://www.chirla.org). 
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struktur des Zentrums selbst zu übernehmen, regelmäßig an Workshops, Wei- 
terbildungen und öffentlichen Protestaktionen teilzunehmen und ihre Erfah- 
rungen an andere Arbeiterinnen und Community-Organisationen weıterzuge- 
ben. Während sechs Festangestellte für Recherche, Öffentlichkeitsarbeit und 
individuelle Beratung tätig sind, bestimmen die etwa 350 festen Mitglieder, die 
in Komitees organisiert sind, über die Ausrichtung der politischen Aktivitäten. 
Als Mitglied des Multi Ethnic Immigrant Workers Organizing Network betei- 
ligt sich das GWC seit Jahren an Anti-Kriegs-Demonstrationen, Legalisie- 
rungskampagnen und unterhält vielfältige Kontakte zu ähnlichen Organisatio- 
nen in anderen Ländern. 2005 etwa reiste eine Delegation von Textilarbeite- 
innen des GWC nach Hongkong, um gegen ein WTO-Treffen zu demonstrie- 
ren und um sich mit chinesischen Sweatshop-Arbeiterinnen auszutauschen 
(Garment Worker Center 2006). 

Auch in Chicago gibt es seit 1986 eine mit CHIRLA vergleichbare Dachorga- 
nisation - die Illinois Coalition for Immigrant and Refugee Rights (ICIRR) -, 
in der gegenwärtig 80 Gruppen zusammengeschlossen sind, von denen etwa 
ein Drittel im Großraum von Chicago angesiedelt ist. Ähnlich wie in Los An- 
geles gehören auch hier von den Gewerkschaften unabhängige Workers Cen- 
ter, deren Anzahl seit Ende der 1980er Jahre bundesweit von fünf auf über 
160 angestiegen ist (Fine 2007: 57), zu einem wichtigen Teil der „globalisierten 
Arbeiterbewegung von unten“, Sie bieten Orte, an denen vor allem Migranten 
und Tagelöhner unterschiedlicher ethnischer und nationaler Herkunft zusam- 
menkommen, ihre Erfahrungen austauschen und kollektive Handlungsansätze 
entwickeln können. Im Unterschied zu den zwanzig Zentren im Großraum 
von Los Angeles, die gleichmäßig über die Stadt verteilt sind, finden sich die 
meisten der zehn Anlaufstellen für prekär Beschäftigte in Chicago in den von 
mexikanischen Einwanderern geprägten Nachbarschaften, in denen die katho- 
lische Kirche und Hometown Associations häufig einen Großteil des sozialen 
und gesellschaftlichen Leben bestimmen. 

Dass Glaubensgemeinschaften in den USA eine nicht zu unterschätzende Res- 
source für Kämpfe um soziale Grundrechte bilden, zeigt auch das 1996 in 
Chicago gegründete Netzwerk National Interfaith Committee for Worker 
Justice, das bundesweit über 60 Mitgliedsorganisationen umfasst (The Boston 
Globe, 4.8.2006). Seit 1998 stellt das Interfaith Workers Rıghts Center in Chr- 
cago in zwei Kirchengemeinden seine Informationen und Beratungsdienste in 
Englisch, Spanisch, Russisch und Polnisch zur Verfügung. Es ist nicht auf eine 
Beschäftigungsbranche konzentriert, sondern verfolgt im Wesentlichen zwei 
Strategien: Zum einen versucht es, Migranten über ihre Rechte aufzuklären 
und in Kontakt mit lokalen Gewerkschaftsorganisationen zu bringen. Zum 
anderen mobilisieren seine zahlreichen ehrenamtlichen Mitarbeiter in ver- 
schiedenen Glaubensgemeinschaften Unterstützung für Legalisierungskampag- 
nen und lokale Arbeitskämpfe. Bei direkten Boykottkampagnen und De- 


monstrationen zur Durchsetzung von Arbeitsrechten, die sich in den vergan- 
genen Jahren zum Beispiel gegen Walmart oder andere Supermarktketten rich- 
teten, treten Priester und Rabbi häufig Seite an Seite mit Gewerkschaftsfunkti- 
onären und Community-Aktivisten auf, was diesen Protesten eine stärkere mo- 
ralische Kraft verleiht. Im Mai 2007 erklärten Vertreter von über 50 Kirchen- 
gemeinden aus 13 Städten, darunter Los Angeles und Chicago, Menschen oh- 
ne Papiere vermehrt vor dem Zugriff der nationalen Einwanderungsbehörden 
schützen zu wollen, indem sie ihnen Asyl in ihren Räumlichkeiten gewähren 
(Dyrness/Irazäbal 2007). Damit knüpfen sıe an die Praxis des Sanctuary Mo- 
vements aus den 1980er Jahren zur Unterstützung von Bürgerkriegsflüchtlin- 
gen aus Zentralamerika an. 

Auch die im Jahr 2000 von mexikanischen Frauen gegründete Uniön Latina 
de Chicago oder die Organisation Pueblo Sin Fronteras - beides wichtige Ak- 
teure in den lokalen Bündnissen für Immigrantenrechte in Chicago - halten 
ihre Treffen und größeren Veranstaltungen in Räumen von Kirchengemeinden 
ab. Pueblo Sin Fronteras konzentriert sich seit Ende der 1990er Jahre auf die 
Unterstützung von Familien, die von Abschiebungen bedroht sind, und arbei- 
tet dabei vor allem mit Stadtteilinitiativen, Schulen und Bildungseinrichtun- 
gen zusammen. Die öffentlichen Versammlungen, auf denen über ihre politi- 
schen Kampagnen entschieden wird, folgen den Prinzipien der Zapatistas (Ca- 
no 2004). Das von der Uniön Latina 2004 ins Leben gerufene Albany Park 
Workers Center dient zum einem als Nachbarschaftszentrum, in dem Woh- 
nungs- und Schulprobleme sowie aufenthaltsrechtliche Fragen behandelt wer- 
den, und zum anderen als erste von Tagelöhnern selbst organisierte Vermitt- 
lungsagentur für Arbeitssuchende im Mittleren Westen, wobei die Organısato- 
ren ausdrücklich Wert darauf legen, dass diese „basisdemokratisch“ struktu- 
rıiert sei (Black 2005). 

Die praktischen Herausforderungen, mit denen hybride Organisationsformen 
wie die Uniön Latina oder auch die beschriebenen Projekte von CHIRLA in 
Los Angeles - die zum Teil an präfordistische Ansätze der Arbeiterorganısie- 
rung erinnern (Rosenberg 2006) - konfrontiert sind, könnten kaum größer 
sein. Zunächst ist ihre finanzielle Grundlage äußerst prekär. Da Beiträge von 
Mitgliedern nur einen minimalen Teil der Kosten abdecken können, hängen 
alle Workers Center von Spenden und von der Unterstützung durch Stiftun- 
gen oder manchmal auch städtischen Behörden ab (Fine 2005). Aufgrund ıh- 
res Politikansatzes, drei Strategien/Komponenten - erstens soziale Dienstleis- 
tungen (Rechtshilfe, Bildungsangebote, Jobvermittlung etc.), zweitens Öffent- 
lichkeitsarbeit/Eintreten für politische Reformen und drittens Organı- 
zing/Empowerment - miteinander zu verknüpfen, müssen sie zudem sehr fle- 
xibel sein und ständig eine tragfähige Balance zwischen diesen Bereichen her- 
stellen, die sowohl den Bedürfnissen und Interessen der hilfesuchenden 
Migranten als auch den eigenen Organisationszielen entspricht (Bahn 2006). 


5390 Britta Grell 


Immigrant Rights Campaigns 591 


Hinzu kommt ihr Anspruch, basisdemokratische und kollektive Strukturen 
aufzubauen und einen Brückenschlag zwischen Menschen ganz unterschiedli- 
cher nationaler, ethnischer und kultureller Herkunft zu vollziehen, die oftmals 
noch nicht einmal eine gemeinsame Sprache sprechen. 

Zudem agieren viele der Zentren, zumal wenn ihre Hauptzielgruppe undoku- 
mentierte Migranten sınd, in einer Art „legalen Grauzone“, Bislang stellen feh- 
lende Aufenthalts- und Arbeitserlaubnisse in den USA kein rechtliches Hin- 
dernis dar, einer Gewerkschaft beizutreten, an Örganisierungskampagnen teil- 
zunehmen oder Arbeitgeber wegen Lohnprellungen oder rassistischen und se- 
xistischen Diskriminierungen zu verklagen." Sollten jedoch nur einige der ım 
Kongress vorliegenden Gesetzesvorschläge zum Ausbau inländischer Kontrol- 
len oder zur Kriminalisierung von Unterstützerstrukturen demnächst eine 
Mehrheit finden, dann könnte dies für viele Workers Center schnell das Aus 
bedeuten (vgl. National Employment Law Project 2006). Aber selbst wenn der 
Kompromiss bezüglich der Reform des nationalen Einwanderungsgesetzes - 
was zu erwarten ist - weniger harsch ausfallen und einige Legalisierungsoptio- 
nen beinhalten wird, bleibt ein weiteres grundsätzliches Dilemma bestehen. 
Um ihr wichtigstes Ziel - die nachhaltige Verbesserung von Arbeitskonditio- 
nen und Mindeststandards in den durch informelle Beschäftigungsverhältnisse 
geprägten städtischen Ökonomien - durchsetzen zu können, sind sie zu klein 
und haben zu wenige Ressourcen. In der Regel erreichen Workers Center 
nicht mehr als einige wenige Hundert Beschäftigte, so dass sie keinen Ersatz 
für starke Gewerkschaften, sondern lediglich eine sinnvolle Ergänzung darstel- 
len können (Rosenberg 2006). 

Außerdem können einige Aktivitäten von Workers Center unter Umständen 
auch einen „systemstabilisierenden Charakter“ annehmen. Indem sie sich zu 
Interessenvertretungen einer begrenzten Anzahl von Beschäftigten in den in- 
formellen Sektoren der urbanen Arbeitsmärkte entwickeln, erfüllen sie man- 
cherorts auch ordnungspolitische Funktionen, indem sie zum Beispiel Kon- 
flikte in den Betrieben entschärfen oder dafür sorgen, dass sich Tagelöhner 
konform verhalten, aus dem öffentlichen Raum verschwinden bzw. nur noch 
an bestimmten Plätzen ın der Stadt geduldet werden, wo sie niemanden stö- 
ren. Dort, wo sie selbst durch Jobvermittlung die Nachfrage nach billigen Ar- 
beitskräften bedienen, tragen sie zudem zwangsläufig zu einer Konsolidierung 
von auf Ausbeutung basierenden städtischen Reproduktionsmechanismen bei, 
die sie - aufgrund ihrer begrenzten ökonomischen und politischen Macht - 
nur sehr bedingt beeinflussen können. Zudem ist es denkbar, dass in Zeiten 
erhöhter Erwerbslosigkeit und wachsender Konkurrenz auch um schlecht be- 


12 So haben auch undokumentierte Migranten in den USA Zugang zu Arbeitsgerichten, um 
Lohnansprüche und die Einhaltung von Arbeitsschutzbestimmungen einzuklagen, da die 
Gerichte bislang nicht den Aufenthaltsstatus der Kläger überprüfen und auch nicht mit den 
Einwanderungsbehörden kooperieren. 


zahlte Arbeitsplätze die kommunale und öffentliche Unterstützung abnehmen 
wird, und sich somit die Zentren auch als ein typisches Produkt des Wirt- 
schaftsbooms der 1990er Jahre erweisen könnten. 


Aussichten 


Noch zeichnen sich die Lebens- und Arbeitsbedingungen eines Großteils der 
neuen Migranten in den USA durch eine erhebliche Unsicherheit und über- 
proportional hohe Armutsraten aus, und es wird sich erst noch zeigen müs- 
sen, ob sie ihre „Masse“ sowie ihre strategisch günstige Position ın einigen 
Sektoren der postindustriellen städtischen Ökonomien tatsächlich langfristig 
zu ihrem Vorteil nutzen werden können. Über die Hälfte aller seit den 1990er 
Jahren Zugewanderten müssen sich - trotz einiger beachtlicher Zugewinne 
durch erfolgreiche gewerkschaftliche Organisierungskampagnen etwa im Reint- 
gungs- oder Gesundheitssektor - bislang mit dem staatlichen Mindestlohn oder 
mit Einkommen begnügen, die nur wenig darüber liegen (Capps u.a. 2007: 2). 
Zudem sind sie weiterhin überproportional stark in Bereichen beschäftigt, die 
keinerlei Sozialleistungen oder Krankenversicherung bieten und als „high-risk 
occupations“ gelten. 

In den aktuellen Auseinandersetzungen um die Ausrichtung der Migrationspo- 
litik bieten die seit Ende der 1980er Jahre aufgebauten Strukturen und Bünd- 
nisse in den großstädtischen Communities - wie sie hier exemplarisch am Bei- 
spiel Los Angeles und Chicago beschrieben wurden - jedoch eine wichtige or- 
ganisatorische Grundlage, um auf die zunehmenden Angriffe von staatlicher 
Seite sowie rechten Bürgerbewegungen überhaupt reagieren zu können. Durch 
ihre Verknüpfung von arbeits- und aufenthaltsrechtlichen Forderungen und 
ihrem Ansatz der Selbstorganisierung sind vor allem die Workers Centers eın 
innovativer Versuch, in den urbanen Nachbarschaften, die zunehmend multi- 
ethnisch zusammengesetzt sind, neue kollektive Strukturen für gemeinsames 
politisches Handeln aufzubauen. Indem sie gezielt die Lage derjenigen zum 
Ausgangspunkt nehmen, die sich in der Hierarchie der US-Gesellschaft und 
Ökonomie - sei es aufgrund ihres legalen Status, fehlender Englischkenntnisse 
oder formaler Qualifikationen - am untersten Ende wiederfinden, setzen sie 
zudem ein Zeichen, dass es keine „Unorganisierbaren“ gibt. Zusätzlich haben 
Workers Centers und andere Bewegungen für Immigrant Rights das Potenzial, 
durch ihren Politikfelder verbindenden Charakter die insbesondere für US- 
amerikanische städtische Auseinandersetzungen typische Trennung zwischen 
„the politics of works“ und „the politics of community“ tendenziell aufzuhe- 
ben, weil vor allem die neuen Migranten und „Ilegalen“ in ihren Überlebens- 
strategien darauf angewiesen sind, diese Bereiche stärker zusammenzubringen. 

Die Tatsache, dass in die gegenwärtigen Organısierungsansätze von Arbeits- 
migranten über die nationale und kulturelle Vielfalt ihrer Träger und deren 
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weltweiten Verbindungen und Netzwerke zunehmend Erfahrungen aus sozia- 
len Bewegungen aus anderen Ländern einfließen, verleiht ihnen auf eine spezi- 
fische Weise auch einen transnationalen, aber keinen postnationalen Charak- 
ter. Evident ist zwar, dass sich in ihnen vermehrt Ansprüche auf die Einlösung 
von grundlegenden sozialen und ökonomischen Rechten - unabhängig vom 
legalen Status und Herkunft - widerspiegeln und formulieren. Trotzdem 
scheint für die meisten Akteure die Legalisierung und längerfristig auch die 
Einbürgerung eines möglichst großen Teils der neuen Migranten der einzige 
effektive Weg zu sein, diese Ansprüche tatsächlich durchsetzen zu können. 
Dementsprechend bleibt die nationalstaatliche Ebene der zentrale Referenz- 
punkt, auch wenn einige Organisationen versuchen, aufgrund der aktuellen 
Machtkonstellationen in Washington Zugeständnisse wie zum Beispiel die ge- 
sellschaftliche Anerkennung oder Duldung von unautorisierten Migranten auf 
der regionalen und städtischen Ebene zu erstreiten. 

Auch die These von einigen Stadtsoziologen, dass sich in den US-Metropolen 
so etwas wie „postkoloniale Kämpfe“ beobachten lassen, in denen Migranten 
aus der Dritten Welt aufgrund ihrer wachsenden Bedeutung in den städtischen 
Dienstleistungsökonomien und demographischer Verschiebungen die weißen 
globalen Eliten herausfordern können (vgl. z.B. Sassen 1998), scheint von den 
Realitäten nicht gedeckt. Noch ist der American Dream, der allen bei entspre- 
chenden Anstrengungen eine Mittelschichtsexistenz mit Figenheim und einem 
College-Studium für die Kinder verspricht, nicht ausgeträumt. Zumindest in 
den bisherigen Auseinandersetzungen um Migrantenrechte lassen sich wenige 
Hinweise darauf finden, dass sich die Mehrheit der daran beteiligten Akteure 
als „Rächer der weltweit Entrechteten und Ausgebeuteten“ begreift oder dem 
US-amerikanischen politischen und wirtschaftlichen System grundsätzlich 
feindselig gegenübersteht. Darauf verweist auch ein bemerkenswerter Artikel 
mit der Überschrift „Why Aren’t U.S. Cities Burning?“ (Katz 2007), der die 
friedlichen Immigrantenproteste in den US-amerikanischen Großstädten mit 
den gewaltförmigen urbanen Aufständen in Frankreich vergleicht. Er be- 
schreibt die unterschiedlichen Kooptations- und Kontrollstrategien gegenüber 
Immigranten und Minderheiten in beiden Ländern und kommt zu dem 
Schluss, dass der in den USA vorherrschende Ansatz der selektiven politischen 
Inkorporation und weitreichenden ökonomischen Integration von Einwande- 
rergruppen in den Städten dem westeuropäischen Umgang mit Migranten in- 
sofern überlegen sei, als dass er gegen staatliche Institutionen gerichtete Akti- 
onen und Ausschreitungen in den letzten Jahren verhindert habe. Ob es dabei 
bleibt und welche Ausrichtung städtische soziale Bewegungen in den USA, 
nicht nur die von Migranten, ın den kommenden Jahren angesichts anhalten- 
der gravierender Armutsprobleme und einer zunehmend fremdenfeindlichen 
Stimmung und Gesetzgebung im Land annehmen werden, ist eine spannende 
Frage. 


Literatur 


Bahn, Evelyn 2006: Worker Centers als Ansatzpunkt zur Selbstorganisation von MigrantInnen in 
prekären Beschäftigungsverhältnissen, Diplomarbeit, Freie Universität Berlin, Fachbereich Po- 
litik- und Sozialwissenschaften, Berlin 

Baretto, Matt A. 2007: Si Se Puede! Latino Candidates and the Mobilization of Latino Voters, ın: 
American Political Science Review, Vol. 101, No. 3, S. 425-440 

Benner, Chris; LoPresti, Tony; Matsuoaka, Martha; Pastor, Manuel; Rosner, Rachel 2005: Immi- 
grant Workers Empowerment and Community Building: A Review of Issues and Strategeis for 
Increasing Workforce and Economic Opportunity for Immigrant Workers, Center for Justice, 
Tolerance & Community, University of California, Santa Cruz 

Berube, Alan 2001: Racial Change in the Nation’s Largest Cities: Evidence from the 2000 Cen- 
sus, Center on Urban & Metropolitan Policy, Brookings Institution, Washington D.C, unter: 
http://www.brookings.edu/es/urban/census/citygrowth.htm 

Black, Curtis 2005: Organizing the „Unorganizable“, in: Newstip, 13.7.2005, unter: 
http://www.newstips.org 

Cano, Gustavo 2004: Organizing Immigrant Communities in American Cities: Is this Transna- 
tionalism, or What?, Vortrag auf der 62nd Annual Conference of the Midwest Political Scı- 
ence Association, 15.-18.4.2004, Chicago 

Capps, Randy; Fortuny, Karina; Fix, Michael 2007: Trends in the Low-Wage Immigrant Labor 
Force, 2000-2005, Migration Policy Institute, Washington D.C., unter: http://www.urban.org/ 
publications/411426.html 

Card, David 2007: How Immigration Affects U.S. Cities, Centre for Research und Analysıs of 
Migration, University College London, London 

Chacön, Justin Akers 2006: The New immigrant civil rights movement. Out from the shadows, 
into the streets, unter: http://www.isreview.org/issues/47/newmovement.shtm 

Chacön, Justin Akers; Davis, Mike 2006: No one ıs illegal, Chicago 

Choy, Rosita 2004: Immigrant Rights: Translating Grassroost Organizing into Policy Change, in: 
Peacework, Juy/August 2004, No. 347, S. 21-29 

Constantini, Peter 2006: Labor-U.S.: Immigrant Workers Breathe New Life into Unions, in: 
Global Information Network New York, 10.1.2006, unter: http://www.proquest.umi.com 

Dyrness, Grace; Irazäbal, Clara 2007: A sanctuaty for immigrants, in: Los Angeles Times, 2.9.2007 

Favro, Tony 2007: US cities offer very different ways of dealing with illegal immigration, 
31.5.2007, unter: http://www.citymayors.com/society/us-illegal.html 

Fine, Janice 2005: Community Unions and the Revival of the American Labor Movement, in: 
Politics & Society, Vol. 33, No. 1, $. 153-199 

Fine, Janice 2007: Worker Centers, in: Race, Poverty & the Environment, Spring 2007, S. 54- 57 

Fix, Michael E.; Passel, Jeffrey 2001: U.S. Immigration at the Beginning of the 21st Century, Ur- 

ban Institute, Washington D.C., unter: http;//www.urban.org/url.cfm?ID=900417 

Flores-Gonzales; Pallares, Amalia, Herring, Cedric; Krysan, Maria 2006: UIC Immigrant Mobilı- 
zation Project: General Survey Findings, Chicago 

Fortuny, Karina; Capps, Randel; Passel, Jeffrey S. 2007: The Characteristics of Unauthorized 

Immigrants in California, Los Angeles County, and the United States, The Urban Institute, 
Washington D.C., unter: http;//www.urban.org/UploadedPDF/ 411425_Characteristics_ 
Immigrants.pdf 

Fox, Jonathan 2006: Mexican Migrant Civic Participation in the United States, unter: 

http://www.borderbattels.ssrc.org 
Garment Worker Center 2006: 2005 in Review, Los Angeles, unter: http;///www.garmentworkercenter.org 
Hilgado, Ellie 2007: Immigration Proposals: Contentious debate looms, in: The Tıdings, 
3.3.2006, unter: http://www.the-tidings.com/2006/0303/immigration_text.htm 

Hobbins, Margaret 2007: The Day Laborer Debate: Small Towns, U.S.A. Takes on Federal Im- 
migration Law Regarding Undocumented Workers, in: Connecticut Public Interest Law Jour- 
nal, Vol. 6, No. 1,5. 111-141 

Human Rights Watch 2007: Forced Apart: Families Seperated and Immigrants Harmed by 
United States Deportation Policy, Washington D.C., unter: http://www.hrw.org/reports/ 
2007/us0707/2.htm#_Toc1699933502 


594 Britta Grell 


Immigrant Rights Campaigns 595 


Illinois Coalition for Immigrant and Refugee Rights 2006: Today We March, Tomorrow We 
Vote! The Untapped Power of New Immigrant Voters, Chicago, unter: http://www.icirr.org 
Immigrant Solidarity Network 2007: U.S. Immigration Alert, February-March 2007, Vol. 21, 22 u. 

23, Los Angeles, unter: http://www.ImmigrantSolidarity.org 

Jonas, Susanne; Tactaquin, Catherine 2004: Latino Immigrant Rights in the Shadow of the Na- 

tonal Security State: Responses to Domestic Preemptive Strikes, in: Social Justice, Vol. 31, 

No. 1-2, S. 67- 91 

Katz, Michael B. 2007: Why Aren’t U.S. Cities Burning?, in: Dissent, Summer 2007, unter: 

http://www.dissentmagazine.org/article/?article=859 

Kutalik, Chris 2006: As Immigrants Strike, Truckers Shut Down Nation’s Largest Port, in: Labor 

Notes, June 2006, No. 327, unter: http://www.labornotes.org 

Kwoba, Brian 2006: The Immigrant Rights Movement. Birth of a New New Leff?, unter: 

http://www.counterpunch.org 

Lee, Erika 2007: Immigrant Detention and Human Rights, Immigration History Research Center, 

Minneapolis 

Los Angeles Almanac 2007: Foreign Born Persons Residing in Los Angeles County, unter: 

http://www.laalmanac.com/immigration/im06.com 

Martinez, Elizabeth 2006: Latinos Create a New Political Climate. The war on immigrants sparks 

a massive movement, in: Z Magazine Online, June 2006, Vol. 19, No. 6, unter: 

http://www.zmagsite.zmag.Jun2006/martinezpr0606.html 

Milkman, Ruth 2006: Labor and the New Immigrant Rights Movement: Lessons from California, 
unter: http://borderbattles.ssrc.org 

Milkman, Ruth; Kye, Bongoh 2007: The State of the Unions in 2007: A Profile of Union Mem- 
bership in Los Angeles, California and the Nation, UCLA, Los Angeles, unter: 
http://www.irle.edu.ucla.edu/research/pdfs/unionmembership07.pdf 

Moody, Kim 2006: Harvest of Empire: Immigrant Workers in the United States, unter: 
http://cpcs.umb.edu/lep/documents/HARVESTOFEMPIREKMoody.doc. 

National Employment Law Project u.a. 2006: Worker Centers That Would Be Devastated By 
Current Federal Immigration Proposals, Washington D.C., unter: http://www.nelp.org/ docu- 
ment.cfm?documentID=683 

Olivo, Antonio; Avila, Oscar 2007: Influence on both side of the border. Activits’ political 
power is rising in Chicago and their homeland, as they seek reforıns through marches and 
money, in: Chicago Tribune, 6.4.2007 

Ostendorf, Bernt 2007: Einwanderungsland USA? Zwischen NAFTA und Terrorismus, Rat für 
Migration, unter: http://www.Rat-fuer-migration.de/PDF/Ostendorf-Einwanderungsland-USA.pdf 

Paral, Rob; Norkewicz, Michael 2005: The Metro Chicago Immigration Fact Book, Institute for 
Metropolitan Affairs, Roosevelt University, Chicago 

Passel, Jeffrey S. 2006: The Size and Characteristics of the Unauthorized Migrant Population in 
the U.S., Pew Hispanic Center, Washington D.C., unter: http;//www.pewhispanic.org/files/ 
execsum/61.pdf 

Pew Hispanic Center 2006: From 200 Million to 300 Million: The Numbers behind Population 
Growth, Washington D.C., unter: http://www.pewhispanic.org 

Rivera-Salgado, Gaspar; Bada, Xöchitl; Escala-Rabadän, Luis 2005: Mexican Migrant Civic and 
Political Participation in the U.S.: The Case of Hometwon Associations in Los Angeles and 
Chicago, Mexican Migrant Social and Civic Participation in the United States, Woodrow Wil- 
son International Center for Scholars, 4.-5.11.2005, Washington D.C. 

Rosenfeld, David 2006: Workers Centers: Emerging Labor Organizations - Until They Confront 
the National Labor Relations Act, in: Berkeley Journal of Employment & Labor Law, Vol. 27, 
S. 471-513 

Saine, Cibdy 2007: Whites Now a Minority in Many Cities, in: Voa News, 9.8.2007, unter: 
http://www.voanews.com 

Sassen, Saskia 1998: Globalization and its Discontents, New York 

Singer, Audrey 2004: The Rise of New Immigrant Gateways, Brookings Institution, Washington 
D.C., unter: http://www.brookings.edu/urban/pubs/20040301_gateways.pdf 

Singer, Audrey 2007: The Impact of Immigration on States and Localities, Congressional Testi- 
mony, U.S. House of Representatives, Subcommittee on Immigration, Citizenship, Refugees, 


Border Security, and International Law, 17.5.2007, unter: http://www.brookings.edu/views/ 
testimony/asinger/20070517.htm 

Stephens, Andrew 2006: The Latino Giant Awakes, in: New Statesman, 1.5.2006, unter: 
http://www.newstatesman.com/200605010019 

Suro, Roberto; Escobar, Gabriel 2006: 2006 National Survey of Latinos: The Immigration De- 
bate, Pew Hispanic Center, Washington D.C., unter: http://www.pwehispanic.org 

Sweatshop Watch 2005: Crisis or Opportunity? The Future of Los Angeles’ Garment Workers, 
the Apparel Industry and the Local Economy, Los Angeles 

Valenzuela, Abel Jr.; Theodore, Nik, Melendez, Edwin; Gonzalez, Ana Luz 2006: On the Corner: 
Day Labor in the United States, Chicago u.a., unter: http;//www.uic.edu/cuppa/uicued 

Varsanyi, Monica W. 2006: Rising Tensions Between National and Local Immigration and Citi- 
zenship Policy: Martriculares Consulares, Local Membership and Documenting the Undocu- 
mented, The Center for Comparative Immigration Studies, University of California, San 
Diego, unter: http://www.ccis-ucsd.org/PUBLICATIONS/working_papers.htm 

Vina, Stephen R; Nunez-Neto, Blas; Weir, Alyssa Bartlett 2006: Civılian Patrols Along the Bor- 
der: Legal and Policy Issues, Congressional Research Service, Washington D.C., unter: 
http://www.fas.org/sgp/crs/homesec/RL33353.pdf 

Vogel, Richard D. 2007: Harder Times: Undocumented Workers and the U.S. Informal Econ- 
omy, in: Monthly Review, July/August 2006, unter: http://www.monthlyreview.org/ 
0706vogel.htm 

Waldinger, Roger 1989: Immigration and Urban Change, in: Annual Review of Sociology, Vol. 
15, $. 211-232 

Waldinger, Roger 2001: Strangers at the Gates, in: Waldinger, Roger (Hg.): Strangers at the Gates: 
New Immigrants in Urban America, Berkeley, S. 1-29 


Zeitung für linke Debatte und Praxis 
ak testen: 3 für5 € 
infos + Bestellungen: www.okweb.de 


PROKLA-Redaktion 


Editorial: Globalisierung und Spaltungen 
in den Städten 


Weltweit sind Städte heute von den Kri- 
sen- und Restrukturierungsprozessen des 
globalen Kapitalismus betroffen. Städte 
in der sogenannten Ersten Welt lassen 
sich weniger denn je ohne Berücksichti- 
gung der Beziehungen zur Dritten und 
Vierten Welt diskutieren. David Harvey 
bezeichnet die heutigen Metropolen Eu- 
ropas und Nordamerikas als „affluent 
suburbia“ - als wohlhabende Vororte der 
inzwischen nach Lateinamerika, Asien 
und Afrika ausgelagerten produktiven 
Zentren. Die verarbeitende Industrie 
konzentriert sich gegenwärtig im globa- 
len Süden, im Pearl River Delta der Pro- 
vinz Guangdong alleın arbeiten heute 
mehr Arbeiter in der Produktion als ın 
den USA (ca. 18 Millionen - im Gegen- 
satz zu den 14 Millionen Industriearbei- 
tern der USA!). In den Metropolen des 
Nordens verbleiben die Finanzdienstleis- 
tungen und hochwertige produktionsori- 
entierte Dienstleistungen - mit ihrer 
selbst wieder differenzierten Arbeitskräf- 
tenachfrage. Diese neue globale Arbeits- 
teilung und die räumlichen Verschiebun- 
gen innerhalb des globalen Akkumulatı- 
onsprozesses haben neue Aufgaben und 
Herausforderungen für städtische Akteu- 
re mit sich gebracht. Auf allen Kontinen- 
ten sınd Städte und Metropolregionen in 
komplexe Beziehungsgeflechte aus ınter- 
nationalen Waren-, Finanz- und Migrati- 
onsströmen eingebunden, die sıe selbst 


1 James Fallows: China Makes, the World Takes, 
in: The Atlantic Monthly July/August 2007. 


aktiv hervorbringen. Aufgrund der ver- 
schärften Weltmarktkonkurrenz agieren 
Städte und Metropolregionen immer 
mehr wie profitorientierte Unternehmen, 
die in der Konkurrenz um Kapitalinvesti- 
tionen, Arbeitsplätze und Steuergelder 
gegeneinander antreten. Stadtpolitik wird 
zur Standortpolitik. Lokale Regierungen 
und Unternehmerverbände machen sich 
„fit“ für die Konkurrenz. Städte investie- 
ren öffentliche Mittel gezielt in „Zu- 
kunftsprojekte“. Sie privatisieren öffentli- 
che Räume und Güter und setzen sie via 
Public-Private Partnership und Cross- 
Boarder Leasing „in-Wert“. 

Doch mit der Aufwertung des Lokalen 
als treibende Kraft regionaler und globa- 
ler  Restrukturierungsprozesse tragen 
Städte auch bei zur Produktion der neu- 
en räumlich-zeitlichen und politisch- 
sozialen Ungleichheiten der neoliberalen 
Globalisierung. Sie sind die politischen 
und ökonomischen Zentren, in denen 
die Globalisierung aktiv vorangetrieben 
wird, und sie sind die geographischen 
Orte, an denen sich soziale Ungleichheit 
verschärft, wo sich neue politische Ex- 
klusionsprozesse vollziehen und neue 
soziale Widersprüche entfalten. Hier 
werden die sozialen Alltagsinhalte der 
Globalisierung ausgekämpft.? Nicht mehr 


2 Roger Keil, Neil Brenner (2003): Globalisie- 
rung, Stadt und Politik, in: Albert Scharen- 
berg, Oliver Schmidtke (Hg.), Das Ende der 
Politik? Globalisierung und der Strukturwan- 
del des Politischen. Münster: Westfälisches 
Dampfboot, S. 254-276. 
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nur in den Mega-Cities in der sogenann- 
ten Dritten Welt, sondern auch in Euro- 
pa und Nordamerika, wo Städte seit dem 
19. Jahrhundert vor allem als „gesellschaft- 
liche Integrationsmaschinen“ funktioniert 
haben, bilden sich zunehmend urbane 
Räume der gesellschaftlichen Spaltung 
heraus und entwickeln politische Akteure 
neue Strategien, mit diesen sozialräumli- 
chen Spaltungen umzugehen. 

Zwar gibt es in Deutschland, Frankreich 
oder den USA (noch) keine derart um- 
fangreichen urbanen Verelendungspro- 
zesse, wie sie etwa George Packer in The 
Megacıty für Lagos oder Mike Davis in 
Planet of Slums für weitere explodierende 
Mega-Cities des Trikont dokumentiert 
haben. In Städten wie Lagos, Jakarta oder 
Lima dominiert der bloße Kampf ums 
Überleben den Alltag vieler Bewohner 
und Bewohnerinnen. Die Schuldenkrise 
der 1980er Jahre und die darauf folgen- 
den neoliberalen Strukturanpassungs- 
programme haben ganzen Bevölkerungen 
des Südens ihre Lebensgrundlage entzo- 
gen, sie vom Land in die Städte getrie- 
ben und oftmals zu einem paradoxen Pro- 
zess von „urbanization-without-growth“ 
(Mike Davis) geführt. 

Doch die sozialen Polarisierungsprozesse 
haben sich auch in den Städten des 
Nordens verschärft. Das Leitbild von ge- 
sellschaftlicher Teilhabe und der Beseıti- 
gung sozialräumlicher Disparitäten, das 
die Städte der fordistischen Ökonomien 
im globalen Norden prägte, gehört 
längst der Vergangenheit an. Im Nachhi- 
nein scheint es sich eher als geschichtli- 
cher Ausnahmezustand denn als kapita- 
listische Regel zu erweisen. Zu Beginn 
des 21. Jahrhunderts löst sich die „klassı- 
sche Gegenüberstellung“ von Zentren 
des Wohlstands im Norden und Ar- 
mutsmetropolen in der kapitalistischen 
Peripherie des Südens tendenziell auf. 
Stattdessen lassen sich in allen Städten 
intensive Spaltungsprozesse entlang der 
Widersprüche der neuen globalen Ar- 
beitsteilung beobachten. 

Vor 10 Jahren hat sich die PROKLA be- 
reits mit der Materialisierung globaler 


Prozesse an lokalen Orten beschäftigt 
und für eine transnationale Untersu- 
chungsperspektive „des Städtischen“ plä- 
diert (siehe PROKLA 109 StadTRaum, 
Dezember 1997 und PROKLA 110 
S(t)andOrt Berlin, März 1998). Inzwi- 
schen sind die Forschungsperspektiven 
zu aktualisieren, die gegenwärtigen stadt- 
politischen Entwicklungen sind in neuer 
Weise empirisch zu beschreiben und 
theoretisch zu verarbeiten. Das Konzept 
der „unternehmerischen Stadt“ muss er- 
weitert und ergänzt werden, um den ak- 
tuellen Veränderungen gerecht zu wer- 
den. Vor allem geht es uns auch heute 
darum, widerständige Kräfte zu identifi- 
zieren, die durch eine Stadtpolitik „von 
unten“ in. die aktuellen Restrukturie- 
rungsprozesse intervenieren können. Es 
geht um die Frage, auf welchem stadtpo- 
litschen Terrain sie heute agieren. In die- 
sem Heft fragen wir zusätzlich nach den 
neuen Spaltungslinien innerhalb der 
Städte des globalen Südens, die nach 
zwei Jahrzehnten, in denen sich die De- 
batten vor allem auf die „global cities“ 
des Nordens konzentriert haben, ver- 
stärkt in den Blick der kritischen Stadt- 
forschung geraten.’ 

Susanne Heceg und Marit Rosol stellen in 
ihrem Beitrag die aktuellen Debatten 
und Konzepte vor, mit denen die kriti- 
sche Stadtforschung die gegenwärtigen 
Entwicklungen in den Städten diskutiert. 
Dabei zeigt sich unter anderem, dass sich 
auf Grund der Pfadabhängigkeit neolibe- 
raler Strategien nur sehr bedingt einheit- 
liche urbane Entwicklungsmuster für ver- 
schiedene Weltregionen identifizieren 
lassen. Unter den jeweils historisch- und 
räumlich-spezifischen Bedingungen setzt 
sich der „actually existing neoliberalism“ 
in jeweils besonderer Art und Weise 
durch.* Für die Städte Europas und Nord- 


3 Jennifer Robinson: Ordinary Cities. Be- 
tween Modernity and Development, London: 
Routledge 2006. 

4 Neil Brenner, Nik Theodore: Cities and the 
Geographies of “Actually Existing Neoliberal- 
ism”, in: Antipode, 34. Jg, Nr. 3, 2002, 5. 349- 
379. 
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amerikas scheint es jedoch, so Heeg und 
Rosol, als wenn die „harte“ Standortpoli- 
tik der unternehmerischen Stadt mehr 
und mehr durch „weiche“, auf Quartiere 
bezogene Strategien ergänzt wird. Neoli- 
berale Wettbewerbspolitik „bedient“ sich 
auf lokaler Ebene der neokommunita- 
ristischen Ideale von aktiver Bürgerschaft 
und Gemeinsinn. Die politischen Poten- 
tiale des „governing through communi- 
ty“ sind freilich ziemlich widersprüchlich 
und durchaus ambivalent - ob sie naht- 
los in der „Instrumentalisierung persönli- 
cher Loyalitätsbeziehungen“ aufgehen, ist 
nicht ausgemacht. Vielmehr wäre hier zu 
fragen, inwieweit sich auch neue Felder 
des Experimentierens und der Partizpati- 
on für eine linke Politik ergeben. 

Eric Töpfer, Volker Eick und Jens Sam- 
bale beschäftigen sich in ihrem Artikel 
mit einem aktuellen Beispiel für quar- 
tiersbezogene Stadtpolitik: den soge- 
nannten Business Improvement Districts 
(BIDs). Anhand von Fallstudien aus Ka- 
nada, den USA und Deutschland unter- 
suchen sie diese Form der Public-Private 
Partnerships, bei der lokale Geschäftsin- 
haber und Grundstückseigner in eigener 
Regie ihre Stadtviertel entwickeln und 
vermarkten. Das betrifft sowohl die Zah- 
lung lokaler „Extra-Steuern“ als auch die 
Einrichtung paralleler Politikstrukturen 
mit Vertretern der lokalen Wirtschaft oder 
des Immobilienkapitals, der Stadtverwal- 
tung und anderen an der Entwicklung 
des Quartiers Interessierten. Dabei geht 
es nicht nur um die rechte Mischung 
von Geschäften oder deren Angebote 
und Öffnungszeiten. Vielmehr sind BIDs, 
so die Autoren, mittlerweile zu einem 
Modell für „downtown governance“ ge- 
worden, das sich vor allem auf die Durch- 
setzung konservativer law-and-order Poli- 
tiken konzentriert und die Räume des 
Konsums von Bettlern, Punks, Straßen- 
musikern, jugendlichen Sprayern und 
den Effekten städtischer Armut „säu- 
bert“: So funktionieren BIDs als „neues 
Instrument für Containment und Aus- 
grenzung.“ 

Dass die unternehmerische „Modernisie- 


rung“ der städtischen Politik und ihrer 
Institutionen nicht klassenneutral wirkt, 
sondern gravierende Konsequenzen für 
sozialräumliche Konflikte hat, zeigt auch 
Henrik Lebuhn in seiner Berliner Fall- 
studie. Er untersucht, wie die Implemen- 
tierung neuer Steuerungsmodelle in den 
Berliner Verwaltungen das Handlungsfeld 
für städtische soziale Bewegungen neu 
formiert hat - und zwar zu deren Un- 
gunsten. Am Beispiel des Konflikts um 
ein soziales Zentrum zeigt Lebuhn, dass 
die aktuellen Verwaltungsreformen nicht 
nur eine Sparmaßnahme in Zeiten knap- 
per städtischer Haushalte sind, sondern 
eine Machttechnik darstellen, durch wel- 
che vor allem die außerparlamentarischen 
Widerstände gegen die in-Wert-Setzung 
des städtischen Raums behindert werden. 

Ebenso wie im Norden ist auch die 
Stadtentwicklung in den Ländern des 
Südens von der Integration der Finanz- 
märkte, der Beseitigung nationaler Han- 
delshemmnisse, der Expansion transnati- 
onaler Unternehmen, sowie der Deregu- 
lierung und Privatisierung wohlfahrts- 
staatlicher Leistungen geprägt, wie Feeg 
und Rosol feststellen. Doch im Gegen- 
satz zu Europa und Nordamerika führt 
die Globalisierung hier zur Zerstörung 
staatlicher Kapazitäten, wenn nicht zu 
Prozessen des Staatszerfalls. In der Folge 
ist die soziale und ökonomische Frag- 
mentierung der Städte des globalen Sü- 
dens auch viel stärker ausgeprägt: Wäh- 
rend die reichen Fliten sich in hoch ge- 
sicherten „gated communities“ einen 
(auch an den Maßstäben der Ersten Welt 
gemessen) extrem luxuriösen Lebensstil 
leisten, überleben große Teile der Bevöl- 
kerung nur unter prekärsten Bedingun- 
gen in informellen Siedlungen und Paral- 
lelökonomien. Die analytische Trennung 
von formeller und informeller Sphäre ist 
allerdings mit Fallstricken versehen. Zu- 
meist sind es höchst offizielle Investiti- 
onsentscheidungen, Bauprojekte und 
Stadtteilaufwertungen, die zur Verdrän- 
gung armer Stadtviertelbewohner aus 
halb-gesicherten Verhältnissen führen. 
Was hierzulande als Gentrifizierung be- 
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kannt ist, nimmt in den Metropolen des 
Südens häufig die Form einer quasi- 
militärischen Vertreibungspolitik an: 
Formalisierung und Informalität erschei- 
nen hier deutlich als zwei Seiten der 
gleichen Modernisierungsmedaille. 

In ihrem Beitrag über Tel Aviv unter 
sucht Claudia Liebelt die Teilung der is- 
raelischen Hauptstadt in eine „Weiße 
Stadt“ und in eine „Schwarze Stadt“. 
Während erstere von eher bürgerlichen 
und vor allem europäischen Finwande- 
rern geprägt wurde, geht letztere histo- 
risch auf die palästinensische Stadt Yaffo 
und die Notunterkünfte und Zeltstädte 
der jüdisch-“orientalischen“ Immigranten 
zurück. Heute wohnen in der „Schwar- 
zen Stadt“ vor allem Migranten und 
Migrantinnen aus Asien, die - oftmals 
ohne legalen Aufenthaltsstatus - in den 
niedrig qualifizierten und schlecht be- 
zahlten Dienstleistungsberufen Tel Avivs 
tätig sind. Für viele von ihnen ist die 
Stadt nur eine Art Zwischenstation auf 
ihrer Reiseroute nach Europa, Kanada 
oder in die USA: Tel Avıv als „Ort des 
Transit“, als „border city“ am Rande der 
„Festung Europa“ (vgl. dazu auch PRO- 
KLA 140 Migration, September 2005). 
Mit Caracas steht in diesem Heft eine 
Metropole des Südens ım Mittelpunkt 
des Beitrags von Matthias Bernt, Malte 
Daniljuk und Andrej Holm. Ähnlich wie 
ın anderen lateinamerikanischen Städten 
ist die venezolanische Hauptstadt durch 
massive Exklusionsprozesse gekenn- 
zeichnet. Eine unheilige Allianz zwischen 
Weltbank und Internationalem Wäh- 
rungsfonds einerseits und korrupten lo- 
kalen Eliten andererseits hat Caracas in 
den 1980er und 1990er Jahren zu einer 
„Stadt der Barrios“ gemacht. Für die Be- 
wohner der informellen Siedlungen ge- 
hören die mangelhafte Versorgung mit 
Basisdienstleistungen wie Wasser und 
Strom, Substandardwohnungen, Überbe- 
legung, ungesunde Lebensbedingungen 
und ungeklärte Besitzverhältnisse zum 
Alltag, Doch unter der Regierung 
Chävez scheint sich ein Wandel abzu- 
zeichnen: Über die Gründung lokaler 


Räte und Selbstverwaltungen bindet die 
Regierung die marginalisierten Barrio- 
Bewohner aktiv in die Stadtentwicklung 
ein und stellt Ressourcen für eine partı- 
zipative und kommunal gesteuerte Auf 
wertung der armen Stadtviertel bereit 
(vgl. auch Raul Zelik in PROKLA 142, 
Soziale Kämpfe in Lateinamerika, März 
2006). Dabei eröffnet sich, so die Auto- 
ren, zumindest die Möglichkeit einer 
Transformation von Staatlichkeit hin zu 
einer „partizipativen und protagonisti- 
schen Demokratie“. Vor allem vor dem 
Hintergrund der permanenten Ausdeh- 
nung präsidentieller Befugnisse in Vene- 
zuela, aber auch mit Blick auf die struk- 
turellen Abhängigkeit des Landes vom 
internationalen Ölmarkt, ist dieser Pro- 
zess der lokalen Demokratisierung aller- 
dings höchst widersprüchlich und fragil. 
Auch Britta Grell beschäftigt sich mit 
sozialen Basisbewegungen, allerdings in 
den Großstädten der USA. In verschie- 
denen Städten gingen dort im Frühjahr 
2006 insgesamt Millionen von Migran- 
ten und Migrantinnen, vor allem aus La- 
teinamerika, auf die Straßen, um gegen 
die Militarisierung der US-Grenzen und 
für die sozialen und politischen Rechte 
der Einwanderer zu kämpfen. Mit aktuell 
ca. 37 Millionen Menschen stellen Im- 
migranten, so Grell, die am schnellsten 
wachsende, mobilste, jüngste und ur- 
banste Bevölkerungsgruppe ın den USA 
dar, die außerdem auch die höchste Er- 
werbsarbeitsquote vorzuweisen hat. Sie 
ist zudem eine der politisch aktivsten ge- 
sellschaftlichen Gruppen: In sogenannten 
„Worker Centers“, ın Bildungseinrich- 
tungen und Rechtshilfestellen - oftmals 
in Bündnissen mit anderen grassroots 
groups oder zusammen mit lokalen Ge- 
werkschaften - organisieren sich viele 
Migranten und Migrantinnen zuneh- 
mend für ihre Interessen. Allerdings wird 
der Wunsch nach gesellschaftlicher Teil- 
habe und Anerkennung kaum zu einer 
neuen militanten Massenbewegung füh- 
ren, wie dies in den 1960er Jahren der 
Fall war, und es sind auch keine Auf 
stände wie 1992 beı den Rodney King 
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Riots in Los Angeles zu erwarten. Der 
Slogan, der die Immigration-Rights De- 
monstrationen von 2006 dominierte, war 
vielmehr: „Today We March, Tomorrow 
We Vote!“ 

Wie unterschiedlich die sozialen Wider- 
stände gegen den Um- und Abbau des 
Sozialstaats, gegen den institutionellen 
staatlichen Rassismus und die systemati- 
sche Ausgrenzung von Immigranten ın 
unterschiedlichen Städten und Ländern 
aussehen, zeigt Martin Kronauer in sei- 
nem Einspruch über die Revolte in den 
französischen Banlieues. Anders als die 
US-amerikanischen Immigration-Rights 
Demonstrationen, die völlig friedlich ver- 
liefen, sorgten die Unruhen und gewalt- 
tätigen Proteste in den Banlieues welt- 
weit mit brennenden Autos für Schlag- 
zeilen. Auch die deutsche Presse berich- 
tete über mehrere Wochen hinweg von 
revoltierenden Immigranten und knüp- 
pelnden Polizisten mitten ın Europa. 
Folgte man der bundesdeutschen Debat- 
te, so schienen die migrantischen Unru- 
hen im Berliner Neukölln und anderen 
sogenannten „Problemvierteln“ nur noch 
eine Frage der Zeit zu sein. Martin Kro- 
nauer betont dagegen die „feinen Unter- 
schiede“ zwischen benachteiligten Kiezen 
und Banlieues - zwischen Immigranten 
in Deutschland und Frankreich. Dabei 
wird klar, dass die Frage nach der Revol- 
te von Anfang an falsch gestellt war. 
Denn nicht die Proteste sind das Prob- 
lem, „sondern die verpasste Chance, auf 
ihre Ursachen einzugehen und ihre Mo- 
tive aufzugreifen.“ 

Die Ausdifferenzierung neoliberaler Ent- 
wicklungspfade auf lokaler Ebene macht 
eine stadtpolitische Gesamteinschätzung 
schwierig - zumal für unterschiedliche 
Weltregionen. Wie etwa ist das „down- 
scaling“ von Regierungstechniken bis auf 
die Quartiersebene und die zunehmende 
Einbindung zivilgesellschaftlicher Akteu- 
re in die stadtpolitische Arena zu bewer- 
ten? Zeichnen sich darin bereits die in- 
neren Widersprüche und Krisentenden- 
zen und möglicher Weise auch eine 
Schwächung des neoliberalen Projektes 


ab? Oder haben wir es cher mit einer In- 
tensivierung von Herrschaft zu tun? O- 
der gibt es möglicher Weise gar keinen 
Widerspruch zwischen diesen beiden 
Antworten? 

Ob die Aufwertung der Städte als eigen- 
ständige politische Ebene unterhalb der 
nationalstaatlichen auch einen neuen 
Raum für eine emanzipative Politik „von 
unten“ eröffnet, hängt vor allem von den 
sozialen Bewegungen ab. Deren Zukunft 
aber ist ungewiss. Zwar entwickeln sich 
mit der zunehmenden Spaltung der Städ- 
te in der Globalisierung neue politische 
Proteste auf lokaler Ebene. Vor allem die 
Initiativen, Kampagnen und Widerstände 
transnationaler Migranten und Migran- 
tinnen, die sich in den Städten Europas 
und Nordamerikas für ihre sozialen und 
politischen Rechte organisieren, spielen 
dabei eine wichtige Rolle. Doch lässt 
sich nicht vorhersagen, ob sich soziale 
Bewegungen am Ende politisch inkorpo- 
rieren und befrieden lassen, ob sie ver- 
siegen oder repressiv zerschlagen werden, 
oder ob sie Multiplikatoreffekte erzeu- 
gen, sich radikalisieren und ausweiten. 
Sicher ist dagegen, dass sich an der Frage 
nach der Privatisierung und In-Wert- 
Setzung öffentlicher Räume und in den 
Konflikten um local citizenship und ge- 
sellschaftliche Teilhabe immer auch ent- 
scheidet, welche Freiräume einer linken 
Politik in Zukunft für ihre Diskussions-, 
Organisations- und Aneignungsprozesse 
zur Verfügung stehen werden. 


Außerhalb des Schwerpunktthemas_ set- 
zen wir mit dem Beitrag von Robert 
Brenner unsere Debatte zum Irakkrieg 
der USA, die in der letzten Nummer mit 
dem Artikel von Sabah Alnasseri begann, 
fort. Brenner argumentiert, dass die USA 
nach der Auflösung der Sowjetunion alle 
außenpolitischen Ziele erreicht hatte, so 
dass die Gründe für den Irakkrieg vor al- 
lem in der Innenpolitik zu suchen seien. 
Ebenfalls außerhalb des Schwerpunkts 
setzen sich Andreas Fisahn und Regina 
Viotto mit den Verschiebungen im Ver- 
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fassungskompromiss auseinander. Sie 
zeichnen den Weg von der Hessischen 
Verfassung, der 1946 verabschiedeten 
fortschrittlichsten deutschen Länderver- 
fassung bis zur Debatte um eine Europä- 
ische Verfassung nach. 


An dieser Ausgabe wirkte Margit Mayer 
als Gastredakteurin mit. Wir danken ihr 
ganz herzlich für ihr Engagement, ihre 
Ideen und ihre Anregungen, ohne die 
das Heft so nicht hätte erscheinen kön- 
nen. 


Zu den besonderen Produktionsbedingungen 
dieses Heftes 


Dieses Heft ist insofern unter besonderen Produktionsbedingungen entstanden, als 
mehrere unserer Autoren mit strafrechtlicher Verfolgung konfrontiert waren. Im Edı- 
torıal des letzten Heftes haben wir bereits auf das Verfahren nach $ 192a StGB gegen 
sieben Personen aus Berlin, darunter mehrere Autoren dieses Heftes, hingewiesen (Krr- 
tische Wissenschaft als Beweis für die Mitgliedschaft in einer ‚terroristischen Vereini- 
gung’?). Die terroristische Vereinigung wird von der Bundesanwaltschaft durch eine 
Mischung aus intellektueller Täterschaft und Kontaktschuld konstruiert. Das Kon- 
strukt von Bundesanwaltschaft und Bundeskriminalamt zeitigte entsprechende polizei- 
liche Maßnahmen: Die Verdächtigten werden seit über einem Jahr beschattet und per 
Audio-, Video- und Telekommunikationsüberwachung bespitzelt (in den Akten sind 
rund 1.000 Personen erfasst, mit denen die Verdächtigten Kontakt hatten, selbst tele- 
fonische Absprachen der Autoren zur geplanten Veröffentlichung eines Artikels ın der 
PROKLA finden sich in den Protokollen des BKA), vier Personen wurden in Untersu- 
chungshaft genommen, was für sie täglich 23 Stunden Einzelhaft unter Sonderbedin- 
gungen bedeutete. 

Mehrere Redaktionsmitglieder der PROKLA und weitere Autoren dieses Heftes haben 
sich in der die Verfahren begleitenden Solidaritätsarbeit engagiert (weitere Informatio- 
nen dazu siehe unter http://einstellung.so36.net). Die PROKLA hat die Veranstaltung 
„Ist jetzt alles Terrorismus? Die politische Dimension des $ 129a“ mitorganisiert, bei 
der am 30.10.2007 in der Berliner Volksbühne ca. 600 ZuhörerInnen durch Rolf Gössner, 
Christina Clemm, Fritz Storim und Roland Roth über die politische Dimension des 
Paragrafen 129a und die Bedeutung des aktuellen Verfahrens informiert wurden. 

Der öffentliche Druck, den es sowohl im Inland als auch im Ausland gegeben hat, 
dürfte dazu beigetragen haben, dass unser inhaftierter Autor nach drei Wochen gegen 
Kaution aus der U-Haft entlassen wurde und der Bundesgerichtshof am 24.10.2007 
den Haftbefehl endgültig mit der Begründung aufhob, dass die Voraussetzungen für 
einen Haftbefehl zu keinem Zeitpunkt vorgelegen hätten („bloße Vermutungen genü- 
gen nicht“, Bundesgerichtshof, Beschluss StB 34/07). 

Noch sitzen drei Beschuldigte wegen des Konstrukts der Bundesanwaltschaft ın U- 
Haft. Bis zum Erscheinen dieses Heftes wird der Bundesgerichtshof über die U-Haft 
von Oliver R, Florian L. und Axel H. entscheiden. Wir hoffen, dass der Bundesge- 
richtshof wenigstens strenge Maßstäbe daran anlegt, wann überhaupt von einer „terro- 
ristischen Vereinigung“ gesprochen werden kann und die Haftbefehle aufhebt. 

Die PROKLA-Redaktion schließt sich der Forderung nach Abschaffung des & 129a 
und Freilassung der auf seiner Grundlage Verhafteten jedoch unabhängig von der Ent- 
scheidung des BGH an. Spendenkonto zum Verfahren: Thomas Herzog, Konto-Nr.: 
577 701 432, BLZ: 360 100 43, Postbank Essen, Verwendungszweck: Sonderkonto 

Da es sich bei dem Verfahren aber weder um einen Zufall noch um einen Einzelfall 
handelt und nicht erst seit den Anschlägen vom 11.09.2001 über die Versicherheitli- 
chung immer weiterer Bereiche des gesellschaftlichen Lebens die staatlichen Kontroll- 
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möglichkeiten ausgebaut werden (wie gerade im Moment durch das Gesetz zur Vor- 
ratsdatenspeicherung), wird die PROKLA das Heft 3/2008 dem Thema „Politik mit 
der inneren Unsicherheit“ widmen. 


In eigener Sache 


Die PROKLA wird von der „Vereinigung zur Kritik der politischen Ökonomie e.V.“ 
herausgegeben. Auf ihrer jährlichen Mitgliederversammlung wählt die Vereinigung die 
Redaktion der PROKLA und diskutiert die inhaltlichen Schwerpunkt des nächsten 
Jahres. Ohne die finanzielle Unterstützung der Vereinigung könnte die PROKLA als 
eine von jeder Institution oder Partei unabhängige linke wissenschaftliche Zeitschrift 
nicht existieren. Weitere UnterstützerInnen, die dem Verein beitreten wollen, sind 
herzlich willkommen. Die PROKLA wird von den Vereinsmitgliedern nicht nur finan- 
ziell, sondern auch inhaltlich gefördert. Um die Unterstützung der Redaktionsarbeit 
intensiver und kontinuierlicher zu gestalten, wurde bei der diesjährigen Mitgliederver- 
sammlung, die am 13. Oktober in Berlin stattgefunden hat, erstmals ein Redaktions- 
beirat gewählt. Ihm gehören, Jürgen Hoffmann, Margit Mayer, Klaus Müller, Urs 
Müller-Plantenberg, Christoph Scherrer, Rudi Schmidt, Günter Thien, Gudrun Traut- 
wein-Kalms und Bodo Zeuner an. 


PROKLA 150 (März 2008): Umkämpfte Arbeit 


Im zunehmend globalisierten Kapitalismus brechen auch in den Metropolen neue 
Konflikte in und um die Erwerbsarbeit auf. Sie machen sich fest an der immer wei- 
tergehenden Intensivierung der Arbeit, an veränderten Formen der Ausbeutung der 
Arbeitskraft, an widerspruchsvollen Anforderungen an mehr Eigenverantwortung 
verbunden mit verschärften direkten und indirekten Kontrollen, an wachsender 
Unsicherheit von Beschäftigung und am ungeschützten Charakter von Beschäfti- 
gungsverhältnissen. Diese Interessenkonflikte und die Formen, in denen sie ausge- 
tragen werden, sollen im Zentrum dieses Heftes stehen. Dabei wird es insbesondere 
um die neuen Auseinandersetzungen um Arbeitszeit gehen, um die arbeitspoliti- 
schen Auswirkungen der Restrukturierung globaler Produktionsnetzwerke und um 
indirekte Steuerungsformen, die an der Subjektivität der Beschäftigten ansetzt. 


PROKLA 151 (Juni 2008): Geselischaftstheorie nach Marx ] 
und Foucault 


Nachdem in den 1960er und 70er Jahren kritische Gesellschaftstheorien vor allem 
ım Anschluss an Marx formuliert wurden, ist in den 1980er und 90er Jahren Fou- 
cault zu einem entscheidenden Stichwortgeber geworden. Dabei blieb das Verhält- 
nis von Marx und Foucault allerdings recht unklar: Foucault, der sich selbst kei- 
neswegs als Marxist verstand, knüpfte in wichtigen Feldern an Marx an, wurde in 
der Debatte aber auch immer wieder gegen Marx in Stellung gebracht. Ob die 
Formation der „Diskurse“ gegen die „Materialität“ der gesellschaftlichen Verhält- 
nisse stehen oder deren Bestandteil sei, blieb genauso unklar wie das Verhältnis der 
Foucaultschen „Mikrophysik der Macht“ zum Marxschen Begriff von Herrschaft 
und Ausbeutung. Allerdings soll es in diesem Heft nicht um werksgeschichtliche 
Aufarbeitungen gehen, vielmehr soll untersucht werden, auf welche Weise heute, 
im Anschluss an Marx und/oder Foucault gesellschaftliche Herrschaftsverhältnisse 
analysiert und der Widerstand dagegen konzipiert werden kann. 


Susanne Heeg, Marit Rosol 


Neoliberale Stadtpolitik im globalen Kontext. 
Ein Überblick 


Einleitung 


Die Frage, ob städtische Politik im Zuge der grundlegenden gesellschaftlichen 
Transformationsprozesse jeglichen Handlungsspielraum verloren habe oder 
aber im Gegenteil eine Aufwertung stattgefunden habe, beschäftigt die Stadt- 
forschungsliteratur seit über zwei Jahrzehnten (vgl. exemplarisch Heeg 1998; 
Peck/Tickell 1992; 1994; Krätke/Schmoll 1987; Mayer 1991; Ronneberger/ 
Schmid 1995). Empirisch lassen sich einerseits die Überantwortung neuer 
Aufgaben, die Etablierung einer neuen Position als direkte Verhandlungspart- 
nerin mit transnationalen Unternehmen, die Einbeziehung neuer Akteure und 
allgemein die gestiegene Flexibilität lokaler Regierungen feststellen. Anderer- 
seits sind jedoch vor allem finanzielle Beschränkungen und die Verabschie- 
dung von vielen vormals staatlich-kommunalen Aufgaben, sowohl im sozialen 
Bereich als auch in der räumlichen Planung zu konstatieren. Roland Roth fol- 
gert daraus, dass sich gerade die lokale Ebene zu einem zentralen Experimen- 
tierfeld für neue post-fordistische Regulationsweisen herausbildete (Roth 1998: 
107fE.). 

Es existieren schr unterschiedlichen Einschätzungen hinsichtlich der Hand- 
lungsspielräume für progressive Politiken auf lokaler Ebene. Einige AutorIn- 
nen schließen die Möglichkeit sozial progressiver Projekte und Allianzen auf 
städtischer Ebene im Zuge der gesellschaftlichen Transformationsprozesse zu- 
mindest nicht aus (u.a. Mayer 1994a: 327). Anderen AutorInnen zufolge ver- 
engen jedoch die neoliberale Umstrukturierung städtischer Politiken sowie das 
down-scaling nationaler Verantwortlichkeiten und Kompetenzen den Spiel- 
raum für sozial innovative urbane Konstellationen extrem (so Peck/Tickell 
1994: 299,307). Während Peck und Tickell also folgerten, dass aufgrund der 
neoliberalen Globalisierung jedweder Optimismus hinsichtlich erweiterter 
Handlungsspielräume in die Irre führe (Peck/Tickell 1994: 281), stellte Mayer 
zunächst einmal fest, dass „die neuen, „deregulierten“ Bedingungen lokaler Po- 
litik weder ruinöser noch emanzipatorischer sind als die durch wohlfahrts- 
und zentralstaatliche Imperative gesetzten, sondern anders“ (Mayer 1990: 
191£). Sie plädierte konsequenterweise für konkrete empirische Untersuchun- 
gen spezifischer lokaler Konstellationen. 
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Revolte in den Banlieues 


Anmerkungen aus deutscher Sicht 


Als’ im November 2005 in Frankreich 
die Revolte in den Banlieues losbrach, 
warfen die Medien hier immer wieder die 
Frage auf Wird so etwas auch in 
Deutschland passieren? Einige Medien- 
leute schienen sogar darauf zu warten, es 
geradezu herbeireden zu wollen. Spekta- 
kel bringt Auflage und Einschaltquoten. 
Andere, seriösere Berichterstatter wollten 
damit offenbar zum Ausdruck bringen, 
dass die Lage von Jugendlichen in man- 
chen deutschen Großstadtquartieren 
nicht sehr verschieden ist von der in den 
französischen Banlieues. Demnach müss- 
te man sich über ähnliche Empörungen 
hier nicht wundern. 

Frankreich als Menetekel: Damit bereitet 
sich Deutschland auf diffuse und para- 
doxe Weise mental darauf vor, von sei- 
nen jungen Migranten ebenfalls eine 
Rechnung präsentiert zu bekommen - in 
diesem Fall die Rechnung für einen über 
Jahrzehnte hinweg halbherzigen, wider- 
sprüchlichen, zugleich pragmatischen 
und verdrängenden Umgang mit Zu- 
wanderern und ihren Kindern. Die Er- 
eignisse in Frankreich waren und sind in 
Deutschland die Projektionsfläche für eı- 
gene Ängste, gespeist aus einer langen 
Geschichte der Versäumnisse. Sie sind 
das so sehr, dass bereits jeder punktuelle 
Konflikt mit der Polizei in Neukölln oder 
Kreuzberg, in den Jugendliche und Er- 
wachsene mit  Migrationshintergrund 
verwickelt sind, in den Medien zum po- 


tentiellen Straßenkampf stilisiert werden. 
Bislang allerdings folgen die Jugendli- 
chen der sogenannten „Problemgebiete“ 
in Deutschland dem französischen Vor- 
bild nicht. Stattdessen präsentieren sie 
die Rechnung auf ihre eigene Weise. 
Ausgangspunkt der Revolte in den Ban- 
lieues war der Tod zweier Jugendlicher in 
Clichy-sous-Bois, die auf der Flucht vor 
der Polizei Schutz in einem Transforma- 
tor gesucht hatten. Die Proteste breiteten 
sich rasch und in einem bis dahin für 
Frankreich unbekannten Maße auf die 
Banlieues anderer Städte aus.” Der Kon- 
flikt eskalierte, als eine Tränengasgranate 
in einer Moschee gezündet wurde. Die 
Regierung rief den Ausnahmezustand aus 
und griff damit zu einem Mittel der Re- 
pression, das an die Zeiten des Algerien- 
kriegs erinnerte. 

Nach den Berichten zu urteilen, war die 
Revolte der Jugendlichen in erster Linie 
ein massiver Ausdruck von Trauer und 
Wut - Trauer über die Getöteten, aktuel- 
le und lang aufgestaute Wut über Schi- 
kanen der Polizei und Diskriminierungen 
der Behörden, noch größere Wut über 
die Herablassung, Ignoranz und Militanz 
des Innenministers Sarkozy, der immer 
wieder Öl ins Feuer goß. In all dem war 
die Revolte zugleich im wahrsten Sınn 
des Wortes ein „Kampf um Anerken- 
nung“ - hier ist der sozialphilosophisch 
gelegentlich überstrapazierte und damit 
entschärfte Begriff tatsächlich ange- 


1 Überarbeitete Fassung eines Vortrags auf der 
Tagung „Urbane Gewalt und Jugendproteste“ 
des Centre Marc Bloch und der Bauhaus- 
Universität Weimar am 23. März 2007 ın Ber- 
lin. 


2 Sporadische Revolten gab es seit 1981 im- 
mer wieder. Sie entzündeten sich regelmäßig 
an Konflikten mit der Polizei. Noch nie aber 
hatten sie die Breite erreicht wie im Novem- 
ber 2005. 
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bracht. Denn die in die Ränder der Städ- 
te abgedrängten und dort ohne Perspek- 
tiven gelassenen Jugendlichen verschaff- 
ten sich auf die einzige Weise Gehör, die 
ihnen geblieben war: durch einen Auf- 
ruhr, der die Fernsehkameras anzog und 
die Politiker aufscheuchte. „Die Revolu- 
tion war die einzige Möglichkeit, sich 
bemerkbar zu machen. Wir hatten Dinge 
zu sagen, aber wir wussten nicht, wem“. 
Wer anerkannt werden will, muss über- 
haupt erst einmal wahrgenommen wer- 
den. 

Der Verlauf der Ereignisse bestätigte 
einmal mehr, dass die Bewohner der 
Banlieues im öffentlichen Raum nicht 
vertreten sind, weder durch eine Partei 
oder in den Parteien noch durch eine ge- 
sellschaftliche Interessenorganisation wie 
die Gewerkschaften. Darin besteht ja ei- 
nes der wesentlichen Merkmale ihrer so- 
zialen Ausschließung. Mit dem Nieder- 
gang der gesellschaftlichen Bedeutung 
der Industriearbeiterschaft und ihrer Or- 
ganisationen (vgl. Beaud/Pialoux 2004), 
der Auflösung der Institutionen einer eı- 
genständigen, stadtteilbezogenen Arbei- 
terkultur, hoher Arbeitslosigkeit und 
ethnischer Vielfalt haben die Viertel 
nicht nur ihren sozialen Charakter ver- 
ändert. Verloren gegangen sind auch 
Möglichkeiten einer auf gemeinsame Ar- 
beits- und Lebensverhältnisse bezogenen, 
organisierten Interessenartikulation und 
-durchsetzung (vgl. Dubet/Lapeyronnie 
1994: 14ff., Wieviorka 2006: 20ff.). Der 
„Kampf um Anerkennung“, den die Ju- 
gendlichen führten, steckte in dem Di- 
lemma, dass er keine konkreten Adressa- 
ten angeben konnte und doch von sehr 
konkreten Erfahrungen gespeist wurde. 
Die Jugendlichen der Banlieues wollten 
und wollen endlich als das anerkannt 
werden, was die meisten von ihnen den 


3 Abdel Khader, ein an der Revolte in St. De- 
nis beteiligter junger Mann, auf der Tagung 
„Urbane Gewalt und Jugendproteste“ des 
Centre Marc Bloch und der Bauhaus- 
Universität Weimar am 23. März 2007 ın Ber- 
lin, zitiert von Rühe (2007). 


offiziellen Papieren und der offiziellen 
Ideologie nach immer schon sind: fran- 
zösische Staatsbürger mit gleichen Rech- 
ten und Möglichkeiten wie alle anderen. 
Gerade das machte die paradoxe Eigen- 
art dieser Revolte aus. Sie wurde zwar als 
Kampf gegen die Repräsentanten der 
Staatsmacht geführt, war dabei aber von 
dem Wunsch getragen, als gleichberech- 
tigte Bürger wahrgenommen und behan- 
delt zu werden.' Insofern war sie eine 
Chance für die französische Gesellschaft 
und Politik. Denn mit ihr haben die Be- 
teiligten demonstriert: Wir wollen nicht 
länger als Menschen zweiter und dritter 
Klasse gelten. Wir wollen dazu gehören! 
Sie haben dies nicht nur in militanten 
Aktionen, sondern auch auf dem Weg 
von konkreten Beschwerdebriefen zum 
Ausdruck gebracht‘, dazu noch mit Re- 
gistrierung in den Wahllisten, um eine 
Präsidenschaft Sarkozys zu verhindern. 

Die Chance, die in diesem auf die Straße 
getragenen Anspruch: Wir wollen dazu 
gehören!, enthalten war, wurde nicht ge- 
nutzt. Im Gegenteil hat sich zunächst 
einmal Sarkozys Kurs der Kriminalisie- 
rung durchgesetzt. Offensichtlich zielte 
Sarkozy darauf ab, sich mit diesem Kurs 
für den Präsidentschaftswahlkampf zu 
profilieren. Wie dessen Ergebnis zeigt, ist 
die Rechnung - vorerst - aufgegangen. 

Wie stellt sich nun die Lage ın Deutsch- 
land dar? Sie unterscheidet sich in man- 
cher Hinsicht von der französischen. Das 
betrifft sowohl den Arbeitsmarkt als 
auch die benachteiligenden Quartiere 
und den Status der Migranten. Bislang 
wird deshalb auch die Rechnung auf an- 
dere Weise vorgelegt als ın Frankreich. 

Stichwort Arbeitsmarkt: Die Jugendar- 
beitslosigkeit war hier in den letzten 


se 


4 Das „Verlangen nach ‚Respekt‘ machten 
Didier Lapeyronnie und Laurant Mucchielli 
(2005) als Triebkraft der Revolte aus. 

5 Angaben von Vertretern von AC Le feu auf 
der Tagung der Humboldt Universität, der 
Böll-Stiftung, des Centre Marc Bloch und des 
British Council „Banlieue Europa?“ in Berlin 
am 26. Januar 2007. 
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Jahrzehnten immer niedriger als in 
Frankreich. Vom Arbeitsmarkt ausge- 
grenzt wurden in Deutschland in erster 
Linie die Älteren. Das ist aber kein 
Grund für Entwarnung. Die Zahl der Ju- 
gendlichen ohne Ausbildung nimmt zu, 
gerade auch unter Migranten. Dies ist 
eine verheerende Perspektive in einer Ge- 
sellschaft, in der Qualifikationen immer 
wichtiger werden, um „dazu zu gehören“. 
Die Arbeitslosigkeit liegt bei Migranten 
doppelt so hoch wie bei Deutschen. 
Ähnliches gilt für die Sozialhilfedichte, 
also den Anteil der Bevölkerung die (vor 
der Umstellung auf Arbeitslosengeld I) 
Sozialhilfe bezogen. In den größten 
deutschen Städten lag bei Ausländern 
auch dieser Anteil doppelt so hoch, in 
Berlin sogar noch höher. Die Aufstiegs- 
mobilität bei der größten Migranten- 
gruppe, der türkischen, ist dagegen ge- 
rınger als in anderen Gruppen. Noch 
immer sind über zwei Drittel der Türken 
in Deutschland als Arbeiter beschäftigt, 
somit in besonderem Maße Arbeits- 
marktrisiken ausgesetzt. 

Stichwort benachteiligende Gebiete: Die 
Banlieues entsprechen unseren Traban- 
tenstädten an den Großstadträndern nur 
zum Teil. Die Arbeitslosigkeit ist in den 
Banlieues in der Regel noch höher, die 
räumliche Abschottung von den Zentren 
noch stärker. Es gibt zumindest in West- 
deutschland eine Tradition, auf steigende 
Jugendarbeitslosigkeit rasch mit Sozial- 
arbeit in potentiellen sozialen „Brenn- 
punkten“, wie sie genannt werden, zu re- 
agieren. Angebote freier Träger und der 
Kirchen richten sich vor allem an Ju- 
gendliche und Mütter. Ältere Langzeit- 
arbeitslose dagegen verschwinden gleich- 
sam von der Bildfläche. Sie haben weder 
Anlaufstellen noch sozialpädagogische 
Aufmerksamkeit auf ihrer Seite. Ihr sozi- 
aler Tod bleibt unbeachtet. Denn von 
ihnen droht nicht einmal mehr die Ge 
fahr einer Revolte. 

Aus eigenen Untersuchungen wissen wir, 
wie die Außen- und Binnenwahrneh- 
mung von Großsiedlungen mit hohen 
Anteilen von Arbeitslosen und Armen 
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auseinandergehen können. Was von au- 
ßen als „Ghetto“ in düstersten Farben 
geschildert wird‘, erleben die verarmten 
Bewohner selbst bisweilen weit weniger 
dramatisch. Im Gegenteil, sie wissen un- 
ter Umständen auch die Vorteile zu 
schätzen, die innerstädtische Quartiere 
ihnen nicht bieten würden. Innerstädti- 
sche Quartiere und Großsiedlungen am 
Stadtrand unterscheiden sich nicht nur 
hinsichtlich ihrer Geschichte, Baustruk- 
tur und Funktionsbestimmung, sondern 
auch in der sozialen Zusammensetzung 
ihrer Armutspopulationen und somit de- 
ren Anforderungen an das Viertel (Kro- 
nauer/Vogel 2004; Kronauer/Noller/Vogel 
2006). In Großsiedlungen sind stärker 
Familien vertreten, häufig mit Verwand- 
ten in räumlicher Nähe. Familiennetz- 
werke stellen deshalb eine wichtige Res- 
source dar. Auf Familien und eine Le- 
bensweise in strikter räumlicher Abgren- 
zung zum Erwerbsarbeitsplatz waren die 
Großsiedlungen auch angelegt worden. 
Der Wohnungszuschnitt und die Infra- 
struktur der Siedlungen kommen deshalb 
unter Umständen selbst noch armen 
Familien mit Kindern entgegen - aller- 
dings nur solange, wie Gebäude und Inf 
rastruktur intakt gehalten werden. Das ist 
bislang in den meisten deutschen Städ- 
ten noch weitgehend der Fall. Von der 
Stadt und dem Staat aufgegebene Viertel 
gibt es hier bislang nicht. 

In den innerstädtischen Vierteln wieder- 
um ist häufig die Armutsdichte höher als 
in den Großsiedlungen. Das gilt zum 
Beispiel für die beiden größten deut- 
schen Städte, Berlin und Hamburg. In 


6 „Ghetto“ bedeutet eigentlich die erzwunge- 
ne räumliche Isolierung von ethnisch definier- 
ten Minderheiten, die in sich sozial heterogen 
sind, um sie auf diese Weise der Kontrolle 
durch die herrschende Mehrheit zu unterwer- 
fen. Die Kehrseite dieses Zwangsverhältnisses 
ist vielfach eine starke Gruppenidentität und 
ein differenziertes Gemeinschaftsleben unter 
den Ghettoisierten (vgl. Wacquant 2004). Die- 
se Merkmale treffen weder auf die Banlieues 
noch auf die Viertel mit hoher Arbeitsiosig- 
keit und Armut in Deutschland zu. 


600 


diesen Vierteln leben überdurchschnitt- 
lich viele Alleinstehende. Freundeskreise 
sind eine wichtigere Ressource als Ver- 
wandtschaft - zumindest bei den deut- 
schen Bewohnern. Hier finden sich wie- 
derum mehr Möglichkeiten für informel- 
le Beschäftigung und die Außenstigmati- 
sierung der Viertel ist häufig schwächer. 
Somit gibt es in Deutschland erhebliche 
sozial-räumliche Differenzierungen in 
den Lebensbedingungen der Armutspo- 
pulationen, dazu noch wichtige Unter- 
schiede zwischen Ost- und Westdeutsch- 
land, auf die hier nicht weiter eingegan- 
gen werden kann (vgl. hierzu Keller 
2005). Diese Differenzierungen dürften 
dazu beigetragen haben, dass eine Revol- 
te, die sich auf der Basis einheitlicherer 
Lebensbedingungen, wie denen der fran- 
zösischen Banlieues, ausbreitete, in 
Deutschland bislang nicht stattgefunden 
hat. 

Das ändert allerdings nichts daran, dass 
sich Langzeitarbeitslose und Langzeitarme 
hier auch dann als ausgegrenzt oder von 
Ausgrenzung bedroht erleben, wenn sie 
ihr Wohnumfeld als passabel empfinden. 
Denn die Kräfte der Ausgrenzung wirken 
über den Arbeitsmarkt, den Zuschnitt 
der Sozialsysteme, die Aufßenwahrneh- 
mung in sozialen Kontakten. Quartiers- 
erfahrung und Ausgrenzungserfahrung 
können einander wechselseitig verstär- 
ken. Dies ist offensichtlich in Frankreich 
der Fall. In Deutschland sind sie jedoch 
bislang aufgrund sozialstaatlicher Inter- 
ventionen noch relatıy unabhängig von- 
einander. 

Eine zentrale Institution allerdings, die 
gerade auf Quartiersebene für die Ver- 
mittlung von sozialen Chancen (oder 
umgekehrt: für Ausgrenzungsrisiken) 
wichtig ist, sind die Schulen. Hier führen 
die Prozesse der selektiven Abwanderung 
einkommensstärkerer Haushalte und der 
zunehmenden Armut bei den Zurück- 
bleibenden zu fatalen „Entmischungen“ 
in der Schülerschaft und Überforderun- 
gen der Lehrer. Wenn die Hauptschule 
zur „Restschule“ für die Chancenlosen 
wird, verschärft dies die soziale Ausgren- 
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zung. Schüler antizipieren und verstärken 
dabei zugleich häufig ihre Chancenlosig- 
keit im eigenen Verhalten. Dies gilt auch 
und gerade für Schulen in innerstädti- 
schen Gebieten. 

Stichwort Status der Migranten: Im Un- 
terschied zu Frankreich hat Deutschland 
seinen Einwanderern nicht-deutscher Ab- 
stammung nie das Versprechen gemacht, 
gleichberechtigte Bürger zu sein. Ein an- 
deres Staatsbürgerverständnis ist dafür 
ebenso verantwortlich wie Unterschiede 
in der Kolonialgeschichte. Der Gedanke 
liegt nahe, dass gerade hier einer der 
Gründe dafür liegen könnte, dass bislang 
in Deutschland keine Revolte wie in den 
Banlieues stattfand. Denn warum sollen 
Menschen für die Einlösung eines Ver- 
sprechens auf die Straße gehen, denen 
ein solches Versprechen nie gegeben 
wurde? Daraus ließe sich in einer zyni- 
schen Wendung sogar ein prinzipieller 
Einwand gegen die Einbürgerung von 
Migranten ableiten: Einbürgerung erhöht 
nur die Ansprüche! 

Die Kehrseite des Zynismus ist allerdings 
die Angst vor der „Parallelgesellschaft“. 
Denn in der Logik der verweigerten 
Gleichberechtigung läge als folgerichtige 
Antwort die Betonung der eigenen Ver- 
schiedenheit. Deutschland hat hier im 
Vergleich zu Frankreich das besondere 
Problem, dass viele Einwanderer die 
deutsche Sprache nicht beherrschen. An 
den mangelnden Sprachkenntnissen und 
der Befürchtung, dass es in bestimmten 
ethnisch homogenen Nachbarschaften 
auch gar nicht mehr notwendig sei, 
deutsch zu sprechen, macht sich denn 
auch vor allem der Verdacht fest, dass 
sich „Parallelgesellschaften“ herausbilden. 
Gemeint ist damit, dass Migranten und 
deren Nachkommen die Integration be- 
wusst verweigern und sich auf ihre eigene 
Kultur zurückziehen, im Zweifelsfall 
auch im Widerspruch zu den Normen 
und verbrieften Rechte des Aufnahme- 
landes. Gibt es ethnische „Parallelgesell- 
schaften“ in Deutschland? Soweit zu die- 
ser Frage überhaupt empirische For- 
schungen vorliegen, sprechen sie dage- 
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gen, dass derartige Entwicklungen bis- 
lang quantitativ bedeutsam sind (vgl. z.B. 
Salentin 2004; Friedrichs/Blasius 2000; 
Bericht 2005: 219ff., Tietze 2006; Trän- 
hardt 2006). Stattdessen zeigt sich ein 
weit differenzierteres Bild. Gerade Ju- 
gendliche greifen verstärkt auf religiöse 
und andere Elemente der Herkunftskul- 
tur zurück und verändern sie zugleich 
unter den Anforderungen der Integration 
in die Aufnahmegesellschaft. Kulturelle 
Identitäten wären dann eher ein Rück- 
halt und eine Hilfe bei der Integration 
als dass sie im Gegensatz zu ihr stünden. 
Aber das setzt faktische Gelegenheiten 
der Zugehörigkeit und Teilhabe voraus, 
soziale Aufstiegswege und Integrations- 
angebote. Fehlen sie oder sind sie blo- 
ckiert, drohen in der Tat soziale Abkap- 
selung und damit zusätzliche Benachtei- 
ligungen. 

Was zuvor über Jugendarbeitslosigkeit 
und die benachteiligenden Viertel in 
Deutschland gesagt wurde, könnte so 
verstanden werden, dass die Lage in 
Deutschland weniger dramatisch ist als 
in Frankreich. Vermutlich ist es in der 
Tat so, dass sich die Probleme in den 
Banlieues noch stärker verdichten als in 
den benachteiligenden Gebieten hier. 
Mir kam es allerdings auf etwas anderes 
an, nämlich deutlich zu machen, dass 
viele Probleme ähnlich und zugleich an- 
ders gelagert sind. Denn auch Deutsch- 
land, hatte ich argumentiert, bekommt 
seine Rechnungen präsentiert: für eine 
Politik, die sich jahrzehntelang kontra- 
faktisch geweigert hat, Deutschland als 
ein Einwanderungsland zu sehen, und 
die nun mit fehlenden Sprachkenntnis- 
sen bei Migranten und dem Gespenst 
von Parallelgesellschaften konfrontiert 
ist; für ein dreistufiges Schulsystem, das 
die Klassengesellschaft des Industriezeit- 
alters zementiert und dabei Verweige- 
rungshaltungen und drop-outs von Ju- 
gendlichen mit und ohne deutschen Pass 
produziert, die keine Chance mehr ha- 
ben, auch nur gering qualifizierte aber 
relativ sichere Industriearbeitsplätze zu 
finden - denn die gibt es nicht mehr; für 
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den Rückzug vom öffentlichen Woh- 
nungsbau, der dazu beigetragen hat, dass 
die räumliche Konzentration von Armut 
und Arbeitslosigkeit zugenommen hat 
und damit auch die soziale Segregation 
in der Schule und durch die Schulen. 
Die wichtige Frage ist nicht, wie es die 
Medien nahegelegt haben, ob nun auch 
aus der deutschen Konstellation eine Re- 
volte erwachsen könnte. Die entschei- 
dendere Frage ist vielmehr die, ob uns 
möglicherweise die Chance entgeht, die 
in der französischen Revolte enthalten 
war: die in die Öffentlichkeit getragene 
Forderung der Jugendlichen (und auch 
zum Teil ihrer Eltern), endlich von der 
Gesellschaft als gleichwertig akzeptiert zu 
werden. Die deutsche Gesellschaft hatte 
ihren Migranten bislang immer signali- 
siert, dass sie allenfalls partiell, aber nicht 
als vollgültige Bürger dazu gehören. Das 
mag die Migranten bislang davon ab- 
gehalten haben, überhaupt diesen An- 
spruch zu erheben. Den französischen 
Migranten der Banlieues dagegen wurde 
die Gleichheit als Bürger zugesagt, aber 
nicht eingelöst. Die jungen unter ihnen 
revoltierten. Bedrohlich für eine Gesell- 
schaft, die sich als demokratisch versteht, 
ist nicht, dass Menschen ihre persönli- 
chen, politischen und sozialen Bürger- 
rechte einfordern - das kann im Gegen- 
teil der Demokratie einen dringend not- 
wendigen Schub verleihen. Bedrohlich 
für die Demokratie ist vielmehr, wenn 
die Ausgeschlossenen auf die Verweige- 
rung von Rechten, von sozialer Zugehö- 
rigkeit und Teilhabe nur noch mit eige- 
nem Rückzug und eigener Verweigerung 
antworten können. Nicht die Revolte al- 
so ıst das Problem, sondern die verpasste 
Chance, auf ihre Ursachen einzugehen 
und ihre Motive aufzugreifen. 
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Warum Irak? | 
Die Politik von Bush II” 


Vier Jahre nach der US-Invasion des Irak im März 2003 bleibt das Nahost- 
Abenteuer von George Bush Junior ein Rätsel, insbesondere angesichts seines 
katastrophalen Ergebnisses. Rätselhaft bleibt die Außenpolitik von Bush II, da 
sie kaum mit den fundamentalen ökonomischen und geopolitischen Interes- 
sen erklärt werden kann, die die US-Außenpolitik - oder den US-Imperialismus - 
zunächst zwischen 1945 und 1989/1991 und dann zwischen 1991 und 2000 
bestimmt haben. Für diese Interessen war der Anschlag auf den Nahen Osten 
von Beginn an kontraproduktiv. 

Von der äußeren Form der militärischen Intervention her erscheint die Invasi- 
on in den Irak zunächst wie eine bruchlose Fortsetzung der US-Außenpolitik 
seit Ende des 2. Weltkrieges, insbesondere gegenüber den Entwicklungslän- 
dern. Doch diese äußerliche Ähnlichkeit darf nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass der Inhalt, die Substanz dieses imperialen Unternehmens sich von voran- 
gegangenen Interventionen stark unterscheidet. Dieses Mal standen andere 
Kräfte hinter dem Projekt, es sollte anderen Interessen dienen und auch die 
internationale Konstellation war eine neuartige. Im folgenden Text möchte ich 
daher zwei Versuche unternehmen: Zunächst skizziere ich schematisch die 
Entwicklungen - die enormen Transformationen - der Nachkriegsperiode, die 
Bushs Außenpolitik nicht nur überflüssig, sondern auch kontraproduktiv für 
die ökonomischen und geopolitischen Interessen der USA machten. Zweitens 
werde ich versuchen, die für das Handeln der US-Regierung bestimmenden 
politischen und sozioökonomischen Kräfte zu benennen. 


1. Die Außenpolitik der Nachkriegsperiode und die Bush-Offensive 


1.1 Der Sieg im Neuen Kalten Krieg und die Globalisierung 


Vielleicht sollte ich mit dem Wahlkampf des Jahres 2000 beginnen. Angesichts 
des eher zurückhaltenden und undeutlichen außenpolitischen Programms des 
Kandidaten Bush Jr. hätten wohl wenige die Invasion in den Irak erwartet - 
und noch viel weniger die Kampagne mehrfacher Interventionen, die Serie von 


* Überarbeitete Fassung eines Vortrags, gehalten am 23. Mai 2007 auf der Konferenz ‘Cambio 
del Siglo’ an der Universidad Autönoma Metropolitana (UAM-X) in Mexico City. 
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regime changes, die zeitweiligen Kolonisierungen und die globalen Drohun- 
gen, ganz zu schweigen von der Brüskierung der Verbündeten, die mit der In- 
vasion des Irak einher gingen. Der Grund hierfür ist eindeutig. Seit dem Ende 
des 2. Weltkrieges hatten die USA eine umfassende imperialistische Offensive 
verfolgt. Mit dieser „Kalter Krieg“ genannten Offensive war Washington bis 
zum Jahr 2000 so erfolgreich gewesen, wie es sich ihre Erfinder nie hätten 
träumen lassen. Tatsächlich hatte der von den US-Präsidenten Jimmy Carter und 
Ronald Reagan entfesselte so genannte „Neue“ oder „Zweite Kalte Krieg“ alle 
seit dem 2. Weltkrieg bestehenden Kernziele des außenpolitischen Programms 
erreicht. 

Was beinhaltete dieses Programm? Zwischen 1945 und 1989/1991 verfolgten 
die USA beständig dieselben ökonomischen und geopolitischen Ziele. 

Das erste Ziel war es, den Einfluss des Staatskommunismus zu schwächen und 
zurückzudrängen und gleichzeitig politisch unliebsame Bewegungen und Re- 
gierungen vor allem in der Dritten Welt zu vernichten. In der gesamten Nach- 
kriegsperiode beinhaltete das Streben nach nationaler ökonomischer Entwick- 
lung eine mehr oder weniger starke staatliche Kontrolle der Ökonomie, insbe- 
sondere in den weniger entwickelten Staaten. Dies bedeutete eine politische 
Begrenzung der unternehmerischen Freiheiten speziell im Falle multinationaler 
Konzerne und Banken. Die US-Außenpolitik war seit 1945 (und ist es bis heute) 
bestrebt, die für diese Beschränkungen verantwortlichen Bewegungen und Re- 
gierungen zu eliminieren - im kommunistischen Block wie ın der Dritten Welt. 
Das zweite Ziel bestand in der Festigung US-amerikanischer Vorherrschaft ın 
West-Europa und Japan, das heißt in der Fähigkeit der USA, in diesen Regio- 
nen die zwischenstaatlichen Beziehungen zu regulieren. Allgemein ausgedrückt 
diente dies der Sicherung der geopolitischen Stabilität, und diese Stabilität war 
die notwendige Voraussetzung für die zunehmende globale ökonomische In- 
tegration, die seit dem Zweiten Weltkrieg das vorrangige Ziel der die US- 
Wirtschaft dominierenden Industrieunternehmen und Finanzinstitutionen dar- 
stellte. Insbesondere zielte die US-Politik darauf, ihren Hauptverbündeten in 
West-Europa, Japan und später in Ost-Asien die Möglichkeit zu nehmen, die 
Funktionsweise des internationalen Kapitalismus durch eigenständige militäri- 
sche Aktionen zu stören. Als Kompensation boten die Vereinigten Staaten den 
herrschenden Klassen in diesen Ländern Schutz voreinander, vor der sowjeti- 
schen/kommunistischen Bedrohung und vor inländischer Opposition durch 
linke Gruppen und die Arbeiterklasse. Die zwischenimperialistische Rivalıtät 
der großen kapitalistischen Staaten Europas und Japan hatte die globale Öko- 
nomie ın zwei Weltkriegen verheert. Um dies in Zukunft zu verhindern, setz- 
ten die USA im Kern ihre eigene politisch-militärische Macht an Stelle der ıh- 
rer Verbündeten, indem sie ein dichtes Netz von Allianzen knüpften, auf den 
Territorien der Verbündeten ein umfassendes System von Militärbasen errich- 
teten und zugleich das globale Wirtschaftswachstum förderten. 
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Das dritte Ziel, das wesentlich von der Erreichung der ersten beiden Ziele ab- 
hing, war die Durchsetzung der neoliberalen Wirtschaftsordnung, die bereits 
im Abkommen von Bretton Woods 1944 vorgesehen war. Dabei ging es nicht 
nur um den freien Handel mit Gütern, sondern auch um den freien Fluss von 
Direktinvestitionen, Finanzkapital und Finanzdienstleistungen. Am Ende des 
2. Weltkriegs waren die Industrie- und Finanzkonzerne der USA die wettbe- 
werbsfähigsten der Welt. Die US-Regierung sah daher keinen Grund, ihre Un- 
ternehmen politisch zu schützen und zu privilegieren, wie es bis dato die 
Norm für Großmächte gewesen war. Ein System gleicher Rahmenbedingungen 
für alle diente ihrem Zweck sehr gut. Allerdings blieb es im weiteren Verlauf 
den USA unmöglich - und sogar kontraproduktiv - diese neoliberale Ord- 
nung wirklich zu realisieren. Dennoch blieb dies das ultimative Ziel der US- 
Politik während der gesamten Nachkriegsperiode. 

Die Neuartigkeit des von der US-Außenpolitik ins Leben gerufenen Imperia- 
lismus kann meiner Ansicht nach gar nicht überschätzt werden. In der langen 
Periode von 1870 bis 1945, in der Ära der zweiten industriellen Revolution 
und danach, verlief die wirtschaftliche Entwicklung innerhalb eines national- 
staatlichen Rahmens und neigte daher mehr oder weniger direkt zu politischer 
Expansion, zu geopolitischen Gegensätzen und, letztlich, zu kriegerischen 
Auseinandersetzungen. Dies galt insbesondere für die spät industrialisierten 
Nationen - Deutschland, Japan und auch die USA -, die sich eine sichere und 
expandierende Stellung auf dem Weltmarkt gegen Großbritannien erobern 
wollten. Um eine Chance im Wettbewerb auf dem Weltmarkt zu haben, 
konnten diese Nationen sich nicht auf die Wunder des freien Marktes verlas- 
sen. Vielmehr mussten sie ihre Kapitalismen mit den Mitteln staatlicher Inter- 
vention organisieren. 

In diesem Zusammenhang förderte der Staat die Effizienz seiner Industrie 
durch verschiedene Formen politischer Eingriffe: Schutz der Heimatmärkte, 
Subventionen zur Penetration des Weltmarktes und letztlich auch die Erobe- 
rung von Kolonien, um Unternehmen privilegierten Zugang zu Absatzmärk- 
ten und Rohstoffen zu gewähren. Da ım Jahr 1900 die so genannte Dritte 
Welt bereits aufgeteilt war, hatten die industriellen Nachzügler allen Grund, 
eine Neuaufteilung anzustreben. Verstärkt wurde diese Tendenz noch durch 
die radıkale Instabilität des Wirtschaftssystems. Diese Instabilität führte zu Pe- 
rioden der Stagnation, in denen der ökonomische Weltkuchen nicht mehr 
wuchs sondern schrumpfte, was den Drang der Nationen anfeuerte, die ge- 
waltsame Umverteilung über die Förderung des Wachstums zu stellen. Die 
Form staatlicher Förderung der nationalen Ökonomie führte daher tendenziell 
zum Imperialismus, Imperialismus führte zu imperialistischer Rivalität und 
imperialistische Rivalıtät zu Krieg. Dieses Syndrom zu verhindern war daher 
das ultimative Ziel der US-Außenpolitik. Nationale Wirtschaftspolitik sollte 
nicht mehr zu Krieg und Zerstörung führen, stattdessen sollte eine offene, ın- 
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tegrierte, interdependente Weltwirtschaftsordnung unter der Führung der USA 
geschaffen werden, welche die dem Staatensystem seit seiner Entstehung ım 
Spätmittelalter inhärente Tendenz zum Krieg überwindet. 

In den Jahren kurz nach Kriegsende schienen die Chancen cher gering, dass 
die USA das Spektrum ihrer außenpolitischen Ziele erreichen könnten. Die Sow- 
jetunion hatte durch den Sieg über das „Dritte Reich“ und ihre schnelle und 
geplante Industrialisierung enormes Ansehen gewonnen. Kommunistische Re- 
volutionen waren in China, Nord-Vietnam und Nord-Korea erfolgreich. Anti- 
koloniale und nationale Bewegungen mit Programmen einer staatlich gelenkten 
Wirtschaftsentwicklung erlebten einen Aufschwung und erschienen als unauf- 
haltsame Kraft. Aber es bleibt eine Tatsache, dass die USA im Jahr 2000 alle 
ihre außenpolitischen Ziele der Nachkriegszeit erreicht hatte - und zwar in ei- 
nem Ausmaß, das die Väter dieser Politik niemals für möglich gehalten hatten. 
Bereits Mitte der sechziger Jahre hatten die USA fast alle der mächtigsten und 
dynamischsten Regime in der Dritten Welt eliminiert, die auf eine staatlich ge- 
lenkte Entwicklung gesetzt hatten. Dies gelang ihnen meistens mit Hilfe bruta- 
ler CIA-gesteuerter Interventionen, manchmal auch mit anderen Mitteln. Im 
Iran wurde Mossadeq 1953 gestürzt, Lumumba im Kongo 1960, Goulart in Bra- 
silien 1964, Sukarno in Indonesien 1965, Nasser in Ägypten mit Unterstützung 
des Sechs-Tage-Kriegs Israels 1967 - nicht zu sprechen vom Sturz weniger be- 
deutender Regierungen wie in Guatemala (1953) oder Santo Domingo (1965). 
Die Niederlage in Vietnam ebenso wie die Entstehung einer machtvollen Anti- 
Kriegs-Bewegung in den USA behinderten zwar eine Zeitlang Amerikas impe- 
riale Dampfwalze. Doch im Nachhinein wird deutlich, dass diese Unterbre- 
chung nur sehr kurz und keineswegs vollständig war. Sogar noch während des 
Vietnamkriegs wurde 1973 Allende in Chile gestürzt und 1975 Osttimor von 
Indonesien besetzt. 

Was folgte, zunächst mit Jimmy Carter und dann mit Ronald Reagan, war der 
Neue Kalte Krieg, und sein Verlauf ist nur allzu bekannt. Den Hintergrund 
bildete die enorme Aufrüstung. Im Vordergrund lancierten die USA eine um- 
fassende Konterrevolution, um in den Entwicklungsländern auch noch die 
letzten Reste radikaler oder weniger radikaler Bewegungen zu zerschlagen. Mit 
der Unterstützung von Saudi Arabien und Pakistan entfesselten die USA zu- 
dem den Kampf der Mujaheddin in Afghanistan mit dem Ziel, die sowjetische 
Besatzung durch militärische Zermürbung zu unterminieren - ähnlich wie es 
den USA ın Vietnam ergangen war. 

Zu Beginn der neunziger Jahre hatten die USA auf der ganzen Linie gesiegt. 
Die Sowjetunion und der Ostblock waren zusammengebrochen, und Russland 
als Nachfolgestaat unterwarf sich einer US-inspirierten ökonomischen Schock- 
therapie, die seine Produktivkraft zerstörte. Gleichzeitig waren China und 
Vietnam auf den kapitalistischen Pfad eingeschwenkt. In Lateinamerika und 
Südafrika hatten US-finanzierte Stellvertreter-Terroristen die einstmals viel ver- 
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sprechenden Revolutionen zerschlagen, im Wesentlichen durch eine Politik 
der verbrannten Erde, die ganze Ökonomien und Gesellschaften vernichtete. 
Und schließlich hatten die USA auch ihr Ende der siebziger Jahre im Gefolge 
der iranischen Revolution begonnenes Projekt erfolgreich zu Ende geführt: die 
zunehmende Kontrolle der ölreichen Region Nahost. Dieser Prozess kulminierte 
im Golikrieg 1991, als die USA mit Saddam Husseins Armee die einzige entfernt 
bestehende Bedrohung ihrer Dominanz in der Region vernichtete und dauerhaf- 
te Militärbasen in Saudi-Arabien errichtete. Es kann gar nicht stark genug betont 
werden, dass die USA seit dieser Zeit - vielleicht auch schon lange zuvor - kei- 
nerlei Bedrohung ihrer Interessen im Nahen Osten gewärtigen musste. 

Die US-Außenpolitik vollendete aber nicht nur ihr Nachkriegs-Ziel Nummer 
Eins - die Beseitigung der kommunistischen Regime und des staatlich- 
nationalen Widerstandes in der Dritten Welt. Daneben arbeitete sie auch an 
der Rekonsolidierung und weiteren Stärkung ihrer Vorherrschaft sowohl über 
ihren Erzfeind Russland wie auch über ihre ehemaligen Verbündeten. Dieses 
Ziel erreichte sie, indem sie das wiedervereinigte Deutschland in die Nato in- 
tegrierte, durch die militärischen Interventionen in Bosnien und Kosovo und 
durch die Ausdehnung sowohl der EU wie auch der Nato bis an die Grenzen 
Russlands. Diese Entwicklungen waren alles andere als überraschend. Denn 
US-amerikanische Hegemonie lag nicht nur deren eigenem Interesse, sondern 
auch im Interesse der Europäer und Japaner, ermöglichte sie diesen Staaten 
doch, die Früchte ihrer extrem konkurrenzfähigen Exportmaschinen und aus- 
ländischen Direktinvestitionen zu ernten und sich gleichzeitig die Kosten ei- 
nes teuren Militärapparats zu sparen, so dass stattdessen kostspielige Wohl- 
fahrtstaaten finanziert werden konnten. 

Doch was geschah mit dem dritten Ziel der USA im Kalten Krieg - der bereits 
im Bretton-Woods-Abkommen anvisierten neoliberalen Öffnung der Märkte? 
Auch hier erfüllten sich die Hoffnungen Washingtons. Im Jahr 2000 hatte der 
Sieg über staatssozialistische und staatlich-nationale Bewegungen sowie die 
neu gewonnene Dominanz der USA über ihre Verbündeten den Weg für eine 
radikale Öffnung der Märkte geebnet. Dem Kapital wurden so die Dritte und 
die ehemalige Zweite Welt zugänglich gemacht. Dabei nutzten die USA die 
aufeinander folgenden Wirtschaftskrisen, unter denen der globale Süden in 
den achtziger und neunziger Jahren litt, um den freien Fluss von Waren, Kapı- 
tal und Finanzdienstleistungen in diese und aus diesen Ländern zu erzwingen. 
Es muss betont werden, dass dies nicht hauptsächlich durch militärische Ge- 
walt erreicht wurde. Im Gegenteil, militärische Gewalt wäre ein besonders inef- 
fektives Mittel gewesen, um die Märkte jener Länder zu öffnen und dort die 
kapitalistische Kontrolle über die Produktionsmittel durchzusetzen. Stattdes- 
sen nutzten die USA zwei wirkungsvolle Hebel: die an Bedingungen gebunde- 
nen Kredite des Internationalen Währungsfonds (IWF) sowie den ebenfalls an 
Bedingungen geknüpften Zugang zum gigantischen US-Markt - Brasilien, Ar- 
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gentinien, Mexiko, die Türkei, Thailand, Malaysıa, Süd-Korea, alle wählten ım 
Verlauf der Neunziger den neoliberalen Weg. Unterdessen erlebte der kapita- 
listische Weltmarkt mit der Öffnung Chinas und Osteuropas seine größte 
Ausdehnung während der gesamten Nachkriegsepoche. 

Doch während der Erfolg des Nachkriegsprojekts der Vernichtung staatskom- 
munistischer oder nationalistischer Regimes und Bewegungen die notwendigen 
politischen Bedingungen für die Beschleunigung der neoliberalen Globalısie- 
rung schuf, so verlangte diese ihrerseits den Aufbau einer tatsächlich neuarti- 
gen Form geopolitischer Stabilisierung und Regulation. Diese neue Form 
nannte George Bush Senior „Neue Weltordnung“. Zunächst orientierten die 
USA ihre Außen- und Sicherheitspolitik weiter an der Powell-Doktrin der so 
genannten Eindämmung. Diese Doktrin stützte sich - nach den Erfahrungen 
des Vietnam-Kriegs - auf das Motto: ‘Gerate nicht in eine ernsthafte Ausei- 
nandersetzung, solange du nicht in der Lage bist, massive Gewalt anzuwenden, 
zu gewinnen und dich schnell wieder zurückzuziehen’. Der Golfkrieg von 
1991 war zwar ein solcher paradigmatischer Fall. Nichtsdestoweniger schien 
der Rückgriff auf konventionelle Kriege der Vergangenheit anzugehören. Denn 
wer außer Saddam Hussein wäre dumm genug, das US-Militär direkt herauszu- 
fordern? Auf der außenpolitischen Agenda standen daher vielmehr simple 
weltpolitische Polizeieinsätze wie auch Konflikte, die man später als „asym- 
metrisch“ bezeichnete. Um die Powell-Doktrin zu ergänzen und zum Wohle 
der täglichen geopolitischen Bedürfnisse ihrer globalisierten Ökonomie, über- 
nahmen die USA daher die so genannte Clinton-Albright-Doktrin. Gemäß 
dieser Doktrin sollten die USA auf den Einsatz ihrer Luftwaffe und Raketen 
zurückgreifen, analog zum Einsatz von Kanonenbooten in früheren Epochen. 
Die USA fungierten als globaler Polizist auf Streife. Ziel war der Einsatz mili- 
tärischer Gewalt zur Wiederherstellung der „Ordnung“, ohne dabei das Leben 
amerikanischer Soldaten zu gefährden. Die originelle Formulierung von Made- 
leine Albright 1998 lautete: „Wir sprechen über den Einsatz militärischer Ge- 
walt, aber wir sprechen nicht über Krieg. Ich denke, dies ist ein wichtiger Un- 
terschied.“ Und das war es auch - auch wenn dieser feine Unterschied wohl 
kaum von jenen Hunderttausenden bemerkt wurde, die ihr Leben in jenen mı- 
litärischen Einsätzen verloren, in Panama, in Jugoslawien und insbesondere ım 
Irak zwischen 1989 und 2000. 

Konfrontiert mit der vereinten Macht der USA, West-Europas und Japan - 
mit Russland und China als mehr oder weniger beständigen Partnern - und 
konfrontiert mit einer zunehmend gemäß neoliberalen Prinzipien funktionie- 
renden Weltwirtschaft, ließ sich nahezu jede Regierung der Dritten Welt 
schließlich darauf ein, in Eigenregie das neoliberale Programm der USA zu 
verfolgen (zumindest bislang, ich sage nicht, dass dies ein immer währender 
Zustand ist). Denn das Standard-Weltbild hieß TINA - There Is No Alternatı- 
ve. Dabei war es symptomatisch, dass mit ihrem Amtsantritt ausgerechnet jene 
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politischen Parteien kampflos vor dem Neoliberalismus kapitulierten, die in 
den Achtzigern noch den radikalsten und militantesten Arbeiter-Widerstand in 
der Dritten Welt symbolisiert hatten: die brasilianische PT und der südafrika- 
nische ANC. 

Fazit: Selbst unter diesen schwierigen Umständen nahmen auch jene Staaten, 
in denen Bush II später die „Achse des Bösen“ erkennen würde, gegenüber 
den USA eine entgegenkommende Haltung ein, und die US-Regierung unter 
Bill Clinton lohnte es ihnen: Mit Nord-Korea wurde über einen Nicht- 
Angriffspakt verhandelt, auch mit Iran suchte man eine langfristige Lösung, 
und das Land zeigte sich willens, die US-Militäreinsätze in Afghanistan zu un- 
terstützen; mit Syrien arbeitete man an einer endgültigen Einigung mit Israel 
und suchte einen Kompromiss zu den Golan-Höhen; Libyens Gaddafı über- 
nahm die Verantwortung für die Bombenanschläge in Lockerbie. Clinton, Ru- 
bin und Co. war deutlich geworden, dass nur Geduld und nicht Militärschlä- 
ge diese Nationen domestizieren und in den politökonomischen Orbit der 
USA integrieren würde. 

Alles in allem hatten die USA am Ende des alten Jahrtausends - mit den Bör- 
sen auf Rekordständen und China vor den Toren der Welthandelsorganisation 
WTO - wenig Verwendung für neue militär-interventionistische Kampagnen zur 
Sicherung ihrer außenpolitischen Ziele. Das groß angelegte, eine ganze Region 
umfassende militärische „Project for a New American Century“, das Bush II mit 
der Invasıon des Irak startete, schien damals unvorstellbar. 


1.2 Die Irak-Politik der USA 1991-2001: Kein echter Regimewechsel 


Wie sah die US-Politik gegenüber dem Irak in der Zeit nach dem Neuen Kal- 
ten Krieg aus? Die Irak-Politik von Bush I, Clinton und Bush II vor den An- 
schlägen des 11. September 2001 muss vor demselben Hintergrund - der un- 
angefochtenen, beispiellosen US-Dominanz auf dem Globus, verstanden wer- 
den. In diesem Kontext verfolgten alle drei Regierungen - zumindest theore- 
tisch und vor der Öffentlichkeit - die Politik eines Regimewechsels im Irak. 
Dies lag nahe, hatte Saddam Hussein doch seinen ehemaligen Verbündeten in 
Washington die Stirn geboten, als er versuchte, Kuwait zu erobern. Tatsäch- 
lich jedoch hatte keine dieser Regierungen jemals die Absicht, diesen Regime- 
wechsel wirklich in die Tat umzusetzen, weil keine von ihnen Willens war, den 
dafür notwendigen Preis zu zahlen. Die Gründe hierfür liegen auf der Hand. 
Erstens waren der erwartete Aufwand an Menschen, Material und Geld sowie 
die internationalen politischen Kosten enorm hoch. Zwar erschien der Sieg 
über Saddam Husseins Armee als ein recht einfaches Vorhaben. Eine erfolgrei- 
che Okkupation jedoch war eine ganz andere Sache: Sie hätte laut Militärpla- 
nern die zunächst unbegrenzte Stationierung von 400.000 Soldaten im Land 
erfordert. Dies hätte die gesamte Politik der USA in Übersee in Beschlag genom- 
men und jede weitere größere außenpolitische Initiative unmöglich gemacht. 
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Zweitens beinhaltete eine militärische Besetzung des Irak - zumal im Namen 
der Demokratie - das Potenzial zur Destabilisserung der autoritären und quasi- 
feudalen Regierungen jener Länder, die die Hauptverbündeten der USA in der 
Region stellten. 

Drittens: Je länger die US-Armee im Irak bleiben müsste, umso rebellischer 
dürfte die Bevölkerung werden und umso unruhiger die arabischen Massen ın 
der gesamten Region. 

Der entscheidende Grund dafür, dass die Regierungen von Bush I über Clin- 
ton bis zu Bush II vor 9/11 vor einem Regimewechsel im Irak zurückschreck- 
ten war jedoch, dass schlicht keine lebensfähige Alternative existierte. Im Ge- 
genteil, der Hauptprofiteur eines Sturzes von Saddam wäre vor allem die gro- 
ße Bevölkerungsgruppe der Schüten gewesen. Eine Machtübernahme der 
Schiiten war für die US-Regierungen jedoch inakzeptabel, da sie sich nicht 
darauf verlassen konnten, dass ein schiitisch dominierter Irak als ein ebenso 
verlässliches Gegengewicht zum Iran gedient hätte wie es Saddam Husseins 
vornehmlich sunnitische Regierung seit dem Sturz des Schah 1979 gewesen 
war. Und ein Gegengewicht zum Iran zu sein, das war die wesentliche - und 
unerlässliche - Funktion, die die USA dem Irak für die absehbare Zukunft zu- 
gedacht hatten. Eine schiitische Regierung im Irak hätte außerdem die Macht 
gehabt, die regionale Stabilität zu stören, indem sie ihre Glaubensbrüder in 
der Region unterstützt hätte, die nicht nur die Mehrheit in Saudi-Arabiens öl- 
reicher Ostprovinz bilden, sondern auch einen Großteil der Hisbollah im Li- 
banon und die im Iran an der Regierung waren. 

All diese Überlegungen, speziell die Sorge um die Schiiten, spielten eine Rolle 
bei der Entscheidung von Bush I am Ende des Golfkriegs, Saddam Hussein 
nicht nur im Amt zu lassen, sondern ihm zudem die Möglichkeiten zu geben, 
die Erhebung der Schiiten im Gefolge der Niederlage brutal zu unterdrücken. 
Diese Erhebung hätte eine geringe Aussicht auf Erfolg gehabt, hätten die USA 
nicht Saddams Nationalgarde intakt gelassen, hätten sie nicht die Schiiten 
daran gehindert, sich die ım Feld aufgegebenen Waffen der irakischen Armee 
anzueignen und hätten sie Saddams Hubschrauberflotte am Angriff auf die 
Rebellen gehindert. Nach dem Golfkrieg, besonders nachdem Saddam Hussein 
als potenzielle Bedrohung in der Region ausgeschaltet war, behielt man also 
die Politik der „Eindämmung“ mangels besserer Alternativen zunächst bei. 
Diese Politik beinhaltete allerdings mörderische Sanktionen und zunehmend 
zerstörerische Bombardements, zuweilen ergänzt durch versuchte Attentate 
oder Militärputsche. All dies sollte zwar dazu dienen, Saddam Hussein zu eli- 
minieren - aber nicht um einen echten Regimewechsel herbeizuführen, son- 
dern lediglich um das Führungspersonal auszutauschen und Saddam durch 
eine ihm ähnliche Führungsfigur zu ersetzen. Was die USA aus Sicht ihrer 
Außenpolitik im Irak also brauchten, das war kein Wechsel des Regimes, son- 
dern bloß ein Wechsel des baathistisch-sunnitischen Staatsoberhaupts. Im Er- 
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gebnis hatten die Macher der US-Außenpolitik vom Golfkrieg 1991 bis Mitte 
2001 wenig Interesse, den Sturz Saddams wirklich ins Werk zu setzen. Es ist 
insofern schwierig, die dann folgenden Bemühungen der Bush-II-Regierung als 
kontinuierliche Verfolgung der vitalen, internationalen, ökonomischen oder 
sicherheitspolitischen Interessen der USA zu interpretieren - wie sie seit 1945 
verstanden worden waren. 


1.3 Widerstand des außenpolitischen Establishments 


Was für mich in diesem Zusammenhang letztlich am meisten zählt, das ist die 
Tatsache, dass nach dem 11. September 2001 und der scheinbar erfolgreichen 
Intervention in Afghanistan aus dem außenpolitischen Establishment der USA 
so wenige Rufe nach einer Invasion in den Irak - und schon gar nicht nach 
einer neuen expansionistischen Offensive in Nahost - laut wurden. Und dies, 
obwohl eine solche Option nach den Anschlägen des 11. September - sauber 
verpackt als Antwort auf die terroristische Bedrohung - von der Öffentlichkeit 
leicht akzeptiert worden wäre. Stattdessen äußerten die meisten Protagonisten 
der außenpolitischen Elite ihre Bedenken - sowohl die Gefolgsmänner von 
Clinton und Bush I, wie auch Vertreter des US-Militärs. 

Im Frühjahr 2002 waren die Generalstabschefs unter den ersten gewesen, die 
vor George W. Bushs Kriegsplänen gewarnt hatten. Insbesondere die Armee 
blieb im Verlauf des gesamten folgenden militärischen Konflikts ein Stachel 
im Fleisch der Regierung. In den darauf folgenden Monaten formierten sich 
Außenminister Colin Powell, sein Vize Richard Armitage und praktisch das 
gesamte Außenministerium zum Kern einer Oppositions-Rlite, und schließlich 
sprachen sich auch die meisten Führungsfiguren der alten Bush-I-Außenpolitik 
vehement gegen eine Invasion aus, unter ihnen Brent Scowcroft, Lawrence Ra- 
gleburger, General Norman Schwarzkopf und am Ende auch Papa Bush per- 
sönlich - ebenso wie sein langzeitiger Waffenbruder James Baker, obwohl Ba- 
kers Haltung weniger eindeutig war. Die CIA und ihr Chef George Tenet 
drückten ebenfalls ihr Missbehagen aus, allerdings nur hinter den Kulissen 
und aufihre charakteristisch rückgratlose Weise. 

In seiner Rede an der Tufts University Anfang 2003, also kurz vor der Invasi- 
on, wies Bush Senior seinen Sohn darauf hin, dass der Fall Saddam heute 
„weniger klar“ liege als 1991, dass „die Frage, über welches Massenvernich- 
tungspotenzial er verfügt, debattiert werden könnte“ und dass es unerlässlich 
sei, die Beziehungen zu den Alliierten und zur UN zu kitten. Trotz aller 
Zweideutigkeiten lieferte der Vater seinem Sohn damit am Vorabend der Inva- 
sion eine deutliche Anti-Kriegs-Botschaft. 

Natürlich hatte keine der genannten Personen prinzipiell etwas gegen US- 
Interventionen - seien sie präventiv oder nicht, mit Unterstützung der Ver- 
bündeten oder ohne oder seien sie noch so mörderisch und zerstörerisch für 
das betroffene Land. Die meisten von ihnen hatten schließlich zumindest ein 
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derartiges Unternehmen bereits erdacht oder initiiert. Sie verwiesen lediglich 
darauf, dass’im Falle Irak die Kosten und Erträge nicht in einem vernünftigen 
Verhältnis stünden. Damit stellt sich die Frage - und ich denke, sie ist nicht 
einfach zu beantworten: Was sprach für Bushs Offensive? 


2. Cheney, Rumsfeld und die Neocons 


Aus der langfristigen Perspektive des imperial-militärischen Erfolgs der USA ın 
den vergangenen zwei Jahrzehnten, der mittelfristigen Perspektive der Politik 
von Clinton, Bush I und dem frühen Bush II und angesichts der vorhert- 
schenden Ablehnung der Irak-Invasion durch die außenpolitische Elite lässt 
sich George W. Bushs Offensive nur mit der Machtübernahme einer neuen 
Gruppe erklären, die sich über eine lange Zeit hinweg formiert hatte und die 
ein eigenes Programm verfolgte. Geführt wurde diese Gruppe von Vizepräsi- 
dent Dick Cheney und Verteidigungsminister Donald Rumsfeld, und inzwi- 
schen sind ihre Führungsfiguren wohlbekannt - von Scooter Libby, Paul Wol- 
fowitz und Richard Perle bis hin zu den zahlreichen neokonservatıven Vertre- 
tern, die praktisch alle bedeutenden Posten im Verteidigungsministerium, im 
Nationalen Sicherheitsrat des Präsidenten und im außenpolitischen Stab des 
Vizepräsidenten kolonisiert haben. 

Cheney und Rumsfeld hatten bereits seit fast drei Jahrzehnten eng zusammen- 
gearbeitet, in denen sie jenen hyperaggressiven militärischen Ansatz in der US- 
Außenpolitik einforderten, den sie ab 2002 selber ın die Praxis umsetzen 
konnten. Ihren ersten Erfolg konnten sie 1975 unter Präsident Gerald Ford 
feiern. Damals gelang es ihnen, gemeinsam mit rechtsgerichteten und von Ro- 
nald Reagan inspirierten Elementen im Kongress, Henry Kissingers Entspan- 
nungspolitik zu Fall zu bringen, die SALT-Gespräche mit der Sowjetunion zu 
torpedieren und gleichzeitig die Einschätzungen des so genannten „Team B* 
zu unterstützen, das das sowjetische Bedrohungspotenzial maßlos übertrieb, 
um einen neuen Aufrüstungsschub und eine aggressivere Außenpolitik durch- 
zusetzen. Beistand erhielten sie von den damals noch jungen, aber bereits mı- 
litanten Kalten Kriegern und Neocon-Grünschnäbeln Wolfowitz und Perle. 
Diese kurze politische Offensive kündete bereits an, was noch folgen sollte, 
zunächst unter Reagan und besonders unter Bush II. 

Nach dem 11. September ersetzten Cheney, Rumsfeld und die Neocons im 
Wesentlichen Außenminister Powell und seine Gefolgsleute im Ministerium 
und übernahmen die Kontrolle der US-Außenpolitik. Was wollten sıe? Man 
kann sagen, dass ihr Ausgangspunkt auf der konzeptionellen Ebene die belie- 
bige Verwendbarkeit militärischer Gewalt war - also die Idee, dass mit Hilfe 
von Militärmacht jedes Ziel erreicht werden kann, sei es ökonomisch, poli- 
tisch oder ideologisch. Dafür spricht praktisch jede programmatische Schrift, 
die sie produziert haben - von den unglückseligen Vorschlägen zur nationalen 
Sicherheit 1992 über ihr Project for a New American Century 1997/1998 bis 
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zum National Security Strategy Statement vom Herbst 2002. Was Cheney, 
Rumsfeld et al. mit all der Militärmacht vorhatten, ıst inzwischen ziemlich 
klar. Die Gruppe beschrieb sich selbst als Neo-Reaganianisch und warf der 
US-Außenpolitik von Bush I, Clinton und Powell vor, sie hätte es auf krimi- 
nelle Weise versäumt, die durch den Kollaps der Sowjetunion entstandene, 
historische Gelegenheit zu nutzen, um US-Interessen und -Werte rund um den 
Globus mit militärischen Mitteln durchzusetzen. Die Regierung hätte, kurz 
gesagt, den Unipolaren Augenblick verstreichen lassen. Die Gruppe schreckte 
nicht vor Kriegen zurück, und ihre Vision war eine wahrhaft globale, wenn 
auch der Nahe Osten stets ihren Ausgangspunkt bildete. 

Diese so genannte neo-reaganianische Interpretation der Periode nach dem 
Kalten Krieg hat natürlich einen Haken: Am Ende der Reagan/Bush-I-Ara 
1992 war alles, was Reagans Außenpolitiker zurückdrängen wollten, bereits zu- 
rückgedrängt worden, sowohl im Ostblock wie in der Dritten Welt. Gleichzei- 
tig nahm im Gefolge der Bush-I/Clinton-Ära die neoliberale Öffnung der 
Märkte einen immer größeren Stellenwert in der US-Außenpolitik ein. Damit 
trat das Instrument groß angelegter Militäraktionen zunehmend in den Hin- 
tergrund. Der Jugoslawienkrieg ist dafür kein Gegenbeweis, denn er markierte 
nicht den Beginn oder die Verschärfung einer breiten US-Offensive, vielmehr 
repräsentierte er die Kulmination im Prozess der Re-Konsolidierung der US- 
Hegemonie. Im Gegensatz zu Cheney, Rumsfeld und Co. war den Vertretern 
der so genannten „realistischen“, parteiübergreifenden Außenpolitik ziemlich 
deutlich geworden, dass der Einsatz militärischer Macht in einer Ära unange- 
fochtener US-Hegemonie und offener Weltmärkte von beschränktem Nutzen 
ist. Das Nullsummen-Spiel des Krieges konnte nicht dieselben Erträge abwer- 
fen, wie sie die Globalisierung mit freiem Handel, Auslandsinvestitionen und 
finanzieller Fxpansion versprach. Die Globalisierung verlangte geopolitische 
Stabilität, und zu deren Erhalt war Krieg nur selten vonnöten. Hätte man ım 
Jahr 2000 Vertreter des gesamten politischen Spektrums nach Beispielen ge- 
fragt, wie der US-Imperialismus in einer zeitgemäßen, zukunftsweisenden Form 
durchgesetzt werden kann, so hätten die meisten wohl die Ausbeutung der a- 
siatischen Finanzkrise 1997/98 genannt, in deren Gefolge Süd-Koreas ehemals 
staatlich organisierter Kapitalismus aufgebrochen und liberalisiert wurde, sowie 
den Beitritt Chinas zur Welthandelsorganisation WTO. Dies stellten bedeut- 
same Erfolge der US-Außenpolitik dar. Militärischer Druck, selbst militärische 
Macht spielten hierbei kaum eine Rolle. 

Trotz alledem hatten Cheney, Rumsfeld und die Neocons seit langem auf eine 
neue Aufrüstungsrunde nach Reaganschem Muster gedrängt. Damit sollte die 
Invasıon in den Irak vorbereitet werden, die sie als ersten Schritt einer Reihe 
von Interventionen und Regimewechseln betrachteten. Gemeinsam mit dem 
rechtsgerichteten Flügel der israelischen Politik und von Israel aus sollte so 
der Nahe Osten gemäß dem amerikanischen neoliberalen Modell umgeformt 


614 Robert Brenner 


werden. Vorgänger, wenn nicht gar Vorlage dieses Plans war „Clean Break“, 
eine Schrift, die Richard Perle gemeinsam mit militanten Zionisten und Neo- 
konservativen wie David Wurmser und Douglas Feith für Benjamin Netanja- 
hus Wahlkampf verfasst hatte. Darin forderten sie Israel zu einer regionalen 
Offensive mit Unterstützung der Türkei und Jordaniens auf. Bestandteile der 
Offensive waren das Ende des „Land für Frieden“-Programms im Westjordan- 
land, eine Invasion des Bekaa-Tals zur Vertreibung der Hisbollah und verstärk- 
ter geopolitischer Druck auf Syrien und den Iran - all dies zum Sturz von 
Saddam Hussein. Nach dem 11. September 2001 rückten Perle, Feith und 
Wurmser in führende Positionen der Bush-II-Regierung auf, von wo aus sie 
maßgeblich dazu beitrugen, den Anschlag auf den Nahen Osten vorzuberer- 
ten, der stark der von ihnen empfohlenen israelischen Offensive ähnelte. 

All dies führt natürlich zu einer weiteren Frage: Wenn, wie ıch sage, das mit 
einer Irak-Invasion beginnende Programm von Cheney/Rumsfeld/Wolfowitz 
tatsächlich solch einen deutlichen Bruch in der US-Außenpolitik darstellte, 
wie erlangten sie die Macht, dieses Programm auch durchzusetzen? 


3. Der Aufstieg der Republikanischen Rechten 


Kritische Medien, politische Gegner in Washington und selbst einige auf der 
Linken haben den Aufstieg von Cheney, Rumsfeld und ihrer neokonservativen 
Kollegen ein wenig zu simpel als eine Art Insider-Staatsstreich erklärt, als eine 
begrenzte Intrige, in der sie ihre persönlichen Verbindungen zu Präsident Bush 
ausnützten, um ihre expansionistische Agenda durchzusetzen. Ich glaube aber, 
dass dieser Aufstieg nur als Teil von etwas Größerem verstanden werden kann: 
der Machtübernahme des rechtsgerichteten Blocks innerhalb der Republikani- 
schen Partei. Inzwischen liegt das Programm dieser politischen Verbindung of- 
fen zu Tage. Sein Kern besteht in einer extrem reaktionären Politik nach in- 
nen, in einer Politik des „rolling back of the 20th century“. Dies beinhaltet 
die Zerstörung der Gewerkschaften, das Ende des Wohlfahrtsstaates, das Ende 
der Steuerprogression und die Beseitigung von Regelwerken, die Arbeiter und 
Konsumenten vor den Unternehmen schützten. Das Programm zielte gleich- 
zeitig auch darauf, jedes denkbare Unternehmensinteresse im Lande auf unver- 
frorenste Weise zu unterstützen. Im Gegenzug erwartete die Republikanische 
Rechte von der Geschäftswelt Unterstützung bei ihrem Plan, die Bundesregie- 
rung in absehbarer Zukunft zu beherrschen. Die andere Seite dieser Medaille war 
- ebenso offensichtlich - ein von immer größeren Rüstungsanstrengungen an- 
getriebener Hyper-Impenalismus, der zu mehr oder weniger dauerhaften Ag- 
gressionen und Kriegen führen würde. 

Versteht man den Aufstieg der extremen Rechten, so liegt die zentrale Erkenntnis 
meiner Ansicht nach in der Tatsache, dass die internationalen und nationalen 
Aspekte ıhres Programms stets untrennbar miteinander verwoben waren. Denn 
nur ın der simultanen Verfolgung beider Teile des Programms ist die Allianz 
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der Kräfte, auf die sich die Macht der Rechten finanziell und politisch stützt, 
in der Lage, die Wähler für sich zu mobilisieren. Warum? Die Führer der Re- 
publikanischen Rechten repräsentieren heute - wie immer schon - den Main- 
stream des US-Kapitals, an dessen Spitze die großen Konzerne stehen, der aber 
auch kleinere und mittlere Unternehmen einschließt. Die Ziele dieses Main- 
streams sind im Wesentlichen dieselben wie die der Rechtskonservativen seit 
den fünfziger Jahren und sogar davor. Was diese Leute wollten und noch im- 
mer wollen, das ist die Rückkehr zum klassischen, unregulierten, ungezügelten 
Kapitalismus, der in den USA bereits zwischen 1890 und 1932 herrschte - das 
Zurückdrängen der Arbeiterbewegung wie auch der staatlichen Reformen, die 
im Zuge des New Deal in den Dreißigern und der Great Society in den Sech- 
zigern eingeführt wurden und die den Kapitalismus zügelten. In der Vorstel- 
lung von Karl Rove geht es also um eine Rückkehr zu den glücklichen Tagen 
des seligen Präsidenten William McKinley. 

Das Problem der radikalen Rechten war jedoch in den ersten zwei Nachkriegs- 
jahrzehnten - und ist es zum Teil noch heute -, dass ihr politisches Programm 
ein Blindgänger war. Politisch war es unerreichbar. Denn die Mehrheit der 
Wählerschaft unterstützte es nicht. Die meisten Menschen damals und selbst 
heute wollen nicht die Schutzmechanismen des New Deal und der Great So- 
ciety aufgeben: den Wohlfahrtsstaat wie er ist, die Steuerprogression, den Schutz 
von Umwelt, Konsumenten und so weiter. Dies musste 1964 Präsidentschafts- 
kandıdat Barry Goldwater erfahren, als er mit seinem klassisch-rechtslastigen 
Programm - gegen Gewerkschaften, gegen Sozialhilfe, gegen Steuern - ein katastro- 
phales Ergebnis und die Republikanische Partei den größten Stimmenverlust 
seit den Tagen Franklin Roosevelts erlitt. Die fanatisch unternehmerfreundlichen 
Rechtskonservativen sahen sich daher mit der Frage konfrontiert: Wie gewinnt 
man eine Massenbasis für ein Programm, dass sich offensichtlich gegen die 
Mehrheit der Bevölkerung wendet? Die Antwort liegt im Süden der USA. 
Heute ıst bekannt, dass am Ende des 2. Weltkriegs die südlichen US-Bundes- 
staaten der konservativste und unternehmerfreundlichste Teil des Landes war 
und damit die „natürliche“ Heimat der Republikanischen Partei. Paradoxer- 
weise jedoch bestanden zu jener Zeit im Süden keine Chancen für Republika- 
ner, egal welcher Couleur. Statt ihrer dominierte die Demokratische Partei, die 
ihre Macht auf eine makellose Pro-Business-Strategie gründete, unterstützt durch 
das Konzept der „White Supremacy“, also durch eine Teile-und-herrsche-Strategie 
gegenüber hell- und dunkelhäutigen Arbeitern. Doch mit dem Aufkommen 
der Bürgerrechtsbewegungen und dem Kampf um „Black Power“ in den Fünf- 
zigern und Sechzigern änderte sich die Lage. Afro-amerikanische US-Bürger 
strömten in die Demokratische Partei und wurden dort willkommen geheißen. 
Im Gegenzug - wie Lyndon B. Johnson es vorhergesagt hatte - fühlten sich 
viele Weiße von der Demokratischen Partei abgestoßen, deren Aufgabe aus ih- 
rer Sicht gewesen war, die alte rassistische Ordnung aufrechtzuerhalten. Diese 
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Enttäuschung öffnete den Republikanern den Weg in den Süden. 

Es folgte eine radikale politische Neuordnung der politischen Landschaft, an 
deren Ende der bereits unternehmerfreundliche und generell konservative Sü- 
den seine politische Heimat in der unternehmerfreundlichen und konservati- 
ven Republikanischen Partei fand und auf diese Weise der Partei das Wähler- 
potenzial für eine revolutionäre Zunahme ihrer landesweiten Macht verlieh. Es 
war natürlich kein Zufall, dass der Süden zur Basis der Republikanischen 
Rechten wurde. Ursache war keineswegs, das muss an dieser Stelle betont wer- 
den, dass der Süden eine zurückgebliebene und rückwärtsgewandte Region des 
Landes darstellte. Ganz im Gegenteil wurde der Aufstieg der Rechtskonservati- 
ven vorbereitet durch die Entwicklung eines dynamischen Kapitalismus im 
Süden in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts. Nährboden für diese Ent- 
wicklung waren ein niedriger und abnehmender gewerkschaftlicher Organısa- 
tionsgrad, minimale Sozialleistungen und reduzierte Abgaben für Unterneh- 
men und reiche Einwohner. Mit dem industriellen Niedergang des Nordens 
wuchs der Süden zum ursprünglichen Ausgangspunkt für den Nachkriegspro- 
zess der Amerikanischen Globalisierung heran. Zwischen 1955 und 1975 stieg 
der Anteil von 13 Süd-Staaten an der landesweiten Industriearbeiterschaft um 
die Hälfte auf 30 Prozent. Bis zu den Neunzigern war der Süden ebenso in- 
dustrialisiert und urbanisiert wie der Norden und hatte in fast allen Kategorien 
kapitalistischen Fortschritts mit ihm gleichgezogen - allerdings mit bemer- 
kenswerten und kaum zufälligen Unterschieden in Sachen Reallöhne, Steuern, 
Sozialausgaben und Gewerkschaftsmacht. Während der gesamten zweiten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts lag der Anteil gewerkschaftlich organisierter Arbei- 
ter im Süden erheblich unterhalb des nationalen Durchschnitts. Im Endeffekt 
existierte also ım Süden bereits eine rudimentäre oder embryonale Form jener 
politischen Ökonomie, die die Republikanischen Rechtsaußen auf die gesam- 
ten USA ausdehnen wollten. Der Süden diente als eine Art Modell für den 
Rest des Landes. 

Die sozioökonomischen Lage ım Süden hatte weitere politische Auswirkun- 
gen: Von Beginn an genossen die Rechtskonservativen dort den enormen Vor- 
teil, ihre Macht in einem Umfeld aufzubauen, in dem die so genannte Mittel- 
klasse - also die Bewohner der relatıv wohlhabenden Vororte - bereits sehr 
konservativ dachte, während die Arbeiterklasse politisch extrem zersplittert 
und individualisiert war. Um zu überleben, sind im Kapitalismus auch die Ar- 
beiter gezwungen, eine Ware zu verkaufen - in ihrem Fall die Arbeitskraft - 
und sind daher einer brutalen Konkurrenz untereinander ausgesetzt. Bilden 
sıe dann keine klassenbasierten Formen der Organisation wie Gewerkschaften 
oder politische Parteien, so setzen sie auf andere, nicht-klassenbasierte For- 
men der Solidarität, um sich selbst zu schützen. Was diese Formen der Solida- 
rıtät in den südlichen US-Bundesstaaten - und natürlich darüber hinaus - 
sind, ıst meiner Meinung nach ziemlich offensichtlich. 
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Als erster und wichtigster Punkt ist hier der Rassismus zu nennen. Dabei geht 
es nicht länger um offene Rassentrennung, sondern um subtilere Formen 
„weißer“ Privilegierung und „schwarzer“ Unterwerfung und Erniedrigung. 
Zweiter Fluchtpunkt ist der protestantische Fundamentalismus, dessen Lehre 
vom Sündenfall und von der grundlegenden Schlechtigkeit des Menschen ge- 
rade jene anspricht, die sich jeden Tag der individualisierten Konkurrenz mit 
ihren Mitmenschen stellen müssen und die daher in dem protestantischen 
Bild des „Jeder-gegen-Jeden“ einen ausgezeichneten Handlungsleitfaden für die 
tägliche Praxis schen. Es muss hinzugefügt werden, dass die protestantischen 
Kirchen - in ihrer patriarchalen Form - ideologische wie auch konkrete Un- 
terstützung für Familien und Gemeinden anbieten, die sich jeden Tag der An- 
griffe des Kapitalismus erwehren müssen. Drittens gedeiht - besonders auf 
dem Nährboden des apokalyptischen Weltbildes einiger protestantischer Kir- 
chen - eine starke kollektive Bindung an den zionistischen Expansionismus 
und an das israelische Heimatland. Gemäß der Bibel-Interpretation eines gro- 
ßen Teils des protestantischen Fundamentalismus müssen dort die Juden zu- 
nächst wiedervereinigt werden, bevor ein neues Zeitalter anbrechen kann. Vier- 
tens existiert eine machtvolle Tendenz zum Patriotismus, zu nationalem 
Chauvinismus und Militarismus - also zu den Ideen und Handlungen der ı- 
maginierten Gemeinschaft „Nation“ - und vor allem zu der Vorstellung, diese 
Nation sei einer massiven Bedrohung ausgesetzt. 

Alles in allem war die unternehmensfreundliche und arbeiterfeindliche repub- 
likanische Rechte in der Lage, bei den Wählern eine Massenbasis zu mobilisie- 
ren - inklusive wachsender Teile der Arbeiterklasse der Süd-Staaten -, indem 
sie nicht nur an Rasse und Religion appellierte, sondern auch an ihren Natio- 
nalismus, Chauvinismus und Zionismus. Dies gelang ihr insbesondere durch 
die Konstruktion und Überhöhung einer ausländischen Bedrohung. Das war 
der Schlüssel, der Cheney/Rumsfeld das Tor zur Macht öffnete. Mit Hilfe ih- 
rer starken Basis im Süden übernahmen die Rechtskonservativen in den späten 
Achtzigern und frühen Neunzigern die Macht innerhalb der Republikanischen 
Partei. Damit einher ging der Aufstieg von Süd-Staaten-Politikern wie Newt 
Gingrich, Dick Armey, Tom Delay und vielen anderen. 1994 übernahm die- 
ser neue rechte Flügel plötzlich und ohne große Vorwarnung die Kontrolle 
des Kongresses. Von den 51 Mandaten, die die Republikaner zwischen 1994 
und 1996 im Abgeordnetenhaus hinzugewannen, kamen nicht weniger als 30 
aus den Süd-Staaten. Zwischen 1960 und 2000 stieg die Zahl der Republikanı- 
schen Abgeordneten aus den Süd-Staaten von 10 auf 82, beziehungsweise von 
6 Prozent auf 36 Prozent aller Abgeordneten der Partei. 

Einmal im Amt verbanden Gingrich, Delay und Co. von Beginn an ihr kapı- 
talfreundliches Konzept mit einem ebenso ultra-rechten, militant nationalisti- 
schen und imperialistischen Programm. Daher suchten sie umgehend die Nä- 
he zu Politikern wie Cheney, Rumsfeld, Wolfowitz und anderen. Tatsächlich 
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fungierte in der zweiten Hälfte der neunziger Jahre die Führung des Kongres- 
ses als eine Art außenpolitisches Schattenkabinett und trieb im Kongress im 
Wesentlichen dasselbe Programm voran, das 2002 schließlich in die Praxis um- 
gesetzt wurde. Es war also der Aufstieg der Republikanischen Rechten mit ih- 
rer unternehmensfreundlichen Agenda und ihrer Überhöhung der ausländischen 
Bedrohung - ausgerechnet in einer Ära beispielloser geopolitischer Dominanz 
der USA - der Cheney, Rumsfeld und die Neocons an die Schalthebel der US- 
Außenpolitik brachte. 

Ich kann an dieser Stelle die außenpolitische Offensive lediglich streifen, die 
die Rechten im Verlauf der neunziger Jahre in enger Zusammenarbeit mit 
Rumsfeld, Wolfowitz, Perle und ihrem weiten Netz rechtsgerichteter Vereini- 
gungen auslösten. Ihre Stärke innerhalb der Republikanischen Partei manifes- 
tierte sich, als der bis dato makellos den republikanischen Mainstream reprä- 
sentierende Bob Dole Rumsfeld als seinen Wahlkampf-Manager und Wolfo- 
witz als seinen außenpolitischen Berater engagierte. Erfolge - allerdings zu- 
meist nur temporäre - in ihren Bemühungen um eine aggressivere außenpoli- 
tische Linie der Regierung Clinton markierten die harschen Sanktionen gegen 
den Iran, die Verweigerung von Verhandlungen mit Nord-Korea und die Ver- 
abschiedung des Iraq Liberation Act 1998 gegen den Willen des Präsidenten. 
Ihrem Drängen auf eine neue Linie der US-Außenpolitik wurde nachgegeben 
durch eine deutliche Erhöhung der Rüstungsausgaben und die erneute Auf- 
wertung des SDI-Programms als wichtigstem militärischen Vorhaben - insbe- 
sondere auch dank der Bemühungen einer angeblich unabhängigen Kommis- 
sion, die unter der Führung von keinem anderen als Donald Rumsfeld stand. 
Nach dem 11. September setzte Bush II praktisch das gesamte Programm als 
Top-Priorität auf seine Agenda. 


4. Enttäuschung und Sieg der republikanischen Rechten 


Doch war all dies nicht genug. Mit der Machtergreifung der Rechten inner- 
halb der Republikanischen Partei, ihrer Dominanz im Kongress und dem Sieg 
von Bush II in der Präsidentschaftswahl 2000 wurde das außenpolitische Pro- 
gramm der Cheney-Rumsfeld-Neocon-Fraktion zwar auf die Tagesordnung ge- 
setzt. Gleichzeitig aber reichte dies nicht aus, die tatsächliche Implementation 
dieses Programms auch sicher zu stellen. Trotz der zunehmenden Dynamik 
ihrer Bewegung war die Republikanische Rechte durchgängig enttäuscht über 
die Lage an der heimischen wie an der internationalen Front. 

Auf dem Feld der internationalen Politik gelang es den außenpolitischen Eli- 
ten sowohl der Demokratischen wie der Republikanischen Partei auch nach 
der Wahl George W. Bushs, dem Programm der Rechten Widerstand entgegen 
zu setzen, indem sie es als zu kostspielig und zudem als zunehmend überflüs- 
sig kritisierten. Selbst unter Ronald Reagan war die Republikanische Rechte 
nicht in der Lage, ihre Sicht der Dinge durchzusetzen. Reagan zeigte sich der 
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Entspannungspolitik mehr und mehr aufgeschlossen. Nach 1983 setzte er 
stärker auf Abrüstung - ebenso wie Bush I und Clinton nach ihm - und kon- 
zentrierte seine Außenpolitik zunehmend auf die neoliberale Globalisierung. 
Neue militärische Unternehmungen gerieten schrittweise aus dem Blickfeld. 
Noch schwieriger hatten es die Republikanischen Rechten mit der Durchset- 
zung ihres nationalen Programms. Trotz ihrer erfolgreichen Süd-Staaten- 
Strategie hatten es alle Präsidentschaftskandidaten der Republikanischen Partei 
- von Nixon bis zu Bush II - für ihren Sieg als unerlässlich angesehen, die 
konservative „weiße“ Arbeiterklasse, die so genannten „Reagan-Demokraten“, 
für sich zu gewinnen. Ausgeschlossen schien ihnen daher ein Frontal-Angriff 
auf die Errungenschaften des New Deal und der Great Society, also auf An- 
sprüche wie Sozialhilfe oder medizinische Versorgung, auf die Steuerprogressi- 
on, auf Bestimmungen zum Arbeits- oder Umweltschutz und so weiter. Zwar 
gelang es Reagan, mit seiner Forderung „Keine neuen Steuern!“ die öffentliche 
Meinung gegen staatliche Eingriffe in Wirtschaft und Gesellschaft zu wenden. 
Trotz all dieser Rhetorik jedoch waren seine 1981/82 beschlossenen Steuer- 
senkungen vier Jahre später bereits wieder zurückgenommen worden. Zudem 
sah sich die Reagan-Regierung gezwungen, ihre Angriffe auf die Sozialausgaben 
vor allem auf jene Programme zu beschränken, die den Armen und ethnischen 
Minderheiten zu Gute kamen. 

In gewisser Hinsicht änderten sich die Dinge dramatisch mit der Eroberung 
des Kongresses durch die Republikaner 1994. Doch blieb trotzdem grundsätz- 
lich alles beim Alten. So ging Gingrich 1995/96 mit seinem rechtskonservati- 
ven „Contract for America“ mit Pauken und Trompeten unter. Er verlor die 
Kongresswahl gegen Clinton, der sich als Verteidiger des Wohlfahrtsstaates ge- 
gen die rechten Barbaren profilierte. Auch Bush II hatte keine andere Wahl, 
als seine wahren Pläne zu verbergen und sich stattdessen als „mitfühlender Kon- 
servativer“ zu positionieren, der die Sozialleistungen bis auf Messer verteidigen 
würde. Sogar nach seinem Wahlerfolg konnte er seine wirklichen Pläne nicht 
in die Tat umsetzen, da seine Partei ihre Ein-Stimmen-Mehrheit im Kongress 
verlor als Senator James Jeffords von der Republikanischen Partei abfiel. 
Grundsätzlich blieb es also trotz der Dynamik der Republikanischen Rechten 
und der Desorganisation der Arbeiterklasse nahezu unmöglich, die Ansprüche 
der Arbeiterklasse zu beschneiden und gleichzeitig Wahlen zu gewinnen. Überra- 
schenderweise lag im Jahr 2000 der Anteil am Bruttoinlandsprodukt (BIP), der 
für die wichtigsten Sozialprogramme, für Gesundheit, Sozialhilfe und ähnli- 
ches ausgegeben wurde, sogar ein wenig höher als 1980. Und auf dem Niveau 
von 1980 lagen auch die effektiven Steuersätze - also der prozentuale Steuer- 
anteil jedes der nach Einkommen geordneten Fünftel der Bevölkerung. 

Der 11. September 2001 änderte jedoch alles. Auf einmal wurden die weit rei- 
chenden Ambitionen der Rechten deutlich und die Realisierung ihrer Vorha- 
ben möglich. Denn die Anschläge boten der aggressiven Außenpolitik eine 
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quasi rationale Begründung als „Krieg gegen den Terrorismus“. Dies brachte 
Cheney, Rumsfeld und die Neokonservativen an die Schalthebel der Außen- 
politik, und dort machten sie deutlich, dass sie keinerlei Zweifel an der 
Zweckmäßigkeit einer breit angelegten Militär-Offensive ın Nahost hegten. 
Angesichts der enormen Risiken einer Irak-Invasion bleibt es meiner Ansicht 
nach jedoch fraglich, ob die Bush-Regierung die Terrorattacke tatsächlich zum 
Anlass für eine neue Offensive genommen hätte, wenn die erwartbaren Erträge 
dieser Offensive lediglich allein im Ausland gelegen hätten. Schließlich waren 
diese Erträge mehr als unsicher. In Wahrheit war der Ertrag des „War on Ter- 
rorısm“ nicht auf den Nahen Osten begrenzt. Auf der Welle des Anti-Terror- 
Kriegs erlangte die Republikanische Rechte genug Macht über die Regierung, 
um ihr Steuersenkungsprogramm durchzusetzen, den Sozialstaat zu attackie- 
ren und die nimmer endende Agenda der führenden Wirtschaftsverbände in 
die Tat umzusetzen. Damit war man auf eine Goldmine gestoßen, deren Aus- 
beutung jedes Risiko rechtfertigte. 

Von Beginn an klar war dies für Karl Rove, der - wie es der Herausgeber des 
konservativen Weekly Standard Bill Kristol einmal formulierte - George W. 
Bush ist. 2002 erklärte Rove in Interviews mit Bob Woodward, dass sich der 
Präsident als militärischer Oberbefehlshaber der Unterstützung der Wähler sicher 
sein kann, auch wenn diese sein Programm nicht sonderlich schätzten. Bereits 
im Januar 2002 verkündete Rove, die Republikaner würden mit Hilfe des Kriegs 
und ihres Kriegs-Präsidenten eine lang andauernde Vorherrschaft errichten. 
Wie inzwischen aus Papieren der britischen Regierung deutlich geworden ist, 
teilten die Außenpolitiker der Bush-Regierung ihren britischen Kollegen mit, 
dass dıe Vorbereitungen zum Irak-Krieg in die Zeit der Kongresswahlen gelegt 
würden. Und in einem sogar für die Bush-Regierung außergewöhnlichen Anfall 
von Dreistigkeit erklärte der Regierungssprecher den Medien im August 2002, 
dass die Präsentation der Maßnahmen zum Schutz der USA vor der Bedrohung 
Saddam Hussein aufgeschoben würden, da im Sommer „niemand zuhört“. 
Indem die Bedeutung der terroristischen Bedrohung und damit des „War on 
Terrorism“ hochgespielt wurde, konnten Cheney, Rumsfeld und die Neocons 
sich günstig positionieren und ihre imperiale Nahost-Offensive starten - und dies 
trotz des offenkundigen Mangels an Verbindungen zwischen Saddam Hussein 
und al-Quaida, von 9/11 ganz zu schweigen. Mit ihrer Anti-Terror-Agenda er- 
zielte die Republikanische Rechte ihren Durchbruch bei den Kongress-Wahlen 
2002 und konsolidierte ihre Position in den Präsidentschaftswahlen 2004. 


Schlussfolgerung 


Natürlich ist der Krieg im Irak ein Desaster für die USA, für die Regierung 
Bush und die Republikanische Partei gewesen. Doch ist dies nur ein Teil der 
Geschichte. Der andere Teil ist, dass der Anti-Terror-Krieg den Republikanern 
zur Mehrheit im Kongress verhalf wie auch Bush II zur Wiederwahl. Mit die- 
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ser Macht haben sie der Kapitalistenklasse der USA eine Goldgrube erschlos- 
sen. Dies zeigen die Steuersenkungen für Reiche und für Unternehmen, die 
sich auf nicht weniger als 2 Prozent des BIP belaufen. Doch der Sieg der Ge- 
schäftswelt manifestierte sich auch in verschiedenen neuen Gesetzen wie dem 
Ende des Insolvenzschutzes für Einzelpersonen und der Beschränkung von 
Sammelklagen. Der Abbau dieser ehemals wichtigen Verteidigungslinien für 
Normalbürger war für die Unternehmen viele Milliarden Dollar wert. Darüber 
hinaus profitierten die pharmazeutische Industrie und ihre Aktionäre enorm 
vom „Medicare Drug Act“, der dafür sorgte, dass die Amerikaner weiter welt- 
weit die höchsten Preise für Medikamente zahlen. Kapitalfreundlich wirkte 
auch die „Energy Bill“ für die Energiekonzerne und die Senkung der Steuer, 
die auf ererbten Immobilien- und Grundbesitz zu zahlen ist. Gar nicht zu re- 
den von der Art und Weise, wie die ohnehin unternehmensfreundlich agieren- 
den Behörden zum Konsumenten-, Arbeits- und Umweltschutz im Interesse 
der Konzerne umgebaut wurden. Aus Sicht des Business brachte der Irak- 
Krieg, wie katastrophal er auch immer war, eine reiche Ernte. 
Natürlich beeinträchtigt die Nahost-Offensive der Regierung zumindest kurz- 
fristig ihre Chancen auf eine Wiederwahl. Sie könnte im kommenden Jahr 
leicht zu einem erdrutschartigen Sieg der Demokraten führen, insbesondere 
wenn Bush Junior, Cheney et al. ihre militärischen Anstrengungen im Irak 
fortsetzen. Doch selbst ein deutlicher Sieg der Demokraten würde nicht au- 
tomatisch dazu führen, dass sich das politische Spektrum stark nach links ver- 
schiebt. Denn die Demokratische Partei ist nicht so links, wie manche viel- 
leicht glauben mögen. Angesichts der großen und wachsenden Macht rechts- 
gerichteter Elemente innerhalb der Partei, angesichts ihres ungehinderten Wil- 
lens, den von den Republikanern hinterlassenen politischen Raum auszufüllen, 
angesichts ihrer Suche nach Unterstützung durch die Konzerne und ange- 
sichts ihres unerschütterlichen Versprechens, das Staatsbudget auszugleichen, 
könnte eine Rückkehr der Demokraten an die Macht das Bemühen um Re- 
formen, die der breiten Mehrheit zugute kommen, in eine ähnliche Sackgasse 
führen, wie nach den gigantischen Wahlerfolgen der Demokraten im Gefolge 
der Watergate-Affäre. Anders formuliert: Im Großen und Ganzen wird die US- 
Geschäftswelt wohl keinen merklichen Preis für das politische Desaster zahlen, 
das wahrscheinlich über ihre Lieblingspartei hereinbrechen wird. Und in nicht 
allzu ferner Zukunft könnten die Republikaner dann wieder auferstehen - als 
ernstzunehmende Herausforderer. 
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Andreas Fisahn, Regina Viotto 


Verschiebungen im Verfassungskompromiss 
von den deutschen Landesverfassungen zum 
europäischen Reformvertrag 


1. Der „ursprüngliche Vertrag” - angenommen vom Volk 


Das Nein der Franzosen und Niederländer zum Entwurf einer Europäischen 
Verfassung hat auch in Deutschland Ansätze einer Diskussion um die konsti- 
tutionelle Grundlage der bundesrepublikanischen wie der europäischen Gesell- 
schaft ausgelöst. Vergleicht man die frühen Verfassungen der bundesdeutschen 
Länder mit dem europäischen Reformvertrag, der den abgelehnten Entwurf 
der Europäischen Verfassung ersetzen soll, wird die Verschiebung des politi- 
schen Gravitationszentrums augenfällig. Ausgehend von der Hessischen Ver- 
fassung, der ersten’ Landesverfassung, die nach dem Zweiten Weltkrieg im von 
der Nazi-Diktatur befreiten Deutschland verabschiedet wurde, soll die Ver- 
schiebung der Kräfteverhältnisse aufgezeigt werden. Die Hessische Verfassung 
wurde am 1. Dezember 1946 durch Volksentscheid angenommen; 76,9 % der 
Wähler stimmten bei einer Wahlbeteiligung von 73,2 % für sie (Rupp-von 
Brünneck: 22). Die Verabschiedung einer Verfassung durch das Volk, d.h. 
durch Volksentscheid sollte eine Selbstverständlichkeit sein. In der gesell- 
schaftlichen Verfasstheit der Bundesrepublik sind Volksentscheide jedoch ein 
Problem und die Abstimmung über Verfassungen allemal. Warum sollte die 
Annahme der Verfassung durch das Volk selbstverständlich sein? Mit Kant 
könnte man sagen: wegen der „Lauterkeit ihres Ursprungs“ - hier kann man 
ganz auf der herrschenden Linie der Argumentation seit der Aufklärung blei- 
ben. Da die Verfassung aus der Idee des Gesellschaftsvertrages hervorgeht, argu- 
mentiert Kant, müssen die Mitglieder der Gesellschaft an ihrer Entstehung betei- 
ligt sein. Den Gesellschaftsvertrag denkt sich Kant nicht als tatsächlichen Vertrag 
der einzelnen Gesellschaftsmitglieder, die sich mit dem Vertrag zu einem Staat 
zusammenschließen, sondern als Idee, welche die Rechtmäßigkeit der Verfassung 
begründet und an der sie überprüft werden kann.? Kant schreibt: 


1 Der Vorsprung vor Bayern war allerdings nur knapp, die Bayerische Landesverfassung 
stammt vom 2.Dezember 1946. 
2 „Der Akt wodurch sich das Volk selbst zu einem Staat konstitutiert, eigentlich aber nur die 
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„Die erstlich nach Prinzipien der Freiheit der Glieder einer Gesellschaft (als Menschen), zweitens 
nach Grundsätzen der Abhängigkeit aller von einer einzigen gemeinsamen Gesetzgebung (als Un- 
tertanen), und drittens die nach dem Gesetz der Gleichheit derselben (als Staatsbürger) gestiftete 
Verfassung, - die einzige welche aus der Idee des ursprünglichen Vertrages hervorgeht, auf der al- 
le rechtliche Gesetzgebung des Volkes gegründet sein muss, ist die republikanische“ Verfassung 
(Kant 1796: 204). 

Es geht ihm hier um den Inhalt der Verfassung, über welche die Staatsform 
konstituiert wird - sie soll in Kants Diktion republikanisch sein, was bei ihm 
heißt, auf der gleichen Selbstgesetzgebung des Volkes gründen. Das würden 
wir heute demokratisch nennen. Der ursprüngliche Verfassungsvertrag muss 
dann, kann man folgern, nach dem Gesetz der Gleichheit von den Staatsbür- 
gern gestiftet werden, die sich mit der Verfassung erst zum Staat konstituieren. 
Und weil sie sich mit der Verfassung erst zum Staat konstituieren, kann dies 
nur in Form einer ursprünglichen Gesetzgebung geschehen. Ein individueller 
Beitritt zur Gesellschaft, also ein wirklicher Vertrag aller einzelnen Gesell- 
schaftsmitglieder ist ausgeschlossen, da es die Möglichkeit, dem Vertrag nicht 
beizutreten, real nicht gibt. Es bleibt als reale Möglichkeit der gleichberechtig- 
ten Konstituterung nur die Abstimmung über den konstituierenden Akt der 
Staatsgründung, d.h. der Volksentscheid. 

Hessen ist diesen Weg 1946 gegangen. Schon drei Jahre später wurde das 
Grundgesetz der Bundesrepublik ohne Volksabstimmung verabschiedetet. Das 
Grundgesetz, wurde argumentiert, sei keine Verfassung, sondern eine vorläufige 
Grundlage des westdeutschen Staates. Im Grundgesetz von 1949 hieß es ın 
Art. 146: 


„Dieses Grundgesetz verliert seine Gültigkeit an dem Tage, an dem eine Verfassung in Kraft tritt, 
die von dem deutschen Volke in freier Entscheidung beschlossen ist.“ 

Die Verfassung sollte - so die Intention des GG - vom ganzen deutschen 
Volk, also nach einer Wiedervereinigung verabschiedet werden. Bekanntlich ist 
auch dies nicht geschehen. Die Vereinigung der beiden deutschen Staaten er- 
folgte nach Art. 23 GG alte Fassung durch den Beitritt der fünf neuen Länder 
zum Grundgesetz, d.h. ohne eine neue Verfassung und ohne dass diese vom 
„Volk in freier Entscheidung beschlossen“ worden wäre - also ohne Volksab- 
stimmung. 

Nun kann man sagen, 1990 war eine bessere Verfassung als das Grundgesetz 
nicht zu haben, aber die Geschichte geht weiter: Im Sommer 2004 stand eine 
weitere Verfassung zur Diskussion, nämlich die Verfassung der Europäischen 
Union. Und ehe deren Entwurf gedruckt war, erklärten die Vertreter der rot- 
grünen Regierungsparteien ebenso wie die bürgerliche Opposition, es handele 
sich um ein gelungenes Kompromisspaket, das nicht aufgeschnürt werden dürfe, 


Idee desselben, nach der die Rechtmäßigkeit desselben allein gedacht werden kann, ist der 
ursprüngliche Kontrakt, nach welchem alle (omnes et singuli) im Volk ihre äußere Freiheit 
aufgeben, um sie als Glieder eines gemeinen Wesens, d.i. des Volkes als Staat betrachtet (u- 


« 


niversi) sofort wieder aufzunehmen ...“ (Kant 1798, & 47). 
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so dass sich eine Diskussion ebenso erübrige wie eine Volksabstimmung. Und 
so geschah es: der Entwurf der Europäischen Verfassung wurde in Deutsch- 
land ohne gesellschaftliche Diskussion und ohne Volksabstimmung vom 
Bundestag verabschiedet. In diesem Fall gab es eine Alternative - oder besser: 
der Entwurf war so inakzeptabel, dass er von Franzosen und Holländern in 
einer Volksabstimmung gegen die vereinte Propaganda der politischen Klasse 
abgelehnt wurde. 

Das Projekt einer europäischen Verfassung war damit gestorben; die ablch- 
nenden Referenden veranlassten die Regierungschefs der Europäischen Union 
jedoch nicht dazu, die Inhalte zu überdenken. Stattdessen verzichtete man auf 
den Begriff „Verfassung“ und nannte die neuen, inhaltlich kaum geänderten 
konstitutionellen Grundlagen Reformvertrag. Am 18. und 19. Oktober 2007 
einigten sich die Staats- und Regierungschefs beim EU-Gipfel in Lissabon auf 
den endgültigen Vertragstext, welcher am 13. Dezember 2007 unterzeichnet 
werden soll. Mit der Bezeichnung „Reformvertrag“ ändert sich keineswegs der 
Charakter des Regelwerks; seit Maastricht ist das europäische Primärrecht eine 
Verfassung der Union. Verkauft wird mit dem Reformvertrag „alter Wein in 
neuen Schläuchen“; die Substanz des alten Verfassungsentwurfs bleibt erhalten 
und somit auch die Kritik an ihm. 

Von einer Volksabstimmung ist man wie bisher weit entfernt. Weil das 
Grundgesetz sie auf gesamtstaatlicher Ebene nicht vorsehe, lautet die bekannte 
Argumentation. Das ist wenig überzeugend in einer Zeit, in der die Große 
Koalition die deutsche Verfassung zum Ramschladen degradiert und alles aus- 
verkauft, was politisch nicht passt; bisheriger Gipfelpunkt: die Überlegungen 
das Grundgesetz zu ändern, um die Luftsicherheit zu privatisieren, nachdem 
Bundespräsident Horst Köhler ein einfaches Privatisierungsgesetz für verfas- 
sungswidrig gehalten hat. Außerdem könnte man die Pflicht zur Volksab- 
stimmung auch ın einer Europäischen Konstitution selbst verankern - wenn 
man denn wollte. 

Demgegenüber enthält die Hessische Verfassung in Art. 123 eine Vorkehrung 
gegen den vorschnellen Ausverkauf des Verfassungsbestandes durch die politi- 
schen Eliten. Es heißt dort: „Eine Verfassungsänderung kommt dadurch zu- 
stande, dass der Landtag sie mit mehr als der Hälfte der gesetzlichen Zahl seı- 
ner Mitglieder beschließt und das Volk mit der Mehrheit der Abstimmenden 
zustimmt.“ Eine Pflicht zur Volksabstimmung bei Verfassungsänderungen 
kannte ansonsten nur die Bremer Landesverfassung. Sie konnte nur einstim- 
mig vom Parlament oder durch Volksentscheid geändert werden. Diese schöne 
Vorschrift wurde aber 1994 durch Volksabstimmung geändert (Gesetz zur Än- 
derung der Landesverfassung v. 1.11.1994, GB 1: 289.). Im Gegenzug wurden 
in Bremen die Quoren im Verfahren der Volksgesetzgebung gesenkt, die in der 
Hessischen Verfassung bis heute sehr hoch sind. 
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1. Die politische Situation nach dem Krieg 


Beim Blick auf die Hessische Verfassung soll es nicht um einen historischen 
Rückblick gehen. Gesellschaftlich braucht es gegenwärtig die Erinnerung an ei- 
ne andere Zukunft. Diese andere Zukunft ist exemplarisch in der hessischen 
Landesverfassung angelegt. Vorwärts also in das Jahr 1946: Eugen Kogon, K7- 
Häftling, Verfasser wichtiger Analysen des SS-Staates (Kogon 1947) und Mit- 
begründer der CDU in Hessen schreibt in persönlichen Erinnerungen zum 
30sten Jahrestag der Hessischen Verfassung: 


„Es hieße, jene Jahre in der Erinnerung verklären, wenn man es so darstellen wollte, als wäre die 
verfassungsrechtliche Grundlegung sozusagen eine Herzenssache des Volkes gewesen. Davon 
konnte nicht die Rede sein. Jahre hindurch, bis zum Erstehen der Bundesrepublik, lebten die 
Menschen inmitten von nur notdürftig oder noch gar nicht aufgeräumten Trümmerbergen, man 
hungerte und fror und suchte, so schlecht und recht es eben ging, mit der Bewältigung der Ta- 
gessorgen zu Rande zu kommen.“ (Kogon 1976: 42) 

Die Erarbeitung des Entwurfes der Hessischen Verfassung war eine Sache der 
Eliten, genau so wie das politische Leben überhaupt, das von der amerikani- 
schen Militärverwaltung daraufhin kontrolliert wurde, dass die nazistischen 
Kräfte ausgeschaltet werden und nicht neu etablieren konnten. Zeitungen und 
Parteien bedurften in ganz Deutschland vor ihrer Gründung einer Genehmi- 
gung, die in der sowjetischen Zone nur die antifaschistischen in der amerika- 
nischen Zone nur die demokratischen Kräfte (ebd.: 38) erhielten. Das waren: 
CDU, SPD, LDP (später FDP) und die KPD, die alle auch ım ersten hessı- 
schen Landtag vertreten waren. Von der Zeitungsgründung bis zur Regie- 
rungsbildung galt das „Prinzip der alle umfassenden Koalition“ (ebd.). Das 
verwundert aus der heutigen Perspektive, hatte seinen Grund aber in der Se- 
lektion der politischen Elite. Die ehemalige Opposition, die den Nazis nicht 
gefolgt war, stand sich inhaltlich ebenso nahe, wie die Große Koalition heute. 
Aber Welten trennen die Allparteienkoalition von 1946 von der Fast- 
Allparteienkoalition heute. Das wird deutlich, wenn man Stellungnahmen aus 
jener Zeit liest. In einer Denkschrift des katholischen Deutschen Caritasver- 
bandes etwa hieß es: 


„Nicht nur die Agrarstruktur, sondern die gesamte Struktur der Wirtschaft und Gesellschaft be- 
dürfen der Neuordnung und Planung am Ende der kapitalistischen Epoche in Deutschland und 
im Zuge der internationalen Arbeitsteilung.“ (Zit. n. Kogon 1976: 39) 


Walter Dirks, einer der führenden Köpfe der Hessischen CDU, forderte ın den 
Frankfurter Heften eine „Konföderation der Europäischen Völker“ und be- 
merkte: „Europa, der arme Kontinent, kann nur gelten und bestehen, wenn er 
sıch zusammen rafft: wenn er seine Bodenschätze, seine Produktionsmittel 
und seine Arbeitskraft planmäßig organisiert.“ Dies verstand Dirks als gesell- 
schaftliche, demokratische Kontrolle der wirtschaftlichen Entwicklung auf der 
Basis eınes starken Sektors in Gemeineigentum. Sozialisieren hieß für ihn nicht 
verstaatlichen, sondern vergenossenschaften (ebd.: 40), und so folgerte er: 


„Dies bedeutet technisch-organisatorisch so etwas wie Wirtschaftsdemokratie’. (Wir haben nicht 
vergessen, dass die Demokratie von 1918 auch deshalb so machtlos war, weil sie nur den Staat, 
nicht aber die Wirtschaft zu demokratisieren unternahm): Aber jenes schwache Wort begreift die 
epochale Wendung nicht ein, die das bedeutet ... Wir wissen ja, dass die europäischen Völker, 
wenn sie ihre Wirtschaft planmäßig organisieren und diesen Plan in hundert Formen und Arten 
im Volk verwurzeln, in eine neue geschichtliche Epoche eintreten - in die des verwirklichten So- 
zialismus.“ (Dirks 1946: 17£.) 

Man muss diese Ausführungen nicht kommentieren. Der Unterschied zum 
gegenwärtigen politischen Mainstream ist augenfällig. 

Wolfgang Abendroth, der im Jahr 2006 seinen 100. Geburtstag gefeiert hätte, 


beschrieb die politische Konstellation nach dem Krieg so: 


„Abgesehen von Teilen der liberal-demokratischen Parteien waren sich alle politischen Parteien 
zunächst mit den Gewerkschaften (...) in der Erkenntnis einig, dass der Weg in die faschistische 
Diktatur (...) nur durch die spätkapitalistische Struktur der Wirtschaft und das Bündnis zwischen 
dem Management der Wirtschaft und der nationalsozialistischen Partei möglich geworden war. 
Deshalb war die Überzeugung Gemeingut, dass diese Struktur durch Vermittlung der Staatsgewalt 
verändert werden müsste.“ (Abendroth 1975 : 26) 

Vor diesem Hintergrund ist es dann verständlich, warum 72 % der Bevölke- 
rung beim Volksentscheid zur Hessischen Verfassung auch dem Art. 41 zu- 
stimmten, also nur etwas weniger als der Hessischen Verfassung insgesamt zu- 
gestimmt haben. Eine gesonderte Abstimmung über diesen sog. Sozialisie- 
rungsartikel war von den Amerikanern gefordert worden, die diesbezüglich ih- 
re Bedenken hatten. Aber der Artikel fand eine breite Unterstützung in der 
Bevölkerung. 


2. Die Hessische Wirtschaftsverfassung 


Der Art. 41 Hess-LVerf lautet bis heute: 


„Mit Inkrafttreten dieser Verfassung werden 

1. in Gemeineigentum überführt: der Bergbau (Kohlen, Kalı, Erze), die Betriebe der Eisen- und 
Stahlerzeugung, die Betriebe der Energiewirtschaft und das an Schienen oder Oberleitungen ge- 
bundene Verkehrswesen, 

2. vom Staate beaufsichtigt oder verwaltet, die Großbanken und Versicherungsunternehmen und 
diejenigen in Ziffer 1 genannten Betriebe, deren Sitz nicht in Hessen liegt. 

Das Nähere bestimmt das Gesetz. 

Wer Eigentümer eines danach in Gemeineigentum überführten Betriebes oder mit seiner Leitung 
betraut ist, hat ihn als Treuhänder des Landes bis zum Erlass von Ausführungsgesetzen weiterzu- 
führen.“ 


Der Wortlaut der Vorschrift ist eindeutig: Die genannten Industrien können 
nicht nur in Gemeineigentum überführt werden, was regelmäßig bedeutet, dass 
es eines weiteren Rechtsaktes, im Zweifel eines Gesetzes bedarf. Im Unter- 
schied dazu galten nach Art. 41 Hess-LVerf. die genannten Industrien mit In- 
krafttreten der Verfassung als in Gemeineigentum überführt, es bedurfte für 
die Enteignung keines weiteren Rechtsaktes. Dies hat auch der Hessische 
Staatsgerichtshof so gesehen (Hess. StGH in AöR 77 (1951/52): 469fF., vgl. 
auch die Kommentierung dieses Urteils von Winter 1974: 157). Der Sozialisie- 
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rungsartikel sei weder als bloßer Programmsatz oder Anweisung an den Ge- 
setzgeber zu’ verstehen, vielmehr seien mit Art. 41 LVerf die genannten Indust- 
rien unmittelbar mit Inkrafttreten der Verfassung sozialisiert worden, d.h. das 
Eigentum sei mit diesem Zeitpunkt den bisherigen Eigentümern entzogen 
worden. Allerdings beziehe sich die Sozialisierung nur auf Großbetriebe, da 
die Klein- und Mittelbetriebe nach Art. 43 besonders geschützt würden. 

Die Sozialisierung wurde dennoch nie Verfassungswirklichkeit. Auch nach Art. 
41 bedarf es näherer gesetzlicher Bestimmungen, nämlich um z.B. festzulegen, 
wer eigentlich neuer Träger der sozialisierten Betriebe sein soll - dies muss ja 
keineswegs der Staat sein, die Verfassungsgeber hatten eher an genossenschaft- 
liche Lösungen gedacht. Wirtschaftsminister Koch hat im Jahre 1950 einen 
Gesetzentwurf vorgelegt, nach dem Träger des neu entstandenen Gemeineigen- 
tums „Sozialgemeinschaften“ sein sollten. Das Gesetz wurde vom Landtag mit 
Stimmengleichheit abgelehnt (Sten. Bericht der 1. Landtagssitzung vom 
25.10.1950, S. 3150), weil sich eine Befürworterin der Lösung auf Hochzeits- 
reise befand (Kogon 1976: 41). Im Jahre 1954 wurde die Sozialisierung durch 
das „Abschlussgesetz zu Art. 41 der Hessischen Verfassung“ beendet. Das Ge- 
setz regelte erstens, dass die nach Art. 41 LVerf sozialisierten Betriebe übertra- 
gen werden an öffentliche Träger oder private Träger, die mindestens zur Hälf 
te ım Eigentum des Landes stehen. Gleichzeitig enthielt das Abschlussgesetz 
eine großzügige Entschädigungsregelung, welche die Entschädigung am Wert 
des enteigneten Betriebes ausrichtete. Und schließlich wurden die Klein- und 
Mittelbetriebe, die nicht enteignet wurden, definiert - und zwar ebenfalls 
großzügig, d.h. viele Betriebe wurden von der Enteignung ausgenommen. Die 
Wirkungen des Gesetzes waren so, dass es faktisch einer Re-Privatisierung 
gleichkam (Lilge 1976: 70). 

Die Hessische Verfassung enthält über Art. 41 hinaus eine Gesamtkonzeption 
der Wirtschaft, die aus heutiger Perspektive überraschen mag, weil sie in Op- 
position zur gesellschaftlichen Realität steht. In Art. 38 LVerf heißt es: 

„Die Wirtschaft des Landes hat die Aufgabe, dem Wohle des ganzen Volkes und der Befriedigung 
seines Bedarfs zu dienen. Zu diesem Zweck hat das Gesetz die Maßnahmen anzuordnen, die er- 
forderlich sind, um die Erzeugung, Herstellung und Verteilung sinnvoll zu lenken und jeder- 
mann einen gerechten Anteil an dem wirtschaftlichen Ergebnis aller Arbeit zu sichern und ihn 
vor Ausbeutung zu schützen. Im Rahmen der hierdurch gezogenen Grenzen ist die wirtschaftli- 
che Betätigung frei. Die Gewerkschaften und die Vertreter der Unternehmen haben gleiches Mit- 
bestimmungsrecht in den vom Staat mit der Durchführung seiner Lenkungsmaßnahmen beauf- 
tragten Organen.“ 

Die Vorschrift verpflichtet die Wirtschaft nicht nur unzweideutig auf das Ge- 
meinwohl, das in dieser Vorschrift zusätzlich mit dem Gleichheitsaspekt ver- 
bunden wird, es geht um das Wohl des ganzen Volkes. Das schließt es aus, 
dass Einzelne ausgeschlossen, abgehängt oder ins Prekariat abgedrängt werden, 
wie es heute so schön heißt. Der Artikel lässt Wirtschaftslenkung nicht nur zu, 
sondern gebietet sie, um das aufgestellte Ziel zu erreichen. Die neoliberale 


Konzeption nach dem Motto „Wirtschaftspolitik wird in der Wirtschaft ge- 
macht“ widerspricht dem Konzept der Landesverfassung ganz offenkundig. 
Weiter ist ein gleiches Mitbestimmungsrecht in den Organen der Wirtschafts- 
lenkung vorgeschrieben, für die Betriebe wird die gleichberechtigte Mitbe- 
stimmung in sozialen, personellen und wirtschaftlichen Fragen für die Be 
triebsvertretungen in Art. 37 LVerf vorgeschrieben. 

In Art. 39 LVerf wird über Art. 41 LVerf hinaus dem Gesetzgeber aufgegeben, 
weitere Bereiche der Wirtschaft zu sozialisieren, wenn diese die Gefahr des 
Missbrauchs wirtschaftlicher Freiheit in sich bergen - auch diesen Artikel 
lohnt es, in seiner ganzen Schönheit zur Kenntnis zu nehmen: 


„jeder Missbrauch der wirtschaftlichen Freiheit - insbesondere zu monopolistischer Machtzu- 
sammenballung und zu politischer Macht - ist untersagt. Vermögen, das die Gefahr solchen 
Missbrauchs wirtschaftlicher Freiheiten in sich birgt, ist auf Grund gesetzlicher Bestimmungen in 
Gemeineigentum zu überführen. Soweit die Überführung in Gemeineigentum wirtschaftlich 
nicht zweckmäßig ist, muss dieses Vermögen auf Grund gesetzlicher Bestimmungen unter 
Staatsaufsicht gestellt oder durch vom Staate bestellte Organe verwaltet werden. Ob diese Voraus- 
setzungen vorliegen, entscheidet das Gesetz. Die Entschädigung für das in Gemeineigentum über- 
führte Vermögen wird durch das Gesetz nach sozialen Gesichtspunkten geregelt. Bei festgestell- 
tem Missbrauch wirtschaftlicher Macht ist in der Regel die Entschädigung zu versagen.“ 

Der Missbrauch wirtschaftlicher Macht zu politischer Macht ist also unter- 
sagt. Wenn er doch vorkommt, sind die entsprechenden Unternehmen zu ent- 
eignen, d.h. es ist die Pflicht des Gesetzgebers so zu handeln. In Zeiten von 
public-private partnership findet das Gegenteil statt: den wirtschaftlich Mäch- 
tigen wird auch noch die politische Macht übertragen. Die Wasserverwaltung 
in Bremen und Berlin beispielsweise wird von privaten Holdings beaufsichtigt, 
und Bertelsmann arbeitet daran, nach englischem Vorbild ganze Kommunen 
privat zu verwalten. 

Interessant ist auch die Entschädigungsregelung. Mit dem Abschlussgesetz von 
1954 ist sie nicht zu vereinbaren, wenn man davon ausgeht, dass die unmit- 
telbare Sozialisierung deshalb in Art. 41 LVerf festgeschrieben wurde, weil bei 
diesen Unternehmen die Gefahr des Missbrauchs wirtschaftlicher Macht ein- 
deutig bestand. Es war Teil des Hessischen Verfassungskompromisses, eben 
genau jene Unternehmen unmittelbar zu sozialisieren, bei denen sich diese 
Gefahr in der deutschen Geschichte verwirklicht hatte. In ihrer konstituieren- 
den Eröffnungssitzung vom 15.7.1946 erklärte die CDU-Fraktion offiziell: 


„Die Verfassung soll wirtschaftspolitisch das Bekenntnis zum Eigentum als den Quell des schöp- 
ferischen Strebens jeden Menschens verankern. Das Streben nach Besitz und Eigentum findet 
seine Grenze, wo es zur Herrschaft über andere wird. Schlüsselproduktionen, d.h. Bodenschätze, 
Großbanken, Versicherungsgesellschaften, die gefährlichen Anreiz zum Monopolkapitalismus 
verkörpern, sollen künftig der Herrschaft der Allgemeinheit unterstehen.“ (Zit. n. Stein 1976: 
194) 


30 Jahre später wäre man wohl für den Inhalt und die Wortwahl dieser Stel- 
lungnahme vom Verfassungsschutz unter Beobachtung gestellt worden. 
Auch die Verfassungsmütter und -väter der CDU waren also der Meinung, 
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dass die in Art. 41 genannten Industrien die Gefahr zum Machtmissbrauch in 
sich bergen - dann hätte die Enteignung konsequenterweise entschädigungslos 
erfolgen müssen. Die CDU trat zwar für eine Sozialisierung der Schlüsselin- 
dustrien ein, optierte aber in der verfassungsberatenden Versammlung gegen 
die verfassungsrechtliche Festschreibung der Planwirtschaft, d.h. für einen 
starken privaten Sektor. Die CDU war es, die gegen eine weitergehende Sozia- 
lisierung, wie sie der SPD oder den Gewerkschaften vorschwebte, argumentiert 
hatte. 

Die Gewerkschaften hatten mit Blick auf die Wirtschaftsverfassung gefordert: 


„Die Gewerkschaften fordern daher: dass in allen künftigen Landesverfassungen die Planwirt- 
schaft verfassungsrechtlich gesichert wird und sich nach den folgenden Grundsätzen richtet: 1. 
Produktion nach dem Bedarf, 2. Vollbeschäftigung aller Arbeitskräfte, 3. Einsatz der Rohstoffe 
für den größtmöglichen volkswirtschaftlichen Nutzen ausschließlich im Dienst des Frie- 
dens.“(Entschließung des freien Gewerkschaftsbundes Hessen vom 24/25 August 1949, zit. n. 
Berding 1996: 593) 

Die Begründung dieser Forderung macht klar, warım nach 1945 weitgehender 
Konsens über die Notwendigkeit staatlicher Lenkung bestanden hat, es heißt 
in dem gewerkschaftlichen Positionspapier weiter: 

„Das sogenannte freie Spiel der Kräfte ist es gewesen, welches zu den großen Krisen der Welt- 
wirtschaft und damit zu den beiden Weltkriegen geführt hat. Jenes Wirtschaftssystem darf nie- 
mals wiederkehren, wenn der Frieden nicht verloren werden soll. Notwendig ist vielmehr ein 
staatlicher Wirtschaftsplan, der parlamentarisch in der Form eines Gesetzes für bestimmte Zeit- 
räume aufgestellt wird.“ (ebd.) 

Gegen diese Position, die mit weiter gehenden Sozialisierungsvorstellungen 
verbunden war, wandte sich die Industrie- und Handelskammer Groß-Hessens 
und Württemberg-Badens in einer Denkschrift. Dort wurde nicht offen für die 
Marktwirtschaft gekämpft, angesichts der politischen Grundstimmung galt es 
zunächst nur, Festlegungen zugunsten einer Planwirtschaft abzuwehren. Die 


IHK forderte deshalb: 


„Es erscheint unsicher, ob bereits heute der Zeitpunkt gekommen ist, die künftige Gestalt unse- 
rer Wirtschaft in den Verfassungen vorzuzeichnen. Es mag vielleicht möglich sein, gewisse Einzel- 
fragen zu regeln. Die grundsätzlichen Entscheidungen schon jetzt zu treffen, halten wir für ver- 
früht. Der Verfassungsgesetzgeber sollte bezüglich der Wirtschaft äußerst behutsam vorgehen.“ 
(Denkschrift der Industrie. und Handelskammer Groß-Hessens und Württemberg-Badens vom 
1.8.1946, zit. n: Berding 1996: 583). 

Eine solche Stellungnahme wünschte man sich heute zur wirtschaftspoliti- 
schen Ausrichtung der Europäischen Verfassung, aber heute ist der Zeitpunkt 
für die Industrieverbände gekommen, die Wirtschaftspolitik der Europäischen 
Union grundsätzlich festzulegen - dazu später mehr. 

Die IHK wird in ihrer Stellungnahme aber auch deutlicher: „Wir sind aber der 
Meinung, dass eine Sozialisierung nicht in Frage kommen kann aus allgemei- 
nen wirtschaftspolitischen Motiven, wie sie in den Verfassungsvorschlägen“ 
formuliert sind (ebd.: 587). So kam es trotz der grundsätzlichen Übereinstim- 
mung zur Frage der demokratischen Kontrolle der Privatwirtschaft zu Ausei- 


nandersetzungen zwischen den Parteien in der verfassungsberatenden Landes- 
versammlung über die Frage der Sozialisierung und die Reichweite der wirt- 
schaftspolitischen Festlegungen. Strittig war außerdem das Verhältnis Staat 
und Kirche und die bildungspolitischen Bestimmungen der Verfassung. Die 
CDU legte deshalb einen Entwurf für ein „Staatsgrundgesetz“ vor, um die 
strittigen Punkte auszuklammern. Das Staatsgrundgesetz enthielt nur Bestim- 
mungen über die Grundrechte „Freiheit“ und „Gleichheit“ sowie den Aufbau 
der Staatsorganisation. Aufgeschreckt durch diesen Vorschlag einer Minimal- 
verfassung nahm die SPD direkte Verhandlungen mit der CDU auf, deren Er- 
gebnis der Verfassungskompromiss war, wie er in den Art. 38 ff zum Ausdruck 
kommt. 


3. Verschiebungen des Verfassungskompromisses 


Der Verfassungskompromiss in der Hessischen Verfassung ist zunächst ein 
Kompromiss zwischen konkreten handelnden Personen. Der Begriff der Ver- 
fassung wird damit aber gleichzeitig anders bestimmt als in der individualisti- 
schen Sichtweise, die Verfassungen als individuellen Vertrag aller Mitglieder 
der Gesellschaft verstehen. Dem Begriff Verfassungskompromiss liegt eine kol- 
lektıve, gruppen- oder klassenorientierte Sichtweise zu Grunde. Die Verfassung 
ist kein Vertragswerk, das von vielen Individuen abgeschlossen wird, sondern 
ein Kompromiss zwischen den unterschiedlichen Gruppen einer Gesellschaft, 
über den die Bedingungen der politischen Organisation geregelt werden. Die 
Verfassung ist nicht nur Gesellschaftsvertrag, der zwischen den einzelnen Mit- 
gliedern der Gesellschaft geschlossen wird, sie ist ın stärkerem Maße ein Ver- 
trag der gesellschaftlichen Gruppen, der erstens dıe Kräfteverhältnisse in den 
sozialen Auseinandersetzungen markiert und rechtlich perpetuiert. Zweitens 
legt der Kompromiss die Grundlage für die zukünftigen sozialen Auseinander- 
setzungen, schreibt gleichsam die Kampfbedingungen fest. 

Marx hat diese Sichtweise seinen politischen Analysen zugrunde gelegt und 
unterschiedliche Verfassungen seiner Zeit immer wieder auf unterschiedliche 
Kräfteverhältnisse zwischen Adel, Bourgeoisie und Arbeiterklasse zurückge- 


führt. Er schreibt: 


„Verfassungen wurden früher gemacht und angenommen, sobald der gesellschaftliche Umwäl- 
zungsprozess an einem Ruhepunkt angelangt war, die neu gebildeten Klassenverhältnisse sich be- 
festigt hatten und die ringenden Fraktionen der herrschenden Klasse zu einem Kompromiss 
flüchteten, der ihnen erlaubte, den Kampf unter sich fortzusetzen und gleichzeitig die ermattete 
Volksmasse von demselben auszuschließen.“ (Marx 1850: 41) 


Und Engels formuliert: 


„Die gegenwärtige Verfassung Deutschlands ist weiter nichts als ein Kompromiss zwischen dem 
Adel und den Kleinbürgern, der darauf hinausläuft, die Verwaltung in den Händen einer dritten 
Klasse niederzulegen: der Bürokratie.“ (Engels1847: 44) 


Ganz ın dieser Tradition hat Abendroth nicht nur die Hessische Verfassung, 
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sondern auch das Grundgesetz als Verfassungskompromiss verstanden, als 
Kompromiss zwischen den gesellschaftlichen Klassen. Und diesen Kompro- 
miss verstand er nicht als Abschluss des gesellschaftlichen Ringens, sondern 
ebenso wie Marx als Grundlage, auf der die gesellschaftlichen Auseinanderset- 
zungen mit friedlichen Mitteln weiter geführt werden, u.a. in der juristischen 
Interpretation der Verfassungsvorschriften. Abendroth hat sich dabei dafür 
stark gemacht, die wirtschaftspolitischen Grundlagen der Landesverfassungen 
bei der Interpretation des Sozialstaatsgebotes im Grundgesetz zu berücksichti- 
gen. Das Sozialstaatsgebot verstand er als Forderung nach wirtschaftsdemokra- 
tischen Elementen und solidarischer Gestaltung der Wirtschaft. Er schreibt: 


Das Grundgesetz hat die „inhaltliche Bestimmung des Rechtsgrundsatzes der demokratischen 
und sozialen Rechtsstaatlichkeit eben um dieser, wenn sie so wollen Kompromisslage willen, dem 
einfachen Gesetzgeber und evtl. dem Verfassungsänderungsverfahren überlassen. Was aber dieser 
Gedanke mindestens ausdrücken soll, ist, dass eine Umgestaltung der Wirtschafts- und Gesell- 
schaftsordnung in diese Richtung, dass nämlich in rechtsstaatlicher Weise in der Wirtschafts- und 
Gesellschaftsordnung die demokratischen Strukturprinzipien und das demokratische Gerechtig- 
keitsdenken sich durchsetzen können, technisch möglich ist und objektiv mit rechtsstaatlichem 
Denken vereinbart werden kann.“(Abendroth 1975 a: 68) 

Abendroth konnte sich mit seiner Auslegung des Sozialstaatsgebotes nicht 
durchsetzen. Das Gebot wird von der herrschenden Meinung in den Rechts- 
wissenschaften als weitgehend unverbindliches Staatsziel verstanden (vgl. De- 
genhart 2004: Rn. 425ff.). Das bedeutet: die Kräfteverhältnisse und die Kom- 
promisslage haben sich seit Verabschiedung der Hessischen Verfassung erheb- 
lich verschoben. Dies lässt sich schon für den Text des Grundgesetzes feststel- 
len, das von der Hessischen Landesverfassung deutlich abweichende Regelun- 
gen zur Enteignung und Sozialisierung enthält und als Bundesrecht den lan- 
desrechtlichen Bestimmungen vorgeht. Die Sozialisierung gesellschaftlich be- 
deutsamen Eigentums ist im stiefmütterlich behandelten Art. 15 GG geregelt: 


„Grund und Boden, Naturschätze und Produktionsmittel können zum Zwecke der Vergesell- 
schaftung durch ein Gesetz, das Art und Ausmaß der Entschädigung regelt, in Gemeineigentum 
oder in andere Formen der Gemeinwirtschaft überführt werden. Für die Entschädigung gilt Arti- 
kel 14 Abs. 3 Satz 3 und 4 entsprechend.“ 

Art. 14 Abs. 3 GG bestimmt, dass die Entschädigung „unter gerechter Abwä- 
gung der Interessen der Allgemeinheit und der Beteiligten“ zu bestimmen ist. 
Der schon zitierte Art. 39 Hess-LVerf. bestimmte dagegen, dass die Entschädi- 
gung durch Gesetz „nach sozialen Gesichtspunkten geregelt (wird). Bei festge- 
stelltem Missbrauch wirtschaftlicher Macht ist in der Regel die Entschädigung 
zu versagen.“ 

Nun muss auch der Art. 14 GG nicht so verstanden werden, dass bei einer 
Enteignung Wertersatz als Entschädigung zu zahlen ist. Inzwischen geht nicht 
nur das Bundesverfassungsgericht, sondern auch der - eher an den Eigentü- 
merinteressen orientierte - Bundesgerichtshof davon aus, dass der Gesetzgeber 
bei einer sachgerechten Interessenabwägung auch eine geringere Entschädi- 


gung festlegen darf (BVerfGE 24, 367 (420 £.); 41, 126 (161), 46, 268 (284 ff); 
BGHZ 153, 327 (336)). Dies könnte angesichts der gegenwärtig vorherrschen- 
den Privatisierungswut noch einmal relevant werden. Im Bereich des Art. 15 
GG dürfte eine Entschädigung zum Verkehrswert sogar regelmäßig nicht er- 
forderlich sein, da andernfalls eine Sozialisierung praktisch nicht möglich sei, 
was dem Sinn der Vorschrift zuwiderliefe (Jarass/Pieroth 2006: Art. 15 Rn.5). 
Das Grundgesetz kennt allerdings keine Verpflichtung, Sozialisierungen vor- 
zunehmen, es erlaubt sie nur. Es macht anders als die Hessische Landesverfas- 
sung keine Vorgaben, den Machtmissbrauch der Wirtschaft zu beschränken 
und enthält sich irgendwelcher Aussagen zur staatlichen Lenkung oder sonsti- 
gen Intervention in die Wirtschaft. Das Grundgesetz kennt aber das Sozıal- 
staatsprinzip, die Verpflichtung auf den sozialen Rechtsstaat. Dessen Aushöh- 
lung können wir gegenwärtig beobachten. So wird das Grundgesetz mit dem 
Bundesverfassungsgericht richtig als wirtschaftspolitisch neutral bezeichnet 
(BVerfGE 4, 7/ 176 7, 377/ 400, 12, 354/ 363; 14, 19/ 23; 21, 73/ 78; 30, 
292/ 317 ft, 50, 290/ 336 f.). Das Grundgesetz überlässt die Wirtschaftspolitik 
der politischen Auseinandersetzung. Hier hat Abendroth recht behalten. Die 
Neutralität lässt nicht nur eine monetaristische, angebotsorientierte oder eine 
keynesianische nachfrageorientierte Wirtschaftspolitik im Rahmen einer kapita- 
listischen Marktwirtschaft zu. Es lässt auch Planung oder Wirtschaftsdemokra- 
tie als Element einer solidarischen Ökonomie zu. 

Anders sieht es aus mit der Europäischen Verfassung namens Reformvertrag. 
Die Kluft zwischen der Hessischen Verfassung sowie dem Grundgesetz und 
dem neuen Regelwerk ist nicht zu übersehen. Der Reformvertrag legt - ebenso 
wie der geltende EG-Vertrag’ - die Gemeinschaft fest auf eine „offene Markt- 
wirtschaft mit freiem Wettbewerb, wodurch ein effizienter Einsatz der Res- 
sourcen gefördert wird“. Und für bestimmte Schlüsselindustrien wird gar eine 
Privatisierung gefordert. So heißt es im EG-Vertrag in Art. 154: 


Die Gemeinschaft trägt „zum Auf- und Ausbau transeuropäischer Netze in den Bereichen der 
Verkehrs-, Telekommunikations- und Energieinfrastruktur bei. Die Tätigkeit der Gemeinschaft 
zielt im Rahmen eines Systems offener und wettbewerbsorientierter Märkte auf die Förderung des 
Verbunds und der Interoperabilität der einzelstaatlichen Netze sowie des Zugangs zu diesen Net- 
zen ab.“ 

Wettbewerbsorientierte Märkte und Zugang zu einzelstaatlichen Netzen heißt 
im Kontext der Europäischen Binnenmarktpolitik immer Zugang privater An- 
bieter und das Verbot öffentlicher Subventionen. So werden die genannten 
Bereiche, Verkehrs,- Telekommunikations- und Energieinfrastruktur auf die 
ökonomische Funktionslogik umgestellt - unabhängig davon, ob der Staat Ei- 
gentumsanteile hält oder nicht. Dies ist aber eben nicht die Logik, nach der 
die Wirtschaft dem „Wohle des ganzen Volkes und der Befriedigung seines 


3 Der nunmehr Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union heißen soll und zu- 
sammen mit dem EU-Vertrag den Reformvertrag bildet. 
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Bedarfs“ dient, wie es in der Hessischen Verfassung heißt. Der Klassenkom- 
promiss verschiebt sich mit der Europäischen Verfassung weiter, sie ist wirt- 
schaftspolitisch nicht neutral, sondern macht die neoliberale Wirtschaftspoli- 
tik zum Inhalt der Europäischen Konstitution. Die Verschiebungen lassen sich 
auch an anderen Stellen feststellen. 


4. Soziale Grundrechte 


Die Hessische Verfassung formuliert anders als das Grundgesetz eine Reihe so- 
zialer Grundrechte. So postuliert Art. 28 LVerf: „Jeder hat nach seinen Fähig- 
keiten ein Recht auf Arbeit und, unbeschadet seiner persönlichen Freiheit, die 
sittliche Pflicht zur Arbeit.“ Das Grundgesetz kennt ein solches Recht nicht; 
die EU-Grundrechtscharta, auf die im Reformvertrag verwiesen wird und die 
damit rechtsverbindlich wird,! kennt nur das Recht zu arbeiten - so man denn 
Arbeit hat, ließe sich geradezu zynisch hinzufügen. Für Angestellte, Arbeiter 
und Beamte soll nach der LVerf eine einheitliches Arbeitsrecht (Art. 29) und 
eine „das gesamte Volk verbindende Sozialversicherung“ (Art. 35) geschaffen 
werden. Die Bürgerversicherung ist also keineswegs eine neue Idee. 

Die Landesverfassung garantiert das Streikrecht und verbietet die Aussperrung 
(Art. 29), das Grundgesetz garantiert nur die Koalitionsfreiheit, erst die juristi- 
sche Auslegung kommt zu dem Schluss, dass damit Streik und Aussperrung 
zu vereinbaren sind. Die europäische Grundrechtscharta erlaubt explizit Streik 
und Aussperrung. 

Die LVerf fordert staatliche Maßnahmen, um die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf zu gewährleisten (Art. 30). Das Grundgesetz trifft hierzu keine ex- 
pliziten Aussagen, die EU-Verfassung normiert ein „Recht auf Schutz vor Ent- 
lassung aus einem mit der Mutterschaft zusammenhängenden Grund sowie 
den Anspruch auf einen bezahlten Mutterschaftsurlaub und auf einen Eltern- 
urlaub“. Das diene der Vereinbarkeit von Familie und Beruf - das muss dann 
aber auch reichen. Die sozialen Grundrechte in der Charta geben großenteils 
keine echten Ansprüche, auf die sich der Einzelne berufen kann, sondern ver- 
weisen auf die nationalstaatlichen Sozialleistungen, die „anerkannt und geach- 
tet“ werden (siehe Art. 34 Grundrechtscharta). Ein Abbau der Sozialleistungen 
in den Nationalstaaten wird damit nicht unterbunden. 

Der Achtstundentag wird in der LVerf festgeschrieben (Art. 31) - eine gegen- 
wärtig höchst brisante Forderung angesichts der Tatsache, dass die Landesre- 
gierung für Angestellte und Beamte eine tägliche Arbeitszeit von 8 Stunden 
und 20 Min. angeordnet hat, wenn sie das 50. Lebensjahr noch nicht über- 


4 Der Text der Grundrechtecharta wird im neuen Vertrag nicht enthalten sein; durch einen 
Verweis wird die Charta aber für rechtsverbindlich erklärt. Großbritannien und Polen haben 
für sich eine Ausnahme ausgehandelt, d. h. die normierten Grundrechte werden vor briti- 
schen und polnischen Gerichten keinen Rechtsschutz entfalten. 


schritten haben. Das Grundgesetz enthält sich einer Vorschrift, die EU- 
Grundrechtscharta (Art. 31) normiert ein Recht auf Begrenzung der Höchstar- 
beitszeit, ohne allerdings diese Höchstgrenze zu bestimmen - womit theore- 
tisch auch ein 18-Stundentag möglich wäre. Die Verschiebung des Kompro- 
misses sollte auch anhand dieser Beispiele deutlich geworden sein. 


5. Aktualität der Hessischen Verfassung 


Schon diese minimale Kontrastierung einiger Bestimmungen der Landesverfas- 
sung mit dem Grundgesetz legt die Frage nach der Umsetzung und Aktualität 
der landesverfassungsrechtlichen Gebote nahe. Dazu sind lange Abhandlungen 
geschrieben worden (lesenswert: Denninger 1997), aber die grundlegende Be- 
stimmung ist einfach. Sie findet sich in Art. 31 GG: Bundesrecht bricht Lan- 
desrecht. Sobald also das Grundgesetz oder sonstige Bundesgesetze eine Rege- 
lung enthalten oder abschließend eine Regelung nicht wollen, verlieren die 
landesverfassungsrechtlichen Bestimmungen an Bedeutung. 

Manchmal scheint allerdings die List der Geschichte dem Zeitgeist ein 
Schnippchen zu schlagen. Die in diesem Sommer beschlossene Föderalismus- 
reform hat das Bundesrecht mit dem offenen Ziel eines Wettbewerbsfödera- 
lismus zurückgedrängt und den Ländern mehr gesetzgeberische Kompetenzen 
verschafft (vgl. ausführlich Fisahn 2006). Wettbewerbsföderalismus meint, dass 
die Länder mit unterschiedlichen politischen Konzeptionen um die beste Poli- 
tik - oder weniger euphemistisch - um die besten Standortvorteile für die 
Wirtschaft konkurrieren sollen. Dazu sind Gesetzgebungskompetenzen, die 
vorher teilweise oder ganz beim Bund lagen, an die Länder übergegangen. So- 
lange der Bund Kompetenzen wahrnahm, griff die Sperre des Art. 31 GG auch 
dann, wenn der Bund bewusst nichts regelte, die Lücke konnte nicht von den 
Ländern gefüllt werden. Ein schlechtes Beispiel dafür war die kommunale Ab- 
gabe auf Einweggeschirr, die Kassel „gegen“ die Fast-Food-Ketten eingeführt 
hatte. Das Bundesverwaltungsgericht hat diese für bundesrechtswidrig erklärt, 
nicht weil das damalige Abfallgesetz eine entgegenstehende Regelung enthält, 
sondern weil es keine Regelung enthält (BVerwGE 96, 272ff). Mit dem Gesetz 
habe der Bundesgesetzgeber eine abschließende Regelung geschaffen, interpre- 
tierte das Bundesverwaltungsgericht in das Abfallgesetz hinein. Das verbiete es, 
auf Landes- oder kommunaler Ebene zusätzliche abfallrechtliche Regelungen 
zu etablieren. Wenn es aber keine Kompetenzen des Bundes mehr gibt, kann 
nur noch das Grundgesetz selbst Landesrecht brechen - der Landesgesetzgeber 
ist ansonsten wieder zuförderst an die Landesverfassung gebunden. 

Das gilt z.B. für das Hochschulrecht. Gemäß Art. 74 I Nr. 33 GG hat der 
Bund die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz nur noch über die Hoch- 
schulzulassung und Hochschulabschlüsse. Ansonsten ist das Land zuständig. 
In Art. 59 LVerf findet man folgende Regelung: „In allen öffentlichen Grund-, 
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Mittel-, höheren und Hochschulen ist der Unterricht unentgeltlich. Unentgelt- 
lich sind auch die Lernmittel mit Ausnahme der an den Hochschulen ge- 
brauchten.“ Diese Regelung ist Teil des Verfassungskompromisses. Die SPD 
wollte - damals - die Lernmittelfreiheit auch für die Hochschulen einführen. 
Durch den Kompromiss wurde diese nur für die anderen Schulformen einge- 
führt. Eindeutig sind Wortlaut und die Genese der Vorschrift mit Blick auf die 
Gebührenfreiheit. Studiengebühren sınd nach der Hessischen Landesverfas- 
sung unzulässig. Sie machen den Unterricht an den Hochschulen von einem 
Entgelt abhängig. Da der Bundesgesetzgeber für diesen Bereich keine Kompe- 
tenzen mehr hat, muss sich der Hessische Landesgesetzgeber an die Landesver- 
fassung halten. Die Folge ist schlicht und einfach: Die Hessischen Hoch- 
schulgebühren sind verfassungswidrig. 

Gegenwärtige Bestrebungen zur Reform der Hochschule gehen dahin, diese 
wie eine Aktiengesellschaft zu organisieren, mit einem Hochschulrat, der 
mehrheitlich aus Honoratioren der Gesellschaft, also Vertretern der Wirtschaft 
besetzt ist. Dieser Aufsichtsrat wählt dann den Vorstand, also das Rektorat der 
Universität (vgl. das sog. Hochschulfreiheitsgesetz in NRW). Auch diesen Be- 
strebungen schiebt die Hessische Landesverfassung mit Art. 60 einen Riegel 
vor. Dort heißt es: „Die Universitäten und staatlichen Hochschulen genießen 
den Schutz des Staates und stehen unter seiner Aufsicht. Sie haben das Recht 
der Selbstverwaltung, an der die Studenten zu beteiligen sind.“ Es lässt sich al- 
so weder die Staatsaufsicht noch die Selbstverwaltung beseitigen, und beide 
müssen selbstverständlich eine Substanz haben, ihr Kernbereich, der Entschei- 
dungsrechte umfassen muss, kann nicht angetastet werden. 

Abschließend soll ein Hinweis auf Art. 33 LVerf erfolgen, der zeigt, wie wenig 
Verfassung und Verfassungswirklichkeit oftmals korrelieren: „Das Arbeitsent- 
gelt muss der Leistung entsprechen und zum Lebensbedarf für den Arbeiten- 
den und seine Unterhaltsberechtigten ausreichen. Die Frau und der Jugendli- 
che haben für gleiche Tätigkeit und gleiche Leistung Anspruch auf gleichen 
Lohn.“ Solange der Bundesgesetzgeber nicht aktiv wird, spricht dies angesichts 
von sich ausbreitenden Arbeitsverhältnissen, deren Entlohnung zum Lebens- 
unterhalt nicht ausreicht, für die Pflicht des Hessischen Gesetzgebers, einen 
existenzsichernden Mindestlohn einzuführen - und vielleicht auch eine Ge- 
haltsobergrenze, die der Leistung, z.B. von Bankmanagern, annähernd entspre- 
chen könnte. Die Erinnerung an die Zukunft lohnt sich, 
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